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A. Veranlassung 


Die 4. Internationale Nordseeschutz-Konferenz (INK) 
fand am 8./9. Juni 1995 in Esbjerg unter Teilnahme 
der zuständigen Minister der Nordseeanrainerstaa- 
ten und des zuständigen Mitglieds der Kommission 


B. Vorbemerkung 


Der vorhegende Bericht reiht sich ein in die Berichte 
der Bundesregierung an den deutschen Bundestag 
über die Vorbereitung bzw. Umsetzung der Inter- 
nationalen Nordseeschutz-Konferenzen. Der Bericht 
über die Vorbereitung der 2. INK (London 24./25. No- 
vember 1987) erschien als Drucksache 11/878 vom 

2. Oktober 1987. Über die Umsetzung der Beschlüsse 
der 2. INK berichtete sie mit der Drucksache 11/3847 
vom 17. Januar 1989. Dieser Bericht wurde fort- 
geschrieben nüt dem Bericht über die Umsetzung 
der Beschlüsse der 2. INK und die Vorbereitung der 

3. INK, der als Drucksache 11/6373 vom 7. Februar 
1990 erschien. Der Bericht über die Umsetzung der 
Beschlüsse der 3. INK, die vom 7-8 März 1990 in den 
Haag stattfand, erfolgte als Drucksache 12/4406 am 
19. Februar 1993. 

Die Themenbereiche der Nordseeschutz -Konferen- 
zen wurden auf der 4. Internationalen Nordsee- 
schutz- Konferenz neu geghedert; infolgedessen 
weicht der Aufbau des Berichtes im Kapitel C über 
die Umsetzung der Beschlüsse der 4. INK von den 
Berichten über die 2. INK und die 3. INK ab. Die 
Ministerdeklaration umfaßt die folgenden Themen: 
Schutz von Arten und Lebensräumen, Fischerei, Ge- 
fährliche Stoffe, Nährstof feinträge, Verschmutzung 
durch Schiffe, Offshore-Anlagen. 

Ergänzt wird das Kapitel C durch eine Übersicht über 
die Erweiterung der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
(Forschungs- und Entwicklungsvorhaben) zum 
Schutz der Nordsee und durch einen ausführlichen 
Bericht über den Quaütätszustand der Nordsee. 

Die Maßnahmen der Bundesländer, die eine notwen- 
dige und wirkungsvolle Ergänzung zu den Maßnah- 
men der Bundesregierung zum Nordseeschutz sind, 
werden im Kapitel D dargestellt. In den Berichten der 
Bundesländer, die für den Vollzug des Gewässer- 
schutzes und der Abfallwirtschaft zuständig sind, 
werden insbesondere die Maßnahmen zur Reduzie- 
rung des Eintrages von gefährlichen Stoffen und von 
Nährstoffen, einschließlich kommunaler und indu- 
strieller Abwässer beschrieben. 

Die 4. INK hat eine Reihe von wichtigen Impulsen für 
den Meeresumweltschutz gebracht. Dazu zählen vor- 
rangig: 


der Europäischen Gemeinschaft statt. Teilgenommen 
haben auch zahlreiche Beobachter von Umwelt- 
schutz- und von Wirtschaftsverbänden sowie Vertre- 
ter internationaler Organisationen. 


- die politische Zielvorgabe, irmerhalb von 25 Jah- 
ren die Einleitung von gefährlichen Stoffen auf 
Werte nahe ihrer natürlichen Konzentration bzw. 
gegen Null zurückzuführen, was eine dynamische 
Fortentwicklung des „Standes der Technik" bei 
Punkt quellen sowie der „besten Umwelttechiuk" 
bei diffusen Quellen erfordert. 

- Die Ausweisung der gesamten Nordsee als eutro- 
phierungsgefährdetes Gebiet, hat zur Folge, daß 
entsprechend den EG -Richtlinien „Kommunales 
Abwasser" imd „Nitrate" in ihrem gesamten Ein- 
zugsgebiet weitergehende Maßnahmen zur Redu- 
zierung der Nährstoffeinträge gefordert sind, u. a. 
3. Reinigungsstufe und Aktionsprogramme in der 
Landwirtschaft (Frankreich und das Vereinigte 
Königreich tragen diese Beschlüsse nicht mit). 

- Der Beschluß zur Einstellung der Verwendung 
besonders gefährlicher Stoffe (u.a. kurzkettiger 
Chlorparaffine) 

- die vereinbarte Initiative in der Weltschiffahrts- 
organisation (IMO) zur Ausweisung der Nordsee 
als Sondergebiet nach MARPOL I (Einleitungsver- 
bot für ölhaltige Schiffsrückstände) 

- die grundsätzliche Entsorgung von Offshore-Anla- 
gen an Land (Vorbehalte des Vereinigten König- 
reichs und Norwegens) 

- die Forderung nach Anwendung des Vorsorge- 
prinzips und nach entsprechenden Maßnahmen in 
der Fischerei 

- die verstärkte Einbeziehung des Naturschutzes in 
die Nordseezusammenarbeit 

Im Laufe der Internationalen Nordseeschutz -Konfe- 
renzen von Bremen, London, Den Haag und Esbjerg 
hat das Thema Umweltschutz und Fischerei zuneh- 
mend an Bedeutung gewonnen. Die Nordseeanrai- 
nerstaaten haben sich entsprechend dieser Entwick- 
lung auf der 4. Internationalen Nordseeschutz-Konfe- 
renz 1995 in Esbjerg daher darauf geeinigt, ein spe- 
zielles Treffen über die gegenseitige Abstimmung 
und weitere Integration von Fischerei und Umwelt- 
fragen (IMM) im März 1997 in Bergen, Norwegen zu 
veranstalten. Zum ersten Mal haben sich dabei die 
für Fischerei- und die für die Umweltpolitik zuständi- 
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gen Minister der Nordseeanrainerstaaten und die zu- 
ständigen Kommissare der Europäischen Kommis- 
sion an einen Tisch gesetzt und sich über die gemein- 
same zukünftige Strategie und auf die Hauptziele für 
Umweltschutz, Erhaltungs- und Bewirtschaftungs- 
maßnahmen verständigt. Das wichtigste Ergebnis 
dieses Ministertreffens ist es, daß der Grundstein für 
eine Harmonisierung der Ziele des Meeresumwelt- 
schutzes mit den Zielen eines umweltgerechten und 
bestandserhaltenden Fischereimanagements in Ber- 
gen gelegt worden ist. 

Schwerpunkte des Meeresumweltschutzes für den 
Bereich der Nordsee und des Nordostatlantik sind 
nach der 4. INK auf internationaler Ebene die Reali- 
sierung der Beschlüsse der OSPAR-Sitzung (Überein- 
kommen zxim Schutz der Meeresumwelt des Nord- 
ostatlantiks ; sog. OSPAR-Übereinkommen) auf Mini- 
sterebene im Juli 1998, bei der langfristige Zielset- 


zxmgen hinsichtlich gefährlicher Stoffe, radioaktiver 
Stoffe, der Eutrophierung und des marinen Natur- 
schutzes beschrieben \md entsprechende Umset- 
zungsstrategien verabschiedet werden sollen. Wei- 
terhin steht eine Entscheidung zur Entsorgung von 
Offshore-Anlagen zur Annahme an. Im gleichen 
Rahmen soll darüber hinaus bis zum Jahr 2000 ein 
Qualitätszustandsbericht für den gesamten Nord- 
ostatlantik erstellt werden, was eine Aktualisierung 
des Qualitätszustandsberichtes 1993 für die Nordsee 
mit beinhaltet. 

Die 5. Internationale Nordseeschutz-Konferenz wird 
in Norwegen stattfinden; der Termin ist noch nicht 
festgelegt, wird voraussichtlich um das Jahr 2002 
liegen. 

Der vorliegende Bericht gibt den Sachstand vom 
25. Mai 1998 wieder. 
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C. Umsetzung der Beschlüsse der 4. Internationalen Nordseeschutz- Konferenz 
(4. INK), Esbjerg, 1995 


1. Schutz von Arten und Lebensräumen in 
Küstengebieten und der Hohen See 

1.1 Ministerbeschluß 

Aus der Erkenntnis heraus, daß Umweltschutzmaß- 
nahmen allein keinen umfassenden Schutz der biolo- 
gischen Vielfalt gewährleisten können, wurden auf 
der 4. INK eine Reihe von spezifischen Maßnahmen 
zur Erhaltung von Arten und Lebensräumen be- 
schlossen. Als wichtige in anderen Foren vereinbarte 
Maßnahmen zum Schutz von Arten und Lebensräu- 
men wurden die Habitatrichtlinie der EG, das Ab- 
kommen zur Erhaltung der Kleinwale in Nord- und 
Ostsee und die trüaterale Wattenmeer-Zusammen- 
arbeit genannt. Im Beschluß zu Arten und Lebens - 
räumen in Küstengebieten und der Hohen See kom- 
men die Minister (der EU Mitgliedstaaten) überein, 
sich gemeinsam um die volle Verwirklichung von 
Natura 2000 (das EG -weit koordinierte ökologische 
Netz aus Schutzgebieten für den Arten- und Lebens - 
raumschutz) zu bemühen. Weiterhin soll ein mit der 
Habitatrichtlinie kompatibles Klassifikationssystem 
für Meeresbiotope in der Nordsee weiterentwickelt 
und beschlossen werden. 

Die Minister beschlossen einen gemeinsamen Stand- 
punkt zu notwendigen spezifischen Erhaltungsmaß- 
nahmen für ökologisch wichtige oder für die biolo- 
gische Vielfalt wesentliche Schlüsselarten und deren 
Lebensräume, die bedroht oder gefährdet sind, zu 
entwickeln. In diesem Rahmen sollen Kriterien zur 
Identifizierung ökologisch wichtiger Schlüsselarten 
und Lebensräume entwickelt werden, sowie eine 
Auswahl und Kartierung der am stärksten bedrohten 
und/oder ökologisch wichtigen Arten und Lebens - 
räume erfolgen. Eingeschlossen ist die Festlegung 
ökologischer Zielsetzungen und Maßnahmen für den 
Schutz der so bestimmten Arten und Lebensräume. 
Frühzeitig Berücksichtigung finden sollen auch die 
Bewertung der Möglichkeiten der Errichtung von 
Schutzgebieten für bedrohte und gefährdete Arten, 
die Weiterentwicklung des bestehenden Monitoring- 
programms und begleitender Forschungsarbeiten so- 
wie die regelmäßige Überprüfung der Maßnahmen. 

Die OSPAR- Kommission wurde um eine umsetzungs- 
orientierte Weiterbearbeitung eines Größte üs dieser 
Beschlüsse zum Naturschutz gebeten. Das OSPAR 
Übereinkommen von 1992 schließt aber nicht explizit 
Naturschutz ein und Deutschland hat daraufhin die 
Initiative ergriffen, das OSPAR Übereinkommen an- 
läßlich der für 1998 geplanten OSPAR-Sitzung auf 
Ministerebene um einen Naturschutzanhang zu er- 
weitern. 

In den folgenden Abschnitten wird zum Stand der 
Umsetzung dieser Ministerbeschlüsse berichtet. 


1.2 Verwirklichung von Natura 2000 

Einen wichtigen Beitrag zum Schutz der biologischen 
Vielfalt im Bereich der Nordsee leisten die EU-Richt- 
linien 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natür- 
lichen Lebensräume sowie wildlebender Tiere und 
Pflanzen (FFH Richtliiüe) und 79/409/EWG über die 
Erhaltung der wildlebenden Vogelarten. Für die Mit- 
gliedstaaten der EU enthalten diese Richtlinien 
rechtsverbindlich Regelungen zum Arten- und 
Lebensraumschutz; u.a. regeln die Richtlinien den 
Aufbau eines kohärenten ökologischen Netzes von 
besonderen Schutzgebieten (Natura 2000), das aus 
Vogelschutzgebieten sowie FFH-Gebieten bestehen 
wird. Deutschland hat im Nordseeküstenbereich 
31 EU- Vogelschutzgebiete mit einer Gesamtfläche 
von 500 000 ha ausgewiesen. Davon sind 25 Gebiete 
mit einer Gesamtfläche von fast 300 000 ha zusätzlich 
auf der regionalen Liste der FFH-Gebietsvorschläge. 
Die Anmeldung weiterer Natura 2000 -Gebiete ist 
vorgesehen. 

1.3 Klassifikationssystem für Meeresbiotope 

Ein 1993 für die gesamte Bundesrepublik vom Bun- 
desamt für Naturschutz (BfN) erarbeitetes Klassifizie- 
ningssystem für Biotoptypen schließt die Meeres- 
und Küstenbereiche mit ein. Dieses System ist, wie 
auch ein vergleichbares, in Großbritannien erarbeite- 
tes System, in Überlegungen zu einem Klassifizie- 
ningssystem für Meeresbiotope im Rahmen von 
OSPAR eingeflossen. Die betreffende OSPAR- Arbeits- 
gruppe IMPACT (Working Group on Impacts on the 
Marine Environment) hat 1997 Großbritannien gebe- 
ten, mit dem zuständigen Zentrum für Naturschutz 
der Europäischen Umwelt agentur bei der weiteren 
Entwicklung eines europaweiten Klassifizierungs- 
systems, welches Meeresbiotope einschließt, zu ko- 
operieren. 

1.4 Kriterien zur Bestimmung ökologisch 
wichtiger Schlüsselarten und Lebensräume 
und deren Kartierung 

In der Arbeitsgruppe IMPACT wird seit 1996 an 
einem System von Kriterien zur Selektion von Arten 
und Lebensräumen gearbeitet, für die im Konven- 
tionsgebiet von OSPAR einschließlich der Nordsee 
Schutzmaßnahmen erforderlich sind. Neben der öko- 
logischen Funktion, der Rolle als Indikator für z.B. 
biologische Vielfalt, Seltenheit oder Repräsentanz, 
stellt der Grad der Gefährdung von Arten und 
Lebensräumen ein wichtiges Auswahlkriterium dar. 
Mit der Veröffentlichung der Roten Listen der Biotop- 
typen, Tier- und Pflanzenarten des deutschen Wat- 
tenmeer- und Nordseebereiches durch das BfN he- 
gen seit 1995 für den deutschen Meeres- und Küsten- 
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bereich der Nordsee aktuelle Einschätzungen der 
Gefährdungssituationen sowohl von Arten als auch 
von Lebensräumen vor. Die in diesen Listen verwen- 
deten Kriterien und Kategorien zur Identifikation 
und Beschreibung des Grades der Gefährdung sind 
in leicht geänderter Form in den Entwurf des Krite- 
riensystems von IMPACT übernommen worden. Ba- 
sierend auf den Kriterien zur Selektion von Arten 
und Lebensräumen wurde in der OSPAR Arbeits- 
gruppe IMPACT mit der Zusammenstellung von 
Listen ausgewählter Arten und Lebensräume begon- 
nen. Auch hier sind die Ergebnisse der deutschen 
Roten Listen gefährdeter Arten und Biotoptypen der 
Nordsee eingeflossen. 


1.5 Festlegung ökologischer Zielsetzungen und 
Maßnahmen für den Schutz der relevanten 
Arten und Lebensräume 

Die Entwicklung konkreter Maßnahmen für den 
Arten- und Lebensraumschutz wurde von der 4. INK 
an OSPAR delegiert. Obwohl die Integration eines 
Naturschutzanhanges in das OSPAR-Übereinkom- 
men als Basis für solche Arbeiten noch aussteht be- 
faßt sich die OSPAR Arbeitsgruppe IMPACT bereits 
heute mit der Frage der Einrichtung von marinen 
Schutzgebieten. Deutschland wird im September 
1998 einen internationalen Workshop abhalten, der 
naturschutzfachliche Richtlinien zur Auswahl und 
zum Management solcher Gebiete entwickeln soU. 
Auf diesen Grundlagen soll ein OSPAR weites 
System von marinen Schutzgebieten erarbeitet wer- 
den. 

Im Rahmen der nationalen Arbeitsgruppe „ Ökologi- 
sche Qualitätsziele für die Nordsee" des Bund-Län- 
der Ausschusses Nord- und Ostsee (BLANO) wurde 
1996 für den deutschen Teil der Nordsee ein erstes 
Konzept für eine integrierte Managementzone erar- 
beitet. Diese Zone schließt mögliche marine Schutz- 
gebiete ein, in denen je nach Schutzziel unterschied- 
liche menschliche Aktivitäten geregelt werden kön- 
nen. Ein mögliches Klein walschutzgebiet westlich 
der Insel Sylt ist in diesem Konzept enthalten, daß 
z. Zt. aber auch intensiv im Rahmen des Abkommens 
zum Schutz der Kleinwale in Nord- und Ostsee 
(ASCOBANS) diskutiert wird. 

Im Rahmen der Vorbereitungen zur 5. INK wird Nor- 
wegen im Juni 1998 einen Workshop zum öko- 
systemaren Ansatz für ein Management der Nordsee 
(einschl. Fischerei-management) veranstalten. Dabei 
sollten ökologische Zielsetzungen von zentraler Be- 
deutung sein. 

Im Rahmen des trilateralen Schutzes des Wattenmee- 
res wurde auf der 8. Trilateralen Regierungskonfe- 
renz in Stade im Oktober 1997 der gemeinsame Wat- 
tenmeerplan angenommen. In ihm werden für ver- 
schiedene Bereiche des Ökosystems Wattenmeer 
konkrete ökologische Ziele benannt. Darüber hinaus 
beinhaltet der Plan Management-vorgaben, Maß- 
nahmen und Aktionen, die zum Erreichen dieser 
Ziele dienen sollen. 


1.6 Spezifische Maßnahmen zum Schutz von 
Arten und Lebensräumen 

Der Schutz von Arten und Lebensräumen, insbeson- 
dere von Kleinwalen sowie Seehunden, See- und 
Küstenvögeln wurde schon auf der 3. INK von den 
Ministern vereinbart. Folgende Ergebnisse wurden 
bislang erzielt: 

1.6.1 Erhaltung der wandernden wildlebenden 
Tierarten 

Der Schutz wandernder wildlebender Tierarten wird 
durch die Umsetzung des Übereinkommens zur Er- 
haltung der wandernden wildlebenden Tierarten 
(Boim Übereinkommen von 1979) gewährleistet. Die 
Zahl der Vertragsstaaten des Bonner Übereinkom- 
mens beträgt nunmehr 51 (Stand 1997). Deutschland 
ist seit 1984 Mitglied des Bonner Übereinkommens. 

1.6.2 Abkommen zum Schutz der Seehunde im 
Wattenmeer 

Im Januar 1988 wurde die deutsch-dänisch-nieder- 
ländische Seehundpopulation im Wattenmeer von 
einem Massensterben betroffen (ca. 8 500 Todfunde). 
Die drei Wattenmeeranrainerstaaten beschlossen 
daher gemeinsame Maßnahmen zum Schutz der 
Seehunde. Auf der trilateralen Regierungskonferenz 
im November 1988 vereinbarten die zuständigen 
Umweltminister o. g. Abkommen. Das Abkommen 
wurde am 16. Oktober 1990 unterzeichnet und ist am 
1. Oktober 1991 in Kraft getreten; es ist das erste Re- 
gionalabkommen unter dem Bonn Übereinkommen. 

Wesentlicher Bestandteil des Seehundabkommens 
ist der inzwischen angefertigte Erhaltungs-, Hege- 
und Nutzungsplan zur Festlegung der erforderlichen 
trilateralen Schutzmaßnahmen. Hauptziel bzw. 
-zweck des Seehundabkommens bleibt die enge Zu- 
sammenarbeit der Vertragsparteien hinsichtlich einer 
günstigen Erhaltungssituation für die Seehundpopu- 
lation. 

1.6.3 Abkommen zur Erhaltung der Kleinwale 
in Nord- und Ostsee 

Am 9. April 1992 wurde in New York bei den Verein- 
ten Nationen das Regionalabkommen des Bonn 
Übereinkommens zur Erhaltung der Kleinwale in 
Nord- und Ostsee von der Bundesrepublik Deutsch- 
land unterzeichnet. Deutschland hat es 1994 ratifi- 
ziert und ist einer von 7 Zeichnerstaaten dieses Ab- 
kommens. Die 2. Vertragsstaatenkonferenz (Bonn, 
17.-19. November 1997) hat beschlossen, daß Sekre- 
tariat des Abkommens von Cambridge nach Bonn zu 
verlagern. 

Das Abkommen entstand auf der Grundlage der 
1990 von der 3. INK verabschiedeten Vereinbarung 
über kleine Wale in der Nordsee. Es gilt für alle 
Kleinwale in Nord- und Ostsee. Unter Kleinwale wer- 
den alle Arten, Unterarten oder Populationen der 
Zahnwale Odontoceti mit Ausnahme des Pottwals 
Physeter macrocephalus verstanden. 

Es sollen auf internationaler Ebene gemeinsame 
Maßnahmen durchgeführt werden, die zur Erhal- 
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tung, Hege, Nutzung und Erforschung der Klein wale 
notwendig sind, u. a. 

- Verhütung der Freisetzung schädlicher Stoffe ins 
Meer, 

- Verminderung des Beifanges von Kleinwalen 
durch Entwicklung neuer Fischfangmethoden, 

- Erforschung des Populationsbestandes sowie der 
Ernährungs- und Lebensraumerfordernisse, 

- Zählung und Untersuchung gestrandeter Klein- 
wale, 

- nationale Verbote der absichtlichen Entnahme aus 
der Natur sowie des absichtlichen Tötens, 

- Aufklärung der Öffentlichkeit. 

Zur Überwachung sollen nationale Koordinierungs- 
behörden bestimmt werden, die mit dem Sekretariat 
des Abkommens eng Zusammenarbeiten. 

1.6.4 Forschungsvorhaben zu Meeressäugern 

Von der Bundesregierung, den Küstenländern der 
EU und verschiedenen Organisationen werden zahl- 
reiche Forschungsvorhaben gefördert, die Aufschluß 
über Wanderverhalten, Bestandsstärke, Schadstoff- 
belastung und Gesundheitszustand von Kleinwalen 
und Robben in Nord- und Ostsee geben sollen. Einige 
Beispiele: 

- Autopsien von gestrandeten und kranken Meeres- 
säugern werden in Niedersachsen durchgeführt, 
um Todesursachen wie Parasiten, Schadstoffe, In- 
fektionen usw. festzustellen. 

- In einem von Bund finanzierten Forschungsvorha- 
ben zum Robbensterben wurden 100 Seehunde, 
die nach dem Seehundsterben 1988/89 an schles- 
wig-holsteinischen Küsten angespült wurden, un- 
ter virologischen und toxikologischen Gesichts- 
punkten auf ihren Immunstatus untersucht. 

- Kleinwale, die in Fischnetzen ertrunken oder tot 
an Stränden der Nord- und Ostsee auf gefunden 
wurden, sind auf Schadstoffgehalte, Parasitenbe- 
fall, Alter, Nahrung, Reproduktion und Pathologie 
untersucht worden, 

- Flugzeugzählungen von Seehunden im Watten- 
meer wurden im Rahmen der Ökosystemfor- 
schung Wattenmeer durchgeführt. Sie dienen der 
Bestands- und Reproduktionsabschätzung. 

- In Niedersachsen wurden die seit 1958 durchge- 
führten Zählungen von Seehunden, die seit Be- 
ginn der 70er Jahre vom Flugzeug aus erfolgen, 
fortgeführt. 

- Seit 1990 wird auf Sylt ein Projekt zur standardi- 
sierten Sichtung von Tümmlern durchgeführt. Da- 
mit sollen lokale Wanderungen und Bestandsver- 
änderungen erfaßt werden. 

- Im SCANS -Projekt (Small Cetacean Abundance in 
the North Sea and adjacent waters) wurden die 
Anzahl von Tümmlern und anderen Kleinwalen in 
der Nordsee in 1994 per Flugzeug- und Schiffszäh- 
lungen abgeschätzt. Das Projekt wurde von der 
EU und den Regierungen Dänemarks, Frank- 
reichs, Deutschlands, Irlands, der Niederlande, 


Norwegens, Schwedens, Großbritanniens sowie 
der schwedischen WWF Sektion finanziert. Auf- 
grund der Sichtungen wird die Zahl der Tümmler 
auf 260 000-450 000, die der Weißschnauzendel- 
phine auf 4 000-13 000 und der Minkwale auf 
5 000-13 500 in der Nordsee und angrenzenden 
Meeresgebiete geschätzt. 

- Ein umfangreiches Forschungsprojekt mit einer 
Laufzeit von drei Jahren hat Untersuchungen an 
Kleinwalen durchgeführt, um die Basis für ein 
Monitoring-Programm zu erarbeiten. 

- Im Hinblick auf die Bedeutung des Seegebietes 
um die Inseln Sylt und Amrum als Aufzuchtsgebiet 
für Schweinswale wurde die Erarbeitung der 
Grundlagen für die Einrichtung eines entspre- 
chenden Schutzgebietes in Auftrag gegeben. 

1.6.5 Bewertung der Möglichkeiten zur Errichtung 
von Schutzgebieten für bedrohte und 
gefährdete Arten 

Die Einschätzung der Möglichkeiten zur Errichtung 
mariner Schutzgebiete soll unter anderem auf Basis 
der mit noch zu schaffenden, sogenannten störungs- 
freien Zonen gewonnenen Erkenntnisse erfolgen. 
Diese Gebiete sollen zeitlich begrenzt für For- 
schungszwecke etabliert werden und schließen u.a. 
die Fischerei aus. Obwohl es Vorschläge vom Inter- 
nationalen Rat für Meeresforschung (ICES) für ent- 
sprechende Gebiete in der Nordsee gibt, konnte eine 
internationale Einigung über deren Einrichtung bis- 
lang nicht erzielt werden. 

1.7 Monitoringprogramm 

1.7.1 Oberwachungsprogramme für die küsten- 
nahen Gewässer und das Wattenmeer 

In Abstimmung des Bundes mit den Küstenländern 
wurde und wird ein gemeinsames Überwachungs- 
programm für die küstennahen Gewässer und damit 
auch für das Wattenmeer entwickelt; über das Bund/ 
Länder-Meßprogramm für die Nord- und Ostsee wird 
in Kapitel 9 berichtet. Durch regelmäßige Schiff s- 
und Flugüberwachungsmaß-nahmen wird eine groß- 
räumige Erkundung qualitativer und quantitativer 
Veränderungen im Wattenmeer und seinem Sedi- 
ment betrieben (Kartierung von Algen, schwarzen 
Flecken usw,). Durch das von der Bundesregierung 
und den Landesregierungen von Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein geförderte Verbund-Forschungs- 
projekt Ökosystemforschung Wattenmeer sollen die 
das Wattenökosystem prägenden Strukturen und 
Funktionen erfaßt werden. Mit diesem Projekt wird 
entscheidend dazu beigetragen, die multikausalen 
Zusammenhänge im Ökosystem Wattenmeer besser 
zu verstehen. Ferner soll das Projekt die Grundlagen 
für eine langzeitige Umweltbeobachtung sowie ge- 
zielte Maßnahmen zum Schutz oder zur Verbesse- 
rung der Situation des Wattenmeeres schaffen. 

Seit 1992 wurde gemeinsam mit Dänemark und den 
Niederlanden das Konzept für ein Überwachungs- 
programm im Wattenmeer (Trilaterial Monitoring and 
Assessment Programme) erarbeitet, das den ökologi- 
schen Zustand und die Entwicklung des Wattenmee- 
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res als Ganzes beschreibt. Das endgültige Über- 
wachungsprogramm wurde von der 8. Trilateralen 
Regierungskonferenz zum Schutz des Wattenmeeres 
beschlossen. Im Rahmen dieses Programms soll auch 
ein ökologisch orientiertes Frühwarnsystem einge- 
richtet werden. Die 1. Stufe des Programms wurde 
zum 1. Januar 1994 in Kraft gesetzt. 

Seit 1975 gibt es eine gemeinsame Organisation des 
Bundes und der Küstenländer zur Bekämpfung von 
Meeresverschmutzungen durch Öl, die im Rahmen 
einer neuen Verwaltungsvereinbarung in Kürze auf 
andere Schadstoffe erweitert werden soll. Sie besteht 
aus einem zentralen Meldekopf und je einer Sonder- 
stelle des Bundes und der Küstenländer in Cuxhaven 
sowie einer Einsatzleitgruppe und verfügt über 
Schiffe, Geräte und ein Luftüberwachungssystem. 
Mit den Niederlanden und Dänemark bestehen bila- 
terale Abkommen über die Zusammenarbeit bei der 
Luftüberwachung und Bekämpfung der Meeresver- 
schmutzungen, die auch das Wattenmeer einschlie- 
ßen. 

Das deutsche Wattenmeer wurde auf seine Sensitivi- 
tät gegenüber Ölunfällen im Rahmen einer gemein- 
schaftlich von Bund und Küstenländern finanzierten 
Forschungsarbeit kartiert. 

1.8 Schutz des Wattenmeeres 

Zum Schutz des von Esbjerg bis Den Helder reichen- 
den Ökosystems Wattenmeer arbeiten die drei Wat- 
tenmeerstaaten Deutschland, Dänemark und Nieder- 
lande seit 1978 zusammen. Ziel der Zusammenarbeit 
ist es, so weit wie möglich und unter Beachtung des 
Prinzips der Nachhaltigkeit ein natürliches und sich 
selbst erhaltendes Ökosystem zu erreichen, in dem 
natürliche Prozesse ungestört ablaufen können. 

1.8.1 8. Trilaterale Wattenmeerkonferenz zum 
Schutz des Wattenmeeres 

Unter deutschem Vorsitz fand am 12. 722. Oktober 
1997 in Stade die 8. Trilaterale Regierungskonferenz 
statt. Die wichtigsten Ergebnisse dieser Konferenz 
sind: 

- die Verabschiedung des Wattenmeerplans 

- die Entscheidung über die Umsetzung des trilate- 
ralen Monotoring-Programms. 

Wattenmeerplan 

Der Wattenmeerplan soll den Rahmen für das ge- 
meinsame Wattenmeermanagement bilden und dient 
zur Erreichung der auf den vorhergehenden Watten- 
meerkonferenzen beschlossenen Ziele der gemein- 
samen deutsch-dänisch-niederländischen Bemühun- 
gen zum Schutz des Ökosystems Wattenmeer. Das 
Leitprinzip des trilateralen Watten -meerschutzes ist 
es, so weit wie möglich ein natürliches und sich selbst 
erhaltendes Ökosystem zu erreichen, in dem natür- 
liche Prozesse ungestört ablaufen können. Der Plan 
deckt das trilaterale Kooperationsgebiet ab und über- 
nimmt die leitenden Grundsätzen und Prinzipien der 
gemeinsamen Wattenmeerpolitik. Für verschiedene 
Teilbereiche des Wattenmeeres (Salzwiesen, Dünen, 


Ästuare, Sedimente, Tidebereiche, Offshore Zone, 
ländliche Gebiete, Landschaft und Kultur, Wasser 
und Sedimente sowie für Vögel und Meeressäuger) 
werden im Wattenmeerplan die konkreten Manage - 
mentziele genannt. Er enthält ferner die für die Errei- 
chung dieser Ziele notwendigen Maßnahmen und 
Aktionen, sowie weiterführende trilaterale Projekte 
zur Weiterentwicklung des Wissenstandes. Der Wat- 
tenmeerplan berücksichtigt die Schutz- und Nutzer- 
interessen umfassend und ausgewogen und stellt die 
künftigen Bemühungen auf trilateraler Ebene zum 
nachhaltigen Schutz des weltweit einmaligen Öko- 
systems Wattenmeer auf eine gemeinsame Grund- 
lage. Der Wattenmeerplan soll regelmäßig überarbei- 
tet werden, wobei die Beteiligung der betroffenen 
Bevölkerung ausdrücklich gewünscht wird. 

Tri laterales Monitoring Programm 

Das Trilaterale Monitoring Programm (vergleiche Ka- 
pitel 1.7.1) soll dazu dienen, den Zustand des Öko- 
systems zu überwachen, Fehlentwicklungen recht- 
zeitig zu erkennen und den Erfolg der getroffenen 
Maßnahmen zu kontrollieren. Es wurde ein gemein- 
sames Paket von 28 chemischen, biologischen, geo- 
graphischen und allgemeinen Parametern (wie 
Schwermetallgehalte im Sediment; Nährstoffe im 
Wasser, Zahl der brütenden Vögel, Ausdehnung der 
Salzwiesen) beschlossen, über die im Rahmen des 
Trilateralen Monitoring Programms entsprechend ge- 
meinsamer Richtlinien Daten erhoben werden sollen. 
Die baldmöglichste Schaffung der finanziellen und 
organisatorischen Voraussetzung zur Umsetzung des 
Monitoring Programms wurde ebenfalls beschlossen. 


2. Fischerei und Umwelt 

2.1 Ministerbeschluß der 4. Nordseeschutz- 
Konferenz und Ministerfaeschluß 
des Ministertreffen „Hscherei und Umwelt" 
IMM 97 

Der Ministerbeschluß der 4. INK zur Fischerei ist 
weitgehender und konkreter als die der bisherigen 
Nordseeschutz-Konferenzen. Die Minister konstatie- 
ren, daß durch die derzeit praktizierten Fangmetho- 
den eine nachhaltige Nutzung einiger kommerziell 
wichtiger Fischbestände und anderer Fischarten 
nicht gewährleisten ist und daß es zu unerwünschten 
ökologischen Auswirkungen auf Meeressäugetiere, 
Seevögel sowie benthische Organismen kommt. 

In Ziffer 13-15 beschlossen die Minister zur Siche- 
rung der nachhaltigen Nutzung der Fischbestände 
auf eine weitere Abstimmung von Fischerei- und 
Umweltpolitik hinzuarbeiten und mittel- und lang- 
fristige Ziele und Verwirklichungsstrategien für eine 
nachhaltige und umweit gerechte Fischerei festzule- 
gen. Der Vollzug dieser Bewirtschaftungsmaßnah- 
men sollte vollständig und umfassend sein. 

In Ziffer 16 i-hi empfehlen die Minister, in der Fisch- 
bewirtschaftungspolitik das Vorsorgeprinzip anzu- 
wenden, und daß die Festlegung von Gesamtfang - 
mengen für Fischbestände innerhalb biologisch 
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sicherer Grenzen stattfinden soll. Die Politik sollte 
auf die weitestgehende Verringerung von Beifängen 
(alle Organismen, die unbeabsichtigt mitgefangen 
werden) und Discards (= Rückwürfe, der Anteil an 
Fischen und Wirbellosen, der nach dem Fang wieder 
ungenutzt über Bord geworfen wird) und auf die Ver- 
meidung negativer Auswirkungen auf Meeeres- 
säugetiere, Seevögel sowie bodenlebender Organis- 
men ausgerichtet sein. 

ln der Anlage zu „Folgemaßnahmen zur Umsetzung 
der Strategie für die Fischerei" empfehlen die Mini- 
ster zur Verbesserung der Situation Bewirtschaf- 
tungsmaßnahmen wie die Auswahl störungsfreier 
Zonen und die Verringerung der Gesamtfangmen- 
gen. Die Forschungen sollen hinsichtlich der Selekti- 
vität des Fanggeräts, der Verminderung der ökologi- 
schen Auswirkungen der Fischerei, einschließlich 
der Industriefischerei und hinsichtlich der potentiel- 
len Auswirkungen gefährlicher Stoffe auf die Fische- 
rei verstärkt werden. Im Kapitel VIII „Künftige Zu- 
sammenarbeit zum Schutz der Nordsee" einigten 
sich die Minister eine spezielle Minister- Zwischen - 
konferenz über die gegenseitige Abstimmung von 
Fischerei- und Umweltfragen einzuberufen. 

Die Abschlußerklärung dieser Minis ter-Z wischen - 
konferenz zur Integration von Fischerei und Umwelt- 
fragen von Bergen, 1997 (IMM 97) umfaßt die ge- 
samte Bandbreite von Themen die für eine nachhal- 
tige, ökologisch verträgliche Fischerei relevant sind. 
Die Minister beschlossen, daß für das zukünftige 
Fischereünanagement und für die Maßnahmen zum 
Schutz und zur Erhaltung der Umwelt folgende Leit- 
linien gelten sollen: 

• Nutzung des Nordseeökosystems in einer mit einer 
nachhaltigen Entwicklung vereinbaren Weise; 

• Erhaltung der biologischen Vielfalt und nachhal- 
tige Nutzung der Komponenten; 

• Anwendung des Vorsorgeprinzips bei der fische - 
reilichen Bewirtschaftung; 

• Entwicklung und Anwendung eines Ökosystem- 
ansatzes unter Berücksichtigung der Interaktionen 
in der Nahrungskette; 

• Integration von Umweltzielen in die Fischereipoü- 
tik. 

Zur Erreichung dieser Ziele erachten die Fischerei- 
und Umweltminister folgendes für notwendig: 

• Minimierung der nachteüigen Auswirkungen der 
fischereilichen Aktivitäten auf die Arten und 
Lebensräume; 

• Minimierung nachteiliger Auswirkungen anderer 
menschlicher Aktivitäten auf die Arten und Lebens- 
räume; 

• Vermeidung der Verbreitung nicht-einheimischer 
Bestände und fremder Arten sowie die Kontrolle 
genetisch modifizierter Organismen; 

• Bestände kommerziell genutzter Arten auf einem 
Niveau zu halten oder zu bringen, welches die 
Erhaltung dieser Bestände gewährleistet. 

Die weitere inhaltliche Umsetzung dieser Ziele er- 
folgt in drei Kapiteln, die spezielle Maßnahmen zum 


Wiederaufbau und zur Erhaltung der Laicherbestän- 
de, zum Schutz von Jungfischen, Krustentieren und 
Weichtieren sowie zum Schutz von Arten und Habi- 
taten enthalten. 

2.2 Leitlinien, Ziele und Strategien zum Schutz 
der Meeresumwelt und zur Sicherung 

der Nachhaltigkeit der Fischbestände 

In der in Bergen 1997 verabschiedeten Abschluß- 
erklärung sind Leitlinien, Ziele, Strategien und Maß- 
nahmen zur Fischerei beschlossen worden, die den 
Schutz des Ökosystems Nordsee und seine Nutzung 
in einer mit einer nachhaltigen Entwicklung zu ver- 
einbarenden Weise zum Inhalt haben. Die Euro- 
päische Kommission und die Nordseeanrainerstaaten 
bemühen sich derzeit darum, die Abschlußerklärung 
durch konkrete Maßnahmen umzusetzen. 

Im Rahmen der Vorbereitungen des ministeriellen 
Zusammentreffens wurden auf nationaler Ebene 
umfassende Maßnahmen zur Bestandserholung und 
zum Schutz des Ökosystems Nordsee sowie für 
eine ökologische, auf Nachhaltigkeit ausgerichtete 
Fischerei unterstützt. Entsprechende Vorschläge 
wurden auch bei der Erarbeitung des „Assessment 
Report on Fisheries and Fisheries related Species and 
Habitat Issues " eingebracht. 

Eine nachhaltige Fischerei setzt ein Gleichgewicht 
zwischen Fischereiaufwand und bestehenden Res- 
sourcen voraus. Unter den gegebenen Bedingungen 
in der EU heißt das, die Fangkapazitäten und den 
effektiven Fischereiaufwand drastisch zu reduzieren. 
Nur wenn die Fischereiintensität verringert wird, 
können notwendige Maßnahmen zur Bestandserhal- 
tung und Regeneration erfolgreich umgesetzt wer- 
den, ein Resümee, das auch auf dem Seminar „Pre- 
cautionary Approach to North Sea Fisheries Manage- 
ment" im September 1996 in Oslo gezogen wurde. 

Die Anwendung und Umsetzung eines praktikablen 
Vorsorgeprinzips im Fischerei-management wird als 
zentrales, übergeordnetes Element einer nachhalti- 
gen Fischerei angesehen. Vor einem Jahr hat der 
Internationaler Rat für Meeresforschung (ICES) eine 
Arbeitsgruppe gegründet, die die Voraussetzungen 
schaffen soll, den Vorsorgeansatz ins Fischereimana- 
gement einzugliedern. Mit deutscher Teilnahme wer- 
den Definitionen von Bezugspunkten und Grenzwer- 
ten für die Fischbestände erarbeitet, deren Einhal- 
tung durch die Fischerei eine nachhaltige Nutzung 
gewährleisten soll. 

In der Fischerei sind Entscheidungen erforderlich, 
die das Ökosystem als Gesamtheit berücksichtigen 
(„ecosy Stern approach") und signifikante irreversible 
Effekte ausschließen. 

2.3 Bewirtschaftungsmaßnahmen 

Die Bewirtschaftung der Fischereiressourcen erfolgt 
seit 1983 gemeinschaftlich auf der Grundlage der 
Gemeinsamen FischereipoUtik (GFP), die in erster 
Linie den Zugang und die Aufteilung der Ressourcen 
unter den Mitgliedsstaaten regelt. Die GFP liegt in 
der ausschließlichen Zuständigkeit der Europäischen 
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Gemeinschaft. Zielsetzung ist die Erhaltung der 
Fischbestände mit einer primär wirtschaftlichen Aus- 
richtung, um die Existenzgrundlage der Fischer lang- 
fristig zu sichern. Die wichtigsten Instrumente zur 
Bestandserhaltung sind mengenmäßige Beschrän- 
kungen der Fischerei (jährliche Gesamtfangmengen 
und Quoten der Mitgliedsstaaten) und technische 
Maßnahmen wie Mindestmaschenöffnungen, Min- 
destanlandegrößen der Fische, Schongebiete, Schon- 
zeiten und Begrenzung des Beifangs. 

Der Revisionsbericht der GFP 1992 weist auf wesent- 
liche Mängel in der Bewirtschaftung der Fischerei- 
ressourcen hin. Das Quotenmanagement hat nicht, 
wie beabsichtigt, zum Schutz und Erhalt der Be- 
stände geführt. Zentraler Kritikpunkt sind die hohen 
Fangkapazitäten, die zu hohem Fischereidruck auf 
die schrumpfenden Bestände und zu einer ange- 
spannten Wettbewerbssituation unter den Fischern 
führen. 

Die EG ist bemüht, durch eine striktere Handhabung 
bestehender und neuer Maßnahmen die Lage zu ver- 
bessern: Die Festsetzung der Gesamtfangmengen 
soll sich stärker an den wissenschaftlichen Empfeh- 
lungen ICES orientieren, strengere Kontrollen sollen 
die Einhaltung von Bestimmungen zum Erhalt der 
Fischbestände sicherstellen. 

Ziel der Bundesregierung ist es, das Management 
der Fischbestände innerhalb der Gemeinsamen 
Fischereipolitik (GFP) so auszurichten, daß die Be- 
stände erhalten und soweit sie sich in einem schlech- 
ten Zustand befinden, langfristig wieder aufgebaut 
werden, um sie in ökologisch und ökonomisch sinn- 
voller Weise nutzen zu können. Sie fühlt sich hierzu 
durch die Beschlüsse der 4. Internationalen Nordsee- 
schutz-Konferenz imd dem IMM 97 in besonderer 
Weise verpflichtet. 

Umfassende Auswirkungen der Beschlüsse auf die 
Fischbestände der Nordsee können wegen der Kürze 
des seitdem verstrichenen Zeitraums allerdings noch 
nicht erwartet werden. Sie werden erst in einigen 
Jahren zu registrieren sein. 

Die Situation wichtiger Fischbestände ist weiterhin 
kritisch. Insbesondere die Kabeljaubestände vor 
Grönland und Neufundland sind nach wie vor in 
einem desolaten Zustand, so daß mit einer Erholung 
in absehbarer Zeit nicht zu rechnen ist. In der Nord- 
see hat sich die Bestandslage bei Kabeljau, See- 
lachs, Scholle, Hering und Makrele nicht grundsätz- 
lich zum Guten gewendet. Es gibt aber gewisse Hoff- 
nung auf Besserimg, weil das Jimgfischauf kommen 
wesentlich größer ist als in den vergangenen Jahren 
und die restriktiven Bewirtschaftungsmaßnahmen, 
insbesondere beim Hering (Halbierimg der Gesamt- 
fangmenge, wesentliche Einschränkung der Indu- 
striefischerei auf Sprotte), offenbar wirken. 

Im Herbst 1997 wurde eine Revision der technischen 
Erhaltungsmaßnahmen vorgenommen, die nach einer 
Übergangszeit von zwei Jahren in Kraft treten wer- 
den und insbesondere einen verbesserten Schutz der 
Jungfischbestände, eine Verringerung der Rück- 
würfe (Discards) imd eine Verstärkimg der Kontrolle 
zum Inhalt haben. 


Mit Norwegen wurde ein neues Bewirtschaftungs- 
system für den Nordseehering vereinbart, das vom 
Vorsorgeansatz ausgeht. Ausgangspunkt ist eine 
Referenzmenge von 1,3 Mio. t an Laicherbestands - 
biomasse, unterhalb derer besondere Maßnahmen 
zur Verbesserung des Bestandes ergriffen werden 
müssen, Die Zielgröße des Bestandes liegt oberhalb 
2 Mio. t, das absolute biologische Minimum bei 
800 000 t. Wird dieser Level erreicht oder gar unter- 
schritten, muß jede Fischerei eingestellt werden. Die 
fischereiliche Sterblichkeit (F=l) in der direkten 
Heringsfischerei wurde auf 0,25, der Beifang in der 
Sprottenfischerei auf 0,12 festgesetzt. Ein erster Er- 
folg der bereits 1996 ergriffenen Notmaßnahmen in 
der Heringsfischerei hat sich inzwischen eingestellt. 
Der Bestand hat sich wesentlich verbessert, die 
Gesamtfangmenge konnte 1998 auf 100 000 t herauf- 
gesetzt werden. Mit Norwegen wird jetzt über ein 
neues Makrelenregime verhandelt, das eine ähnliche 
Zielrichtung verfolgt wie das Heringssystem. 

Die Bundesregierung verfolgt darüber hinaus im 
Rahmen der GFP zwei weitere Maßnahmen, um 
einen besseren Schutz insbesondere der Jungfisch- 
bestände zu erreichen. Sie hat die Initiative ergriffen, 
um zum einen das Instrument der vorübergehenden 
und flexiblen Schließung von Gebieten (real time 
closure) durch die Europäische Kommission festzu- 
schreiben, und um zum anderen die Fischer rechtlich 
bindend zum Fangplatzwechsel verpflichten zu kön- 
nen, wenn der Beifang an Jungfischen eine be- 
stimmte Marge (z.B. 15% eines Hols) überschreitet. 
Die Bundesregierimg wird diese Initiative vor allem 
während der deutschen EU Präsidentschaft im ersten 
Halbjahr 1999 vorantreiben. In diesem Zusammen- 
hang hat sie erstmalig mit Zustimmung der Kommis- 
sion eine nationale Maßnahme zur vorübergehenden 
Schließung einen Gebietes in der Deutschen Bucht 
ergriffen, um den Jungkabeljau des Jahrgangs 1996 
besser zu schützen. Eine solche Maßnahme ist recht- 
lich möglich, sofern sie strenger ist als die Gemein- 
schaftsregelungen und nur für die eigenen Fischer 
gilt. Die Fischer der übrigen Mitgliedstaaten wurden 
durch freiwillige Vereinbarung dazu gebracht, das 
betreffende Gebiet zu meiden. 

Das Erreichen eines Gleichgewichts zwischen Fische- 
reiaufwand und bestehenden Ressourcen ist das Ziel 
der Mehrjährigen Ausrichtungsprogramme der EU. 
Das Mehrjährige Ausrichtimgsprogramm 1997-2001 
(MAP rV) zur strukturellen Anpassung der Fische- 
reiflotten sieht eine Reduzierung der Rottenkapazität 
um insgesamt durchschnittlich 30% bzw. 20% vor. 
Die deutsche Fischereiflotte ist von dieser Rotten- 
reduktion allerdings weit weniger betroffen, weil sie 
bereits in der Vergangenheit so stark abgebaut wurde, 
daß keine Überkapazitäten mehr vorhanden sind. Da- 
mit wurde bereits ein wichtiger Beitrag zur Herstel- 
lung eines dauerhaften Gleichgewichtes zwischen 
Fischbeständen und Flottenkapazität gewährleistet. 

2.4 Minimierung nachteiliger Auswirkungen 
auf Arten und Lebensräume 

Der ICES hat eine Arbeitsgruppe zur Thematik „Aus- 
wirkungen der Fischerei auf das Ökosystem Nord- 
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see" eingesetzt, die seit 1991 in einem zweijährigen 
Turnus tagt. Der Bericht dieser Arbeitsgruppe, an der 
auch deutsche Wissenschaftler beteiligt waren, listet 
folgende Auswirkungen der Fischerei auf: 

- Bodentiergemeinschaften werden durch Fischerei- 
geräte (Schleppnetze, Baumkurren, Muscheidred - 
gen) nachhaltig geschädigt und verändert; 

- Fischbestände werden dadurch geschädigt, daß 
sie als Beifang der vermarktungsfähigen Fische 
mitgefangen werden; 

- Meeressäuger ertrinken, wenn sie in die Fisch- 
fangnetze geraten; 

- See Vögel ertrinken, wenn sie sich in Netzen ver- 
fangen; 

- Seevogelpopulationen haben sich auf den Beifang 
als Nahrungsquelle umgestellt. 

Diese Aspekte sind im Hinblick auf die 4. INK in 
1995 weiter überprüft worden und in die entspre- 
chenden Vorbereitungsverhandlungen eingeflossen. 

Der Bericht zeigt auch mögliche Wege zur Verringe- 
rung der Fischereieffekte auf das Ökosystem auf. Die 
Ergebnisse sind ebenfalls in den Qualitätszustands - 
bericht 1993 über die Nordsee (QSR 1993) eingeflos- 
sen. Aufgrund der Empfehlungen im QSR 93 sind 
weiterführende Arbeiten in Auftrag gegeben, so u.a. 
zu störungsfreien Zonen und zur Verbesserung der 
Datenlage hinsichtlich schädlicher Auswirkungen 
der Fischerei. 

Seit der Vorbereitung der 4. INK hat sich die Bundes- 
regierung verstärkt mit den Umweltauswirkungen 
der Fischerei beschäftigt und u.a, eine Studie „Ein- 
flüsse der Fischerei und Aquakultur auf die marine 
Umwelt" zu dieser Thematik gefördert. Die Studie 
wurde in der Reihe TEXTE des Umweltbimdesamtes 
Nr. 46/96 veröffentlicht. 

Dringender Handlungsbedarf besteht demnach in 
den folgenden Bereichen: 

# Maßnahmen zur Schonung bereits stark dezimier- 
ter Fischbestände imd der Vermeidung von Bei- 
fängen und Discards. 

# Einschränkung der Industriefischerei imd deren 
Verbot in ökologisch sensiblen Gebieten. Nach 
Ansicht der Bundesforschungsanstalt für Fischerei 
zeigen Ergebnisse wissenschaftlicher Untersu- 
chungen zur Industriefischerei, daß eine ord- 
nungsgemäß durchgeführte imd laufend kontrol- 
lierte Industriefischerei in der Nordsee weder für 
die befischten Bestände der Zielarten noch für die 
Fischarten eine Gefährdung bedeuten, die die 
Zielarten als Nahrungsbasis nutzen. Das Problem 
der hohen Heringsbeifänge in der Sprottfischerei 
hat sich durch den neuen Heringsmanagement- 
plan gebessert. Eine Bewertung auch des neuen 
dänischen KontroUsystems ist aber erst in wenigen 
Jahren möglich. Allgemein sollte dem Fang von 
Fischen zum direkten Verzehr gegenüber der 
Industriefischerei der Vorzug gegeben werden. 

# Auflagen für die Baumkurrenfischerei sowie lang- 
fristig die Entwicklung von Alternativen, um nega- 
tive Einflüsse auf Meeresboden und Fauna zu ver- 


ringern. Die Baumkurrenfischerei ist auf den Fang 
von Plattfischen (Scholle und Seezunge) aus- 
gerichtet, deren Netz tiefer als andere Netze ins 
Sediment eindringt. Nach neuesten Untersuchun- 
gen sind die leichten Baumkurren gleich schädlich 
wie die schweren, da beide gleich tief ins Sedi- 
ment eindringen. Durch die höhere Schleppge- 
schwindigkeit hat die schwere Baumkurre einen 
starken Auftrieb, der ein tieferes Eindringen ver- 
hindert. Da die Baumkurre bezogen auf Sediment 
und Benthos ein Vielfaches im Vergleich zum 
Scherbrettnetz aufsammelt, sollte die Einschrän- 
kung auf „schwere Baumkurren" wegfallen. 

• Entwicklung und Anwendung selektiver, um weit - 
schonender Fangmethoden, um Arten und Lebens - 
räume zu schonen sowie Beifänge und Discards zu 
vermeiden oder auf ein Minimum zu reduzieren. 
In der Nordsee konzentrieren sich die deutschen 
Forschungsaktivitäten auf die Entwicklung von 
Einrichtungen, um den Fischbeifang in der Garne- 
lenfischerei zu verringern. Bislang bereits zu die- 
sem Zweck im Einsatz sind sogenannte Trichtem- 
etzeinsätze in den Baumkurren, bei denen Fische 
und Krebse durch Verhaltensunterschiede ge- 
trennt und die Fische wieder ins Wasser entlassen 
werden. Die Maschengröße des Trichternetzein- 
satzes sowie der Zuschnitt sollen optimiert wer- 
den. Auch der Einsatz von Sortiergittem wird 
getestet. Weiterhin wird an der Entwicklung eines 
Grundtaues für ein Schleppnetz gearbeitet, das 
den Jungfischen die Flucht ermöglicht, bevor sie 
ins Netz geraten. 


2.5 Kontrolle und Durchsetzung 

Nach langen und schwierigen Verhandlungen be- 
schloß der EU Fischereirat im Dezember 1996 mehr- 
heitlich, die Fischereiüberwachung durch Satelliten 
in der EU obligatorisch einzuführen. Die Ratsverord- 
nung sieht die Einführung einer Satellitenüber- 
wachung in zwei Stufen vor. Die erste Stufe ist fest- 
gesetzt für den 30. Juni 1998, und die zweite Stufe 
für den 1. Januar 2000. Die erste Stufe betrifft alle 
Fischereifahrzeuge mit einer Länge von 20 m zwi- 
schen den Loten oder 24 m über alles, die auf der 
Hohen See Fischerei betreiben, in den Fischerei- 
zonen von Drittstaaten operieren, wenn mit diesen 
Drittstaaten in den bilateralen Abkommen mit der 
EU eine Gegenseitigkeit vereinbart worden ist, oder 
die Industriefischerei betreiben. 

Die zweite Stufe betrifft dann alle Fischereifahrzeuge 
mit einer Länge von 20 m zwischen den Loten und 
24 m über alles. Von dieser Regelung ausgenommen 
sind jedoch die Fischereifahrzeuge, die ausschließ- 
lich innerhalb der 12 sm operieren oder niemals län- 
ger als 24 Stunden auf See sind. Die Meldungen von 
den einzelnen Fischereifahrzeugen gehen sowohl an 
den Flaggenstaat wie auch zeitgleich an den Küsten- 
staat (nur EU Mitgliedstaaten), in dessen Gewässer 
die Fischereifahrzeuge gerade operieren. Festge- 
schrieben in der Verordnung wird zudem die Ver- 
pflichtung der Kapitäne der Fischereifahrzeuge, die 
ordnungsgemäße Funktion der Satellitenanlage zu 
gewährleisten. Die Europäische Kommission hat an- 
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läßüch der Entscheidung zugesagt, die Investitions- 
kosten bei Einrichtung der Satellitenüberwachungs- 
systeme zu erstatten. Im Rahmen einer diese Rats- 
verordnung ausführenden Kommissionsverordnung 
werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, spätestens 
zum 31. Dezember 1997 die Liste der Fischereifahr- 
zeuge, die an der Überwachung während der ersten 
Stufe teilzunehmen haben, der Europäischen Kom- 
mission vorzulegen. Die Mitgliedstaaten sind außer- 
dem zu regelmäßigen Fortschrittsberichten verpflich- 
tet. 

2.6 Fischereiforschung 

Die von der Bundesforschungsanstalt für Fischerei 
betriebene Fischereiforschung hat in erster Linie die 
Aufgabe, der Bundesregierung Entscheidungshilfen 
für die Fischereipolitik zu liefern und die deutsche 
Seefischerei bei der Anpassung an neue Entwicklun- 
gen zu unterstützen. Ein Schwerpunkt dieses For- 
schungsbereichs ist die laufende Untersuchung der 
Fischbestände im Nordostatlantik sowie in Nord- 
und Ostsee und die Entwicklung einer bestands- 
erhaltenden und ökologisch vertretbaren Fischerei. 

Gerade vor dem Hintergrund des desolaten Zustan- 
des vieler Fischbestände und im Einklang mit den 
Verpflichtungen zum Meeresumwelt- sowie Arten - 
schütz ist neben der biologischen Überwachung 
der Nutzfischbestände des Meeres die Entwicklung 
selektiver, umweltschonender und energiesparender 
Fangmethoden von größter Wichtigkeit. Ziel derarti- 
ger Untersuchungen ist es, durch den Einsatz ver- 
schiedener Techniken (z.B. unterschiedliche Netz- 
arten wie Schlepp- und Stellnetze, Netzmaschen- 
größen, Fluchtfenster, Maschinenstärke/Schlepp- 
geschwindigkeit) den imerwünschten Beifang zu 
vermeiden oder mindestens entscheidend zu redu- 
zieren. Außerdem will man erreichen, daß keine 
Meeressäugetiere und Vögel mehr ungewollt mit ge- 
fangen bzw. ihr Fang soweit wie möglich minimiert 
und die Auswirkungen auf die Meeresumwelt ins- 
gesamt auf ein Mindestmaß verringert werden. 

Zur biologischen Überwachung der Fischbestände 
gehört auch die Erforschung des gesamten Öko- 
systems; deshalb werden die Belastungen von Fischen 
und anderen Meeresorganismen mit Schadstoffen 
und Radioaktivität, das Auftreten von Krankheiten 
und die Auswirkungen der Aquakultur auf die Mee- 
resumwelt untersucht. 

Elbaale werden aufgrund der hohen Quecksüberbe- 
lastung der Fische im Elbeästuar zum Beispiel fak- 
tisch nicht in den Verkehr gebracht. Die natürlichen 
Hintergrundwerte von Quecksilber in Fischen liegen 
in der Größenordnung von 50 bis 150 p^g/kg (Frisch- 
gewicht). Bei einem Vergleich hiermit fällt die hoch- 
gradige Belastung von Fischen aus der Elbe auf. Im 
Ästuarbereich der Elbe lagen vor der Wiedervereini- 
gung mehr als 50% der gemessenen Werte in der 
von OSPAR definierten Kategorie „upper Level", 
d.h. bei über 300 |ig/kg. Nach der Verordnung über 
Höchstmengen an Schadstoffen in Lebensmitteln 
(Schadstoff -Höchstmengenverordnung) vom 23. März 
1988 (geändert durch die Verordnung vom 3. März 
1997) bestünde ein Verkehrsverbot für Aale mit 


einem Quecksübergehalt von 1,0 mg/kg. Da sich die 
Elbfischer des Risikos einer Vermarktung angesichts 
der bekannt hohen Quecksüberbelastung der Aale 
bewußt sind ist, kommt es praktisch zu einer Ver- 
kaufsunterlassung. 

Die Belastung von Fischen mit anderen Schwerme- 
tallen und organischen Schadstoffen hat bisher nicht 
zu einem Verkehrsverbot nach der Schadstoff - 
Höchstmengenverordnung Anlaß gegeben. GenereU 
sind die Fische, die in Flußmündungen gefangen 
werden, stärker mit Schadstoffen belastet als Fische 
des Wattenmeeres oder der Hohen See. So weisen 
z.B. die Ästuarbereiche von Ems, Weser und Elbe 
gegenüber den Wattenmeerregionen Ost- und Nord- 
frieslands erhöhte Bleiwerte in Flundern auf. Bei 
einem regionalen Vergleich der Organochlorkonta- 
mination von Flundern wurden 1988 die höchsten 
Konzentrationen von Hexachlorbenzol in Fischen 
aus der Elbmündung nachgewiesen, während Flun- 
dern anderer Fanggebiete deuttich geringer belastet 
waren. 

Als weitere Folge der Meeresverschmutzung werden 
äußerlich erkennbare Fischkrankheiten und inner- 
lich erkennbare Gewebeveränderungen bei Fischen 
diskutiert. 

2.7 Weitere Integration von Fischerei 
und Umweltpolitik 

Zur Umsetzung der aus der 4. INK resultierenden 
Aufgaben zum Themenbereich Fischerei und Um- 
welt wurde der BLANO (Bund/Länder Ausschuß 
Nord- und Ostsee) - Gesprächskreis „Fischerei und 
Umwelt" gegründet. In diesem nationalen Arbeits- 
kreis wird versucht, unter Einbindung der relevanten 
Expertise Lösungsansätze sowie Vorschläge zur Ver- 
wirklichung der zahlreichen obigen Minister- 
beschlüsse bzw, Empfehlungen auszuarbeiten. Die 
Schwerpunkte der zukünftigen Arbeitsfelder des 
BL ANO- Gesprächskreises „Fischerei und Umwelt" 
sind folgende Themen: 

- Anwendung des Vorsorgeansatzes, 

- Entwicklung und Anwendung eines Ökosystem- 
ansatzes, 

- Erhaltung der biologischen Vielfalt, 

- Nachhaltige Nutzung der Fischbestände, 

- Verringerung von Beifängen und Discards, selek- 
tive Fangtechniken, 

- Minimierung der ökologischen Auswirkungen der 
B aumkurrenfischerei, 

- Minimierung der ökologischen Auswirkungen der 
Industriefischerei, 

- Flottenstruktur und Flottenabbau, 

- Integration von Fischerei und Umweltpolitik. 

Weiterhin dient der Gesprächskreis zur nationalen 
Vorbereitung der fischereirelevanten Themen der 
5. Internationalen Nordseeschutz -Konferenz. 

Zur weiteren Umsetzung der Beschlüsse der 4. INK 
und der IMM 97 wurde im April 1998 ein Workshop 
zu dem Thema „Schritte zur Integration von Fischerei 
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und Umweltpolitik'' in Hamburg durchgeführt. Auf 
der Grundlage wissenschaftlicher Vorträge eines 
breiten Expertenkreises aus Umwelt-, Fischerei-, 
Industrie-, Verbraucher- sowie Naturschutzkreisen 
wurden Schlußfolgerungen und Empfehlungen zur 
konkreten Umsetzung der INK- und IMM-Beschlüsse 
zum Themenkomplex „Fischerei und Umwelt" dis- 
kutiert. Eine zukünftige Bewirtschaftung der Fisch - 
bestände nach dem Vorsorgeprinzip wurde von allen 
Teilnehmern als sehr wichtig bewertet. 

2.8 Umsetzung und Überprüfung 
der Fortschritte 

Zur Überprüfung der Umsetzung der Beschlüsse der 
IMM 97 beabsichtigt die Bundesregierung während 
der deutschen EU Präsidentschaft im ersten Halbjahr 
1999 einen Fortschrittsbericht vorzulegen. Weiterhin 
wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß 
die während der Vorbereitung der IMM 97 von vielen 
Delegationen gewünschte gemeinsame Experten- 
gruppe „Fischerei und Umwelt" auf EU Ebene einge- 
richtet wird. 


3. Verhütung der Verschmutzung durch 
gefährliche Stoffe 

3.1 Ministerbeschluß 

In Ziffer 17 der Ministererklärung zur 4. INK be- 
schlossen die Minister die Verhütung der Verschmut- 
zung der Nordsee durch kontinuierliche Verringe- 
rung der Einleitungen, Emissionen und Verluste ge- 
fährlicher Stoffe, um auf diese Weise auf das Ziel 
ihrer Einstellung im Laufe einer Generation (25 Jahre) 
hinzuarbeiten, wobei das endgültige Ziel den Hinter- 
grundwerten nahekommende Konzentrationen bei 
natürhch vorkommenden Stoffen und Konzentratio- 
nen nahe Null bei industriell hergestellten/syntheti- 
schen Stoffen ist. 

In Ziffer 18 beschlossen die Minister, daß bei der Ver- 
ringerung der Einleitungen, Emissionen und Verluste 
gefährlicher Stoffe die wissenschaftliche Abschät- 
zung der Risiken ein Instrument für die Prioritäten- 
setzung und die Erarbeitung von Aktionsprogram- 
men ist. 

In Ziffer 19 bis 21 erkennen die Minister, daß die von 
der 3. INK festgelegten Minderungsziele der Verrin- 
gerung der Einleitungen, Emissionen und Verluste 
von gefährlichen Stoffen um 50% bzw. 70% aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht voll erfüllt werden 
und verpflichten sich zu einer baldmöglichen Erfül- 
lung dieser Minderungsziele. « 

In Ziffer 22 bestätigen die Minister das in der Schluß- 
erklärung des OSPAR-TVeffens auf Ministerebenen 
im Jahre 1992 festgelegte Ziel einer Verringerung 
der Einleitungen und Emissionen von Stoffen, die 
toxisch und langlebig sind und zu Bioakkumulation 
neigen (insbesondere organische Halogenverbindun- 
gen) und in die Meeresumwelt gelangen könnten, 
bis zum Jahr 2000 bis zu für den Menschen oder die 
Natur nicht schädliche Konzentrationen mit dem Ziel 
einer vollständigen Beseitigung. 


In Ziffer 23 beschlossen die Minister eine Reihe be- 
sonders dringlicher Maßnahmen: 

• Bis zum Jahr 2000 sollen alle Genehmigungen, die 
gefährliche Stoffe betreffen, mit international ver- 
einbarten Festlegungen für den Stand der Technik 
(BAT: für Prozesse) oder die beste Umweltpraxis 
(BEP; für Tätigkeiten) übereinstimmen. 

• OSPAR und die EU wurden gebeten, ihre derzeiti- 
gen BAT/BEP mindestens alle 10 Jahre zu über- 
prüfen. 

• Eine wesentliche Verringerung der Ableitungen, 
Emissionen und Verluste von polyzyklischen aro- 
matischen Kohlenwasserstoffen (PAK), die für die 
Meeresumwelt von Belang sind, in einer Größen- 
ordnung von 50% oder mehr zwischen 1985 und 
2000 zu unternehmen, 

• In bezug auf Cadmium, Quecksilber, andere 
Schwermetalle und Dioxine 

- das wirksame Einsammeln von Nickel-Cad- 
mium- Altbatterien zu unterstützen, 

- die Einleitung von Quecksilber aus Zahnarzt- 
praxen zu beschränken, 

- Grenzwerte für den Cadmiumgehalt in Dünge- 
mitteln zu erwägen, 

- strengere Grenzwerte für die Schwermetallkon- 
zentrationen in Klärschlamm für den landwirt- 
schaftlichen Gebrauch festzulegen. 

• Die Anwendung folgender gefährlicher Stoffe 
durch mindergefährliche oder vorzugsweise durch 
ungefährliche Stoffe zu ersetzen, sofern solche 
Alternativen verfügbar sind: Höher chlorierte 
kurzkettige Paraffine (10-13 C- Atome), Trichlor- 
benzol, Moschusxylol, Nonylphenole und Nonyl- 
phenolethoxylate und verwandte Stoffe, sowie 
bromierte flammhemmende Stoffe, 

• Die wirksame Beschränkung der Inverkehrbrin- 
gung und Verwendung von kleinen Nickel-Cad- 
mium-Batterien (< 500g), Quecksilberoxidbatte- 
rien und Quecksilberthermometern, 

• Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung 
der Erzeugung von Abfall. 

• Entwicklung und Umsetzung von Systemen zur 
Förderung der Wiederverwertung von Kunststof- 
fen. 

• Das Aufspüren von PCB- und DDT-Quellen wie 
etwa belasteten Standorten und Abfalldeponien, 

• Bei Stoffen, die im Verdacht stehen, endokrin oder 
hormonähnlich zu wirken - z.B. Nonylphenol, 
bestimmte Phthalate und bestimmte Pestizide 
unverzüglich Untersuchungen und/oder Risikoab- 
schätzungen einzuleiten und die erforderlichen 
Maßnahmen zu beschließen. 

In Ziffer 24 beschlossen die Minister, der Entwick- 
lung umweltverträglicher Produkte unter Berück- 
sichtigung des gesamten Stoff- oder Produktions- 
kreislaufs Vorrang einzuräumen und die Anwendung 
gefährlicher Stoffe durch mindergefährliche oder vor- 
zugsweise ungefährliche Stoffe zu ersetzen, soweit 
solche Alternativen verfügbar sind. 
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In Ziffer 25 erkannten die Minister an, daß die Erar- 
beitung und Verwendung nationaler und internatio- 
naler Festlegungen für den Stand der Technik (BAT) 
und die beste Umweltpraxis (BEP) im Verbund mit 
rechtsverbindlichen oder sonstigen Programmen und 
Maßnahmen die wichtigsten Instrumente zur Umset- 
zung ihrer Ziele sind und daß es notwendig ist, auf 
die Festlegung weiterer BEP-Definitionen für diffuse 
Quellen hinzuwirken. 

In Ziffer 27 und 28 beschlossen die Minister in bezug 
auf Pestizide 

# im Rahmen der Richtlinie des Rates 91/414/EWG 
über die Inverkehrbringung von Pflanzenschutz- 
mitteln der Überprüfung von Pestiziden, die in der 
Nordsee nachgewiesen worden sind oder die eine 
Gefahr für die Meeresumwelt darsteUen könnten, 
Vorrang einzuräumen und Maßnahmen durchzu- 
führen und 

# bei der Umsetzung der PARCOM-Empfehlung 94/7 
über die Erarbeitung von nationalen Aktions - 
plänen und BEP für die Verringerung der Einträge 
von Pflanzenschutzmitteln aus landwirtschaft- 
lichem Gebrauch in die Umwelt besondere Auf- 
merksamkeit zukommen zu lassen. 

In den folgenden Kapiteln wird zum Stand der Um- 
setzung dieser Ministerbeschlüsse berichtet. 

3.2 Kontinuierliche Verringerung 

der Einleitungen, Emissionen und Verluste 
gefährlicher Stoffe 

Zur Vermeidung der Verschmutzung der Nordsee 
mit gefährlichen Stoffen sind restriktive Maßnahmen 
bei der Abwasserbehandlung und Emissionsbegren- 
zung dringend geboten. Da dies in vielen Fällen 
nicht ausreichen wird, das gesteckte Ziel, die Kon- 
zentrationen natürlich vorkommender gefährlicher 
Stoffe bis auf den Hintergrundwert und die indu- 
striell hergestellter gefährlicher Stoffe auf Werte nahe 
Null zu reduzieren, werden Stoffbeschränkungen und 
-verböte erforderlich sein. Im Vordergrund stehen 
hierbei EU- weite Maßnahmen. Hierzu kann das gel- 
tende Stoffrecht der Europäischen Union herangezo- 
gen werden, das weitestgehend harmonisiert ist. 

Das Ziel, die Einleitungen, Emissionen und Verluste 
gefährlicher Stoffe durch gezielte Aktionsprogramme 
voranzutreiben, ist, wie in der Erklärung der 4. INK 
erbeten, von OSPAR auf ge griffen worden. Dazu wird 
zur Zeit bei OSPAR das entsprechende Strategie- 
Papier OSPAR „Objective and Strategy with regard 
to Hazardous Substances" erarbeitet. Dieser Ansatz 
sieht vor, auf der Grundlage eines Monitorings und 
wissenschaftlicher Kriterien die für das Konventions- 
gebiet relevanten Gefahrstoffe zu identifizieren und 
die im Bedarfsfall notwendigen Maßnahmen mit dem 
Ziel einer Verminderung der Anträge einzuleiten. 
Anhand einer Liste bereits heute als Gefahrstoffe 
eingestufter Substanzen sollen nach Abschluß des 
Papiers erste Erfahrungen mit der vorgeschlagenen 
Strategie gesammelt werden. Zur Zeit wird noch 
über die Zusammensetzung der Liste verhandelt. 
Wirkstoffe zugelassener Pflanzenschutzmittel sollen 
auf diese Liste aufgenommen werden, da durch die 


nationalen Zulassungskriterien für Pflanzenschutz- 
mittel in Verbindung mit möglichen Anwendungsbe- 
schränkimgen bereits ein sehr hohes Schutzniveau 
für die menschliche Gesundheit und den gesamten 
Naturhaushalt garantiert wird. Im Rahmen der Richt- 
linie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln werden darüberhinaus alle 
Pflanzenschutzmittelwirkstoffe einer gründlichen Be- 
wertung unterzogen. Stoffen, von denen angenom- 
men wird, daß sie besonders risikoreich sind, wird 
dabei Priorität eingeräumt. Auf Basis der dabei zu 
erstellenden Risikoeinschätzung des Wirkstoffes wird 
zu entscheiden sein, ob und inwieweit eine weitere 
Einschränkung der Anwendung erforderlich sein wird. 

Der Erfolg eines solchen Vorgehens zeigt sich bei 
einer Vielzahl der von der 3. INK als prioritäre Stoffe 
eingestuften Pflanzenschutzmittel Wirkstoffe. So ist 
die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln mit den 
Wirkstoffen: Atrazin, DDT, Dieldrin, Endrin und 
Pentachlorphenol in Deutschland verboten. Pflanzen- 
schutzmittel mit den Wirkstoffen: Dichlorphos, Endo- 
sulfan, Hexachlorbenzol, Lindan, Malathion und 
Simazin sind in Deutschland nicht mehr zugelassen. 
Die Wirkstoffe Azinphos-methyl, Azinphos-ethyl, 
Parathion, Fenthion und Trifluralin sind in zugelasse- 
nen Pflanzenschutzmitteln enthalten, wobei diese 
Wirkstoffe mit Ausnahme des Trifluralin zu den im 
Rahmen der Richtlinie 9 1/4 14/EWG prioritär zu be- 
arbeiteten Wirkstoffen gehören. 

3.3 Prioritätensetzung, Aktionsprogramme 
und Maßnahmen zur Reduzierung 
gefährlicher Stoffe 

Das Stoffrecht ist in der Europäischen Union weitge- 
hend harmonisiert. Relevant für die o.g. Fragestel- 
lung ist daher das europäische Stoffrecht. Die in der 
Europäischen Union geltenden Vorschriften über die 
Risikobewertung alter und neuer Stoffe (EU- Altstof f- 
verordnung) berücksichtigen die besonderen Belan- 
ge des Meeresschutzes bisher noch nicht. Es fehlen 
sowohl standardisierte Prüfrichtlinien zur Erkennung 
schädlicher Auswirkungen auf Meereslebewesen als 
auch entsprechende Anforderungen an die Stoffprü- 
fung und Bewertungsleitlinien für das Kompartiment 
Meer. Dieses Defizit wurde erkannt. Es wird zu prü- 
fen sein, inwieweit Vorschläge zur Bewertung der 
Risiken von Stoffen im marinen Bereich, wie sie unter 
maßgeblicher deutscher Mitgestaltung in einer 
OSPARCOM-Arbeitsgruppe derzeit erarbeitet werden, 
in das Stoffrecht der EG integriert werden können. 

3.4 Erfüllung der Minderungsziele der 3. INK 
(SO %/70 %-Reduktionsziele) 

Die Minister hatten auf der 3. INK für eine Reihe von 
toxischen Stoffen die 50 % bzw. 70 % Reduktion der 
Flußeinträge und atmosphärischen Emissionen be- 
schlossen (Tabelle 1). Eine internationale Auswer- 
tung der Emissionsdaten der Nordseeanrainerstaaten 
zur 4. INK wurde im „Progress Report" veröffentlicht 
und ergab, daß die Minderungsziele nicht voll erfüllt 
werden (vgl. Kapitel 3. 2. 3. 4 „Deutschland im interna- 
tionalen Vergleich"). Daher wurden diese Minde- 
rungsziele der 3. INK zur weiteren Umsetzung von 
der 4. INK wieder auf gegriffen. 
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Tabelle 1 

Toxische Stoffe, zu denen die 3. INK Reduzierungspläne gefaßt hat 
(Ziffer 1-9 der Ministererklärung) 


Stoff 

Flußeinträge 

50 % Reduktion 

Atmosphärische 

Emissionen 

50 % Reduktion 

Einstellung 
der Verwendung 

Quecksilber 

70 % Gesamtreduzierung 


Cadmium 

70 % Gesamtreduzierung 


Kupfer 


* 


Zink 




Blei 

70 % Gesamtreduzierung 


Arsen 

* 

* 


Chrom 

♦ 

• 


Nickel 

Drine 

* 

* 

* 


7-HCH 

DDT 

* 

* 

* 


Pentachlorphenol 

* 

* 

* 

Hexachlorbenzol 

• 

* 

* 

Hexachlorbutadien 

* 

* 


Tetrachlorkohlenstoff 

Chloroform 

Trifluralin 

Endosulfan 

Simazin 

• 

♦ 

• 

* 

♦ 

* 

* 

Atrazin 

Tributylzinnverbindungen 

Triphenylzinnverbindungen 

Aziphos-Ethyl 

Aziphos -Methyl 

Fenitrothion 

Fenthion 

Malathion 

Parathion 

Parathion-Methyl 

Dichlorvos 

« 

♦ 

♦ 

* 

* 

• 

* 

» 

* 

• 

* 


* 

Trichlorethylen 


* 


Tetrachlorethylen 

* 

* 


Trichlorbenzol 

* 

* 


1,2-Dichlorethan 



* 

Trichlorethan 

* 

m 


Dioxine 

Aldrin 

Chlorpikrin 

Endrin 

Heptachlor 

Hexachlorocyclohexan 

o£“ und ß-Isomere) 

Nitrofen 

polychlorierte Terpene 

Chlordan 

1,2-Dibromethan 

Dieldrin 

Fluoressigsäure und ihre Derivate 

Quecksilberverbindungen 

Quintozen ' 

PCB 

gefährliche PCB -Ersatzstoffe 

70% Gesamti 

eduziening * 

• 

* 

• 

« 

* 

* 

* 

* 

• 

m 

• 

* 

« 

« 
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3.4.1 50 %-Reduzierung der Einträge 

Ober die Rüsse und Flußmündungen 

Zur Abschätzung der Emissionsminderungen bezüg- 
lich der Einträge in die Nordsee über Flüsse und 
Flvißmündungen für die 36 gefährlichen Stoffe der 
Anlage 1 A der 3. INK wurden die kommunalen, 
industriellen und diffusen Einträge aus den Einzugs- 
gebieten der Flüsse Rhein, Elbe, Weser und Ems so- 
wie die direkten Einleitungen in die Küstengewässer 
erfaßt. 

Als Bezugsgröße für die Bestandsaufnahme in den al- 
ten Bundesländern dienen die Emissionswerte dieser 
Stoffe für das Jahr 1985. Um eine Einschätzung über 
die in der 3. INK beschlossene 50%ige Reduzierung 
der Einträge treffen zu können, wurden die Emis- 
sionswerte für 1995 (Rhein: 1996) von den Bundes- 
ländern ermittelt. 

Die Emissionen ins Wasser aus diffusen Quellen kön- 
nen lediglich grob abgeschätzt werden, so daß hierzu 
nur eine qualitative Aussage (Erhöhung, Verringe- 
rung, keine Änderung) getroffen wird. Für viele 
Stoffe sind damit die tatsächlichen Schadstoffreduk- 
tionen über den Wasserpfad weiterhin unklar. 

Für die Datenerhebung sind in der Bundesrepublik 
Deutschland die einzelnen Bundesländer zuständig. 
Das Umweltbundesamt hat die Aufgabe übernom- 
men, die Einzeldaten zusammenzuführen. Das Er- 
gebnis der Emissionsabschätzungen dieser gefähr- 
lichen Stoffe für die alten Bundesländer, die über die 
deutschen Flüsse und direkten Einleitungen in die 
Nordsee gelangen, enthält Tabelle 2. 

Die tabellarische Zusammenstellung der Emissions- 
werte aus dem deutschen Nordsee-Einzugsgebiet 
der alten Bundesländer ist allerdings mit Unsicher- 
heiten behaftet, und vor allem für 1995 unvollstän- 
dig. 

Ein Grund dafür liegt in der uneinheitlichen Daten- 
grundlage der verschiedenen Bundesländer. Da für 
den jeweiligen Schadstoff eine unterschiedliche An- 
zahl von Meßwerten vorlag, mußten Summenwerte 
gebildet werden. Zum anderen ist für die gegenüber 
der 2. INK neu in die Schadstoffliste aufgenomme- 
nen Stoffe (Tabelle 2, Nr. 17 bis 30) in fast allen Fällen 
keine Bestandsaufnahme für 1985 und 1995 möglich, 
weil diese Stoffe über diffuse Quellen eingetragen 
werden und damit kaum zu quantifizieren sind. Im 
Einzugsgebiet des Rheins erfolgte darüber hinaus für 
die neuen in die Liste aufgenommenen Stoffe eine 
Bestandsaufnahme anhand von Emissionswerten aus 
dem Jahr 1992 und nicht von 1985. 

Für das Jahr 1995 liegen für die Flußeinzugsgebiete 
der Elbe, der Weser und Ems sowie die direkten Ein- 
leitungen in die Nordsee fast ausschließlich nur An- 
gaben zu den Schwermetallen vor, wobei sich diese 
in Niedersachsen mit Ausnahme des Elbeeinzugs- 
gebietes nur auf die industriellen Einleitungen bezie- 
hen. Eine Abschätzung der Emissionen aus dem 
hessischen Wesereinzugsgebiet und dem schleswig- 


holsteinischen Elbeeinzugsgebiet fehlt. Alle Daten 
aus dem Rheineinzugsgebiet beziehen sich auf das 
Jahr 1996 und nicht auf 1995. 

Die Abschätzung der Erreichbarkeit der 50% -Redu- 
zierung der Einträge über Flüsse und Flußmündun- 
gen für die alten Bundesländer ist auf Grund der 
unvollständigen Angaben für 1995 problematisch 
und nur für die Schwermetalle gesichert möglich. Be- 
reits in der Zeit von 1985-1990 (1992) wurden die 
Schwermetalleinträge aus industriellen und kommu- 
nalen Quellen in der Größenordnung von 50 % redu- 
ziert. Dieser positive Tiend setzte sich auch zwischen 
1990-1995 weiter fort, so daß die Schwermetallein- 
träge mit Ausnahme von Quecksilber in der Größen- 
ordnung von 80% gesenkt werden konnten. Ähn- 
liche Reduktionsleistungen sind auch für Lindan, 
Tetrachlorkohlenstoff, Chloroform, Endosulfan, Tri- 
chlorethylen, Tetrachlorethylen, Trichlorbenzol, 1,2 
Dichlorethan und Trichlorethan zu verzeichnen, so 
daß trotzt unvollständiger Daten Reduktionen von 
mehr als 50 % reahstisch sein dürften. Die Angaben 
aus dem Rheineinzugsgebiet belegen, daß eine 
Reduzierung von ca. 90 % für die o. g. Stoffe mit Aus- 
nahme von Endosulfan zwischen 1985 und 1996 
erfolgt ist. Die Eirüeitungen von Tributyl- und Triphe- 
nylzinnverbindungen sowie Parathion aus dem 
Rheineinzugsgebiet wurden ebenfa^ reduziert. Aus- 
sagen über Reduktionsleistungen für aü die anderen 
Stoffe der 36er Stoff liste können auf Grund fehlender 
Daten nicht gemacht werden. 

Zur Erfassung des Eintrags der 36 gefährlichen Stoffe 
aus den neuen Bundesländern über die Elbe existie- 
ren im Rahmen der ARGE Elbe Emissionsabschät- 
zungen, die jedoch mit den Anga^ben für 1985 und 
1990, die sich nur auf die alten Bundesländer im 
Elbeeinzugsgebiet beziehen, nicht vergleichbar sind. 
Deshalb mußte auf die Immissionsabschätzung (im 
Flußwasser gemessene Konzentration) der ARGE 
Elbe für 1985, 1990 und 1995 an der Meßstelle 
Schnackenburg zurückgegriffen werden (Tabelle 3). 
Die an dieser Meßstelle ermittelte Fracht repräsen- 
tiert die Gesamtfracht (Durchfluß x Konzentration), 
die aus dem Elbe-Einzugsgebiet der neuen Bundes- 
länder und Tschechien stammt. Für das Werra-Ein- 
zugsgebiet liegt eine Immissionsabschätzung nicht 
vor. 

Die Immissionsabschätzungen für den Rhein an der 
Meßstelle Bimmen/Lobith an der deutsch/niederlän- 
dischen Grenze zeigen anhand der im Flußwasser er- 
mittelten Frachten die im Zeitraum 1985-1990 und 
1995 erzielten Reduktionen der Schadstoff trachten 
(Tabelle 4). Die Tabellen 3 und 4 zeigen deutlich die 
Abhängigkeit der Jahresfrachten (Durchfluß x Kon- 
zentration) von meteorologischen Bedingungen (Nie- 
derschlag, Durchfluß). Aus diesem Grund sollten 
Aussagen darüber, ob bereits eingeleitete Maßnah- 
men zur Reduzierung von Schadstoffeinträgen im 
Flußsystem spürbar geworden sind, nicht anhand 
von Hußfrachten, sondern besser anhand von Kon- 
zentrationen vorgenommen werden. 
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Tabelle 2 

Abschätzung der Emissionen in deutsche Flüsse, Ästuarien und Küstengewässer der Nordsee 
in den Jahren 1985, 1990 und 1995; (Umsetzung der Beschlüsse der 4. INK) 

- Alle Angaben ohne neue Bundesländer - 
Flußgebiete: Rhein (1992, 1996), Elbe, Weser, Ems, Küste (1990, 1995) 


Stoff 

Kommunen -i- Industrie 

Fracht in t/a 

Reduktion 
um ... % 

diffuse Quellen 

Fracht 

1985 

1990/92 

1995/96 

unvollständig 

1985-1995 

1985 
in t/a 

1995 

qualitativ 

1, Quecksilber 

1,9 

0,6 

0,7 

64 

2,0 


2. Cadmium 

6,6 

2,1 

1,1 

84 

5,2 

-/- 

3* Kupfer 

418 

128 

80 

81 

96 


4. Zink 

2 499 

737 

528 

79 

686 

-/- 

5. Blei 

264 

87 

54 

79 

183 


6, Arsen 

- 

0,2 

1,5 

- 

21 

+/- 

7. Chrom 

526 

93 

32 

94 

95 


8. Nickel 

416 

108 

38 

91 

98 


9. Drine 

- 

0,001 

- 

- 

0,02 


10, 7-HCH 

0,1 

0,04 

0,005 

92 

0,05 

-/- 

11. DDT 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

12. Pentachlorphenol 

1,9 

0,001 

- 

- 

1,3 


13, Hexachlorbenzol 

0,3 

0,02 

- 

- 

0,06 


14. Hexachlorbutadien 

0,1 

0,01 

- 

- 

0,003 

+/- 

15. Tetrachlorkohlenstoff 

11 

0.4 

0,09 

99 

2,6 

+/- 

16. Chloroform 

84 

10 

2,9 

97 

10 

- 1 - 

17. Trifluralin 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

18. Endosulfan 

0,003 

0,002 

0,001 

67 

< 0,002 

+/- 

19. Simazin 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

20. Atrazin 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

21. Tributylzinnverbindungen . . . 

1 - 

0,05 

0,02 




22. TMphenylzinn Verbindungen . 

1 




23. Azinphos-Ethyl 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

24. Azinphos-Methyl 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

25. Fenitrothion 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

26. Fenthion 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

27. Malathion 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

28. Parathion 

0,02 

< 

- 

- 

- 

- 

29, Parathion-Methyl 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

30. Dichlorvos 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

31. TYichlorethylen 

13 

1,0 

0,3 

97 

12 


32. Tetrachlorethylen 

21 

1,7 

0,5 

98 

17 

-/- 

33, Trichlorbenzol 

2,0 

1,0 

0,3 

88 

0,7 

-/- 

34, 1,2-Dichlorethan 

52 

11 

2,1 

96 

1,5 

-/- 

35, Trichlorethan 

2,6 

1,1 

0,4 

86 

3,1 

-/- 

36. Dioxine 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


- keine Daten vorhanden -/- Verringerung < kleiner Nachweisgrenze +/- keine Änderung +/+ Erhöhung 


Daten für 1990 unvollständig: 

- Weser: Angaben nur zu Stoffen 1-8 (ohne 6) 

- Angaben nur zu Parathion und Trichlorbenzol (diffus) nur aus dem Rheineinzugsgebiet 
Daten für 1995 unvollständig: 

- Rhein: Angaben nur zu Stoffen 1-8, 10, 15, 16, 18, 21, 22, 31-35 

- Elbe: Angaben nur zu Stoffen 1-8 von NS (ohne 6) und HH, keine Angaben von SH 

- Weser: Angaben zu Stoffen 1-8 (ohne 6) von NRW, Bremen und NS (nur Industrie) und zu Stoffen 10, 14, 15, 34, 35 aus NRW 

und Bremen; keine Daten aus Hessen 

- Ems: Angaben nur zu Stoffen 1-8 (ohne 6) von NS (nur Industrie) und Angaben zu Stoffen 1-8 (ohne 6), 10, 13, 15, 16, 31, 

32, 35 von NRW 

- Küste: Angaben nur zu Stoffen 1-8 ohne 6, 34 von NS nur für Industrie 
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Tabelle 3 

Immissionen der Eibe an der Meßstelle Schnackenburg 1985, 1990 und 1995 
(Umsetzung der Beschlüsse der 3. und 4. INK) 

Flußgebiet: Elbe, Meßstation Schnackenburg 


Stoff 

Fracht in t/a 

Reduktion um (-) 
Zunahme um (+) 

-in % - 

1985 

1990 

1995 

1985-1990 

1985-1995 

1. Quecksilber 

28 

6,5 

3,2 

-77 

-88 

2. Cadmium 

13 

6,0 

5,5 

-54 

-58 

3. Kupfer 

260 

180 

140 

-31 

-46 

4 . Zink 

1900 

1 700 

1 600 

-11 

-16 

5. Blei 

110 

73 

96 

-34 

- 13 

6. Arsen 

100 

44 

83 

-56 

- 17 

7. Chrom 

150 

170 

51 

+ 13 

-66 

8. Nickel 

190 

150 

140 

-21 

-26 

9. Drine 

- 

- 

<0,02 

- 

- 

10. 7-HCH 

0,6 

0,3 

0,7 

-52 

+ 20 

11. DDT 

- 

<0,014 

0,3 

- 

- 

12. Pentachlorphenol 

2,4 

0,9 

<0,23 

-62 

-90 

13. Hexachlorbenzol 

0,1 

0,2 

0,2 

+ 64 

+ 64 

14. Hexachlorbutadien 

0,3 

0,02 

<0,05 

-94 

-83 

15. Tetrachlorkohlenstoff 

2,2 

1,5 

0,9 

-32 

-60 

16. Chloroform 

14 

8,7 

1,2 

-36 

-91 

17. Trifluralin 

- 

- 

- 

- 

- 

18. Endosulfan 

- 

- 

- 

- 

- 

19. Simazin 

- 

6,7 

0,9 

- 

- 

20. Atrazin 

- 

2,4 

4,0 

- 

- 

21. Tfibutylzinnverbindungen P^) , . . 

- 

- 

0,023) 

- 

- 

22. Triphenylzinnverbindungen P^) . 

- 

- 

0,123) 

- 

- 

23. Azinphos-Ethyl 

- 

- 

- 

- 

- 

24. Azinphos-Methyl 

- 

- 

- 

- 

- 

25. Fenitrothion 

- 

- 

- 

- 

- 

26. Fenthion 

- 

- 

- 

- 

- 

27. Malathion 

- 

- 

- 

- 

- 

28. Parathion 

- 

- 

- 

- 

- 

29. Parathion-Methyl 

- 

2,9 

0,097 

- 

- 

30. Dichlorvos 

- 

- 

- 

- 

- 

31. Trichlorethylen 

40 

3,4 

1,5 

-92 

-96 

32. Tetrachlorethylen 

13 

3,0 

3,9 

-78 

-71 

33. Trichlorbenzol 

4,4 

0,4 

<0,04 

-90 

-99 

34. 1,2-Dichlorethan 

- 

- 

< 1,4 

- 

- 

35. Trichlorethan 

10,5 

4,0 

< 2,8 

-62 

-73 

36. Dioxine 

- 

- 

- 

- 

- 


- keine Daten vorhanden 
< kleiner Nachweisgrenze 
P partikulärer Anteil 

1991 Thbutylz. ca. 0, 1 t/a und Tetrabutylz. ca. 0,2 t/a. 

Abfluß. Pegel Neu Darchau: 1985: 1 8 000 000 000 mVa- 

1990; 14 100 000 000 m Va 
1995: 28 600 000 000 mVa 
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Tabelle 4 


Immissionen der Rhein an der Meßstelle Bimmen/Lobith 1985, 1990, 1992 und 1995 
(Umsetzung der Beschlüsse der 3. und 4. INK) 


Flußgebiet; Rhein, MeßstaÜon Bimmen/Lobith 


Stoff 

Fracht in t/a 

Reduktion um (-) 
Zunahme um (+) 

- in % - 

1985 

1990 

1992 

1995 

1985-1990 

1985-1995 

1. Quecksilber 

6 

3,3 

3,2 

3,5 

-45 

-42 

2. Cadmium 

9 

6,6 

5,9 

9.7 

-27 

+ 8 

3. Kupfer 

600 

490 

470 

630 

-18 

+ 5 

4. Zink 

3 600 

2 100 

1900 

3 000 

-42 

- 17 

5. Blei 

550 

400 

330 

500 

-27 

- 9 

6. Arsen 

- 

110 

85 

190 

- 

- 

7. Chrom 

500 

330 

220 

530 

-34 

+ 6 

8. Nickel 

400 

310 

340 

440 

-23 

+ 10 

9. Drine 

0,1 

0,08 

0,005'') 

< 

-20 

- 

10. y-HCH 

- 

0,34 

0,25 

0,29 

- 

- 

IL DDT 

- 

- 

- 

0,043 2) (L) 

- 

- 

12. Pentachlorphenol 

3 

3,6 

0,8 

< 

- 


13. Hexachlorbenzol 

0,24 

0,^) 

0,1^) 

0,1952)(L) 

-58 

- 19 

14. Hexachlorbutadien 

0,08 

0,09 

< 

< 

- 

- 

15. Tetrachlorkohlenstoff 

3 

1.1 

< 

< 

-63 

- 

16. Chloroform 

70 

12,4 

6,2 

< 

-82 

- 

17. Trifluralin 

- 

< 

< 

< 

- 

- 

18. Endosulfan 

0,03 

< 

< 

< 

- 

- 

19. Simazin 

- 

' - 

- 

- 

- 

- 

20. Atrazin 

- 

- 

_ 

8,8 (L) 


- 

21. Tributylzinn Verbindungen , 

- 

- 

- 

< 

- 

- 

22. Triphenylzinnverbindungen 

- 

- 

- 

< 

- 

- 

23. Azinphos-Ethyl 

- 

- 

- 

< 

- 

- 

24. Azinphos-Methyl 

- 

- 

- 

< 

■ - 

- 

25. Fenitrothion 

- 

- 

- 

< 

# 

- 

26. Fenthion 

- 

- 

- 

< 


- 

27. Malathion 

- 

- 

- 

< 

- 

- 

28. Parathion 

- 

- 


< 

- 


29. Parathion-Methyl 

- 

- 


< 

- 

- 

30. Dichlorvos 


< 

< 

< 

- 

- 

31. Trichlorethylen 

4,0 

5,5 

< 

< 

- 

- 

32. Tetrachlorethylen 

9 

3,0 

3,7 

3,8 (L) 

-67 

-58 

33. Trichlorbenzol 

2,0 

0,5 2) 

1,3^) 

< 

-75 

- 

34. 1,2-Dichlorethan 

100 

9,9 

< 

< 

-90 

- 

35. Trichlorethan 

3,0 

2,7 

< 

< 

-10 

- 

36. Dioxine 

- 

- 

- 

< 

- 

- 


- keine Daten vorhanden 
< kleiner Nachweisgrenze 

auf Grund der Schadstoff gehalte im Schwebstoff und der Verteilungsgleichgewichte geschätzte Fracht 
(L) Daten nur von Lobith 

Abfluß, Pegel Bimmen/Lobith: 1985; 62 031 000 000 mVa 

1990: 61 242 000 000 mVa 
1992: 63 782 000 000 mVa 
1995: 88 345 000 000 mVa 
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3.4.2 50 %-Reduzierung der atmosphärischen 
Emissionen 

Es läßt sich nicht genau feststellen, welcher Anteil 
der von der Bundesrepublik Deutschland ausgehen- 
den atmosphärischen Emissionen tatsächlich in die 
Nordsee eingetragen wird. Auch die Gesamteinträge 
aus der Atmosphäre in die Nordsee, wie sie von der 
OSPAR-Arbeitsgruppe INPUT ermittelt werden, ist 
noch mit großen Unsicherheiten behaftet. Die Redu- 
zierung der Schadstoffeinträge über die Luft läßt sich 
daher nur indirekt über die Verringerung der Emis- 
sionen nachweisen. 

Für die luftpfadrelevanten Schadstoffe haben die 
Bundesländer eine Zusammenstellimg der im Jahr 
1992 aus genehmigungsbedürftigen Anlagen freige- 
setzten Schadstoffmengen übermittelt. Diese Arbei- 
ten wurden im Arbeitskreis Emissionskataster des 
Länderausschusses für Immissionsschutz koordiniert 
und erfolgten durch eine Auswertimg der Länder- 
Emissionskataster. Da diese Daten nur einen Teil der 
Emissionen in die Atmosphäre erfassen imd nur für 
das Jahr 1992 vorliegen, liefern sie keinen Beitrag zur 
Abschätzimg der Umsetzung der 50% -Reduktion. 

Um die Entwdcklimg der Schwermetallemissionen in 
die Luft in der Bundesrepublik Deutschland von 1985 


bis 1995 zu ermitteln, ist 1992 vom Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ein 
Forschungsvorhaben vergeben worden. Die Ergeb- 
nisse zeigen, daß die 50%ige Reduzierung der atmo- 
sphärischen Schwermetallemissionen in 1995 für alle 
Schwermetalle erreicht worden ist (Tabelle 5). Ab- 
schätzungen der atmosphärischen Emissionen für 
1995 zeigen, daß die Emissionen von Cadmium, 
Quecksilber, Kupfer, Chrom, Zink, Blei, Arsen \md 
Nickel von 1985 bis 1995 um mehr als 50% reduziert 
wurden. Diese Reduktionen wurden überwiegend 
durch die Umsetzung der Emissionsanforderungen 
der TA Luft und verschiedener Verordnungen des 
BImSchG erreicht. 

Die Reduktionsabschätzung bei atmosphärischen 
Emissionen von den 9 luftpfadrelevanten organi- 
schen Schadstoffen ergibt, daß das Ziel einer 50% 
Reduktion bei den Substanzen, für die Daten vorüe- 
gen, erreicht worden ist (Tabelle 5). Im einzelnen er- 
geben sich die Reduktionsabschätzungen wie folgt: 

Hexachlorcyclohexan: 

Lindan war nur noch bis 1997 als Pflanzenschutzmit- 
tel in Deutschland zugelassen. Es wird jetzt nicht 
mehr registriert. Ein Antrag auf Neuregistrierung 


Tabelle 5 


Abschätzung der Emissionen in die Atmosphäre in Gesamtdeutschland 
in 1985, 1990 und 1995 


Stoff 

atmosphärische Emissionen |t/a| 

Reduktion [%] 

1985 

1990 

1995 

1985-1990 

1985-1995 

Quecksilber^) 

154 

112 

31 

27 

81 

Cadmium^) 

45 

30 

11 

33 

76 

Kupfer^) 

459 

360 

79 

22 

83 

Zink^) r 

1 900 

1 321 

452 

30 

76 

Blei^) 

5 028 

2 314 

624 

54 

88 

Arsenal 

221 

120 

33 

46 

85 

Chrom 

344 

252 

115 

27 

67 

NickeF) 

440 

277 

158 

37 

64 

HCH 

- 

- 

- 

- 

- 

Pentachlorphenol 

- 

- 

- 

100 

100 

Hexachlorbenzol 

- 

04 

<0,1 

- 

- 

Tetrachlorkohlenstoff 

- 

- 

- 

- 

100 ^) 

Trichlorethylen^) 

26 000 

11000 

<11000 

58 

>58 

Tetrachlorethylen^) 

82 000 

11693 

<11693 

83 

>83 

Trichlorbenzol 

- 

- 

- 

- 

- 

Trichlorethan^) 

- 

30 300 

< 30 300 


100 ') 

Dioxine'*) 

- 

1 196 

307 

- 

- 


- keine Daten vorhanden 
‘) Anwendungsverbot ab 1996 

Umsatzmengen in den alten Bundesländern 

Alle Schwermetalldaten sind Abschätzungen auf der Basis spezifischer Emissionsfaktoren und beinhalten direkte und flüch- 
tige Emissionen der wichtigsten Pimktquellen (mit Ausnahme von Blei, wo Straßenverkehr eingeschlossen ist). 

Dioxine in g TE/a 
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liegt z. Z. nicht vor. Lindan wird darüber hinaus auch 
als Holzschutzmittel eingesetzt und über diese An- 
wendung emittiert. Zu diesen Mengen und den 
Sekundäremissionen aus imprägniertem Holz liegen 
keine Zahlenangaben vor. Lindan wird in Deutsch- 
land nicht mehr produziert, es kann allerdings impor- 
tiert werden. 

Pentachlorphenol: 

Es besteht ein Verbot der Herstellung, des Inverkehr- 
bringens und der Anwendung seit 1989. Daher ist 
im Prinzip von einer Null-Emission auszugehen. In 
anderen Ländern wiid PCP zum Holzschutz und zur 
Behandlung von Textüien eingesetzt. Emissionen 
treten in Deutschland als Sekundäremissionen aus 
importierten behandelten Holzem und bei importier- 
ten Textilien auf. Emissionsmengen können nicht be- 
ziffert werden. 

Hexachlorbenzol: 

Seit 1988 besteht ein vollständiges Anwendxmgsver- 
bot als Pflanzenschutzmittel. Emissionen in die Luft 
aus Produktion und Verarbeitung im Jahre 1989 be- 
tmgen weniger als 25 kg (BUA‘) -Bericht „Hexachlor- 
benzoP' Februar 1992). Die Müllverbrennung trägt 
ca. 16 kg/a zu den Emissionen bei (BUA-Bericht 
„Hexachlorbenzol" Februar 1992). Für die Remobili- 
sierung aus dem Boden werden zirka 10-50 kg/a an- 
gegeben. Die Gesamtemissionen lagen damit 1990 
bei ca. 100 kg/a. Zur Reduktionsleistung liegen keine 
Daten vor. 

Tetrachlorkohlenstoff: 

Diese Substanz wird aufgpind der Beschlüsse des 
Montrealer Protokolls mit Änderung in Kopenhagen 
(1992) nicht mehr angewendet. Für Tetrachlorkoh- 
lenstoff besteht ein Anwendimgsverbot, und es wird 
in Deutschland auch nicht mehr produziert. 

Trichlorethylen: 

Im Jahre 1985 wurden in der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem CKW-Markt 41 000 t/a umge- 
setzt. Es ist mit einer Emission von nahezu 100 % aus- 
zugehen. In 1990 wurden nur noch 11 000 t/a umge- 
setzt und in 1993 nur 9 000 t/a. Nach der 2. BImSchV 
ist Trichlorethylen nur noch in Oberflächenbehand- 
lungsanlagen zur Anwendung erlaubt. Hochrech- 
nungen aus Emissionsdaten von Einzelanlagen sind 
bisher nicht bekannt. Der Verkauf von Trichlorethy- 
len wurde mengenmäßig um 58% von 1985 bis 1990 
reduziert. 

Tetrachlorethylen: 

Hauptemittenten von Tetrachlorethylen sind die Be- 
reiche Chemischreinigungen, Oberflächenbehand- 
lung und Extraktion. Im Jahre 1985 wurden in der 
Bundesrepublik Deutschland auf dem CKW-Markt 


') BUA: jetzt GDCH (GeseDschaft Deutscher Chemiker) - Bera- 
tergremium für Altstoffe 


82 000 t/a umgesetzt. Es ist mit einer Emission von 
nahezu 100 % auszugehen. 

Tetrachlorethylen wird derzeit nur noch bei der DOW 
in Stade hergestellt (73 700 t Produktionskapazität). 
Alle anderen Hersteller haben die Produktion einge- 
stellt. 

Die Emission bei der Anwendung wird inzwischen 
wesenthch durch die Bestimmungen der 2. BImSchV 
vom 10. Dezember 1990 geregelt. Zahlen für mittlere 
Emissionsmengen sind schwierig zu erstellen? diese 
gibt es meist nur für Einzelanlagen, wobei eine 
Hochrechnung auf die gesamte Branche sehr fehler- 
behaftet ist. 

Abschätzimgen vom April 1994 gehen von einem 
Eintrag in die Atmosphäre aus diesen Bereichen von 
11 690 t (für 1990) aus. Zu beachten ist jedoch, daß 
der CKW-Markt hier im Verlaufe der letzten Jahre 
sehr in Bewegung geraten war (Rückgang des Ver- 
brauches von Tetrachlorethylen von 45 kt in 1986 auf 
16 kt in 1992). 

Emissionen in die Atmosphäre bei der Produktion be- 
trugen im Jahre 1990 etwa 3,6 t. 

Die Gesamtemissionen in die Luft betrugen 1990 
1 1 693 t/a, was einer Reduktion von 83 % entspricht. 

Trichlorbenzol: 

Es liegen keine Daten vor. 

1 .1 ,1 -Trichlorethan: 

Es ist von einer Emission von nahezu 100% auszu- 
gehen. Der Verkauf von 1,1,1 -Trichlorethan betrug 
in 1990 26 000 t/a. Aufgrund der Beschlüsse des 
Montrealer Protokolls mit Änderung in Kopenhagen 
(1992) seit dem 1. Januar 1993 wurde die FToduktion 
und der Verbrauch eingefroren imd seit 1. Januar 
1994 auf 50% reduziert. Das Anwendungsverbot zu 
100 % trat ab 1. Januar 1996 in Kraft. 

In Deutschland besteht für 1,1,1 -Trichlorethan seit 
1. Januar 1993 ein Anwendungsverbot für die Trok- 
kenreinigung, Metallbearbeitung und Pflanzenöl- 
extraktion durch die Bestimmungen der 2. BImSchV 
und allgemein der FCKW-Verordnung. 

Dioxine: 

Zur Bewertung der Relevanz der Dioxin-Emissionen 
der verschiedenen Quellgruppen, die in der Regel 
jeweils als Massenkonzentrationen im Abgas (z.B. in 
ng TE/m^) angegeben werden, wären an sich Fracht- 
ermittlungen notwendig bzw. erwünscht, die jedoch 
aufgnmd der wenigen Daten bei den meisten Quel- 
len nicht vorgenommen werden konnten (Bericht der 
Arbeitsgruppe des UA „Luft/Technik" des LAI „Er- 
arbeitung von Anforderungen zur Emissionsbegren- 
zung von Dioxinen und Furanen, Januar 1994). 

Tabelle 6 gibt eine Übersicht über die bekannten 
Dioxinemissionen in Deutschland in den Jahren 
1989/90 und 1994/95 sowie eine Abschätzung für 
1999/2000. 
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Tabelle 6 


Abschätzung der bekannten Dioxinemissionen 
in die Luft in Deutschland 



1989/90, 

gTE/a 

1994/95, 

gTE/a 

Prognose 

1999/2000, 

gTE/a 

AbfaUverbrennung . . 

400 

30 

< 4 

Metall ge winnung 
und -Verarbeitung . . 

736 

237 

<40 

Kraftwerke 

5 

3 

< 3 

Industrie- und 
Gewerbefeuerungen 

20 

15 

< 10 

Sonstige thermische 
Prozesse der Industrie 

1 

<1 

< 1 

Hausbrand- 
feuerstätten 

20 

15 

10 

Krematorien 

4 

2 

< 1 

Verkehr 

10 

4 

< 1 

Sximme 

1 196 

307 

<70 


Die Minderung der Dioxinemissionen aus Müllver- 
brennungsanlagen ist auf die Umsetzung der 
17. BImSchV bei Müllverbrennungsanlagen zurück- 
zuführen. Die Emissionen aus Kraftfahrzeugen wur- 
den insbesondere durch den Einsatz von scavanger- 
haltigem Ottokraftstoff verursacht. Das Inverkehr- 
bringen von scavangerhaltigem Ottokraftstoff ist seit 
Juli 1992 verboten (19. BImSchV). 

Da keine Angaben für 1985 vorliegen, ist eine Ge- 
samtabschätzung der Reduktion 1985-1995 nicht 
möglich. 


3.4.3 70%-Reduzierung der Einträge von Dioxinen, 
Quecksilber, Cadmium und Blei 

Die über 70%ige Reduzierung der Emissionen ins 
Wasser wird für Cadmium, Quecksilber und Blei über 
punktförmige Quellen in den alten Bundesländern 
erreicht (Tabelle 2). Bei Emissionen in die Luft wird 
eine 70%ige Reduzierung ebenfalls für Cadmium, 
Quecksilber und Blei in Gesamtdeutschland erreicht 
(Tabelle 5). 

Das Ziel der 70%-Reduzierung der Gesamtemissio- 
nen (in Wasser und Luft) ließe sich durch die Addi- 
tion der Emissionsdaten ermitteln, wenn die Daten- 
basis vergleichbar wäre. Da für Emissionen in die 
Gewässer aber nur Daten für die alten Bundesländer 
vorliegen und keine Angaben für 1995 und für dif- 
fuse Quellen, während für Emissionen in die Atmo- 
sphäre Daten für Gesamtdeutschland vorliegen, ist 
die Datenbasis nicht vergleichbar. (Für Dioxine lie- 
gen keine Emissionsdaten in die Gewässer vor, so 
daß keine Abschätzung der Gesamtemissionen vor- 
genommen werden kann). Es kann jedoch davon 
ausgegangen werden, daß die Begrenzung des AOX 
in vielen Abwasserverwaltungs-vorschriften zu einer 
beträchtlichen Verringerung der Dioxinemissionen in 
die Gewässer geführt hat. Bei den Dioxinemissionen 
in die Luft ist in einigen Industriezweigen eine Re- 
duktion von bis zu 99 % erreicht worden. 


3.4.4 Deutschland im internationalen Vergleich 
(Gefährliche Stoffe) 

Für die 4. Nordseeschutz -Konferenz wurden Daten 
zur Abschätzung der Reduktion der Emissionen und 
Einträge gefährlicher Stoffe in die Nordsee von allen 
Nordseestaaten zusammengetragen und in einem 
Bericht (Progress Report; Andersen & Nilionen, 1995) 


Tabelle 7 


Atmosphärische Emissionen 
Vorläufige Abschätzungen (nur alte Bundesländer), die für den 
(alte und neue Bundesländer und Gesamtdeutschland), 


Stoff 

1985 |t/a| 

1990 (t/a| 

West-D 

Ost-D 

SD 

West-D 

Progress 

Report 

aktuelle 

Schätzung 

aktuelle 

Schätzung 

aktuelle 

Schätzung 

Progress 

Report 

aktuelle 

Schätzung 

Quecksilber 

37 

52 

102 

154 

28 

32 

Cadmium 

37 

20 

25 

45 

10 

9 

Kupfer 

95 

95 

364 

459 

55 

47 

Zink 

807 

883 

1017 

1 900 

399 

421 

Blei (ohne Straßenverkehr) 

- 

780 

628 


- 

344 

Blei (mit Straßenverkehr) 

5 004 


1 228 

5 028 

838 

1464 

Arsen 

67 

87 

134 

221 

19 

20 

Chrom 

108 

123 

221 

344 

69 

63 

Nickel 

336 

269 

171 


143 

143 


28 
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veröffentlicht. Der Bericht hebt die Reduktionslei- 
stungen der einzelnen Nordseestaaten positiv hervor 
und gewichtet sie gegeneinander. Auf der gleichen 
Datenbasis wurde von Greenpeace (1995) eine Aus- 
wertung der Emissionsmengen der einzelnen Nord- 
seestaaten vorgenommen, welche die absoluten 
Emissionsmengen negativ hervorhebt und den Nord- 
seestaaten anhand der Emissionen eine Rangfolge 
als Verschmutzer zuordnet. Während der Progress 
Report die Gesamtemissionen nicht aufgrund der 
Einwohnerzahl relativiert, wurde diese notwendige 
Normierung der Daten im o. g. Bericht von Green- 
peace vorgenommen. Es ist zu beachten, daß alle 
Aussagen zum internationalen Vergleich auf Pro- 
gnosezahlen für 1995 beruhen, während die weiter 
vorne im vorliegenden Bericht für Deutschland wie- 
dergegebenen Zahlen eine Abschätzung des tatsäch- 
lich in 1995 Erreichten darstellen. 

Ein Vergleich der Emissionen imd Einträge von ge- 
fährlichen Stoffen in die Nordsee zwischen 1985 und 
1995 durch die Anrainerstaaten ist mit großen Un- 
sicherheiten behaftet, da 

1) manche Staaten auf der Basis von Emissionsdaten 
und andere Staaten auf der Basis von Immissions- 
daten berichtet haben, 

2) unterschiedliche Kalkulationsmethoden zur Emis- 
sionsabschätzung angewandt wurden, 

3) Emissionen aus diffusen Quellen ebenso wichtig 
sind wie aus Punktquellen, aber Daten zu diffusen 
Einträgen nur sehr begrenzt vorliegen, 

4) bei fehlenden Emissionsdaten Abschätzungen auf 
der Basis von vermarkteten und angewandten 
Mengen vorgenommen wurden. 


5) die Emissionsabschätzung für 1985 als Basis jahr 
ständig geändert wurde und damit unsicher ist. 

Ferner ist zu berücksichtigen, daß die von Deutsch- 
land berichteten Daten zu atmosphärischen Emissio- 
nen von Schwermetallen vorläufige Daten für West- 
deutschland waren und teilweise deutlich zu hoch/ 
niedrig geschätzt waren (Tabelle 7). 

Für Einträge von Schwermetallen über Flüsse und 
Flußmündungen erreichen nur für Quecksilber und 
Chrom alle Nordseeanrainerstaaten die 50% -Reduk- 
tion (Abbildung 1). Deutschland erreichte die 50 %- 
Reduktion für alle Schwermetalle. 

Ein Vergleich der Mengen an Schwermetallen, die 
von den Staaten emittiert werden zeigt; daß Deutsch- 
land bei absoluten Mengen der 8 Schwermetalle 
nach Großbritannien der zweitstärkste Einleiter für 
Zink, Arsen, Chrom und Nickel ist. Berücksichtigt 
man die Anzahl der Einwohner jedes Staates und 
kalkuliert die Emission pro Einwohner, sind die Emis- 
sionen von Deutschland im internationalen Vergleich 
gering (Tabelle 8). 

Bei den Emissionen von Schwermetallen in die 
Atmosphäre erreichen alle Nordseeanrainerstaaten 
die 50% -Reduktion für Blei; überwiegend aufgrund 
der Anwendung bleifreien Benzins. Ein bis zwei 
Staaten erreichen das 50% -Reduktionsziel nicht für 
Cadmium und Arsen. In den meisten Staaten wird 
das Ziel nicht für Quecksilber, Kupfer, Zinn, Chrom 
und Nickel erreicht (Abbildung 2). Westdeutschland 
erreichte die 50% -Reduktion nach den Abschätzun- 
gen für den Progress Report nicht für Quecksilber, 
Chrom und Kupfer. Die endgültige Abschätzung 
(vgl. Tabelle 5) zeigt jedoch, daß Deutschland für 
alle Schwermetalle das Ziel der 50% -Reduktion er- 
reicht. 


Tabelle 7 


von Schwermetallen: 

Progress Report verwandt wurden und aktuelle Abschätzungen 
die in diesem Bericht dargestellt werden 


1990 [t/al 

1995 [t/a] 

1985 

-1995 [%j RedukUon 

Ost-D 

XD 

West-D 

Ost-D 

XD 

West-D 

XD 

aktuelle 

Schätzung 

aktuelle 

Schätzung 

aktuelle 

Schätzung 

aktuelle 

Schätzung 

aktuelle 

Schätzung 

Progress 

Report 

aktuelle 

Schätzung 

aktuelle 

Schätzung 

80 

112 

19 

12 

31 

>24 

63 

81 

21 

30 

6 

5 

11 

>73 

70 

76 

313 

360 

34 

45 

79 

>42 

64 

83 

900 

1321 

286 

166 

452 

>51 

68 

76 

490 

834 

250 

134 

384 

- 

68 

73 

850 

2 314 

- 

- 

624 

>83 

- 

88 

100 

120 

14 

19 

33 

>72 

84 

85 

189 

252 

49 

66 

115 

>38 

61 

67 

134 

277 

130 

29 

159 

>57 

52 

64 


29 
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Abbildung 1 


Geschäizte Reduktion in % der aquatischen Einträge von Quecksilber (Hg), 
Cadmium (Cd), Kupfer (Cu), Zink (Zn), Blei (Pb), Arsen (As), Chrom (Cr) und Nickel (Ni) 
überden Zeitraum 1985-1995 in die Nordsee. 

Die gestrichelte Linie markiert das 50 % Reduktionsziel. (Progress Report 1995) 
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Tabelle 8 

Rangfolge der Staaten entsprechend ihrem mengenmäßigen Betrag zu den Schwermetalleinträgen 
über Flüsse und Flußmündungen in 1995 (Greenpeace 1995) 


a) für absolute Eintragsmengen 


Stoff 

Rangfolge von höchstens (Unks) zu geringsten (rechts) Einträgen 

Quecksilber 

UK 

B 

NL 

D 

N 

DK 

CH 

s 

Cadmium 

UK 

NL 

B 

D 

N 

DK 

s 

CH 

Kupfer 

N 

UK 

NL 

B 

D 

S 

CH 

DK 

Zink 

UK 

D 

N 

B 

NL 

S 

CH 

DK 

Blei 

UK 

NL 

B 

D 

N 

S 

CH 

DK 

Arsen 

UK 

D 

NL 

B 

DK 

S 

N 

CH 

Chrom 

UK 

D 

B 

NL 

N 

s 

CH 

DK 

Nickel 

UK 

D 

B 

NL 

N 

CH 

S 

DK 


b) für Eintragsmenge pro Einwohner 


Stoff 


Rangfolge von höchstens (links) 

zu geringsten (rechts) Einträgen 


Quecksilber 

B 

N 

DK 

UK 

NL 

CH 

S 

D 

Cadmium 

UK 

N 

B 

NL 

DK 

S 

CH 

D 

Kupfer 

N 

B 

UK 

NL 

S 

D 

CH 

DK 

Zink 

B 

UK 

S 

NL 

CH 

D 

DK 


Blei 

NL 

B 

UK 

N 

S 

D 

CH 

DK 

Arsen 

UK 

DK 

S 

NL 

B 

D 

N 

CH 

Chrom 

UK 

B 

NL 

N 

D 

S 

DK 

CH 

Nickel 

UK 

N 

B 

NL 

DK 

D 

S 

CH 


Ein Vergleich der Mengen an Schwennetallen, die 
von den Staaten emittiert werden, ergibt, daß wie bei 
den Rußeinträgen Deutschland nach Großbritannien 
der zweitstärkste Einleiter in absoluten Mengen für 
Cadmium, Blei, Arsen und Nickel und für Queck- 
silber sogar der stärkste Einleiter ist. Bei Berücksich- 
tigung der Anzahl der Einwohner jedes Staates und 
Kalkulation der Emissionen pro Einwohner sind die 
deutschen Emissionen niedriger als im Durchschnitt 
der Nordseeanrainerstaaten (Tabelle 9). 

Bei den Einträgen der 12 organischen Schadstoffe 
über Flüsse und Rußmündungen wird die 50% -Re- 
duktion für 7 Stoffe erreicht, nicht aber in einigen 
Nordsee anrainerstaaten für Tributylzinn, Triphenyl- 
zinn, Trichlorethylen, Trichlorbenzol und Dichlor- 
ethan. Deutschland erreicht die 50 % -Reduktion für 
alle orgaiüschen Schadstoffe, bis auf Triphenylzinn, 
über das keine Daten vorliegen. Aufgrund der unzu- 
reichenden Datengrundlage für Deutschland kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß dieses positive Er- 
gebnis fehlerhaft ist. 


Laut Tabelle 10 ist Deutschland mengenmäßig der 
viertstärkste Einleiter von organischen Schadstoffen 
in die Rüsse. Die Emissionen pro Einwohner hegen 
in Deutschland niedriger als im Durchschnitt der 
Nor ds e eanrainer Staate n . 

Bei den Emissionen der organischen Schadstoffe in 
die Atmosphäre wird die 50 %- Reduktion von den 
meisten Staaten erreicht. Trichlorbenzol konnte nicht 
zielgemäß reduziert werden. Deutschland erreicht 
das Reduktionsziel für 5 der 7 organischen Schad- 
stoffe. 

Unter den Staaten, die Angaben gemacht hatten, 
sind Deutschland, die Niederlande und Belgien men- 
genmäßig die Hauptemittenten der organischen 
Schadstoffe in die Atmosphäre. Die Emissionen pro 
Einwohner sind nur noch in den Niederlanden höher 
als in Deutschland. Da für einige Stoffe die Angaben 
von Deutschland in Größenordnungen über den An- 
gaben der anderen Staaten hegen, muß davon ausge- 
gangen werden, daß die Kalkulation der Emissionen 
nicht vergleichbar ist (Tabelle 11). 
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Abbildung 2 

Geschätzte Reduktion in % der atmosphärischen Emissionen von Quecksilber (Hg), 
Cadmium (Cd), Kupfer (Cu), Zink (Zn), Blei (Pb), Arsen (As), Chrom (Cr) und Nickel (Ni) 

über den Zeitraum 1985-1995. 

Die gestrichelte Linie markiert das 50 % Reduktionsziel. (Progress Report 1995) 
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Tabelle 9 

Rangfolge der Staaten entsprechend ihrem mengenmäßigen Beitrag zu den Schwermetallemissionen 

in die Atmosphäre in 1995 (Greenpeace 1995) 


a) für absolute Eintragsmengen 


Stoff 

Rangfolge von höchsten (links) zu geringsten (rechts) Einträgen 

Quecksilber 

D 

UK 

B 

NL 

DK 

N 

S 

CH 

Cadmium 

UK 

D 

B 

NL 

CH 

N 

S 

DK 

Kupfer 

UK 

NL 

DK 

D 

B 

S 

N 

CH 

Zink 

UK 

B 

CH 

D 

NL 

N 

DK 

S 

Blei 

UK 

D 

B 

CH 

NL 

DK 

S 

N 

Arsen 

UK 

D 

B 

DK 

NL 

S 

N 

CH 

Chrom 

UK 

B 

D 

NL 

S 

DK 

N 

CH 

Nickel 

UK 

D 

B 

N 

NL 

S 

DK 

CH 


b) für Eintragsmenge pro Einwohner 


Stoff 

Rangfolge von höchsten (links) zu geringsten (rechts) Einträgen 

Quecksilber 

B 

UK 

D 

NL 

DK 

N 

S 

CH 

Cadmium 

UK 

B 

CH 

D 

N 

NL 

S 

DK 

Kupfer 

DK 

UK 

B 

NL 

S 

D 

N 

CH 

Zink 

UK 

CH 

B 

DK 

N 

NL 

S 

D 

Blei 

UK 

B 

CH 

DK 

D 

NL 

S 

N 

Arsen 

UK 

DK 

B 

S 

D 

NL 

N 

CH 

Chrom 

UK 

B 

S 

D 

DK 

NL 

N 

CH 

Nickel 

UK 

N 

B 

D 

NL 

DK 

S 

CH 


Tabelle 10 

Rangfolge der Staaten entsprechend ihrem mengenmäßigen Beitrag zu den Einträgen 
von organischen Schadstoffen über Flüsse und Flußmündungen in 1995 (Greenpeace 1995) 


a) für absolute Eintragsmengen 


Stoff 


Rangfolge von höchsten (links) zu geringsten (rechts) Einträgen 


Pentachlorphenol .... 

NL 

UK 

DK 

D 

B 

N 

S 

CH 

Hexachlorbenzol 

UK 

NL 

D 

CH 

N 

DK 

S 


Hexachlorbutadien . . . 

UK 

D 

CH 

NL 

N 

DK 

S 


Tetrachlorkohlenstoff , 

UK 

NL 

D 

B 

S 

CH 

N 

DK 

Chloroform 

UK 

D 

N 

NL 

CH 

DK 

S 


Tributylzinn und 
Triphenylzinn 

B 

N 

DK 

NL 

S 

UK 

D 

CH 

Trichlorethylen 

B 

UK 

N 

DK 

NL 

S 

D 

CH 

Tetrachlorethylen 

UK 

B 

DK 

N 

NL 

D 

CH 

S 

Trichlorbenzol 

UK 

D 

NL 

CH 

B 

DK 

S 


1,2-Dichlorethan 

UK 

D 

NL 

B 

DK 

S 

CH 

N 

Trichlorethan 

NL 

UK 

N 

DK 

D 

CH 

S 

B 


Frankreich berichtete keine Daten. Belgien berichtete für 3 Stoffe keine Daten, Norwegen für 1 Stoff, was die Leerstellen in der 
letzten Spalte bewirkt. 

Die fettgedruckten Angaben zeigen an, daß diese Staaten den Stoff in der gleichen Größenordnung (Emissionen nahe Null) 
emittieren. 
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noch Tabelle 10 

b) für Eintragsmenge pro Einwohner 


Stoff 


Rangfolge von höchsten (links) zu geringsten (rechts) Einträgen 


Pentachlorphenol 

NL 

UK 

DK 

D 

B 

N 

S 

CH 

Hexachlorbenzol 

UK 

NL 

CH 

D 

N 

DK 

s 


Hexachlorbutadien . . , 

UK 

CH 

D 

NL 

N 

DK 

s 


Tetrachlorkohlenstoff . 

UK 

S 

NL 

B 

N 

D 

CH 

DK 

Chloroform 

UK 

N 

DK 

CH 

D 

NL 

S 


Tributylzinn und 
Triphenylzinn 

DK 

N 

B 

S 

NL 

UK 

D 

CH 

Trichlorethylen 

N 

DK 

B 

s 

NL 

UK 

CH 

D 

Tetrachlorethylen , . . . 

DK 

N 

B 

UK 

NL 

CH 

S 

D 

Thchlorbenzol 

UK 

D 

NL 

CH 

B 

DK 

S 


1,2-Dichlorethan 

UK 

DK 

B 

NL 

D 

S 

CH 

N 

Trichlorethan 

N 

NL 

DK 

UK 

S 

CH 

D 

B 


Frankreich berichtete keine Daten* Belgien berichtete für 3 Stoffe keine Daten, Norwegen für 1 Stoff, was die Leerstellen in der 
letzten Spalte bewirkt* 

Die fettgedruckten Angaben zeigen an, daß diese Staaten den Stoff in der gleichen Größenordnung (Emissionen nahe Null) 
emittieren* 


Tabelle 11 

Rangfolge der Staaten entsprechend ihrem mengenmäßigen Beitrag zu den Emissionen 
organischer Schadstoffe in die Atmosphäre 1995 (Greenpeace 1995) 


a) für absolute Eintragsmengen 


Stoff 

Rangfolge von höchsten (links) zu geringsten (rechts) Einträgen 

Pentachlorphenol 

NL 

DK 

D 

B 

S 

CH 

Hexachlorbenzol 

N 

D 

NL 

DK 

S 

CH 

Tetrachlorkohlenstoff 

NL 

B 

N 

S 

DK 

D 

Trichlorethylen . , * 

D 

B 

DK 

NL 

S 

N 

Tetrachlorethylen 

D 

B 

NL 

N 

DK 

S 

Trichlorbenzol 

B 

NL . 

DK 

N 

S 


Trichlorethan 

D 

NL 

DK 

N 

S 

B 


b) für Eintragsmengen pro Einwohner 


Stoff 

Rangfolge von höchsten (links) zu geringsten (rechts) Einträgen 

Pentachlorphenol 

NL 

DK 

D 

B 

S 

CH 

Hexachlorbenzol 

N 

D 

NL 

DK 

S 

CH 

Tetrachlorkohlenstoff 

NL 

B 

N 

S 

DK 

D 

Trichlorethylen 

DK 

D 

s 

B 

N 

NL 

Tetrachlorethylen 

B 

D 

DK 

NL 

N 

s 

TYichlorbenzol 

B 

NL 


N 

S. 


Trichlorethan 

D 

NL 

DK 

N 

S 

B 


Frankreich und Großbritannien berichteten keine Daten. Die Schweiz berichtete Daten nur von 2 Stellen. Die fettgedruckten 
Angaben zeigen an, daß diese Staaten den Stoff in der gleichen Größenordnung (Emissionen nahe Null) emittieren. 
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3.5 Umsetzung des OSPAR-Minister- 

beschlusses (1992) zur Reduzierung und 
Eliminierung von toxischenp persistenten 
und bioakkumulierbaren Stoffen bis zum 
Jahr 2000 

3.5.1 Empfehlungen und Beschlüsse 
der Paris-Kommission 

Die Paris-Kommission hat Empfehlungen und Be- 
schlüsse zur Festlegung des Standes der Technik 
.(BAT) bei spezifischen Punktquellen imd der Anwen- 
dung der besten Umweltpraxis (BEP) bei bestimmten 
diffusen Quellen einschließlich Grenzwerten und 


Zeitplänen beschlossen. Seit dem OSPAR-Minister- 
beschluß in 1992 zur Reduzierung und Eliminierung 
von toxischen persistenten imd bioakkumulierbaren 
Stoffen wurden die in Tabelle 12 genannten Be- 
schlüsse und Empfehlungen erarbeitet, 

3.6 Umsetzung besonders dringlicher 
Maßnahmen 

Die 4. INK listet in Anlage 2 eine ganze Reihe von be- 
sonders dringlichen Maßnahmen auf, die in Deutsch- 
land über die verschiedenen Gesetze und Verord- 
nungen umgesetzt werden bzw. auf EU-Ebene über 
die EG -Richtlinien. 


Tabelle 12 


PARCOM-Beschlüsse und -Empfehlungen 


PARCOM- 

Titel 

Beschluß/Empfehlung 

PARCOM-Beschluß 92/1 

zur Reduzienmg der Einträge von chlorierten organischen Substanzen aus der 
Produktion von gebleichtem Sulfatzellstoff und Sulfitzellstoff 

PARCOM-Beschluß 92/2 

zur Verwendung ölhaltiger Bohrschlämme 

PARCOM-Beschluß 92/3 

zur schrittweisen Beseitigung von CB und gefährlichen PCB-Ersatzstoffen 

PARCOM-Beschluß 92/4 

zur schrittweisen Einstellung der Verwendung von Hexachlorethan in der verarbei- 
tenden Aluminiumindustrie und in der herstellenden Aluminiumindustrie mit inte- 
grierten Gießereien 

PARCOM-Empfehlung 92/3 

betreffend die Verschmutzungsbegrenzung aus neuen verarbeitenden Stahlpro- 
duktionsbetrieben und Polling Müls Walzwerken 

PARCOM-Empfehlung 92/4 

zur Reduzierung der Emissionen aus der Galvanik -Industrie 

PARCOM-Empfehlung 92/5 

betreffend BAT in der pharmazeutischen Industrie 

PARCOM-Empfehlung 92/6 

zu BAT für Produktionswasser-Management auf Offshore-Anlagen der Gas- und 
Ölförderung 

PARCOM-Empfehlung 92/7 

zur Reduktion der Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft in Gebiete, in denen 
diese Einträge direkt oder indirekt Verschmutzung verursachen können 

PARCOM-Empfehlung 92/8 

zu Nonylphenolethoxylaten 

PARCOM-Beschluß 93/1 

zur Einstellung der Anwendung von Hexachlorethan in der Nichteisen-MetaU- 
industrie 

PARCOM-Empfehlung 93/1 

betreffend die Verschmutzungsreduzierung von bestehenden herstellenden Eisen- 
imd Stahlproduktionsarüagen 

PARCOM-Empfehlung 93/2 

zur weiteren Beschränkung des Quecksüberabfalls aus Zahnarztpraxen 

PARCOM-Empfehlung 93/3 

zur Erarbeitung nationaler Aktionspläne und BEP für die Reduktion des Eintrags 
von Pestiziden aus der Landwirtschaft in die Umwelt 

PARCOM-Empfehlung 93/4 

zur Einstellung der Verwendung von kationischen Detergenzien DTDMAC, OSD- 
MAC und DHTDMAC in Weichspülern 

PARCOM-Empfehlung 93/5 

betreffend die Zunahme von radioaktiven Einleitungen aus nuklearen Wiederauf- 
bereitungsaiüagen 

PARCOM-Beschluß 94/1 

zu Substanzen/Gemischen, die von der Offshore-Industrie angewandt und eingelei- 
tet werden 

PARCOM-Empfehlung 94/1 

zu BAT bei neuen Aluminiumelektrolyseanlagen 

PARCOM-Empfehlung 94/2 

zu BAT und BEP bei der integrierten und nicht-integrierten SulfitzeUstoffindustrie 

PARCOM-Empfehlung 94/3 

zu BAT und BEP bei der integrierten und nicht-integrierten Sulfatzellstoffindustrie 

PARCOM-Empfehlung 94/4 

zu BAT für die organische cheirüsche Industrie 

PARCOM-Empfehlung 94/5 

betreffend BAT und BEP für Naßprozesse in der textilverarbeitenden Industrie 
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noch Tabelle 12 


noch PARCOM-Beschlüsse und -Empfehlungen 


PARCOM- 

Beschluß/Empfehlimg 

Titel 

PAJRCOM-Empfehlung 94/6 

zu BEP bei der Eintrags reduküon von potentiell toxischen Chemikalien aus der 
Aquakulturanwendung 

PARCOM-Empfehlung 94/7 

zur Erarbeitung nationaler Aktionspläne und BEP zur Reduzierung der Einträge 
von Pestiziden aus der Landwirtschaft in die Umwelt 

PARCOM-Empfehlung 94/8 

betreffend Umweltschäden durch Einleitungen radioaktiver Substanzen 

PARCOM-Empfehlung 94/9 

betreffend das Management von verbrauchtem Nuklearbrennstoff 

PARCOM-Beschluß 95/1 

zur Einstellung der Verwendung von kurzkettigen chlorierten Paraffinen 

PARCOM-Beschluß 95/2 

zu Einleitungen und Emissions grenz werten für die integrierte und nicht -integrierte 
Sulfitzellstof find ustrie 

PARCOM-Beschluß 95/3 

zu Einleitungen und Emissions grenzwerten für die integrierte und nicht-integrierte 
Sulfatzellstoffindustrie 

Gemeinsame OSCOM- und 
PARCOM-Empfehlung 95/1 

zum Joint Assessment and Monitoring Programme 

OSCOM-Beschluß 95/1 

zur Einbringung von Offs höre -Plattformen 


PARCOM- 

Beschluß/Empfehlung 

Titel 

Minderungsziel 

PARCOM-Beschluß 96/1 

zur Einstellung der Anwendung von 
Hexachlorethan (HCE) in der Nicht- 
eisen-Metallindustrie 

Alle Anwendungen von HCE in der 
AJurniniurniridustrie und anderer Nicht- 
eisenmetallindustrie soUen bis späte- 
stens 31. Dezember 1997 eingestellt 
■werden 

PARCOM Beschluß 96/2 

zur Einstellung von Prozessen, die 
molekulares Chlor (CI 2 ) in der Bleichung 
von Sulfatzellstoff und Sulfitzellstoff 
anwenden 

Prozesse, die molekulares Chlor in der 
Bleichung von Sulfatzellstoff und Sulfit- 
zellstoff anwenden, sollen bis 1. Januar 
1998 vollständig eingestellt werden 

PARCOM-Beschluß 96/3 

zu einem harmonisierten verbindlichen 
Kontrollsystem für die Anwendung und 
Verringerung der Ableitung von Off- 
shore- Chemikalien 

Richtlinie für die Bewertung und 
Regulierung von Off shore- Chemikalien 
für eine Probezeit von 2 Jahren 

PARCOM-Empfehlung 96/1 

zur Besten Verfügbaren Technik und 
Besten Umweltpraxis für existierende 
Elektrolyse anla gen 

BAT und BEP -Maß nahmen, die ab 1. Ja- 
nuar 2005 für existierende Anlagen 
gelten 

PARCOM-Empfehlung 96/2 

zur Besten Verfügbaren Technik für die 
Herstellung von Vünylchloridmonome- 
ren 

BAT-Maßnahme für die Herstellung von 
VCM oder seinem Zwischenprodukt 
EDC, die ab dem 1. Januar 2002 für 
bestehende Anlagen gelten 

PARCOM-Empfehlung 96/3 

zur Besten Verfügbaren Technik für die 
Herstellung von Suspensions-PVC aus 
Vinylchloridmonomeren 

BAT-Maßnahmen für die Herstellung 
von S-PVC aus VCM, die ab dem L Ja- 
nuar 1997 für neue Anlagen und ab dem 

1. Januar 2002 für bestehende Anlagen 
gelten 

PARCOM-Empfehlung 96/4 

zur Einstellung der Anwendung von 
Ein-Komponenten-Teeranstrichen für 
Binnenschiffe 

Grenzwerte für PAK-Konzentrationen in 
Ein-Komponenten-Teeranstrichen, die 
ab dem 31. Dezember 1998 nicht mehr 
angewandt werden sollen 

PARCOM-Beschluß 97/1 

zu Substanzen/Gemischen, die in der 
Offshoreindustrie angewandt und ein- 
geleitet werden 

Liste von Stoffen, deren Einleitung von 
Offshoreanlagen strenger nationaler 
Kontrolle unterliegen. 

PARCOM-Empfehlung 97/12 

zu Referenzwerten für Abwasser von 
Naßverfahren in der textilverarbeiten- 
den Industrie 

Abwasserreferenzwerte für Metalle, Bio- 
zide und halogenierte Substanzen. 
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3.6.1 § 7a Wasserhaushaltsgesetz und darauf 
gestützte Abwasservorschriften 

Seit (Jem 1 . Januar 1987 - dem Inkrafttreten der 5. No- 
velle zum Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 25. Juli 
1986 - sind gefährliche Stoffe im Abwasser mit den 
Möglichkeiten des Standes der Technik zu vermei- 
den oder zu vermindern (§ 7 a WHG). Die Bundes- 
regierung hat jedoch keine technischen Standards 
vorgeschrieben, sondern legt die Schadstoffbegren- 
zungen nach dem Stand der Technik für ganze Bran- 
chen fest. Die Vermeidungs- und Verminderungs- 
maßnahmen können optimiert werden. Durch eine 
Auswahl der zu begrenzenden Parameter oder durch 
die Festlegung von Leit-, Summen- und Wirkpara- 
metern kann der Meß- und Überwachungsaufwand 
klein gehalten und eine effektive Schadstof fieduzie- 
rung erzielt werden. 

Ursprünglich sind die Anforderungen des Standes 
der Technik in Verwaltungsvorschriften gefaßt wor- 
den, Seit der 6 . Novelle des WHG vom 12. November 
1996 ist statt dessen die Rechtsform der Verordnung 
zu wählen. Die Abwasserverordnung wurde dement- 
sprechend am 21. März 1997 erlassen. Die Abwasser- 
verordnung enthält bisher noch keine Vollregelung 
der Emissionsbegrenzung für alle Branchen, sondern 


regelt lediglich die allgemeinen Grundsätze und das 
Verfahren sowie in Anhängen Grenzwerte für vier 
Bereiche: Häusliches und kommunales Abwasser, 
Metallbearbeitung und Metallverarbeitung, Alkali- 
chloridelektrolyse und Verwendung gefährlicher 
Stoffe. Für die übrigen Bereiche gelten die Verwal- 
tungsvorschriften fort; sie werden jedoch sukzessive 
in die Abwasserverordnung überführt. 

Tabelle 13 enthält eine Übersicht über die Regelung 
der Abwasserverordnung und der fortbestehenden 
Abwasserverwaltungsvorschriften. § 7 a Abs. 2 WHG 
ermöglicht eine Differenzierung der Anforderungen 
an die Emissionsbegrenzung zwischen neuen und 
bestehenden Einleitungen. Für bestehende Einlei- 
tungen können in der Abwasserverordnung abwei- 
chende Anforderungen festgelegt werden, wenn und 
soweit die Anpassung unverhältnismäßig wäre. Die 
Länder können im Einzelfall weitergehende Anfor- 
derungen cJs in den Verwaltungsvorschriften festle- 
gen oder die Einleitung ganz untersagen. Strengere 
Anforderungen müssen aber besonders begründet 
werden, sei es, daß eine Beeinträchtigung des Wohls 
der Allgemeinheit durch Auflagen oder durch öffent- 
liche Maßnahmen nicht verhütet oder ausgeglichen 
werden kann, sei es, daß dies aus Bewirtschaftungs- 
gründen erforderlich ist. 


Tabelle 13 


Übersicht über Herkunftsbereiche etc. der Abwasserverordnung 
bzw. Verwaltungsvorschriften nach § 7 a WHG 

(Anforderungen nach dem Stand der Technik; Stand: Ende 1997) 


Herkunftsbereich 

Datum der 
Veröffentlichung 

Parameter 


1: Gemeinden 

25. März 1997 

CSB, BSB (bis 5 000 EGW) 

CSB, BSB, NH 4 -N (5 000-10 000 EGW) 

CSB, BSB, NH 4 -N, Nges., P (ab 10 000 EGW) 


2: Braunkohle-Brikettfabrikation 

31. Juli 1996 

CSB, AFS 


3: Milchverarbeitung 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P 

Denitr.,wenn 
Abwassermenge 
größer 500 

4: Ölsaatenaufbereitung, Speise- 
fett- und Speiseölraffination 

17. März 1981 

CSB, BSB, ASS, ESt. 


5: Herstellung von Obst- 
und Gemüseprodukten 

31, Juli 1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P 


6 : Herstellung von Erfrischungs- 
getränken und Getränke- 
abfüllung 

31. JUÜ1996 

CSB, BSB, P 


7: Fischverarbeitung 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, Ng«., P 


8 : Kartoffelverarbeitung 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P 

Denitr. 

(s. Müchverarb.) 

9: Herstellung von Beschich- 
tungsstoffen und Lackharzen 

31. JuU 1996 

CSB, BSB, AOX, LHKW, GF, Pb, Cd, Cr, Co, 
Cu, Ni, Zn, Sn, Ba 


10: Fleisch vrirtschaft 

31. JUÜ1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P 

Denitr. 

(s. Müchverarb.) 

11: Brauereien 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P 

Denitr. 

(s. Müchverarb.) 


•) Unter „Sonstiges'' fallen weiterhin eine Reihe von allgemeinen Anforderungen an Stoffeinsatz und Produktionstechnik. Diese 
sind für den jeweiligen Herkunftsbereich spezifisch, aber an dieser Stelle nicht auf geführt. Sie können jedoch direkt den 
entsprechenden Anhängen der Abwasserverordnung bzw. Verwaltungsvorschriften entnommen werden. 
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noch Tabelle 13 


noch; Übersicht über Herkunftsbereiche etc. der Abwasserverordnung 
bzw. Verwaltungsvorschriften nach § 7 a WHG 


Herkunftsbereich 

Datum der 
Veröffentlichung 

Parameter 

Sonstiges*) 

12; Herstellung von Alkohol 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P 

Denitr. 

und alkoholischen Getränken 



(s. Müchverarb.) 

13: Holzfaserplatten 

31, Juli 1996 

CSB, BSB, AOX, GF, Phenolindex 


14: Trocknung pflanzl. Produkte 

31. Juli 1996 

CSB, BSB 


für die FuttermittelhersteUung 




15; Herstellung von Hautleim, 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P 

Denitr, 

Gelatine und Knochenleim 



(s. Müchverarb.) 

16; Steinkohleaufbereitung 

31. Juli 1996 

CSB, AFS 


17: Herstellung keramischer 

31. Juli 1996 

CSB, AFS, Pb, Cd, Crge^.. Co, Cu, Ni, Zn 


Erzeugnisse 



18: Zuckerherstellung 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, NH^-N, Ng^,,P 


19: (Teil A) Zellstof ferzeugung 

18. Mai 1989 

CSB, BSB, AOX, GF 


19: (Teil B) Herstellung 

31, Juli 1996 

CSB, BSB, Ng,*., AFS, P, AOX 


von Papier und Pappe 



20; Tierkörperbeseitigung 

10, November 

CSB, BSB, ASS, AOX, GF 

Verwaltungs- 


1986 


vorschr. wird 
z. Z. überarbeitet 

21; Mälzereien 

31.JUÜ1996 

CSB, BSB, 


22; Mischabwasser 

31. Juli 1996 

CSB, Ng«., P, Fluorid, AOX, Hg, Cd, Cu, Ni, 
Pb, Cige. , CrVI, Zn, Sn 

LHKW-Rege- 
lung, wenn im 
Abwasser 
vorhanden 


23: Herstellung von Calciumcarbid 

19. Mai 1982 

ASS, GF, Cyanid, wirksames Chlor 


24: (Teil A) Eisen- und 

31, Juli 1996 

CSB, Fe, KW, N02-N, P, Fluorid, AOX, Cr, 


Stahlerzeugung 


CrVl, Cu, Zn, Sn, Pb, Cyaiüd, GF 


24; (Teil B) Eisen-, Stahl- 

31, Juli 1996 

CSB, Fe, KW, Phenolindex, Cyanid, GF, 


und Tempergießerei 


AOX, As, Cd, Pb, Cr, Cu, Ni, Zn 


25; LederhersteUung, Pelzverede- 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P, Sulfid, CrVI, 


lung, Lederfaserstoffherstellung 


Crg^., LHKW, GF, AOX 


26; Steine und Erden 

31.JUÜ 1996 

CSB, AFS, AOX, CrVI, Crg«, 


27: Erzaufbereitung 

3. März 1983 

CSB, ASS, AFS, Fe, Zn, Pb, Zn, Cyanid, GF 


28: Melasseverarbeitung 

13. September 

CSB, BSB, ASS 



1983 



29: Fischintensivhaltung 

13. September 

CSB, BSB, ASS 



1983 



30: Sodaherstellung 

31. Juli 1996 

CSB, NH 4 -N, AFS, Chlorid, GF, Hg, Cd, Cu, 
Ni, Pb, Cr 


31: Wasseraufbereitung, Kühl- 

31. Juli 1996 

CSB, P, AFS, AOX, Chlor, As, Nges , Hydrain, 

Einsatzverbot 

systeme, Dampferzeugung 


freies Chlor, Zn, Cr, Cd, Cu, Pb, Ni,V, GL 

von Cr, Hg, Nitrit, 
metallorg. Ver- 
bindungen etc. 

32: Arzneimittel 

5. September 

CSB, BSB, ASS, GF 



1984 



33: Herstellung von 

5. September 

CSB, ASS, Bor, GF 


Perboraten 

1984 



34: Herstellung von 

5. September 

CSB, ASS, GF, Barium, Sulfid 


Bariumverbindungen 

1984 



35: Hochdisperse Oxide 

5, September 

ASS, wirksames Chlor, Chlorid, GF 


1984 



36: Herstellung von 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, Ng^ , P, KWge.., Phenolindex, AOX, 


Kohlenwasserstoffen 


Sulfide u. Mercaptane, Benzol u. Homologe 



*) Unter „Sonstiges" fallen weiterhin eine Reihe von allgemeinen Anforderungen an Stoff einsatz und Produktionstechnik. Diese 
. sind für den jeweiligen Herkunftsbereich spezifisch, aber an dieser Stelle nicht auf geführt. Sie können jedoch direkt den 
entsprechenden Anhängen der Abwasserverordnung bzw. Verw alt ungs Vorschriften entnommen werden. 
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noch : Übersicht über Herkunftsbereiche etc. der Abwasserverordnung 
bzw. Verwaltungsvorschriften nach § 7 a WHG 


Herkunftsbereich 

Datum der 
Veröffentlichung 

Parameter 

Sonstiges*) 

37: Herstellung organischer 
Pigmente 

31. Juli 1996 

CSB, NH 4 -N, Chlorid, Sulfat, Sulfit, Fe, Anilin, 
Cyanid, GF, Ba, Pb, Cd, Cr, Co, Cu, Ni, Hg, Zn 


38: Textilherstellung 

5. September 
1984 

CSB, BSB, ASS, AFS, NH 4 -N, GF, Zn, Cu, 

Cr, Sulfid, Sulfit, KW, Chlor 


39: NichteisenmetaU- 
hersteUung 

31. Juli 1996 

CSB, Fe, Al, Chlor, Fluorid, KW, AOX, HCB, 
Cyanid, GF, Cd., Hg, Zn, As, Ag,Tl, Pb, Cu, 

Ni, Cr, CrVI, Co, Sn 


40: Metallbearbeitung, 
Metallverarbeitung 

25. März 1997 

CSB, NH 4 -N, NO 2 -N, KW, Fe, P, Fluorid, GF, 
AOX, As, Chlor, Cyanid, Se, Ag, Sulfid, AI, 
Pb, Cd, Cr, CrVI, Co, Cu, Ni, Hg, Zn, Sn 


41: Herst, und Verarb. von Glas 
und künstlichen Mineralfasern 

31. Juli 1996 

CSB, AFS, Sulfat, Fluorid, Sb, Pb, Cu, Ni, Cr, 
As, Ba, Cd 


42: Alkalichloridelektrolyse 

25. März 1997 

CSB, Hg, Sulfid, GF, Hg, AOX 


43: Herst, v. Chemiefasern, Folien, 
Schwammtuch nach d. Viskose- 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P, Sulfid, Zn, Cu, AOX, 

GF 


verf . sowie CeUuloseacetatverf . 




44: Herst, von mineralischen 

5. September 

CSB, Cd, NH 4 -N, N aus Nitrat, 


Düngemitteln außer Kali 

1984 

P aus Phosphaten, Fluorid 


45: Erdölverarbeitung 

31. JUÜ1996 

CSB, BSB, NH 4 -N, P, KW, Phenolindex, 

AOX, Sulfide u. Mercaptane, Cyanid 


46: Steinkohle Verkokung 

31. Julf 1996 

BSB, N, Nges gebunden P» Phenolindex, Cyanid, 
Benzol u. Derivate, Sulfid, PAK, GF 

CSB ist um min- 
destens 90 % 
zu vermindern 

47: Wäsche von Rauchgasen 
aus Feuerungsanlagen 

31.JUÜ 1996 

CSB, AFS, Cd, Hg, Cr, Ni, Cu, Pb, Zn, SuUat, 
Fluorid, Sulfid, 


48: Verwendung bestimmter 

25. März 1997 

Hg, Cd, HCH, Endosulfan, Aldrin, Dieldrin, 

DDTu.PCP darf 

gefährlicher Stoffe 


Endrin, Isodrin, Asbest, CHCI 3 , CCh» HCB, 
HCBd 

nicht eingeleitet 
werden 

49: Mineralölhaltiges Abwasser 

31. Juli 1996 

KW 


50: Zahnbehandlung 

31. Julil996 

Hg 

Amalgamfracht 
ist um 95 % zu 
verringern 

51; Oberirdische Ablagerung 
von Abfällen 

31. Juli 1996 

CSB, BSB, Nge, , P, KW, NO 2 -N, AOX, As, 

Hg, Cd, Cr, Ni, Pb, Cu, Zn, Cyanid, GF, 

SuÜid, GL, GD 


52: Chemischreinigung 

31. Juli 1996 

AOX 


53: Fotografische Prozesse 

31. JUÜ1996 

AOX, Ag, Crges , CrVI, Sn, Hg, Cd, Cyanid 


(Silberhalogenid-Fotografie) 



54; Herst, von Halbleiter- 
bauelementen 

31. Juli 1996 

LHKW, Schwermetalle, Sulfid, Cyanid, Se, GF; 
freies Chlor, As, AOX, Benzol u. Homologe 


55: Wäschereien 

in Endab- 
stimmung 

CSB, BSB, Nges t Pt AOX, KW, As, Cu, Cr Ni, 
Pb, Cd, Hg, Zn 


56: Herst.von Druckformen, Druck- 

in Endab- 

CSB, BSB, P, Nges., KW, Fe, AI, Benzol u. 

Organische 

u. grafischen Erzeugnissen 

stimmung 

Derivate, GF, AOX, Ag, 

Komplexbildner 

bedingt 

einsetzbar 

57: Wollwäschereien 

in Endab- 
stimmung 

CSB, BSB, Nges., P. GPr GD 



•) Unter „Sonstiges'' fallen weiterhin eine Reihe von allgemeinen Anforderungen an Stoffeinsatz und Produktionstechnik. Diese 
sind für den jeweiligen Herkunftsbereich spezifisch, aber an dieser Stelle nicht auf geführt. Sie können jedoch direkt den ent- 
sprechenden Anhängen der Abwasserverordnung bzw. Verwaltungsvorschriften entnommen werden. 


Abkürzungen; 

ESt 

Extrahierbare Stoffe 

AFS 

Abfi] trierbare Stoffe 

GD 

Daphniengiftigkeit 

ASS 

Absetzbare Stoffe 

GF 

Fischgiftigkeit 

AOX 

Adsorbierbare organisch gebundene Halogene 

GL 

Leuchtbakteriengiftigkeit 

BSB 

Biochemischer Sauerstoffbedarf 

KW 

Kohlenwasserstoffe 

CSB 

Chemischer Sauerstoffbedarf 

LHKW 

Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe 

EGW 

Einwohnergleichwert (= 60 g BSB5/E x d) 

PAK 

Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe 
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Die allgemeine Rahmen-Väiwaltungsvorschrift über 
Mindestanforderungen an das Einleiten von Abwäs- 
sern wurde im Januar 1994 und im September 1995 
für folgende Herkunftsbereiche fortgeschrieben oder 
neu erlassen: 

- Herstellung von Holzfaserplatten 

- Wasseraufbereitung, Kühlsysteme, Dampferzeu- 
gung 

- fotografische Prozesse (Silberhalogenid -Fotografie) 

- Mischabwasser (chemische Industrie) 

- Herstellung anorganischer Pigmente 

Die Verwaltungsvorschrift für Abwässer der chemi- 
schen Industrie (Mischabwasser) setzt ein deutliches 
Zeichen weg von der „End-of-Pipe'' -Technologie hin 
zu umweltschonender Produktion sowie Abwasserver- 
meidung und -behandlung am Ort des Entstehens, 
Durch die Festlegung strenger Anforderungen an die 
Einleitung von gefährlichen Stoffen und Stickstoff wird 
die Gewässerbelastung weiter verringert werden. Vor 
allem die Belastung mit AOX, ein Maß für gefährliche 
Stoffe, wie z.B. organische Halogen Verbindungen, 
wird durch die Umsetzung dieser Verwaltungsvor- 
Schrift um über 50 % gesenkt werden. Es wird zudem 
bewirkt, daß die Einhaltung der Grenzwerte nicht nur 
durch nachgeschaltete Abwasserreinigungstechniken, 
sondern mehr und mehr durch umweltschonende 
produktionsintegrierte Maßnahmen erreicht werden 
kann. Der Einsatz integrierter Produktionsverfahren, 
bei denen unerwünschte Belastungen gar nicht erst 
entstehen, wird hierdurch entscheidend gefördert. 

Für die Abwassereinleitungen aus der Herstellung 
anorganischer Pigmente werden strenge Anforde- 
rungen, insbesondere an die innerbetriebliche Ver- 
meidung und Vorbehandlung von Schwermetallen, 
gestellt. 

Für die Abwassereinleitungen aus kommunalen Klär- 
anlagen wird die Denitrifikation mit strengen Anfor- 
derungen an die Reduzierung des Gesamtstickstoffs 
vorgeschrieben. Damit können allein im kommuna- 
len Bereich mehr als 175 000 Tonnen Stickstoff jähr- 
lich von den Gewässern ferngehalten werden. 

Die geschilderten Abwasserverwaltungsvorschrif- 
ten tragen insgesamt wesentlich dazu bei, daß die 
50% -Reduzierung der Schadstof feinträge erreicht 
werden kann. 

Von den speziellen, in Anlage 1 B der Ministererklä- 
rung aufgelisteten Maßnahmen sind einige abwas- 
serrelevant. Insoweit ergibt sich folgendes Bild: 

Der Beschluß der 3. INK zur Begrenzung der chlor- 
organischen Stoffe im Abwasser der Zellstoffindustrie 
wurde in der Bundesrepublik Deutschland durch die 
Anforderungen der 19. Abwasser- Verwaltungsvor- 
schrift vom 18. Mai 1989 rechtlich umgesetzt. Der 
AOX -Grenzwert von 1 kg/t Zellstoff wird mittler- 
weile von den deutschen Zellstoffwerken in den 
alten Bundesländern durch den Verzicht auf chlor- 
haltige Chemikalien bei der Bleiche erheblich unter- 
schritten. AOX spielt in den deutschen Sulfitzellstoff - 
werken praktisch keine Rolle mehr. Im Abwasser der 
Herstellung von holzfreien Papieren und Pappen (auf 


Zellstof fbasis) ist der eingesetzte, mit Chlor ge- 
bleichte importiert Sulfat- Zellstoff eine wesentliche 
Quelle der AOX-Frachten. 

Mit Inkrafttreten des Anhangs 45 zur Rahmen- 
Abwasser- Verwaltungsvorschrift (Erdölverarbeitung) 
wurden für die Raffinerien Anforderungen hinsicht- 
lich Kohlenwasserstoff-Konzentrationen festgelegt, 
die über die dem INK-Beschluß zugrunde liegende 
Empfehlung 89/5 der Paris-Kommission hinausgehen. 

Die allgemeinen Regelungen der PARCOM-Empfeh- 
lung bezüglich Getrennthaltung von Kühlwasser ent- 
sprechend den Regelungen in der Rahmen-Abwasser- 
Verwaltungsvorschrift (Vermischungsverbot) und die 
allgemeinen Regelungen zur Ableitung und Behand- 
lung von Kühlwasser müssen im Rahmen des Länder- 
VoUzugs (Einleitungsbescheide) umgesetzt werden. 

Nach den Vorschriften zu § 7 a WHG in Verbindung 
mit Anhang 50 zur Rahmen- Abwasser- Verwaltungs- 
vorschrift, muß seit dem 1. Januar 1990 das bei der 
Zahnbehandlung ins Abwasser gelangende Amal- 
gam, das aus Quecksilber, Silber, Zinn oder Kupfer 
besteht, zu 95% aus dem Abwasser entfernt werden. 
Diese Forderung gilt als erfüllt, wenn typgeprüfte 
Amalgamabscheider, die mindestens 95% Abschei- 
dewirkung erbringen, eingebaut und ordnungsge- 
mäß betrieben und gewartet werden. Bisher sind be- 
reits 47 000 Amalgamabscheider in der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Betrieb. 

Die nationale Umsetzung der Kommunalabwasser- 
Richtlinie 91/271/EWG erfolgte durch Anhang I 
„Häusliches und Kommunales Abwasser" der Ver- 
ordnung über Anforderungen an das Einleiten von 
Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung) vom 
21. März 1997. Hinsichtlich der Überwachungs- und 
Probenahmemodalitäten hat Deutschland eine Refe- 
renzmethode gemäß Anhang 1, Abschnitt D der 
Richtlinie gewählt. Zur Frage, ob die nationale Über- 
wachungsmethode der europäischen Überwachungs- 
methode gleichwertig ist, konnte im Rahmen eines 
Forschungsvorhaben nachgewiesen werden, daß die 
Anforderungen des Anhangs 1 den europäischen 
Anforderungen mindestens gleichwertig sind. 

Gemäß Artikel 17, Abs. 3 der Richtlinie muß die Bun- 
desregierung der Kommission aUe zwei Jahre über 
die Umsetzung der Richtlinie berichten, Ende 1994 
wurde der 1. Bericht vorgelegt und 1998 wird der 
2. Bericht der Bundesregierung über Programme 
nach Artikel 17 der Kommission vorgelegt werden. 

3.6.2 Abwasserabgabengesetz 

Das Abwasserabgabengesetz (AbwAG) von 1976 
(zuletzt novelliert 1994) sieht vor, daß für das direkte 
Einleiten von Abwasser in ein Gewässer eine Ab- 
gabe gezahlt wird. Die Abgabe ist die einzige bun- 
desweit erhobene Umweltabgabe mit Lenkungs- 
funktion. Durch sie wird das Verursacherprinzip in 
der Praxis zur Anwendung gebracht, da Direktem - 
leiter zumindest für einen Teil der Kosten der In- 
anspruchnahme des Umweltmediums Wasser auf- 
kommen müssen. Die Abgabe richtet sich nach der 
Menge und der Schädlichkeit bestimmter ein geleite- 
ter Inhaltsstoffe (siehe Tabelle 14), 
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Tabelle 14 


Schadstoffe und Schadeinheiten nach dem Abwasserabgabengesetz 


Bewertete Schadstoffe und Schadstoffgruppen 

Einer Schadeinheit entsprechen 
jeweils folgende volle Meßeinheiten 

Oxidierbare Stoffe in chemischen Sauerstoffbedarf (CSB) . . . 

Phosphor 

Stickstoff 

Organische Halogenverbindungen als adsorbierbare orga- 
nisch gebundene Halogene (AOX) 

50 Kilogramm Sauerstoff 

3 Kilogramm 

25 Kilogramm 

2 Kilogramm Halogen, berechnet als 
organisch gebundenes Chlor 

Metalle imd ihre Verbindungen: 

Quecksilber 

Cadmium 

Chrom 

Nickel 

Blei 

Kupfer 

20 Gramm Metall 

100 Gramm Metall 

500 Gramm Metall 

500 Gramm Metall 

500 Gramm Metall 

1 000 Gramm Metall 

Giftigkeit gegenüber Fischen 

3 000 Kubikmeter Abwasser geteilt durch 
Verdünnungsfaktor GF, bei dem Abwasser 
im Fischtest nicht mehr giftig ist. 


Die Abgabe pro Schadeinheit wurde von zunächst 
12 DM im Jahre 1981 in mehreren Schritten bis auf 
60 DM seit dem Jahr 1993 erhöht. Seit 1. Januar 1997 
hegt sie bei 70 DM pro Schadeinheit. Durch die Ab- 
gabe sollen ökonomische Anreize geschaffen wer- 
den, möglichst weitgehend Abwassereinleitungen zu 
vermindern. Deshalb sieht das AbwAG auch Ermäßi- 
gungen des Abgabesatzes für die Fälle vor, in denen 
der Abgabepflichtige gewisse Mindestanforderun- 
gen erfüllt. Außerdem können bestimmte Investitio- 
nen zur Verbesserung der Abwasserbehandlung mit 
der Abgabe verrechnet werden. 

Die Abwasserabgabe ist an die Bundesländer zu ent- 
richten. Sie ist zweckgebunden für Maßnahmen der 
Gewässerreinhaltung zu verwenden. 

3.6.3 Chemikaliengesetz 

Nach § 17 des Chemikaliengesetzes (ChemG) be- 
steht die Möglichkeit, die Herstellung, das Inver- 
kehrbringen oder die Verwendung bestimmter ge- 
fährlicher Stoffe und Zubereitungen oder von Er- 
zeugnissen, die derartige Stoffe oder Zubereitungen 
enthalten, zu verbieten oder zu beschränken, wenn 
dies zum Schutz von Mensch oder Umwelt erforder- 
lich ist. Von dieser Ermächtigung hat die Bundes- 
regierung durch verschiedene Verbotsverordnungen 
Gebrauch gemacht. 

Am 1. August 1990 ist die erste Novellierung des 
Chemikaliengesetzes in Kraft getreten. Die Eingriffs- 
möglichkeiten für Verbote und Beschränkungen 
nach § 17 ChemG sind durch Verknüpfung mit dem 
Vorsorgeprinzip erleichtert worden. Außerdem kön- 
nen danach auch Verbote im Hinblick auf die Ent- 


wicklung von weniger gefährlichen Ersatzstoffen 
erfolgen. Bestandteil des Chemikaliengesetzes sind 
Mitteilungspflichten des Herstellers oder Importeurs 
über isolierte Zwischenprodukte und Exportstoffe so- 
wie über gefährliche Eigenschaften von Zubereitun- 
gen und Erzeugnisse, die bestimmte gefährüche 
Stoffe oder Zubereitungen enthalten oder freisetzen 
können. Insgesamt sind im Chenükaliengesetz die 
Grundlagen für einen erheblichen Ausbau der Unter- 
suchungs- und Informationspf Lichten der Hersteller 
und Importeure chemischer Produkte enthalten, wo- 
durch das Gesetz einen vorsorgenden Schutzcharak- 
ter erhält. 

Nachdem am 30. April 1992 die 7. Änderungsricht- 
linie 92/32/EWG in Kraft getreten war, wurde diese 
in der Bundesrepublik Deutschland durch die zweite 
Novelle des Gesetzes zum Schutz vor gefährlichen 
Stoffen (Chemikaliengesetz) vom 25. Juli 1994 
(BGBl. I vom 29. Juli 1994, S. 1703) in nationales 
Recht transformiert. 

Die wesentlichen Änderungen gegenüber dem 
ChemG in der Fassung von 1990 sind: 

- Stoffe, die in Mengen von weniger als 1 000 kg pro 
Hersteller jährlich in Verkehr gebracht werden, 
unterhegen der eingeschränkten Anmeldepflicht, 

- Vor der Durchführung von Tierversuchen im Rah- 
men einer Anmeldung oder Mitteilung ist eine 
Anfrage bei der Anmeldestelle notwendig, um 
unnötige Tierversuche zu vermeiden. 

- Erweiterung der Grundstufenprüfung. 

- Verfahrensrechtliche Erleichterungen für den An- 
melder. 
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Die Bewertungen werden auf der Grundlage der 
sogenannten Risikobewertungsrichtlinie für neue 
Stoffe (RL 93/67/EWG vom 20. Juli 1993) durchge- 
führt. Die Umsetzung in nationales Recht erfolgt 
durch einen gleitenden Verweis im ChemG. 

Die praktische Umsetzung und nähere Ausfüllung 
der Vorgaben zu Risikobewertung erfolgt durch das 
auf EU-Ebene erarbeitete „Technical Guidance 
Document". Diese Risikobewertung berücksichtigt 
keine Meeresgewässer. 

Chemikalienverbotsverordnung und 
Gefahr Stoffverordnung 

Die einzelnen Verbotsverordnungen wurden in der 
ChemikalienverbotsVO (ChemVerbV) zusammen- 
gefaßt (vom Oktober 1993, BGBL 1, S. 1720) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. Job 1994 (BGBL I, 
S. 1151). 

Die ChemVerbotsV regelt das Inverkehrbringen, die 
GefahrstoffV die Verwendung und den Umgang. 

ln diesem Zusammenhang ist auch die am 25. April 
1996 (BGBL 1, S. 662) verabschiedete Chemikalien- 
Straf- und Bußgeld Verordnung (ChemStrOW.-V) zu 
nennen, mit der die Einhaltimg der FCKW-Richtlinie 
Nr, 3093/94, der Export-lmport-VO Nr. 2455/92 und 
der AltstoffVO Nr. 793/93 bußgeldbewehrt wurden. 


Cadmium (Abschnitt 18 der ChemVerbotsV, 

Anhang IV Nr. 17 der Gef. StoffV) 

Mit der Richtlinie 91/338/EWG hat die EG im Juni 
1991 eine Regelung für die Verwendung von Cad- 
mium als Pigment und Stabilisator in Kunststoffen er- 
lassen. So dürfen Cadmium-Pigmente heute nicht 
mehr für PVC und einige andere Kunststoffe und seit 
Dezember 1995 für alle anderen technisch wichtigen 
Kunststoffe verwendet werden. Seit Juni 1994 gilt 
das Verbot von Cadmium als Stabilisator in vielen 
PVC -Produkten mit der Ausnahme von Fensterprofi- 
len. Die EG-Richthnie wurde im Oktober 1993 im 
Rahmen der Chemikalien-Verbotsverordnung und 
der Gefahrstoffverordnung in deutsches Recht über- 
nommen. Derzeit läuft die Verwendung von Cad- 
mium als Stabilisator für Fensterprof Ue aus PVC aus. 

Einsatzmengen I ca. 5 500 1 für 1973-1989, 
ca. 240 i für 1990, 
ca. 57 t für 1994. 

Arsenverbindungen (Abschnitt 1 0 der ChemVerbotsV, 
Anhang IV Nr.3 der Gef.StoffV) 

Für Arsen gelten in der Bundesrepublik Deutschland 
folgende Verbote nach der Gefahrstoffverordnung, 
die auf der Umsetzung von EG -Richtlinien beruhen: 

- Bestimmte arsenhaltige Gefahrstoffe mit einem 
Massengehalt von mehr als 0,3 vom Hundert Ar- 
sen dürfen in Farbmitteln sowie zu einigen ande- 
ren Zwecken nicht verwendet werden. 

- Arsenverbindungen und Zubereitungen, die Ar- 
senverbindungen enthalten, dürfen nicht als Holz- 


schutzmittel und zur Aufbereitimg von Wasser ver- 
wendet und in den Verkehr gebracht werden. Das 
Verbot gilt nicht für anorgarüsche Salze vom Typ 
Kupfer-Chrom-Arsen, die in Industrieanlagen im 
Vakuum oder unter Druck zur Imprägrüerung von 
Holz zur Verwendung im Außenbereich zum Ein- 
satz kommen. 

- Antifoulingfarben, die Arsenverbindimgen ent- 
halten, dürfen nicht in den Verkehr gebracht und 
verwendet werden. 

Vergleichbare produktbezogene Beschränkungs- 
maßnahmen für die von der 3. INK vorgeschlagenen 
Stoffe Blei, Chrom und Kupfer sind aufgrund des EG- 
Rechts ebenfalls erst nach vorheriger Harmonisie- 
rimg auf Gemeinschaftsebene möglich. 

Tributylzinn (Abschnitt 1 1 der Chem.VerbotV 
Anhang IV Nr. 5 der Gef.StoffV) 

Mit der Richthnie 89/677 /EWG zur 8. Änderung der 
Beschränkungsricht Linie 76/769/EWG vom 12. De- 
zember 1989 wurde die Verwendung von zinnorgani- 
schen Verbindimgen in Antifoulingfarben einge- 
schränkt (siehe Kapitel 5.7.1). 

Mit der Umsetzung der EG -Richtlinie in nationales 
Recht ist das Inverkehrbringen und der Einsatz von 
zirmorgarüschen Verbindungen in Antifouling-An- 
strichen von Schiffsrümpfen unter 25 m Gesamt- 
länge, Aquakulturanlagen imd anderen Unterwas- 
seranlagen imd -geräten verboten. Für den Einsatz 
von tributylzirmhaltigen Anstrichen auf Schiffen über 
25 m Gesamtlänge gibt es derzeit keine Beschrän- 
kungen, 

Chloraliphatenverordnung (Abschnitt 16 der 
Chem.VerbotV Anhang IV Nr. 9 der Gef.StoffV) 

Am 9, Mai 1991 ist die 1. Chloraliphatenverordnung 
in Kraft getreten. Durch diese Verordnung wird der 
Gesundheitsschutz des Verbrauchers bei bestimmten 
Gefahrstoffen, wie etwa Tetrachlorkohlenstoff, deut- 
lich verbessert. 

Tetrachlorkohlenstoff und drei weitere Verbindun- 
gen, die in der Verordnung geregelt werden (1. 1.1.2- 
Tetrachlorethan, 1.1. 2, 2 -Tetrachlorethan sowie Pen- 
tachlorethan), sind besonders giftig. Sie sind stark 
lebertoxisch, ein Verdacht auf krebserzeugendes 
Potential besteht bei Tetrachlorkohlenstoff und 
1.1 .2.2-Tetrachlorethan. 

Der Verkauf dieser Stoffe an den Verbraucher wird 
untersagt, ebenso die Verwendung, z. B. durch 
Handwerker, in Wohnungen und anderen Räumen, 
die nicht gewerblich genutzt werden. 

Die in dieser Verordnung geregelten Stoffe konnten 
bisher als Lösungsmittel beispielsweise in Fleckwäs- 
sem, Farben oder Lacken enthalten sein. 

Es wird bereits eine Erweiterung der Beschränkun- 
gen auf acht zusätzliche Lösungsmittel, z. B. Chloro- 
form, Tri-, Per- oder auch Methylenchlorid vorberei- 
tet. Eine entsprechende Regelung wurde der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften als Vor- 
schlag für eine EG -Richtlinie zugeleitet. 
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PCB-, PCT-, VC-Verbotsverordnung (Abschnitt 13 der 
Chem.VerbotV Anhang IV Nr 14 derGef.StoffV) 

Die PCB-, PCT-, VC-Verbotsverordnung (Abschnitt 13 
der Chem.VerbotV Anhang IV Nr. 14 der Gef.StoffV), 
mit der auf der Grundlage des ChemikaMengesetzes 
zugleich entsprechende EG -Richtlinien in nationales 
Recht umgesetzt werden, verbietet grundsätzlich die 
Herstellung, das Inverkehrbringen imd die Verwen- 
dung PCB- oder PCT-haltiger Stoffe, Zubereitungen 
(z. B. Stoffgemische) und Erzeugnisse. 

FCKW-Hafon-Verbotsverordnung 

Mit der auf der Grundlage des Chemikaliengesetzes 
imd des Abfallgesetzes erlassenen FCKW-Halon- 
Verbotsverordnung werden in den entscheidenden 
Einsatzbereichen das Inverkehrbringen, die Verwen- 
dung und teilweise auch die Herstellung der geregel- 
ten halogenierten Stoffe, Zubereitungen und Erzeug- 
nisse stufenweise bis zum Jahre 1995 verboten. 

Dabei handelt es sich um folgende Stoffe: 

- R 11, R 12, R 13, R 112, R 113, R 114, R 115 (voU- 
halogenierte FCKW) 

- R 22 (teilhalogenierter FCKW; ab 1. Januar 2000 
vollständig verboten) 

- Halon 1211, Halon 1301, Halon 2402 

- Tetrachlorkohlenstoff und Methylchloroform. 

Wegen ihrer besonders günstigen chemischen und 
physikahschen Eigenschaften haben FCKW imd 
Halone insbesondere als 

- Treibmittel in Schaumstoffen, 

- Lösungsmittel, 

- Kältemittelund 

- Löschmittel 
Bedeutung erlangt. 

Mit der Bekanntmachung vom 21. Dezember 1995 
(Band 2 Nr. 245, S. 12, 1994 vom 30. Dezember 1995) 
durch das Umweltbimdesamt wurden für R 12haltige 
Erzeugnisse Ersatzkältemittel bekanntgemacht. Ein- 
setzbar sind statt dessen R 134 a und R 22. 


EG-Verordnung zur Regelung 
ozonschichtschädigender Stoffe 

Die EG-Verordmmg 3093/94 des Rates vom 15. De- 
zember 1994 regelt EU- weit Produktion, Verbrauch 
und teilweise Verwendimg von Stoffen, die zum Ab- 
bau der Ozonschicht führen. Danach sind vollhaloge- 
nierte FCKW zum 1. Januar 1995 und Halone zum 
1. Januar 1994 verboten. Darüber hinaus bestehen 
weitergehende Regelungen zu den teilhalogenierten 
FCKW und Methylbromid. 

3.6.4 Kreislaufwirtschafts- und Abfaiigesetz 
(KrW-AbfG) 

Am 7. Oktober 1996 trat das Kreislaufwirtschafts- 
und Abfallgesetz in Kraft, das neben der umweltver- 
träglichen Abfallbeseitigung die Kreislaufwirtschaft 


zur Schonung der natürlichen Ressourcen fördern 
soll, insbesondere durch Vorgaben an die Vermei- 
dung imd Verwertung von Abfällen. Es enthält ein 
generelles Verbot der Abfallbeseitigung in die und 
auf der Hohen See. Zeitgleich ist ein Paket zum 
„untergesetzlichen Regelwerk“ in Kraft getreten, das 
aus acht Verordnungen und einer Richtlinie besteht. 
Es handelt sich um Abfallbestimmungs- und -nach- 
weisverordnungen, Verordnungen zu Abfall Wirt- 
schaftskonzepten und -bilanzen, zu Entsorgungs- 
fachbetrieben und Entsorgungsgemeinschaften. Die 
Verordnungen insbesondere zur Abfallbestimmimg 
und zu Nachweisverfahren werden vollständig zum 
1. Januar 1999 wirksam werden. 

Gemäß § 12 Abs. 2 Kreislauf wirtschafts- und Abfall- 
gesetz (KrW-AbfG) erläßt die Bundesregierung allge- 
meine Verwaltungsvorschriften über Anforderungen 
an die umweltverträgliche Beseitigung von Abfällen 
nach dem Stand der Technik. 

Die bereits 1991 erlassene und nachdem KrW-AbfG 
fortgeltende Technische Anleitung zur Lagerung, 
chemisch-physikalischen Behandlung, Verbrennung 
und Ablagerung von besonders überwachungsbe- 
dürftigen Abfällen (TA Abfall, Teil 1) enthält grund- 
sätzliche Anforderungen an die Zuordnung von Ab- 
fällen zu Entsorgimgsanlagen, an die Art und Be- 
schaffenheit von Zwischenlagern, Behandlungsanla- 
gen und Deponien für besonders überwachungsbe- 
dürftige Abfälle sowie Altanlagen- und Übergangs- 
regelungen. Parallel dazu wurden die Abfall- und 
Reststoffüberwachimgs- Verordnung erlassen mit 
Regelungen zur Überwachung und Steuerung der 
Abfallströme und zu den Verbleibskontrollen (Nach- 
weispflichten) sowie die Abfallbestimmungs-Verord- 
nung und die Reststof fbestimmungs- Verordnung. 
Eine weitere Technische Anleitung zur Verwertung, 
Behandlung und sonstigen Entsorgung von Sied- 
lungsabfällen (TA Siedlungsabfall) trat am 1. Juni 
1993 in Kraft. Die beiden technischen Anleitungen 
stützen sich noch auf das Abfallgesetz von 1986. 


Alkali-Mangan-Batterien und Bleiakkumulatoren 

Zur Durchsetzung der drei Grundforderungen der 
Abfallwirtschaft - Abfallvermeidung, Abfallverwer- 
tung, ordnungsgemäße Entsorgung - ist die Bundes- 
regierung in § 23, 24 KrW-AbfG zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen ermächtigt, denen zum Teil 
Zielfestlegungen vorangehen können. Am 3. April 
1998 ist in Umsetzung der EG-Richtlinie 91/157/ 
EWG vom 18. März 1991 („Batterie-Richtlinie“) die 
Batterie Verordnung in Kraft getreten, welche das 
Inverkehrbringen von Alkali-Mangan-Batterien mit 
mehr als 0,025% Quecksilber verbietet (für beson- 
ders definierte Anwendungen gilt das Verbot ab 
0,05 % Quecksilber). Ab Oktober 1998 gilt ferner für 
alle Batterien einschließlich Alkali-Mangan- und 
Zink-Kohle-Batterien eine Rücknahmeverpflichtimg 
für Handel und Industrie sowie eine Rückgabepflicht 
des Konsumenten. Die bleihaltigen Starterbatterien 
sind künftig mit einem Pfand von 15 DM belegt, so- 
fern beim Kauf keine alte Batterie zurückgegeben 
wird. 
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Klärschlammverordnung 

Am 28. April 1992 wurde eine neue Klärschlammver- 
ordnung im Bundesgesetzblatt veröffentlicht, welche 
die Grenzwerte für die Schadstoff Belastung des Klär- 
schlamms erheblich verschärft. Dadurch soll neueren 
wissenschafthchen Erkenntnissen Rechnung getra- 
gen und die Akzeptanz der Landwirtschaft für die 
Aufbringung von Klärschlamm erhöht werden. Die 
neuen Vorschriften der Klärschlammverordnung sind 
am 1. Juli 1992 in Kraft getreten, vgl. Tabelle 15. 

Tabelle 15 


Schadstoff grenzwerte für Klärschlamm 



Verordnung 
von 1982 
in mg/kg 
Schlamm- 
Trockenmasse 

Novelle 
von 1992 
in mg/kg 
Schlamm- 
Trockenmasse 

Blei 

1 200 

900 

Cadmium 

20 

10/5") 

Chrom 

1 200 

900 

Kupfer 

1 200 

800 

Nickel 

200 

200 

Quecksilber 

25 

8 

Zink 

3 000 

2 500/2 000 *) 

Neu: 



Polychlorierte Biphenyle (PCB) 


für 6 Kongenere je 

Orgaiüsche Halogenverbindungen 

0,2 mg/kg 

(als AOX) 

Dioxine/Furane 

(alsTE) 2, 3, 7,8-TCDD 

500 mg/kg 

100 ng/kg 


*) bei leichten Böden mit pH-Wert von 5 bis 6 bzw. Ton- 
gehalt <5% 


Hervorzuheben sind deutlich strengere Grenzwerte 
für die Schwermetalle Cadmium und Quecksilber. 
Die Verordnung enthält erstmals auch Grenzwerte 
für Dioxine/Furane und polychlorierte Biphenyle 
(PCB) sowie für organische Chlorverbindungen 
(AOX) im Klärschlamm, bei deren Überschreiten die 
landwirtschaftliche Verwertung verboten ist. Deren 
Gehalt im Klärschlamm muß in Zukunft regelmäßig 
untersucht werden. Ausnahmen hierzu sind für Ab- 
wasserbehandlungsanlagen mit einer kleineren Aus- 
baugröße als 1 000 EW möglich. 

Ferner regelt die Klärschlammverordnung neu: 

- Für Dauergrünlandflächen, Forstflächen und in 
Wasserschutzgebieten wird ein generelles Auf- 
bringungsverbot festgelegt. 

- Die Voraussetzung für die Aufbringung auf Feld* 
futter- und Feldgemüseflächen werden verschärft. 

- Durch verstärkte Pfhchten zur Nährstoffunter- 
suchung des Klärschlamms und der Aufbrin- 
gungsflächen sollen Überdüngungen und Nähr- 


stoffauswaschungen in Oberflächen- und Grund- 
wasser unterbunden werden. 

- Die Überwachung der Klärschlammaufbringung 
wird durch verschärfte Nachweispflichten verbes- 
sert. 

3.6.5 Düngemittelgesetz 

In der Bundesrepublik Deutschland vnid das Inver- 
kehrbringen von Düngemitteln durch das Düngemit- 
telgesetz gesetzlich geregelt (siehe auch Kapitel 4). 
Das Düngemittelgesetz legt u.a, folgendes fest: 

- Düngemittel dürfen nur dann in Verkehr gebracht 
werden, wenn sie einem Düngemitteltyp entspre- 
chen, der zugelassen ist (Düngemitteltypenzulas- 
sung entsprechend dem geltenden EG-Recht). 

- Die Zulassung der Düngemitteltypen erfolgt rechts- 
verbindlich durch die Düngemitt^verordnung. 

- Düngemitteltypen werden nur dann zugelassen, 
wenn nachgewiesen ist, daß die Düngenüttel bei 
sachgerechter Anwendung 

• die Gesundheit des Menschen und der Tiere 
nicht schädigen, 

• die Bodenfruchtbarkeit lücht schädigen, 

• den Naturhaushalt lücht gefährden und 

• ausreichend vnrksam, d.h. wesentlich wachs- 
tumsfördemd, ertragssteigernd oder qualitäts- 
verbessemd sind. 

- Bei der Zulassung können u. a. Höchstgehalte an 
Nebenbestandteilen (z. B. Schwermetallen) fest- 
gelegt werden. 

Diese Zulassungspraxis entspricht den Bestinunun- 
gen des geltenden EG-Rechts. Das EG-Recht enthält 
bisher keine Regelungen zur Begrenzung des Cad- 
miumgehaltes in Phosphatdüngem. Da Wettbe- 
werbsverzerrungen zu befürchten sind, hält die Bun- 
desregierung die Einführung von rechtlichen Rege- 
lungen zur Begrenzung des Cadnüumgehaltes in 
Phosphatdüngern im nationalen Alleingang für nicht 
möglich. Sie strebt daher eine europa weite, einheit- 
liche Regelung an. Entsprechende deutsche Initia- 
tiven bei der EG sind bisher jedoch gescheitert. 

Um trotzdem eine Reduzierung des Cadnüumge- 
haltes in Phosphat düngern in der Bundesrepublik 
Deutschland zu erreichen, hat die Bundesregierung 
freiwillige Vereinbarungen mit der Düngemittel- 
industrie abgeschlossen. Darin verpflichtet sich die 
Düngemittelindustrie, freiwillig die Einfuhr von cad- 
miunüialtigem Phosphor zur Düngemittelherstellung 
ständig zu reduzieren. Die Industrie unterrichtet den 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten regelmäßig über die Menge des eingeführten 
Phosphats und dessen Cadmiumgehalt. Daraus läßt 
sich ersehen, daß die Industrie die Einfuhr von cad- 
nüunüialtigem Phosphat reduziert hat. 

Seit 1989 enthält das Düngemittelgesetz auch Regeln 
zur Anwendung von Düngemitteln. Hiernach dürfen 
Düngenüttel nur nach „guter fachlicher Praxis" an- 
gewendet werden; d.h., daß die Düngung nach Art, 
Menge und zeit auf den Bedarf der Pflanzen und des 
Bodens unter Berücksichtigung der im Boden verfüg- 
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baren Nährstoffe und organischen Substanz sowie 
der Standort- und Anbaubedingungen auszurichten 
ist. Zur näheren Bestimmung der Grundsätze der 
„guten fachlichen Praxis'' wird der Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates eine entsprechende 
Verordnung zu erlassen, die am 6, Februar 1996 ver- 
kündet wurde. 

Mit der Düngeverordnung werden die Grundsätze 
der guten fachlichen Praxis auf dem Gebiet der Dün- 
gung näher bestimmt und Teile der EG -Nitratricht- 
linie 91/676/EWG, soweit sie die Düngimg betreffen, 
in nationales Recht umgesetzt. Die Verordnung 
schafft erstmals die Voraussetzungen für einheitliche 
Düngungsregelimgen in Deutschland. Die zuständi- 
gen Behörden der Länder können in bestimmten Fäl- 
len zur Vermeidimg von Härten Übergangsregeln 
erlassen, um den Landwirten die Anpassung an die 
Vorgaben zu erleichtern. 

3.6.6 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
mit Durchführungsvorschriften 

fn ihrer Umweltpolitik hat die Bimdesregienmg der 
Luftreinhaltung hohe Priorität eingeräumt. Die von 
ihr und den Ländern eingeleiteten oder bereits 
durchgeführten Maßnahmen der Rechtsetzung und 
des Vollzuges trugen zu einer deutlich spürbaren 
Verbesserung bei. Die Maßnahmen haben auch er- 
hebliche positive Auswirkungen bei den komplexen 
und weiträumigen Luftverunreinigungen und kom- 
men damit der Nordsee zugute. 

Mit der Novelle zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
von 1985 wurden u. a. die rechtlichen Grundlagen für 
die Altanlagensanierung verstärkt. Danach müssen 
Altanlagen innerhalb festgesetzter Fristen auf den 
anspruchsvollen Standard von Neuanlagen gebracht 
oder stillgelegt werden. Weitere rechtliche Grund- 
lagen für diese Sanierungsanstrengungen sind die 
Großfeuerungsanlagen-Verordnung und die Tech- 
nische Anleitung Luft. Zuletzt wurde das Bundes-Im- 
missionsschutzgesetz 1995 durch das sog. Sommer- 
smoggesetz geändert. Danach können bei erhöhten 
Ozonkonzentrationen Fahrverbote ausgesprochen 
werden. 

Chlor-Alkali-Anlagen 

Der in der Erklärung der Minister für den Betrieb von 
Chlor-Alkali-Anlagen auf Quecksilberbasis verein- 
barte Grenzwert von 2 g Hg/t CI 2 bei Emissionen 
in die Luft ist in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits seit 1986 durch die TA Luft vorgeschrieben. 
Für Anlagen, die nach 1972 in Betrieb genommen 
wurden, gilt ein noch niedrigerer Grenzwert von 
1,5 g Hg/t CI 2 . 

Der Anteil des nach dem Amalgamverfahren produ- 
zierten Chlors beträgt zur Zeit noch 60 %. Ein Grenz- 
wert für Quecksilber im Wasserstoff wird in der TA 
Luft 1986 nicht genannt. Die hieraus resultierenden 
Quecksilber-Emissionen dürften als gering einzustu- 
fen sein. 


Verordnung über Verbrennungsanlagen für Abfälle und 
ähnliche brennbare Stoffe (17. BImSchV) 

Mit dem 1. Dezember 1996 ist die letzte Übergangs - 
frist der am 1. Dezember 1990 in Kraft getretenen 
Siebzehnten Verordnung zur Durchführung des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes abgelaufen. Seit 1997 
werden somit die emissionsmindemden Anforderun- 
gen der 17. BImSchV grundsätzlich durch alle Abfall- 
verbrennungsanlagen eingehalten. 

Durch die vollständige Umsetzung der Verordnung 
wurden folgende Ziele erreicht: 

• Verminderung der Emissionen luftverunreinigen- 
der Stoffe aus Abfallverbrennungsanlagen durch 
den Einsatz moderner Verbrennungs- und Abgas- 
reinigungstechnik; 

• Konkretisierung des Minimiemngsgebotes der TA 
Luft 86 für organische Luftverunreinigungen in 
Form eines Emissionsgrenzwertes für polychlo- 
rierte Dioxine und Furane, 

• bessere Kalkulierbarkeit bei der Durchführung 
der Genehmigungsverfahren und verbesserte 
Rechtssicherheit. 

Gegenüber den Anforderungen der TA Luft 86 wur- 
den damit innerhalb von 10 Jahren die Emissionsbe- 
grenzungen nochmals wesentlich verschärft und die 
Emissionswerte zum Teil um mehr als 50 % herabge- 
setzt,* dies gilt z.B. für die Absenkung des Tagesmit- 
telwertes für Staub von 30 auf 10 mg und für gasför- 
mige anorganische Chlorverbindungen (angegeben 
als Chlorwasserstoff) von 50 auf 10 mg je Kubikmeter 
Abgas. 

Strenge Anforderungen werden auch an die Redu- 
zierung der Schwermetallemissionen aus Abfallver- 
brennungsanlagen gestellt. Für Quecksilber werden 
die Emissionen auf 0,05 mg je Kubikmeter Abgas 
limitiert. Der Emissionsgrenzwert für Cadmium und 
Thallium wird in der Summe auf insgesamt 0,05 mg 
je Kubikmeter festgelegt. 

Für polychlorierte Dioxine und Furane gilt ein Grenz- 
wert von 0,1 Nanogramm je Kubikmeter Abgas. Die- 
ser Grenzwert stellt die bisher strengste Begrenzung 
für Dioxin- und Furanemissionen aus Abfallverbren- 
nungsanlagen dar. Dieser Emissionswert und seine 
Umsetzung in die Praxis wurden möglich, nachdem 
die dafür notwendige Abgasreinigungstechnik in 
Deutschland, zum Teil mit finanzieller Förderung des 
Bundes, zur Anwendungsreife gebracht wurde und 
die Anlagenbetreiber zur Verbesserung der Akzep- 
tanz ihrer Verbrennungsanlagen die notwendigen 
Investitionen zügig getätigt haben. 

Im praktischen Betrieb werden die in der 17. BImSchV 
festgelegten Emissionswerte durch den Einsatz mo- 
derner Abgasreinigungstechnik noch deutlich unter- 
schritten. So liegen die jährlichen Gesamtemissionen 
aller Abfallverbrennungsanlagen für polychlorierte 
Dioxine und Furane zukünftig unter 2 Gramm und 
betragen damit weniger als ein Hundertstel der Di- 
oxin- und Furanemissionen, die zu Beginn der achtzi- 
ger Jahre noch auf ca, 400 Gramm pro Jahr geschätzt 
wurden. 
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Verordnung über Großfeuerungsanlagen (13. BImSchV) 

In § 3 Abs. 2 der Verordnung über Großfeuerungsan- 
lagen vom 22. Juni 1983 werden die staubförmigen 
Emissionen an Arsen ^ Blei, Cadmium, Chrom, Kobalt, 
Nickel und deren Verbindungen für Großfeuerungs- 
anlagen mit festen Brennstoffen, mit Ausnahme 
von Kohle imd Holz, auf eine Konzentration von 
0,5 mg/m^ im Abgas begrenzt. Mit der allgemeinen 
Staubbegrenzung auf 50 mg/m^ wird der Wert von 
0,5 mg/m3 auch bei Holz- und Kohlefeuerungen 
sicher eingehalten. 

§ 8 Abs. 2 begrenzt beim Einsatz von bestimmten 
flüssigen Brennstoffen die Emissionen von Arsen, 
Blei, Cadmium, Chrom, Kobalt, Nickel und deren 
Verbindungen auf insgesamt 2 mg/m^. 

Bei Anlagen mit nasser Abgasreinigung zur Minde- 
rung der SOi-Emissionen wird ein erheblicher Teil 
des Staubes in der Abgaswäsche abgeschieden. 
Insbesondere bei Anlagen für feste Brennstoffe 
>300 MWth sind (auch unter Berücksichtigung der 
Staubabscheidung durch Abgasentschwefelung) 
Emissionswerte <20 mg Staub/m^ (Jahresemissions- 
mittel werte 10-15 mg/m^) Stand der Technik. 

Hexachlorethan in der Nichteisenmetall- Industrie 

PARCOM hat 1996 die Entscheidung 96/1 zur Ein- 
stellung der Verwendung von Hexachlorethan (HCE) 
in der Nichteisenmetall-Industrie verabschiedet. Ge- 
mäß dieser Entscheidung darf HCE in der Nicht- 
eisenmetall-Industrie seit dem 31. Dezember 1997 
nicht mehr angewendet werden. Ausgenommen sind 
nichtintegrierte Aluminiumgießereien, die Spezial - 
güsse mit hohen Qualitäts- und Sicherheitsanforde- 
rungen herstellen und die einen durchschnittlichen 
Tagesverbrauch von weniger als 1,5 kg HCE haben. 
Weiterhin ausgenommen ist die Anwendimg von 
HCE in der Kornfeinung bei der Herstellung be- 
stimmter Magnesiumlegierungen. Die genannten 
Ausnahmen stehen 1998 zur Revision an. Der Inhalt 
der PARCOM-Entscheidung 96/1 ist von der Euro- 
päischen Gemeinschaft in der Richtlinie 97/16/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur fünf- 
zehnten Änderung der Richtlinie 76/769/EWG über 
Beschränkungen des Inverkehrbringen und der Ver- 
wendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zuberei- 
timgen (ABI. EG Nr. L 116, S. 31) umgesetzt worden. 
Während eine formale Umsetzung in deutsches 
Recht noch aussteht - der Entwurf einer 2. Verord- 
nung zur Änderung chemikalienrechtlicher Verord- 
nimgen wird zur Zeit mit den Bundesressorts abge- 
stimmt - wird die Verwendung von HCE in der 
Nichteisenmetall- Industrie tatsächlich schon jetzt be- 
schränkt. So ist der Verbrauch von HCE in diesem 
Sektor in Deutschland seit 1990 um ca. 15 % zurück- 
gegangen. 

Verordnung über Chlor- und Bromverbindungen 
als Kraftstoffzusatz (19. BImSchV) 

Das Bundeskabinett hat am 11. Dezember 1991 eine 
Verordnung zum Verbot des Zusatzes von Scaven- 
gern (Dichlorethan und Dibromethan) in Kraftstoffen 
für Kraftfahrzeuge beschlossen, die am 25. JuU 1992 


in Kraft getreten ist. Die Scavenger, die als Bestand- 
teile des Blei- Antiklopfmittels für das Entstehen von 
krebserregenden Dioxinen verantwortlich sind, wur- 
den bislang bleihaltigem Benzin zugesetzt, um Blei- 
ablagerungen im Motor zu verhindern. Neue wissen- 
schaftliche Untersuchimgen haben ergeben, daß auf 
die Zugabe von Scavengern im Benzin verzichtet 
werden kann, ohne daß die Motoren Schaden neh- 
men. Mit dieser Verbotsverordmmg unter Anwen- 
dimg der Katalysatortechnik werden die Dioxin- 
Emissionen von ca. 11 Gramm 2,3,7,8-TCD Äquiva- 
lente pro Jahr in 1990 auf unter 1 Gramm 2,3,7,8- 
TCD Äquivalente pro Jahr herabgesetzt. 

3-Wege-Kata ysator 

Im Monat März 1998 lag der Anteil von D-3 Pkw, be- 
flügelt durch das Kraftfahrzeugsteueränderungsge- 
setz von 1997, bereits bei 61,8 %. 

Auch auf EG-Ebene wurde der Durchbruch zum 
Schadstoff armen Auto erreicht. Es werden ab 1. Juli 
1992 für neue Modelle und ab 31. Dezember 1992 für 
jedes neu zugelassene Fahrzeug verbindlich stren- 
gere Grenzwerte sowie ein um einen Hochgeschwin- 
digkeitsantei] erweiterter Fahrzyklus vorgeschrie- 
ben, was den Einsatz der bestverfügbaren Schad- 
stoffminderungstechnik - zur Zeit bei Pkw mit Otto- 
Motor der geregelte 3 -Wege -Katalysator - erfordert. 
Spätestens ab 1993 müssen damit neue Wagen über- 
all in der EG entsprechend dem Stand der Technik 
abgasgereinigt sein. Die EG hat insbesondere auf 
Drängen der Bundesregierung zugelassen, daß die 
Mitgliedsstaaten zur vorzeitigen Einführung von 
Autos mit der besten Schadstoffminderungstechnik 
steuerliche Anreize schaffen können, um die entspre- 
chenden Mehraufwendungen auszugleichen. 

3.6.7 Benzin-Bleigesetz 

Die Förderung der Verwendung bleifreien Benzins 
hat die Bleieinträge in die Nordsee deutlich redu- 
ziert. Nach der Verschärfung der EG -Benzinblei- 
Richtlinie vom 21. Juli 1987 war es auf nationaler 
Ebene möglich, bleihaltiges Normalbenzin zu verbie- 
ten. Dies ist in der Bundesrepublik Deutschland mit 
Wirkimg vom 1. Februar 1988 durch Änderung des 
Benzin-Blei-Gesetzes geschehen. Im Juni 1991 lag 
der Anteü von bleifreiem Benzin in den alten Bun- 
desländern bei 76,2 % (zum Vergleich in 1989: bei ca. 
60%, in 1988: bei ca. 50%, in 1987: bei 25,7%, in 
1986: bei 11 %). In den neuen Bundesländern ist der 
Anteil vom Halbjahr 1990 bis Mai 1992 auf 85,5 % 
imd damit in etwa auf dem Stand der alten Bundes- 
länder gestiegen. 1998 wird ein Anteü von nahezu 
100 % für bleifreies Benzin erreicht. 

3.6.8 Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften 

Seit Beginn der aktiven europäischen Umweltpolitik 
im Jahre 1973 wurde eine Reihe von EG -Umwelt- 
schutzrichtlinien verabschiedet. Diese wurden von 
der Bundesrepublik Deutschland in nationales Recht 
umgesetzt und sind nach Beendigung des von der 
EG gewährten Übergangszeitraumes seit dem 31. De- 
zember 1995 auch für die neuen Bundesländer in 
voUem Umfang gültig. 
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3.6.8.1 EG-Richtlinien zum Gewässerschutz 

Die existierenden Gewässerschutzrichtlinien lassen 
sich grundsätzlich in drei Kategorien einteilen: Emis- 
sionsrichtlinien, Qualitätsrichtlinien und sonstige ge- 
wässerschutzrelevante Richtlinien. 

Emissionsrichtlinien 

Zu den Emisionsrichtlinien zählen die folgenden Ge- 
wässerschutzrichtlinien: 

Gewässerschutzrichtlinie 76/464/EWG 

Die Richtlinie 76/464/EWG des Rates vom 4. Mai 
1976 betreffend die Verschmutzung infolge der Ab- 
leitung bestimmter gefährlicher Stoffe in die Gewäs- 
ser der Gemeinschaft (Gewässerschutzrichtlinie) - er- 
gänzt durch die Richtlinie 86/280/EWG betreffend 
Grenzwerte und Qualitätsziele für die Ableitung 
bestimmter gefährlicher Stoffe in die Gewässer der 
Gemeinschaft - hat folgende Ziele: 

- die Vermeidung des Eintrags von Stoffen der 
Liste 1 (sog. schwarze Liste) sowie 


Pflichten der Mitgliedstaaten: 

• Die Einleitung von Stoffen der Listen I und II darf 
nur mit Genehmigimg der zuständigen Behörden 
erfolgen. 

• Die Emissionsgrenzwerte von Stoffen der Liste I 
sollen in der Regel auch für Einleitungen in die 
öffentliche Kanalisation (= für sog. Indirektein- 
leiter) gelten. 


- die Verminderung des Eintrags von Stoffen der 
liste II (sog. graue Liste) entsprechend den Erfor- 
dernissen der Gewässer. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission für die 
Einleitung von Stoffen der Liste I Grenzwerte in 
Form von Konzentrationen \md spezifischen Frach- 
ten, die nach dem Stand der Technik erreichbar sind 
(Emissionsprinzip). Er setzt allerdings auch Qualitäts- 
ziele für die Stoffe der liste I fest (Immissionsprinzip). 
Die Kommission hat dem Rat eine Auswahlliste von 
132 Stoffen vorgelegt, die ggf. in die Liste I der 
gefährlichen Stoffe aufzunehmen sind (z.B.: Tetra- 
chlorkohlenstoff, DDT, PCP, Hexachlorbenzol, Chlo- 
roform, Trichlorbenzol). Bisher (seit 1976) sind erst 
18 Stoffe (!) eingestuft worden und entsprechende 
Emissionsnormen für Herkunftsbereiche (in sog. 
Folgerichtlinien z.B. für Quecksilber aus Alkali- 
chloridelektrolysen und aus anderen Produktionen, 
Cadmium aus der Pigmentherstellung oder für die 
Hexachlorcyclohexanherstellung \md -Verarbeitung) 
erlassen worden. Es handelt sich um folgende 
Stoffe: 


• Für Stoffe der liste II haben die Mitgliedstaaten 
Minderungsprogramme aufzustellen und der 
Kommission darüber zu berichten. 

Außerdem wurde die sog. Immissionsklausel (Arti- 
kel 6 Abs. 3) in der Richtlinie verankert, die besagt, 
daß die Emissionsgrenzwerte gelten, mit Ausnahme 
der Fälle, in denen ein Mitgliedstaat der Kommission 
nach einem besonderen Überwachungsverfahren 


Stoff 

Richtlinie 

Quecksilber 

82/176/EWG vom 22. März 1982 
und 

84/156/EWG vom 8. März 1984 

Kadmium 

83/513/EWG vom 26. September 1983 

Hexachlorcryclohexan 

84/491/EWG vom 9. Oktober 1984 

Tetrachlorkohlenstoff 

86/280/EWG vom 12. Juni 1986 

DDT 

86/280/EWG vom 12. Juni 1986 

Pentachlorphenol 

86/280/EWG vom 12. Juni 1986 

Aldrin 

88/347/EWG vom 16. Juni 1988 

Dieldrin 

88/347/EWG vom 16. Juni 1988 

En drin 

88/347/EWG vom 16. Juni 1988 

Isodrin 

88/347/EWG vom 16. Juni 1988 

Chloroform 

88/347/EWG vom 16. Juni 1988 

Hexachlorbenzol 

88/347/EWG vom 16. Juni 1988 

Hexachlorbutadien 

88/347/EWG vom 16. Juni 1988 

1, 2-Dichlorethan 

90/415/EWG vom 14. August 1990 

Trichlorethylen 

90/415/EWG vom 14. August 1990 

Tetrachlorethylen 

90/415/EWG vom 14. August 1990 

Irfchlorbenzol 

90/415/EWG vom 14. August 1990 

1, 2, 4 -Trichlorbenzol 

90/415/EWG vom 14. August 1990 
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nachweisen kann, daß in dem gesamten geographi- 
schen Gebiet, das ggf. von den Ableitungen betrof- 
fen ist, den EG -Qualitätszielen ständig entsprochen 
wird. 


Grundwasserrichtlinie 80/68/EWG 

Die am 17. Dezember 1979 vom Rat verabschiedete 
Richtlinie 80/68/EWG über den Schutz des Grund- 
wassers gegen Verschmutzung durch bestimmte 
gefährliche Stoffe ist der Gewässerschutzrichtlinie 
76/464/EWG nachgebildet. Sie verbietet die Direkt- 
einleitung von Stoffen der Liste I in das Grundwasser 
\md sieht die Begrenzung der Ableitung von Stoffen, 
der Liste II in das Grundwasser vor. 


Richtlinie über kommunales Abwasser (91/271 /EWG) 

Die Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 
1991 über die Behandlung von kommunalem Abwas- 
ser (siehe auch Kapitel 4,4) verpflichtet die Mitglied- 
staaten 

- zur Errichtung von Kanalisationen; 

- zum Bau biologischer Kläranlagen zur Behand- 
Ixmg kommunalen Abwassers und 

- zur Einführung einer dritten Reinigungsstufe zur 
Stickstoff- bzw. Phosphorredxizierung in Kläranla- 
gen in empfindlichen Gebieten. 

Die von den Mitgliedstaaten zu ergreifenden Maß- 
nahmen sind nach einem Zeitplan gestaffelt \md 
orientieren sich an der Größe der betroffenen Ge- 
meinden gemessen in Einwohnerwerten (EW), wobei 
einem EW die organisch-biologisch abbaubare Bela- 
stxing mit einem biochemischen Sauerstoffbedarf 
(BSB) in fünf Tagen von 60 Gramm Sauerstoff pro 
Tag entspricht. In der Bundesrepublik Deutschland 
werden die Anforderungen der Richtlinie hinsichtlich 
der 3. Reinigxmgsstufe flächendeckend umgesetzt, 
da das gesamte Staatsgebiet als empfindliches Ge- 
biet im Sinne der Richtlinie betrachtet wird. 


IVU-Richtlinie 

Am 24. September 1996 hat der Rat die Richtlinie 
über die integrierte Vermeidung und Verminderung 
der Umweltverschmutzung (96/61/EG) („IVU Richt- 
linie "') verabschiedet. Diese Richtlinie sieht Maßnah- 
men zur Vermeidxmg und Verminderung von Emis- 
sionen in Luft, Wasser und Boden vor. Sie gilt nur für 
bestimmte in ihr definierte industrielle Tätigkeiten ^ 
die im wesentlichen den in der 4, BImSchV genanim- 
ten entsprechen. Dieser integrierte Ansatz soll insbe- 
sondere durch ein verbindlich für alle betroffenen 
Anlagenarten vorgeschriebenes integrierendes (also 
alle Umweltmedien berücksichtigendes) Genehmi- 
gungsverfahren duTchgesetzt werden, in dem die be- 
sten verfügbaren Techniken als Genehmigungs Vor- 
aussetzung zugrundegelegt werden sollen. Die Kom- 
mission führt einen Informationsaustausch zwischen 
den Mitgliedstaaten \md der betroffenen Industrie 
über die besten verfügbaren Techniken, die damit 
verbundenen Überwachungsmaßnahmen und die 
Entwicklungen auf diesem Gebiet durch. Gemein- 


schaftsweite Emissionsgrenzwerte sieht die Richtlinie 
zunächst nicht vor. Sie eröffnet aber die Möglichkeit, 
diese für den Fall zu erstellen, wenn der Informa- 
tionsaustausch ergibt, daß die Gemeinschaft tätig 
werden muß. 

Qualitätsrichtlinien 

Aus den 70er Jahren stammen auch eine Reihe von 
Qualitätsrichtlinien, die sich an den verschiedenen 
Nutzungen der Gewässer orientieren. Dazu zählen 
z. B. die Richtlinien über: 

- Qualitätsanforderungen an Oberflächenwasser für 
die Trinkwassergewirmung in den Mitgliedstaaten 
(75/440/EWG) vom 16. Juni 1975; 

- die Qualität der Badegewässer (76/160/EWG) vom 
8, Dezember 1975; 

- die Qualität von Süßwasser, das schütz- oder 
verbesserungsbedürftig ist, um das Leben von 
Fischen zu erhalten (78/659/EWG) vom 18, Juli 
1978 und 

- Quaütätsanforderungen an Muschelgewässer (79/ 
923/EWG) vom 30. Oktober 1979, 


Sonstige gewässerschutzrelevante Richtlinien: 

Trinkwasser-Richtlinie 80/778/EWG 

Die Richtlinie des Rates vom 15. Juli 1980 über die 
Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch 
(sog. Trinkwasser-Richtlinie - 80/778/EWG) dient der 
Sicherstellung des wichtigsten Lebensmittels (des 
Trinkwassers). In ihr sind u,a. strenge Grenzwerte 
für den Gehalt an Pestiziden und Nitrat im Trinkwas- 
ser festgelegt. Obwohl sie eigentlich dem Bereich 
des Gesundheitsschutzes zuzuordnen ist, wirkt sie 
sich zumindest indirekt gewässerschützend aus. 
Denn das Hauptanhegen der Trinkwasseranbieter 
(Wasserwerke) ist es, zur Einhaltung der Trinkwas- 
sergrenzwerte a\if möglichst naturbelassenes Roh- 
wasser zurückgreifen zu können. Die Trinkwasser- 
richtlinie wurde in Deutschland durch die Trinkwas- 
serverordnung umgesetzt. 

Nitrat-Richtlinie 91 /676/EWG 

Die Richtlinie 91/676/EWG des Rates zum Schutz 
der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus 
landwirtschaftlichen Quellen (sog. Nitrat-Richtlinie) 
(siehe auch Kapitel 4.5,1) wurde am 12. Dezember 
1991 verabschiedet. Ihr Ziel ist es, Gewässerverunrei- 
nigungen, die durch Nitrat aus landwirtschaftlichen 
Quellen verursacht werden, zu verringern. 

Pflanzenschutzmittel-Richtlinie (91/41 4/EWG) 

Von großer Bedeutung für den Gewässerschutz ist 
auch die Richtlinie des Rates vom 15. Juh 1991 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
(91/4 14/EWG), Darin werden die Voraussetzungen 
für die Zulassung und die Anerkennung von Zulas- 
stingen von Pestiziden geregelt. Nach der Richtlinie 
haben die Mitgliedstaaten dafür Sorge zu tragen, daß 
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ein Pflanzenschutzmittel nur zugelassen wird, wenn 
sichergestellt ist, daß seine Anwendung keine unmit- 
telbaren oder mittelbaren schädlichen Auswirkun- 
gen auf das Grundwasser hat. 

Ausblick auf künftige EG-Regelungen 

Zur Zeit macht die Kommission erhebliche Anstren- 
gungen, das Gewässerschutzrecht auf europäischer 
Ebene fortzuentwickeln. Zu diesem Zweck hat sie 
einen Vorschlag für eine Richtlinie zur Schaffung 
eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Ge- 
meinschaft im Bereich der Wasserpolitik vorgelegt, 
der eine flußeinzugsgebietsbezogene Bewirtschaf- 


tung der Gewässer zur Erreichung eines guten Ge- 
wässerzustandes vorsieht und sowohl die qualitäts- 
bezogenen Gewässerschutzrichtlinien als auch die 
Richtlinien 76/464/EWG und 80/86/EWG ablösen soll. 

d.6.d.2 EG -Richtlinien zur Chemikaiiensicherheit 

Die Europäische Gemeinschaft hat seit der Richtlinie 
zur Beschränkung des Inverkehrbringens und der 
Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zube- 
reitungen (76/769/EWG) vom 27. September 1976, 
die 1989 überarbeitet wurde (89/678/EWG), eine 
Reihe von Änderungen zu bestimmten gefährlichen 
Stoffen beschlossen (Tabelle 16). 


Tabelle 16 


EG-Beschränkungsrichtlinie mit Änderungen 


EG-Nummer 

Art 

wesentlicher Inhalt 

76/769/EWG 

Grundrichtlinie 

Verbot des Inverkehrbringens und der Verwendung von PCB, PCT 
(mit Ausnahmen), \^nylchlorid als Treibgas/Aerosole 

79/663/EWG 

1. Änderung 

Ergänzung des Anhangs I, Verbot gefährlicher flüssiger Stoffe für 
Dekorationsartikel Tri- (2, 3 -Dibrompropyl) Phosphat für Bekleidung 

82/806/EWG 

2. Änderung 

Verbot von Benzol in Spielwaren 

82/828/EWG 

3. Änderung 

Ausnahme vom Verbot für PCT für bestimmte technische Zwecke 

83/264/EWG 

4. Änderung 

Verbot von Tri- (aziridinyl) -Phosphinoxid und PBB in Bekleidung; 
Panamarindenpulver, Nieswurz, Benzidin, o-Nitrobenzolaldehyd, 
Holzstaub, Ammoniumsulfide und Ester der Bromessigsäure in 
Scherzartikeln 

83/478/EWG 

5. Änderung 

Verbot bestimmter Erzeugnisse aus Asbest, Kennzeichnungsvor- 
schriften für Asbestartikel (Anhang II) 

85/467/EWG 

6. Änderung 

Ergänzung des Anhangs II, Kennzeichnung von Erzeugnissen, 
die PCB und PCT enthalten 

85/610/EWG 

7. Änderung 

weitere Verbote von Asbest enthaltenden Stoffen, Zubereitungen und 
Erzeugnissen 

89/677/EWG 

8. Änderung 

Änderung der Verbote von flüssigen Stoffen und Benzol, Ausnahme 
der Verbote von Benzidin, 4-Nitrodiphenyl, 4-Aminodiphenyl, 
Bleiverbindungen, Quecksilberverbindungen, Arsenverbindungen, 
zinnorganischen Verbindungen 

91/173/EWG 

9. Änderung 

Verbot von Pentachlorphenol 

91/338/EWG 

10. Änderung 

Verbot von Cadmium und Cadmiumverbindungen 

91/339/EWG 

11. Änderung 

Verbot von „Ugilec" 

91/659/EWG 

1. Anpassung 

Ergänzung der Verbote von Asbest 

94/27/EWG 

12. Änderung 

Verbot von Nickel-Metall und Legierungen für Verbraucherprodukte 
(z. B. Schmuck) 

94/48/EWG 

13. Änderung 

Verbot von hochentzündlichen bis entzündlichen Stoffen für Scherz- 
artikel 

94/60/EWG 

14. Änderung 

Verbot von c, m, r-Stoffen in Verbraucherprodukten, 

Verbot von Kreosot und Teeröl als Holzschutzmittel, 

Verbot von 8 chlorierten Lösungsmitteln in Produkten für die 
allgemeine Öffentlichkeit 

76/769/EWG 

15. Änderung 

Einstellung der Verwendung von Hexachlorethan in Aluminium- 
gießereien 
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EG-Richtlinie über das Inverkehrbringen 
von Biozid-Produkten 

Neben den „besonders dringlichen Maßnahmen'' un- 
ter Ziffer i nennt § 23 unter Ziffer ii auch langfristige 
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung und Verbesserung 
des Zustandes der Nordsee. Besonders hervorzuheben 
ist hier die EG-Richtlinie über das Inverkehrbringen 
von Biozid-Produkten, die am 24. April 1998 im EG 
Amtsblatt veröffentlicht wurde imd gemäß ihres Arti- 
kels 35 20 Tage nach der Veröffentlichung in Kraft 
tritt. Die Biozid-Richtlinie schreibt vor, daß Biozid-Pro- 
dukte (u. a. Holzschutzmittel, Antifouling-Farben, Ma- 
terial- und Prozeßkonservierungsmittel) grundsätzlich 
ein behördliches Zulassungsverfahren durchlaufen 
müssen, bevor sie in den Verkehr gebracht vrerden 
dürfen. Grimdlage der behördlichen Entscheidung 
über Zulassung, Nichtzulassung oder Zulassung mit 
Auflagen ist eine eingehende Bewertimg der von dem 
Biozid-Produkt für Mensch und Umwelt ausgehenden 
Risiken. Ein Biozid-Produkt ist nur dann zulassungs- 
fähig, wenn von dem Produkt keine unannehmbaren 
Wirkimgen auf Mensch und Umwelt ausgehen und 
wenn der in dem Biozid-Produkt enthaltene Wirkstoff 
nach Feststellung seiner Eigenschaften und Bewer- 
timg der von ihm ausgehenden Risiken in eine EG- 
weit gültige Liste zulässiger Wirkstoffe („Positivliste") 
aufgenommen worden ist. Die Biozid-Richtlinie hebt 
als bislang einzige Stoffrichtlinie den Schutz der Mee- 
resumwelt besonders hervor („Die Mitgliedstaaten las- 
sen ein Biozid-Produkt nur dann zu, wenn 

das Biozid-Produkt selbst oder seine Rückstän- 

de keine unannehmbaren Wirkungen auf die Umwelt 
haben, und zwar unter Berücksichtigung folgender 
Aspekte: insbesondere Kontamination von Ober- 

flächengewässern (einschließlich Ästuar- und Meeres- 
gewässern), ... ."'Es ist davon auszugehen, daß diese 
Zulassungsanforderung auch Auswirkungen auf die 
Ausgestaltung technischer Vorschriften wie Entwick- 
lung von Prüfrichtlinien und Bewertungsleitlinien für 
den marinen Bereich haben wird. Die Biozid-Richtlinie 
ist iimerhalb von 24 Monaten nach ihrem Inkrafttreten 
in deutsches Recht umzusetzen. 

In die Biozid-Richtlinie ivurde erstmals eine Vorschrift 
zur „Vergleichenden Bewertung"' auf genommen, die 
ein Element des dänischen und schwedischen Stoff- 
rechtes ist. Die „Vergleichende Bewertung" trägt dem 
Umstand Rechnung, daß es ein „unbedenkliches 
Biozid" kaum gibt, daß also mithin aufgrund prakti- 
scher Erwägungen und Notwendigkeiten auch solche 
Biozide eine Zulassung erhalten werden und auch 
solche bioziden Wirkstoffe in die Positivliste aufge- 
nommen werden, die aufgrund ihrer Ausvnrkungen 
auf Mensch und Umwelt eher unerwünscht sind. Mit- 
tels der „Vergleichenden Bewertung" sollen diese 
eher unerwünschten Wirkstoffe beschleimigt wieder 
aus der Positivliste entfernt werden, sofern geeignete 
Ersatzstoffe mit geringerem Risiko für Mensch und 
Umwelt zur Verfügung stehen. 


EG-Altstoffverordnung 

Für Altstoffe gilt seit 1993 ein neues Chemikalien- 
recht. Die Verordnung 793/93/EWG des Rates vom 
23. März 1993 zur „Bewertung und Kontrolle der Um- 


weltrisiken chemischer Altstoffe" ist am 5. Juni 1993 
in Kraft getreten. 

Die Verordnxmg erfaßt alle im europäischen Altstoff- 
verzeichnis EINE CS enthaltenen Stoffe, die mit mehr 
als 10 t/a vermarktet werden. 

Für die Stoffe, die mit mehr als 1 000 t/a vermarktet 
werden, mußten die Hersteller oder Importeure bis 
Juni 1994 für alle im Anhang I dieser Verordnimg 
auf geführten imd bis Jimi 1996 für alle übrigen Stoffe 
der Europäischen Kommission alle verfügbaren An- 
gaben liefern. 

Die Risikobewertimg dieser Stoffe erfolgt durch die 
EU- Staaten auf der Grundlage einer Kommissions- 
verordnung. ln ihr sind Prinzipien zur Bewertung von 
Risiken für Mensch und Umwelt durch Altstoffe in 
Übereinstimmung mit der EG- Altstoff -Verordnung 
dargelegt. 

Die praktische Umsetzung der Bewertungsverord- 
nung wird in sogenannten „Technical Guidance 
Documents" festgelegt. 

3.6.8.3 EG-Richtlinien zur Abfallentsorgung 

Seit den Beschlüssen der 3. INK wurden im Abfall- 
bereich folgende EG -Richtlinien und EG -Verordnun- 
gen verabschiedet: 

1) Mit der Richtlinie 91/156/EWG vom 18. März 1991 
wurde die Richtlinie 75/442/EWG über Abfälle ge- 
ändert. U. a. werden 

- der Abfallbegriff durch Zuordnung zu bestimm- 
ten Stoffgruppen eindeutiger definiert; 

- die Rückführung und Wiederverwendung von 
Abfällen verlangt; 

- Schritte gefordert, um die Entsorgungsautarkie 
eines jeden Mitgliedstaates anzustreben und 
damit Abfallexporte zu reduzieren. 

2) Die Richtlinie 91/157/EWG vom 18. März 1991 
über gefährliche Stoffe enthaltende Batterien und 
Akkumulatoren verbietet ab 1. Januar 1993 das 
Inverkehrbringen 

- von Alkali-Mangan-Batterien, die für längere 
Nutzung unter extremen Bedingungen (z.B. 
Temperatxiren unter 0® oder über 50 °C, Erschüt- 
terungen) ausgelegt sind, mit einem Queck- 
silbergehalt von mehr als 0,05 Gewichtsprozent, 

- aller anderen Alkali-Mangan-Batterien mit einem 
Quecksilbergehalt von mehr als 0,025 Gewichts- 
prozent. 

Zur Zeit wird an einer Novelle dieser Richtlinie 
gearbeitet, wobei die Grenzwerte für Quecksilber 
und für Cadmium auf 0,0005% und für Blei auf 
0,1 % reduziert werden sollen. 

3) Die Richtlinie 91 /689/EWG vom 12. Dezember 1991 
über gefährliche Abfälle ersetzt die Richtlinie 
78/319/EWG vom 20. März 1978. Die Ablagerung 
gefährlicher Abfälle muß registriert und die Ab- 
fälle müssen identifiziert werden. Die Mischung 
gefährlicher Abfälle ist zu vermeiden. 
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4) Die Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parla- 
mentes und des Rates vom 20. Dezember 1994 
über Verpackungen und Verpackungsabfälle. 

5) Die Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 
1. Februar 1993 zur Überwachung und Kontrolle 
der Verbringung von Abfällen in der^ in die und 
aus der Europäischen Gemeinschaft. 

6) Die Entscheidung der Kommission vom 20. De- 
zember 1993 über ein Abfallverzeichnis gemäß 
Artikel 1 Buchstabe a) der Richtlinie 75/442/EWG 
des Rates über Abfälle (94/3/EG). 

7) Die Entscheidung des Rates vom 22. Dezember 
1994 über ein Verzeichnis gefährlicher Abfälle im 
Sinne von Artikel 1 Abs. 4 der Richtlinie 91/689/ 
EWG über gefährliche Abfälle. 

8) Die Richtlinie 94/67/EG des Rates vom 16. Dezem- 
ber 1994 über die Verbrennung gefährlicher Ab- 
fäUe. 

3.6.8.4 EG- Richtlinien zur Luftreinhaitung 

Die Europäischen Gemeinschaften haben in den letz- 
ten beiden Jahren eine Reihe von Richtlinien erlas- 
sen, die zur Verminderung der Luftverschmutzung 
durch den Straßenverkehr beitragen. 

Am 13. Juni 1991 hat der Umweltministerrat der EG 
eine neue, sog. „konsolidierte" Richtlinie verabschie- 
det (91/441 /EWG), die in zusammenhängender Form 
alle bisherigen Richtlinien ersetzt. Ab 1. Juh 1992 gilt 
für neue Pkw-Fahrzeugmodelle unabhängig vom 
Hubraum bei der Typenprüfung für Kohlenmonoxid 
ein Grenzwert von 2,72 g/km, für Kohlenwasserstoffe 
und Stickstoffoxide ein Grenzwert (Summenwert) 
von 0,97 g/km sowie für Partikel ein Grenzwert von 
0,14 g/km. 

Ziel der konsolidierten Richtlinie ist deren obligatori- 
sche Anwendung durch alle EG -Mitgliedstaaten. Sie 
enthält zudem eine Reihe wichtiger neuer Elemente: 

- Ergänzung des Stadtfahrzyklus durch einen außer- 
städtischen Fahrzyklus mit einer Maximalge- 
schwindigkeit von 120 km/h, 

- Begrenzung der Verdunstungsverluste aus dem 
Kraftstoffsystem von Ottomotor-Pkw, 

- Anforderungen an die Dauerhaltbarkeit der emis- 
sionsmindemden Einrichtungen und entsprechende 
Prüfverfahren. 

Aufgrund vergleichender Messungen zum US-Prüf- 
verfahren ist davon auszugehen, daß die europäi- 
schen Vorschriften mit gleicher Technik wie die ame- 
rikanischen eingehalten werden, d. h. mit dem gere- 
gelten 3-Wege-Katalysator. Der Umweltministerrat 
hat am 20. Dezember 1990 ebenfalls eine weitere 
Grenzwertverschärfung beschlossen, die 1996 in 
Kraft treten sollte. 

Die genannten Vorschriften enthalten auch Anforde- 
rungen an Personenkraftwagen mit Dieselmotor; für 
sie gilt ab 1. Juli 1992 (für neue Fahrzeugmodelle) 
bzw. 31. Dezember 1992 (für neu zugelassene Fahr- 
zeuge) ein Partikelgrenzwert von 0,14 g/km als zu- 
sätzliche Anforderung zu den Grenzwerten für die 
gasförmigen Schadstoffe. 


Am 1. Oktober 1991 verabschiedete der Umwelt- 
ministerrat die Richtlinie über Nutzfahrzeugabgase 
(9 1/54 2/EWG). Die Richtlinie sieht Grenzwerte für 
CO, HC, NOjt und Partikel vor. Die Richtlinie bewirkt 
schon in der ersten Stufe eine deutliche Verschärfung 
der derzeit geltenden Grenzwerte und führt erstmals 
einen Grenzwert für Partikel ein. Mit den in der Ent- 
wicklung befindlichen neuen technischen Möglich- 
keiten zur Partikelminderung (z.B. Rußfilter) ergibt 
sich auch eine größere Flexibilität zur weiteren Her- 
absetzung des NOx-Grenzwertes. 

Die Bundesregierung hat die EG -Kommission im 
Januar 1987 gebeten, durch Änderung der EG -Richt- 
linie 85/210/EWG den Benzolhöchstgehalt von ver- 
bleitem und unverbleitem Benzin von 5 Volumen- 
Prozent auf 1 Volumen-Prozent herabzusetzen. Dar- 
über hinaus hat sie einen entsprechenden Entwurf 
zur Änderung der Benzinqualitätsverordnung vor- 
bereitet und im Jahr 1989 bei der EG -Kommission 
zur Notifizierung vorgelegt. Der Entwurf wurde 
zwischenzeitlich in einem Expertengremium der EG 
beraten, ein konkreter Vorschlag seitens der EG liegt 
aber noch nicht vor. 


3.7 Substitution gefährlicher Stoffe 

Notwendige dringliche Maßnahmen, die sich auf die 
Verwendungsbeschränkung von gefährlichen Stof- 
fen beziehen, können nur dann zügig umgesetzt wer- 
den, wenn für diese Stoffe Substitute zur Verfügung 
stehen. Hierfür bedarf es in vielen Fällen zunächst 
der Entwicklung und Erprobung umweltverträg- 
licher Stoffe und Produkte. 

3.7.1 Bromierte flammhemmende Stoffe 

Informationen über das Auftreten in der Meeresum- 
welt sind spärlich. Als besonders gefährlich gelten 
die infolge thermischer Beanspruchung aus polybro- 
mierten Diphenylethen entstehenden Dioxine und 
Furane. Eine EG -weite Verbots regelung für diese 
Stoffklasse ist deshalb von der EG -Kommission vor- 
gelegt worden. Untersuchungen zu schädlichen Aus- 
wirkungen werden in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und international weitergeführt. Schweden hat 
im Rahmen von PARCOM einen Verbotsvorschlag 
eingebracht. Die Beratungen werden noch weiter- 
geführt, um die mögliche Substitution dieser Stoffe 
und/oder umweltverträgliche Verfahren zu klären 
bzw. zu empfehlen. 

Im Rahmen eines Forschungsvorhaben werden der- 
zeit „Maßnahmenvorschläge zur Substitution um- 
weltrelevanter Flammschutzmittel" erarbeitet. Ziel 
des Vorhabens ist, eine Analyse der derzeitigen 
Marktsituation der Flammschutzmittel in Deutsch- 
land durchzuführen, in der neben dem Eruieren von 
Anwendungsgebieten und Mengen auch Probleme 
innerhalb der einzelnen Stoffströme herausgearbeitet 
werden sollen. Für den gesamten Anwendungs- 
bereich sollen Vorschläge für ökologisch und toxi- 
kologisch günstiger zu bewertende Flammschutzmit- 
tel erarbeitet werden. Zur Unterstützung der theore- 
tischen Erkenntiüsse sollen begleitend stichpunkt - 
artige Untersuchungen an Verbraucherprodukten 


51 


Drucksache 13/11 224 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


durchgeführt werden. Die Ergebnisse sollten als 
Grundlage für die internationale Diskussion (OECD, 
PARCOM, EU-Aktivitäten) dienen. 

3.7.2 Höherohlorige kurzkettige Paraffine (CP) 

Chlorparaffine werden vorrangig als Schmiermittel 
(Metallverarbeitung) und Weichmacher verwendet. 
Die kurzkettigen und hochchlorierten Chlorparaffine 
sind toxisch, langlebig und bioakkumulierbar, 

Die meisten bisherigen Aktivitäten beschränkten 
sich auf die kurzkettigen CP als die bedenklichsten 
Vertreter dieser Stoff gruppe. Ein Ersatz der kurzket- 
tigen CP durch nüttel“ und langkettige Produkte wird 
jedoch als problematisch angesehen. 

Im Januar 1995 hat das UBA die Substitutionsmög- 
lichkeiten für kurzkettige Chlorparaffine geprüft und 
festgestellt, daß für die meisten Anwendungen Sub- 
stitutionsmöghchkeiten vorhanden sind und ein Er- 
satz bis zum Jahr 1999 möglich ist. Längere Über- 
gangsfristen (bis 2005) wurden nur für die Anwen- 
dung als Flammschutzmittel in Förderbändern für 
den Untertagebau und für Dichtungsmaterialien für 
den Dammbau als notwendig erachtet. 

Untersuchungen aus dem Jahr 1995 zeigen erheb- 
liche Belastungen der Sedimente, der Biota und 
Anreicherungen in der Nahrungskette der Meeres- 
umwelt. Weiterhin wurde das Auftreten von Chlor- 
paraffinen in Lebensmitteln (Margarine) und in der 
Muttermilch nachgewiesen. 1995 hat PARCOM 
beschlossen, die Verwendung von kurzkettigen 
chlorierten Paraffinen einzustellen. 

Die kurzkettigen Chlorparaffine stehen auf der 1. EU- 
Prioritätenliste und werden im Rahmen der EG -Alt- 
stoffverordnung unter Federführung Großbritanniens 
bewertet. 

Als wesentliche Ergebnisse der Bewertung werden 
von GB neben der Notwendigkeit zur Daten Verbes- 
serung, insbesondere im Bereich von Produktion und 
Anwendung in der Leder- und Textilbehandlung, 
Regulierungsmaßnahmen im Bereich der Metallbe- 
arbeitung gefordert. 

Die mittelkettigen CP stehen auf der 3. EU-Prioritä- 
tenliste und eine Risikobewertung wird unter Feder- 
führung Großbritanniens erstellt werden. 

Seit Ende 1995 werden in Deutschland keine kurz- 
kettigen CP mehr hergestellt. Trotzdem werden in 
Deutschland diese Produkte weiterhin eingesetzt 
und gelangen somit in die Umwelt. Um dies zu ver- 
hindern, muß die Verwendung beschränkt werden. 
Der PARCOM-Beschluß 95/1, der die Verwendung 
von CP als Weichmacher, in Metallbearbeitungsflüs- 
sigkeiten und als Flammschutzmittel verbietet, soll 
hier greifen. Deutschland hat diesem Beschluß zuge- 
stimmt und ist somit völkerrechtlich gebunden, die- 
sen Beschluß in nationales Recht umzusetzen. 

3.7.3 Nonylphenole und Nonylphenoletoxylate 

Die Metabohte anaeroben Abbaus sind toxisch, per- 
sistent und bioakkumulierbar. Die Nonylphenoletho- 
xylate werden in der Industrie als Reinigungsmittel 


genutzt und auch im Offshore-Bereich eingesetzt. 
Substitute mit wesentlich günstigeren Eigenschaften 
sind vorhanden. PARCOM hat diesbezüglich eine 
Empfehlung verabschiedet, die die Anwendungsbe- 
schränkung im Bereich der Reinigungsmittel (Haus- 
haltsbereich: 1995, Industrie: 2000) und die Entwick- 
lung umweltverträglicher Substitute vorsieht. 

Ein wesentlicher Eintragspfad von Nonylphenol er- 
folgt über die Anwendung von Alkylphenoletoxyla- 
ten (APEC). Wegen ihrer grenzflächenaktiven Eigen- 
schaften werden sie als nicht-ionische Tenside ein- 
gesetzt. Das Haupteinsatzgebiet der APEO waren in 
Deutschland in der Vergangenheit die Wasch- und 
Reinigungsmittel. Durch die 1986 von der Industrie 
abgegebenen Selbstverpflichtung zum Verzicht auf 
APEO in Wasch- und Reinigungsmitteln konnten die 
Einsatzmengen in diesem Bereich um 90 % gesenkt 
werden. Eine weitere Absenkung läßt sich nur durch 
EU- weite Maßnahmen erreichen. 


3.8 Entwicklung umweltverträglicher Stoffe 
und Produkte 

Derzeit werden mehrere Forschungsvorhaben geför- 
dert, um praxis taugliche Alternativen zu tributyl- 
zinnhaltigen Antifouling-Farben zu schaffen. Dazu 
zählt die Entwicklung eines mechanischen Verfah- 
rens (Reinigung der Außenwände von Sportbooten) 
sowie eines elektrochemischen Verfahrens, womit 
der Aufwuchs von Fouling-Organismen mittels 
wechselnder Ladungen auf den Oberflächen von 
Schiffsrümpfen gehemmt wird. 

3.9 Weiterentwicklung des Standes 

der Technik (BAT) für Industriesektoren 
und Anwendungsbereiche 

Es erfolgte seit der Esbjerg-Konferenz in 1995 keine 
nationale Weiterentwicklung des Standes der Tech- 
nik im Sinne einer Verschärfung bindender konkre- 
ter Anforderungen an stationäre Anlagen bezüglich 
der Emissionen von Schadstoffen in die Luft bzw. ins 
Wasser. Hauptziel der laufenden nationalen Arbeiten 
ist es, den bereits erreichten hohen Stand der Tech- 
nik in ganz Deutschland, insbesondere auch in den 
neuen Bundesländern, in vollem Maße umzusetzen. 

Im Rahmen einer Selbstverpflichtung hat die deut- 
sche Industrie Maßnahmen zur Verminderung der 
Emissionen von TTeibhausgasen angekündigt. Viele 
der geplanten Maßnahmen werden als Nebeneffekt 
auch Emissionsverminderungen von Schadstoffen 
mit sich bringen, die für den Schutz der Nordsee von 
Bedeutung sind. 

Parallel dazu wird auf nationaler Ebene der Stand 
der Technik im Rahmen einer Reihe laufender For- 
schungs- und Entwicklungsvorhaben weiter entwik- 
kelt. 

Hauptziele dieser Arbeiten sind: 

• Entwicklung integrierter Umweltschutz- bzw. 
Emissionsverminderungsmaßnahmen 

• Steigerung der Energieeffizienz 
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International beteiligt sich Deutschland aktiv, insbe- 
sondere auf den Ebenen von OSPAR, EU und der 
UNECE, an den laufenden Diskussionen zur Defini- 
tion des Standes der Technik und der Festlegung ge- 
eigneter Emissionsgrenzwerte für stationäre Anla- 
gen. In diesen Diskussionen trifft Deutschland dabei 
häufig auf Vorbehalte anderer Staaten, die den in 
Deutschland erreichten Stand der Technik als ökono- 
misch nicht vertretbar ablehnen. Deutschland ver- 
sucht deshalb, den internationalen Meinungsaus- 
tausch weiter voranzutreiben, um zu einer gemein- 
samen und harmonisierten Bestimmung und Anwen- 
dung des Standes der Technik für die wesentlichsten 
Industriesektoren zu kommen. 

Verbindliche Papiere über den Stand der Technik 
(BAT) und daraus abgeleitete Emissionsgrenzwerte 
werden derzeit beispielsweise auf der Ebene der 
UNECE für einige ausgewählte persistente orga- 
nische Verbindungen und einige Schwermetalle 
erarbeitet bzw. diskutiert. OSPAR arbeitet an ver- 
bindlichen BAT-Empfehlungen bzw. Entscheidungen 
für die Sektoren Aluminiumindustrie, Nichteisen- 
metallindustrie, Textilindustrie, Kraftwerke, Vinyl- 
chlorid- und Polyvinylchloridanlagen, Parallel dazu 
hat die EU-Kommission DG XI begonnen, in Umset- 
zung des Artikels 16.2 der Richtlinie über die inte- 
grierte Vermeidung und Verminderung der Umwelt- 
verschmutzung unverbindliche BAT-Merkblätter zu 
erarbeiten. Derzeit sind Arbeiten zu den Sektoren 
Papierindustrie, Stahlindustrie und Zementindustrie 
sowie zu Kühlsystemen im Gange. Ferner werden 
Arbeiten zu den Sektoren Nichteisenmetallindustrie, 
Gerbereien, Textilindustrie, Glasindustrie und Chlor- 
alkali-Industrie sowie zur Emissionsüberwachung 
vorbereitet Da die EU-Kommission plant, quasi alle 
relevanten Industriesektoren systematisch in BAT- 
Merkblättem zu erfassen, wird erwartet, daß sich aus 
dieser unverbindlichen Aktivität zur BAT-Bestim- 
mung zukünftig erhebliche Arbeitserleichterungen 
für verbindliche Arbeiten auf UNECE- imd OSPAR- 
Ebene ergeben werden. 

Parallel dazu ist Deutschland in vielen bi- und multi- 
lateralen Projekten mit anderen Staaten, insbeson- 
dere in Mittel- und Osteuropa, aktiv, um den Transfer 
moderner Umwelttechnologie zu fördern. 


3.10 Festlegung der Besten Umweltpraxis (BEP) 
für gefährliche Stoffe aus diffusen Quellen 

Zu dem Beschluß der 4. INK betreffend die Festle- 
gimg der Besten Umweltpraxis liegt ein Beitrag von 
Hessen im Kapitel E vor. 


3.11 Verringerung der Einträge von Pflanzen- 
schutzmitteln aus der Landwirtschaft 

Die Pflanzenschutzpolitik der Bundesrepublik ist da- 
hin ausgerichtet, daß die Anwendung chemischer 
Pflanzenschutzmittel auf das notwendige Maß be- 
schränkt wird. Hierzu ist eine Vielzahl rechtlicher 
und administrativer Maßnahmen (Verbote, Beschrän- 
kungen, Auflagen) getroffen worden. Die Maßnah- 
men dienen u.a. unmittelbar und mittelbar dem 


Schutz der Gewässer und damit auch dem Schutz der 
Nordsee. 

Die nationale Umsetzung der PARCOM-Empfehlung 
94/7 über die Entwicklung nationaler Aktionspläne 
und der Besten Umweltpraxis zur Reduktion von Ein- 
flüssen auf die Umwelt durch die Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln ist durch die nationale Rechts- 
setzung zum Pflanzenschutz abgedeckt worden (vgl. 
folgende Kapitel). Dabei wird über die Forderung 
des § 28 hinausgegangen, indem in Deutschland die 
Inhalte dieser Empfehlung nicht nur für bestimmte, 
sondern für alle Pflanzenschutzmittelwirkstoffe An- 
wendung findet. 

Die auf der 4. INK genannten und in Tabelle 17 auf- 
gelisteten Wirkstoffe von Pflanzenschutzmitteln wer- 
den allesamt als sog. Altwirkstoffe im Rahmen der 
RichtUnie 91/414/EWG über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmittel einer gründlichen Bewer- 
tung unterzogen. Prioritär werden dabei „auffällig" 
gewordene Wirkstoffe bearbeitet. 

Die seinerzeit von der 3. INK beschlossene Ein- 
schränkung der Einleitungen, Emissionen xmd Ver- 
luste von 18 besonders persistenten, toxischen und 
zur Bioakkumulation neigenden Pflanzenschutzmit- 
telwirkstoffen (Anlage 1 B, Teil c der Ministererklä- 
rung der 3. INK) ist in der Bundesrepublik Deutsch- 
land bereits erfolgt. So ist die Anwendung von PSM 
mit den Wrkstoffen: Atrazin, DDT, Dieldrin, Endrin, 
Pentachlorphenol in Deutschland verboten. PSM mit 
den Wirkstoffen: Dichlorphos, Endosulfan, Hexa- 
chlorbenzene, Lindan, Malathion imd Simazin sind 
in Deutschland nicht mehr zugelassen. Die Wirk- 
stoffe Azinphos-methyl, Azinphos-ethyl, Parathion, 
Fenthion und Trifluralin sind in zugelassenen PSM 
enthalten, wobei diese Wirkstoffe mit Ausnahme des 
Trifluralin zu den prioritär bearbeiteten Wirkstoffen 
im Rahmen der Richtlinie 91/ 414/EWG gehören. 

3.11.1 Pflanzenschutzgesetz 

In der Bundesrepublik Deutschland ist die Zulassung 
und Anwendimg von Pflanzenschutzmitteln durch 
das Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 
geregelt. 

Mit dem Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 
1986 begann in Deutschland eine Ära im Pflanzen- 
schutz, die u. a. durch 

• eine strengere Zulassung der Pflanzenschutzmittel, 

• die Verpflichtung der Anwender, Pflanzenschutz- 
mittel nach guter fachlicher Praxis unter Beach- 
tung der Grundsätze des integrierten Pflanzen- 
schutzes anzuwenden, 

• eine intensivere Ausbildung der Anwender von 
Pflanzenschutzmitteln (Sachkundenachweis) , 

• neue Entwicklungen in der Pflanzenschutzgeräte- 
technik einschließlich der Einführung der obliga- 
torischen Kontrolle der Feldspritzgeräte 

gekennzeichnet ist. Dies führt en den letzten zehn 
Jahren zu einer beträchtlichen Reduzierung des 
Risikopotentials bei der Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln. 
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Tabelle 17 


ln Ziffer 27 der 4. INK genannte Pestizide 


Stoff 

CAS-Nr. 

in der Nordsee entdeckt 

1. Chloridazon 

1698-60-8 

• 

2, Cyanazin 

21725-46-2 


3, 1,3-DichIorpropen 

542-75-6 

• 

4. Dichlorvos 

62-73-7 

« 

5. Diuron 

330-54-1 

• 

6. Dimethoat 

60-51-5 

• 

7, Disulfoton 

298-04-4 

• 

8, 1,2-Dichlorpropan 

78-87-5 

« 

9. Hexazinon 

51235-04-2 


10. Metabenzthiazuron 

1929-88-0 


11. Metazachlor 

67129-08-2 

• 

12. Metolachlor 

51218-45-2 

• 

13. Metoxuron 

19937-59-6 

« 

14. Mevinphos 

7786-34-7 

• 

15. Organozinn Pestizide 

- 

« 

16. Propachlor 

1918-16-7 

• 


Die folgenden Stoffe sind nicht auf geführt worden, da sie nach den Bestimmungen der Richtlinie des Rates 91/414/EWG über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (PSM) bereits überprüft werden, oder nach der Richtlinie des Rates 79/117/EWG 
über das Verbot des Inverkehrbringens und der Anwendung von PSM, die bestimmte Wirkstoffe enthalten, weder in Verkehr ge* 
bracht noch angewandt werden dürfen: Alachlor, Atrazin, Azinphos-ethyl, Chlortoluron, Dinosep, Dinitro-o-cresol, 2,4 -D, 2,4 -DP, 
2,4, 5-T, Isoproturon, Lindan, Linuron, MCPA, MCPP, Paraquat, Parathion-ethyl, Simazin, Thiabendazol. 


So sind seither Pflanzenschutzmittel nicht mehr zuge- 
lassen worden, deren Auswirkungen auf den Natur- 
haushalt nicht vertretbar waren. Als besonders be- 
kanntes Beispiel sei das Atrazin hervorgehoben, des- 
sen Anwendung 1991 durch Ergänzung der Pflan- 
zenschutz-Anwendungsverordnung verboten wurde. 
Als Folge der strengeren Regelungen wurde in 
Deutschland die Anzahl der zugelassenen Pflanzen- 
schutzmittel und der in ihnen enthaltenen Wirkstoffe 
deutlich reduziert. 

Mit dem Rückgang der Anzahl der zugelassenen 
Pflanzenschutzmittel um nahezu 50 % ging eine nicht 
unerhebliche Mengenreduktion bei dem flächen- 
bezogenen Absatz von Pflanzenschutzmitteln einher 
(ca. 30%), die jedoch hinsichtlich der Bewertung der 
Risikoreduktion nur von nachrangiger Bedeutung 
sind. Gleichzeitig stieg die Zahl der Lückenindikatio- 
nen, so daß hier gezielte Maßnahmen von Bund und 
Ländern erforderlich waren, um den Anbau der Viel- 
zahl „kleiner" Kulturen in Deutschland nicht zu ge- 
fährden. 

Die Zahl der Pflanzenschutzmittel mit Wasserschutz- 
gebiets-Auflagen ist von 484 Mitteln (1988) auf 
57 Mittel (1997) zurückgegangen. In Deutschland 
wurden die Untersuchungen des Grund- und Ober- 
flächenwassers auf Rückstände an Pflanzenschutz- 
mitteln intensiviert. Allein bei oberflächennahen 
Grundwasser wurden in den letzen fünf Jahren an 
ca. 13 000 Meßstellen mehr als hunderttausend Un- 
tersuchungen durchgeführt. Die Ergebnisse zeigen, 
daß in Deutschland Überschreitungen des Trinkwas- 


sergrenzwertes bei etwa 10% der’ Meßstellen auf- 
traten. Diese Belastungen werden überwiegend von 
Wirkstoffen hervorgerufen, die derzeit nicht mehr 
oder nur noch mit strengen Auflagen angewandt 
werden dürfen. Die Untersuchungen beim Ober- 
flächenwasser zeigen, daß die Belastungen rückläu- 
fig sind. Probleme zeichnen sich nur bei wenigen zu- 
gelassenen Pflanzenschutzmitteln ab. 

Die Anwendung von in der Biologischen Bundes- 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft entwickelten 
Risikoindikatoren, die in einem computergestützten 
Bewertungsmodell mit dem Namen SYNOPS zusam- 
mengefaßt sind, auf die 1987 bzw. 1995 am meisten 
abgesetzten Wirkstoffe ergab, daß bei Herbiziden 
und Fungiziden für den Ackerbau, die einen Anteil 
von über 75 % der Pflanzenschutzmittel ausmachen, 
nahezu alle Indikatoren eine Risikominderung anzei- 
gen. Auch bei Insektiziden zeichnet sich ein Trend 
zur Risikominderung ab, der in einigen Bereichen je- 
doch nicht so deutlich ist wie bei den Herbiziden und 
Fungiziden. 

Das Gesetz beinhaltet folgende unmittelbar auf den 
Gewässerschutz zielende Rechtsvorschriften: 

- §6Abs. 1: 

keine Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, so- 
weit der Anwender damit rechnen muß, daß die 
Anwendung schädliche Auswirkungen auf das 
Grundwasser oder sonstige erhebliche schädliche 
Auswirkungen, insbesondere auf den Naturhaus- 
halt, hat. 
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- §6 Abs. 2 und 3: 

Anwendung der Pflanzenschutzmittel in oder 
unmittelbar an oberirdischen Gewässern und 
Küstengewässem ist grundsätzlich verboten. 

- § 15 Abs. 1 Nr. 3: 

Erteilung der Zulassung des Pflanzenschutzmittels 
nur, sofern die Prüfung ergibt, daß das Mittel 
keine schädlichen Auswirkungen auf das Grund- 
wasser hat und keine sonstigen Auswirkungen, 
insbesondere auf den Naturhaushalt, hat, die nach 
dem Stande der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
nicht vertretbar sind. 

- § 15 Abs. 3 Satz 1 und 2: 

Erteilung von Auflagen, insbesondere über die 
Fassung der Gebrauchsarüeitung, um mögliche 
schädliche Auswirkungen, insbesondere auf den 
Naturhaushalt, zu verhindern. 

- § 6 Abs. 1 in Verbindung mit § 15 Abs. 3 Satz 2: 
Möglichkeit der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft (BBA), bußgeldbe- 
währte besondere Anwendungsbestimmungen 
der Mittel zum Schutz vor schädlichen Auswirkun- 
gen auf den Naturhaushalt festzusetzen. 

Ferner beinhaltet das Pflanzenschutzgesetz die fol- 
genden mittelbar auf den Gewässerschutz zielenden 
Rechtsvorschriften: 

- §6Abs. 1: 

Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln darf 
nur nach guter fach ü eher Praxis unter Berücksich- 
tigung der Grundsätze des integrierten Pflanzen- 
schutzes erfolgen. 

- §6 Abs. 2: 

Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln auf 
Freilandflächen ist grundsätzlich nur erlaubt, so- 
weit diese landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich 
oder gärtnerisch genutzt werden. 

- §§ 10 , 22 : 

Sachkundeerfordernis für landwirtschaftliche, er- 
werbsgärtnerische, forstwirtschaftliche und ge- 
werbliche Anwender sowie für Verkäufer von 
Pflanzenschutzmitteln im Einzelhandel. 

- §24: 

Pflanzenschutzgeräte dürfen nur in den Verkehr 
gebracht werden, wenn sie so beschaffen sind, 
daß ihre bestimmungsgemäße und sachgerechte 
Verwendung keine schädlichen Auswirkungen, 
insbesondere auf den Naturhaushalt, hat, die nach 
dem Stande der Technik vermeidbar sind. 

Durch das Pflanzenschutzrecht sind die Zulassungs- 
und Anwendungsbedingungen für Pflanzenschutz- 
mittel auch hinsichüich des Gewässerschutzes we- 
sentlich verschärft worden. So ist auch aufgrund von 
Anforderungen zum Schutz des Naturhaushalts die 
Zahl der zugelassenen Pflanzenschutzmittel seit 1986 
um etwa 50% zurückgegangen. Ein scharfer Maß- 
stab für den Schutz der Gewässer, der für die Trink- 
wasserversorgung genutzt wird, ist der Grenzwert 
von 0, 1 |ig/l Pflanzenschutzmittel-Wirkstoff (nach der 
Trinkwasser- Verordnung) . 


3.1 1 .2 Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

Nach intensiv auf fachlicher sowie politischer Ebene 
geführten Verhandlungen ist die Pflanzenschutz -An- 
wendungsverordnung von 1988 geändert worden. 
Diese Änderung ist nach Zustimmung des Bundes - 
rates am 23. März 1991 in Kraft getreten. Die neueste 
Fassung datiert vom 10. November 1992 (BGBl. 1 
S. 1887) und die letzte Änderung erfolgte am 24. Ja- 
nuar 1997 (BGBl. I S. 60). Diese Vorschrift regelt 
Beschränkungen in der Anwendung von bestimmten 
Pflanzenschutzmitteln, von der Beschränkung bei 
der Anwendung bis hin zum totalen Anwendungs- 
verbot. 

Zum Schutz des Wassers, insbesondere des Trink- 
wassers, besteht ein Anwendungsverbot für Pflan- 
zenschutzmittel mit bestimmten Wirkstoffen in Was- 
serschutzgebieten und Heilquellenschutzgebieten. 
Die zuständigen Landesbehörden sind darüber hin- 
aus ermächtigt, in bestimmt abgegrenzten Einzugs- 
gebieten von Trinkwassergewinnungsanlagen oder 
Heilquellen oder sonstigen Gebieten zum Schutz des 
Grundwassers die Anwendung bestimmter Pflanzen- 
schutzmittel zu verbieten. 

Neben weiteren Verschärfungen im Bereich der An- 
wendung von zugelassenen Pflanzenschutzmitteln 
enthält die Regelung ein vollständiges Anwendungs- 
verbot von atrazinhaltigen Pflanzenschutzmitteln in 
der Bundesrepublik. 

Atrazin ist ein jahrzehntelang angewendeter Wirk- 
stoff, der vorwiegend flächendeckend im Maisanbau 
eingesetzt wurde. Verboten wurde die Anwendung 
atrazinhaltiger Pflanzenschutzmittel, weil aufgrund 
der Eigenschaften schwere Abbaubarkeit und Mobi- 
lität im Boden sowie Anreicherung im Grundwasser 
mit schädlichen Auswirkungen des Wirkstoffes auf 
das Grundwasser zu rechnen ist. Gefährdungen des 
Grundwassers und damit auch des Trinkwassers 
konnten auch durch Beschränkungen in der Anwen- 
dung nicht ausgeschlossen werden und führten 
daher in Deutschland zum konsequenten Anwen- 
dungsverbot. 

Die EG-Kommission läßt derzeit im Rahmen der EU- 
Wirkstoffprüfung auf der Basis der Verordnung 
(EWG) Nr. 3600/92 prüfen, ob der Wirkstoff Atrazin 
in den Anhang I der RL 91/414/EWG auf genommen 
werden kann. Eine Nichtaufnahme in den Anhang I 
der RL käme einem EU-weiten Verbot des Inverkehr- 
bringens von Atrazin als Wirkstoff in PSM gleich. 


3*11.3 Pflanzenschutzmittelverordnung 

Mit der ersten Verordnung zur Änderung der Pflan- 
zenschutzmittelverordnung vom 11. Juni 1992 wur- 
den Vorschriften über die regelmäßige Prüfung von 
in Gebrauch befindlichen Pflanzenschutzgeräten 
eingefügt. Demnach haben Verfügungsberechtigte 
und Besitzer für ihre Flächenkulturen im Gebrauch 
befindliche Geräte ab Juni 1993 überprüfen zu las- 
sen. Die erfolgreiche Prüfung ist durch eine Prüf- 
plakette nachzuweisen. In ihr ist zu kennzeichnen, 
wann das Gerät erneut überprüft werden muß. 
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3.1 1.4 Rückstands-Höchst mengenverordnung 

Am 23. Juli 1992 ist die 5. Verordnung zur Änderung 
der Pflanzenschutzmittel-Höchstmengen Verordnung 
in Kraft getreten. Mit der Verordnung sind die gel- 
tenden Höchstmengenregelungen dem Stand der 
Entwicklung aufgrund von erneuten Zulassungen 
oder des Auslaufens von Zulassungen nach dem 
Pflanzenschutzgesetz angepaßt worden. 

Außerdem ist eine neue Regelung über Rückstände 
von Schädlingsbekämpfungsmitteln, die keine Pflan- 
zenschutzmittel sind, eingeführt worden. Für Rück- 
stände dieser Mittel gilt künftig ebenfalls die allge- 
meine Höchstmenge von 0,01 mg/kg, sofern in den 
Anlagen zu dieser Verordnung keine besonderen 
Regelungen getroffen worden sind. Betroffen hiervon 
sind Schädlingsbekämpfungsmittel, die im nicht- 
landwirtschaftlichen Bereich angewendet werden. 
Diese Schädlingsbekämpfungsmittel unterliegen noch 
keinem Zulassungsverfahren, wie dies bei Pflanzen- 
schutzmitteln bereits seit langem der Fall ist. Um 
diese Lücke zu schließen, wird zur Zeit von der EG- 
Kommission - vor allem aufgrund deutscher Initia- 
tive - eine gemeinschaftsrechtliche Regelung vorbe- 
reitet. Deren Umsetzung wird einer entsprechenden 
nationalen gesetzlichen Regelung bedürfen. Vor- 
arbeiten hierzu sind seitens des Bundesministers für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und des 
Bundesministers für Gesundheit bereits geleistet 
worden. 

Mit Wirkung vom 16. September 1992 ist die Pflan- 
zenschutz-Höchstmengenverordnung erneut geän- 
dert und ergänzt worden. Mit dieser Änderung wur- 
den Höchstmengen für Nitrat im Kopfsalat festgelegt. 
Da es sich hierbei nicht um Pflanzenschutzmittel 
handelt, wurde der Titel der Verordnung in „Rück- 
stands -Höchstmengenverordnung " geändert. 


3.11.5 EG-Richtlinie über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln 

Nach jahrelangen, zähen Verhandlungen ist in Brüs- 
sel die Richtlinie des Rates vom 15. Juli 1991 über 
das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 
(9 1/4 14/EWG) verabschiedet worden. Die Ursprünge 
der Richtlinie gehen zurück bis auf das Jahr 1976. 
Alle EG -Mitgliedstaaten wie auch die Kommission 
waren sich darüber einig, daß der gefundene Ge- 
samtkompromiß eine gute Grundlage ist, um eine 
weitgehende Harmonisierung des Verkehrs mit 
Pflanzenschutzmitteln zu erreichen und ein hohes 
Schutzniveau für Mensch, Tier und Umwelt zu ge- 
währleisten. 

Im einzelnen sieht die Richtlinie vor, daß 

- eine gemeinsame Liste über Wirkstoffe in Pflan- 
zenschutzmitteln erstellt wird, die nach Gemein- 
schaftskriterien geprüft und akzeptiert worden 
sind; 

- die Mitgliedstaaten Pflanzenschutzmittel zulassen, 
die die gemeinschaftlichen Zulassungsbedingun- 
gen erfüllen und anhand einheitlicher Grundsätze 
überprüft wurden; 


- die Mitgliedstaaten Zulassungen gegenseitig an- 
erkennen, wenn es sich um Mittel handelt, deren 
Wirkstoffe in die „gemeinsame Liste" auf genom- 
men wurden und vergleichbare Bedingungen vor- 
liegen. 

Folgende maßgebliche Verbesserungen haben letzt- 
lich die deutsche Zustimmung ermöglicht: 

- Verabschiedung der einheitlichen Grundsätze für 
die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln; 

- Verankerung der guten fachlichen Praxis bei der 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln; 

- Begrenzung der Dauer der Zulassung; 

- Erhöhung des Grundwasserschutzes; 

- Aufnahme tierschutzbezogener Regelungen; 

- Festlegung eindeutiger Anforderungen an die 
Aufnahme eines Wirkstoffes in die gemeinsame 
Liste; 

- Harmonisierung der Überprüfung von Zulassungs- 
unterlagen; 

- Möglichkeit der Inanspruchnahme einer Schutz- 
klausel bei der gegenseitigen Anerkennung von 
Zulassungen. 

Durch diese umfassenden Verbesserungen wird die 
Beibehaltung des bisherigen hohen Schutzniveaus 
des deutschen Pflanzenschutzrechtes gewährleistet. 

3.11.6 Maßnahmen 

Bisher durchgeführte Untersuchungen bestätigen die 
Annahme, daß der Eintrag von Pflanzenschutzmit- 
teln in Oberflächengewässer durch die Verwendung 
von Recyclinggeräten ganz erheblich verringert wer- 
den kann. Diese Erkenntnisse werden bei der Ertei- 
lung von Abstandsauflagen zu Gewässern im Rah- 
men der Zulassung von PSM berücksichtigt. Damit 
wird auch die Verwendung von Recyclinggeräten in 
der Praxis unterstützt. Darüber hinaus zeigen wissen- 
schaftliche Untersuchungen, daß Kulturmaßnahmen 
(z. B. Begrünung von Weinbergen und Obstanlagen, 
Zwischenfruchtanbau oder Untersaaten im Acker- 
bau) der Bodenerosion entgegenwirken und damit 
auch zu einer verringerten Abschwemmung von aus- 
gebrachten Pflanzenschutzmitteln beitragen. Des 
weiteren ist bekannt, daß die Abschwemmung von 
Pflanzenschutzmitteln mit Hilfe von bewachsenen 
Randstreifen (z. B. Grünland oder Spontanvegetation) 
zwischen behandelter Fläche und Oberflächen- 
gewässer wirksam vermindert werden kann. Über 
Auflagen zur Verminderung des Eintrags über die 
Drainage, die ein quantitativ bedeutsamer Eintrags - 
weg für Pflanzenschutzmittel in Oberflächengewäs- 
ser sein kann, ist unter Berücksichtigung der Ergeb- 
nisse zur Zeit laufender Versuche zu entscheiden. 

Über die im Pflanzenschutzrecht festgelegten Be- 
stimmungen zur Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln hinaus hat die Zulassungsbehörde keinen Ein- 
fluß auf die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
in der Praxis. Ein derartiger Einfluß kann über die 
Offizialberatung (Pflanzenschutzdienste der Länder) 
in begrenztem Umfang genommen werden. 


56 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11224 


Eine Verringerung der Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln ist durch agrarpolitische Maßnahmen, 
vor allem durch freiwilhge Flächenstillegung und 
Extensivierung des Anbaues, zu erwarten. Insbeson- 
dere gilt dies für die neuen Länder der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Tendenziell in die gleiche Rich- 
tung einer insgesamt verminderten Ausbringung von 
Pflanzenschutzmitteln gehen auch die sog. „Agrar- 
umwelt-Programme". Durch die Agrarumwelt-Pro- 
gramme (z. Zt. 21) der Länder und die markt- und 
standortangepaßte Landbewirtschaftung im Rahmen 
der „Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" wird seit 
1993 die Verordnung (EWG) Nr 2078/92 „für um- 
weltgerechte und den natürlichen Lebensraum 
schützende Produktionsverfahren" umgesetzt. Bei 
diesen Programmen erhalten Landwirte, die sich ver- 
pflichten, Randstreifen der Felder, z.B. auch entlang 
von Gewässern, von chemischen Pflanzenschutz- 
maßnahmen freizuhalten, einen Ausgleichsbetrag, 

Als ein wichtiger Weg, generell zu einer Reduzierung 
des Aufwandes an Pflanzenschutzmitteln zu gelan- 
gen, wird die breitere Berücksichtigung des inte- 
grierten Pflanzenschutzes und hier insbesondere die 
Anwendung und Dosierung der Mittel entsprechend 
dem vorhandenen Befall in Abhängigkeit von der 
mehr oder weniger ausgeprägten Resistenz der je- 
weils verwendeten Sorte gegen bestimmte Schador- 
ganismen angesehen. Die Anwender werden mehr 
als bisher - nicht zuletzt auch durch die Beratung des 
Pflanzenschutzdienstes - darauf hingewiesen wer- 
den müssen, daß die bei der Zulassung vorgesehene 
Dosierung in Anpassung an das durch Sortenwahl 
und sonstige Maßnahmen des integrierten Pflanzen- 
schutzes unter Umständen verminderte Befallsniveau 
im Einzelfall deutlich zu reduzieren ist. 

Durch bestimmte technische Maßnahmen können 
erhebliche Reduktionen des PSM-Einsatzes erreicht 
werden. Beispielsweise läßt sich allein durch ziel- 
genaues Ausbringen der PSM auf jeweils nur einem 
Teil der Fläche (sog. Bandspritzungen) bei Mais und 
Rüben der Herbizideinsatz in diesen Kulturen um bis 
zu 50 % reduzieren. Weitere technische Minderungs- 
potentiale liegen in der Anwendung optisch und 
EDV-gesteuerter Ausbringungstechnik. Biologische 
und integrierte Methoden (Schwachstellenprinzip) 
sind verbesserungsfähig und verstärkt in der Fläche 
umzusetzen. 


Beispiele für Maßnahmen gemäß Anlage 1 B Teil d 
der Ministererklärung der 3. INK 

Die in Anlage 1 B Teil d der 3. INK auf geführten 
14 Beispiele für Maßnahmen zur Reduzierung der 
Einträge von Pflanzenschutz- und Schädlingsbe- 
kämpfungsmitteln werden zum größten Teil bereits 
in der Bundesrepublik Deutschland durchgeführt. 

Maßnahme 1 „Förderung nicht-chemischer Verfah- 
ren zur Bekämpfung von Schädlingen" : 

§ 6 des Pflanzenschutzgesetzes schreibt vor, daß bei 
der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln die 
Grundsätze des integrierten Pflanzenschutzes zu be- 
achten sind. Die Legaldefinition des integrierten 


Pflanzenschutzes sieht die vorrangige Berücksichti- 
gung nicht-chemischer Maßnahmen vor. Zu den For- 
schungsschwerpunkten der Agrarforschung der Bun- 
desrepublik Deutschland zählen die Bereiche inte- 
grierter Pflanzenschutz, Verhinderung der Umwelt- 
belastungen in der Landwirtschaft sowie umwelt- 
freundliche Agrarproduktion. 

Maßnahme 2 „Bessere Überwachung der Entsorgung 
von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungs- 
mittelresten und von Pflanzenschutz- und Schäd- 
lings bekämpf ungsmittelbehältem " : 

Die Entsorgung der Reste und Behälter von Pflanzen- 
schutzmitteln regelt das Abfallgesetz. Bisher können 
Behälter über ein freiwilliges System der Industrie 
zurückgegeben werden. Zukünftig soll ihre Entsor- 
gung in die Regelungen der Verpackungsverord- 
nung mit einbezogen werden. 

Maßnahme 3 „Einschränkung der verwendeten 
Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel- 
mengen durch Optimierung der Verwendung": 

Grundsätze der guten fachlichen Praxis im Pflanzen- 
schutz werden in Zusammenarbeit mit den Ländern 
erarbeitet und voraussichtlich noch 1998 veröffent- 
licht werden. 

Maßnahme 4 „Prüfungen und Bauartgenehmigun- 
gen für Sprühgeräte": 

Der Bereich ist durch den fünften Abschnitt „Pflan- 
zenschutzgeräte" des Pflanzenschutzgesetzes abge- 
deckt. 

Maßnahme 5 „Strenge Vorschriften für das Sprühen 
auf Gewässern und in ihrer Umgebung": 

Nach § 6 Nr. 2 des Pflanzenschutzgesetzes dürfen 
Pflanzenschutzmittel nicht in oder unmittelbar an 
oberirdischen Gewässern und Küstengewässern an- 
gewandt werden. 

Maßnahme 6 „Strenge Vorschriften für das Sprühen 
von Flugzeugen aus " ; 

Hierzu existieren Regelungen in den Ländern. Au- 
ßerdem gibt es eine Richtlinie der BBA für die Aus- 
bringung von Pflanzenschutzmitteln mit Luftfahr- 
zeugen. 

Maßnahme 7 „Aufklärung der Landwirte über die 
Auswirkungen von Pflanzenschutz- und Schädlings- 
bekämpfungsmitteln auf die Gesundheit und die 
Umwelt und Schaffung von Frühwamdiensten": 

Diese Maßnahme ist gesetzlich verankerte Aufgabe 
der Pflanzenschutzdienste der Länder. Entsprechen- 
de Informationen erfolgen ferner im Rahmen der 
Ausbildung und der Vermittlung der Sachkunde. 
Darüber hinaus ist dieses Anliegen fester Bestandteil 
der Informationsarbeit des Bundes. Die jeweiligen 
Einzelinformationen können der Gebrauchsanleitung 
entnommen werden. 

Maßnahme 8 „Festlegung von Schwellenwerten (in 
bezug auf die pflanzenschädigende Wirkung) und 
Entwicklung von Prognose- und Frühwarndiensten": 

Dieser Bereich stellt einen Teil der unter Maßnahme 1 
beschriebenen Forschung dar. 
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Maßnahme 9 „Einführung vorläufiger Genehmigun- 
gen für Pestizide, einschließlich der Einführung von 
Wirksamkeitsprüfungen '' : 

Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln regelt das 
Pflanzenschutzgesetz. Eine Voraussetzung für die Er- 
teilung der Zulassung ist, daß das Pflanzenschutzmit- 
tel nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkennt- 
nisse und der Technik hinreichend wirksam ist (§ 15 
Abs. 1 Nr. 1 Pflanzenschutzgesetz). 

Maßnahme 10 „Besondere Aufmerksamkeit richten 
auf langlebige Pestizide, die durch den Boden und 
das Grundwasser in die Oberflächengewässer gelan- 
gen können": 

Dieser Bereich ist im Rahmen der Zulassung abge- 
deckt (siehe auch Maßnahme 14). 

Maßnahme 11 „Förderung von Extensivierungsmaß - 
nahmen": 

In der Bundesrepublik Deutschland werden Exten- 
sivierungsmaßnahmen gefördert. Durch die Agrar - 
umwelt-Programme werden seit 1993 umweltgerechte 
und den natürlichen Lebensraum schützende land- 
wirtschaftliche Produktionsverfahren (Verordnung 
[EWG] Nr. 2087/92) gefördert. Die Verordnung Nr. 
2078/92 wurde mit der EG -Agrarreform 1992 als flan- 
kierende Maßnahme beschlossen. Der Bund beteiligt 
sich im Rahmen der „Gemeinschaftsaufgabe zur Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" (markt- und standortangepaßte Landbe- 
wirtschaftung) an der Förderung der Einführung 
oder Beibehaltung 

- extensiver Produktionsverfahren im Ackerbau 
oder bei Dauerkulturen, 

- der extensiven Grünlandnutzung einschließlich 
der Umwandlung von Ackerflächen in extensiv zu 
nutzendes Grünland imd 

- ökologische Anbauverfahren. 

Die Europäische Union beteiligt sich mit bis zu 50 % , 
in den sog. Ziel- 1 -Gebieten mit bis zu 75%, an der 
Finanzierung der Programme. Die deutschen Agrat’ 
umwelt-Programme, für deren Konzeption die Län- 
der zuständig sind (extensive Ackerbau- und Grün- 
landförderung sowie ökologischer Landbau ausge- 
nommen), weisen eine große Programmvielfalt mit 
unterschiedlichen Schwerpimktsetzungen auf. Der 
Verzicht auf den Einsatz chemisch-synthetischer 
Pflanzenschutzmittel ist ein Programmbestandteü 
extensiver Anbauweisen. Im Ökologischen Landbau, 
der derzeit auf etwa 2% der LF betrieben wird, ist 
der PSM-Einsatz ganz verboten. Der Umfang der 
Flächen, auf denen im Rahmen von anderen Extensi- 
Vierungsmaßnahmen keine PSM eingesetzt werden, 
ist derzeit nicht konkret abschätzbar. 

Maßnahme 12 „Ausarbeitung von Maßnahmen zur 
Quantifizierung und Überwachung der Flächenein- 
träge in die Gewässer aus der Landwirtschaft": 

Über eine Umsetzung dieser Maßnahme ist nichts 
bekannt. Das Umweltbundesamt finanziert seit 1996 
eine Untersuchung zu „Auswirkungen von Pflanzen- 
schutzmitteleinträgen auf die Beschaffenheit von 
Fließge wässern " . 


Maßnahme 13 „Maßnahmen zur Gewährleistung der 
nach Meinung von Sachverständigen zweckgerech- 
ten Verwendung von Pflanzenschutzmitteln": 

Diese Maßnahme ist in der Richtlinie des Rates vom 
15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von Pflan- 
zenschutzmitteln (91/414/EWG), die bis zum Jahr 

1993 umzusetzen ist, vorgesehen. Danach darf die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln nur noch in 
dem bei der Zulassung geprüften Anwendungsbe- 
reich erfolgen. 

Dies wird im künftigen Pflanzenschutzgesetz umge- 
setzt werden. 

Maßnahme 14 „Einschränkung der Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln, die versickern können und 
langlebig sind": 

Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die zur 
Versickerung neigen, ist durch die Pflanzenschutz - 
Anwendungsverordnung eingeschränkt. Diese Stoffe 
dürfen in Wasserschutz- und Heilquellenschutz- 
gebieten nicht angewandt werden. Darüber hinaus 
kann die zuständige Behörde anordnen, daß Pflan- 
zenschutzmittel mit diesen Stoffen in bestimmt abge- 
grenzten Einzugsgebieten von Trinkwassergewin- 
nungsanlagen oder Heilquellen oder sonstigen Ge- 
bieten zum Schutz des Grundwassers nicht ange- 
wandt werden dürfen. Für diese Mittel werden ge- 
mäß einer Richtlinie der Biologischen Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft sog. Lysi meterunter- 
suchungen gefordert, deren Ergebnisse der Entschei- 
dung darüber dienen, ob die betreffenden Mittel eine 
schädliche Auswirkung auf das Grundwasser haben. 
PSM, die zur Versickenmg neigen imd bei be- 
stimmungsgemäßer und sachgerechter Anwendung 
PSM-Konzentrationen > dem Trinkwassergrenzwert 
von 0, 1 pg/l für den Wirkstoff und relevante Metabo- 
liten im Grundwasser verursachen, werden in D nicht 
zugelassen. 

In Deutschland werden jährlich etwa 30 000 t Pflan- 
zenschutzmittelwirkstoffe verkauft. Es stehen knapp 
1 000 Präparate (ca. 200 Wirkstoffe) für eine Anwen- 
dung zur Verfügung. Nachdem die in Deutschland 
offiziell abgegebenen Wirkstoffmenge zu Beginn der 
90er Jahre gesunken war, ist der Inlandsabsatz von 

1994 auf 1995 wieder gestiegen, und zwar um 18%. 
Die Produktion von PSM insgesamt (in t Wirkstoff) 
stieg seit 1994 und der Export insgesamt seit 1995 
nach rückläufigen Mengen in den vorausgegange- 
nen Jahren wieder an (IVA, 1996). 

Durch bestimmte technische Maßnahmen können er- 
hebliche Reduktionen des Pflanzenschutzmittelein- 
satzes herbeigeführt werden. Beispielsweise ließe 
sich allein durch zielgenaueres Ausbringen der 
Pflanzenschutzmittel auf jeweils nur einem Teil der 
Fläche (sogenannten Bandspritzungen) bei Mais und 
Rüben der Herbizideinsatz um 50 % reduzieren. Wei- 
tere technische Minderungspotentiale liegen in der 
Anwendung optisch und EDV-gesteuerter Ausbrin- 
gungstechnik. Das Schadensschwellenprinzip sowie 
biologische und integrierte Methoden sind verbesse- 
rungsfähig und müssen verstärkt in der Fläche um- 
gesetzt werden. Umweltbelastungen durch PSM 
könnten mit verbesserten Ausbringungsmethoden, 
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der Einhaltung von Schadensschwellen sowie der 
Ausweitung der Flächen des Ökologischen Landhaus 
künftig insgesamt abnehmen. Der gegenwärtige 
Trend geht zum Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
mit geringerer Aufwandmenge, aber höherem ökoto- 
xikologischen Wirkungspotential. 

3.11.7 Änderung des Pflanzenschutzgesetz 

Das Erste Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutz- 
gesetzes vom 14. Mai 1998 setzt die Rieht b'nie 
91/414yEWG des Rates vom 15. Juli 1991 über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und die 
dazu verabschiedeten neun weiteren Änderungs- 
richtlinien in nationales Recht um. Das Gesetz tritt 
am 1. Juli 1998 in Kraft. 

Es enthält eine Reihe von Maßnahmen zur weiteren 
Minderung von Risiken im Pflanzenschutz. Hierzu 
gehören u. a. Neuerungen in den Bereichen 

• der Zulassung von Pflanzenschutzmitteln (Indika- 
tionszulassung, Haus- und Kleingarten), 

• der Meldepflicht von Beratern, 

• der Regelung der Rückgabe von Pflanzenschutz- 
mitteln mit nicht vertretbarem Risiko. 

Moderne Strategien des Pflanzenschutzes einschließ- 
lich des Einsatzes moderner Pflanzenschutztechnik 
sind weitere Möglichkeiten zur Risikominderung im 
Pflanzenschutz. Sie werden bereits vielfach genutzt 
und weiterentwickelt. Zu den Möglichkeiten gehört 
auch das Konzept „Gesunde Pflanze*". Im Rahmen 
der Resistenzforschung (Konzept „Gesunde Pflanze") 
wird mit verschiedenen Methoden einschließlich der 
Gentechnik an neuen Sorten gearbeitet, die resistent 
oder tolerant gegenüber bestimmten Schadorganis- 
men sind. 

Die Bewertung von Maßnahmen zur Risikominde- 
rung bei Pflanzenschutzmitteln im Hinblick axif 
Mensch, Tier und Naturhaushalt bedarf eines mehr- 
dimensionalen Bezugssystems. Die alleinige Berück- 
sichtigung mengenmäßiger Reduktionsraten läßt 
wesentliche Kriterien außer acht, wie 

• Qualitätsaspekte der Wirkstoffe und Mittel (z.B. 
Entwicklung neuer Wirkstoffe mit verbesserten 
biologischen Eigenschaften), 

• die Abhängigkeit der Pflanzenschutzmittel-An- 
wendung von Anbauumfang imd Anbauintensität 
der Kulturarten sowie vom wechselnden Auftreten 
der Schadorganismen, 

• geänderte agrarpolitische Rahmenbedingungen, 

• den gentechnischen Fortschritt bei der Entwick- 
lung und der Produktion von Pflanzenschutzgerä- 
ten (z.B. Recyclinggeräte). 

Weitaus geeigneter ist eine Bewertung durch Indika- 
toren, die Veränderungen bei den Schutzzielen 
Mensch, Tier und Naturhaushalt ausweisen. Als Ba- 
sis dienen u.a. Angaben zu den Eigenschaften der 
zugelassenen Pflanzenschutzmittel und der in ihnen 
enthaltenen Wirkstoffe sowie Informationen über die 
Anwendung der Mittel. 


Die neuen Vorschriften in diesem Gesetz haben das 
alte Recht, Insbesondere mit Blick auf ein gestie- 
genes Bewußtsein im Hinblick auf den Schutz des 
Naturhaushaltes, entscheidend weiterentwickelt. Da- 
mit ist angesichts der Schaffung eines gemeinsamen 
Binnenmarktes die grundsätzliche Notwendigkeit 
einer strukturellen Anpassung zwischen den Mit- 
gliedstaaten bei den Voraussetzungen für das Inver- 
kehrbringen und die Anwendung von Pflanzen- 
schutzmitteln vollzogen. Diese Anpassung ist so an- 
gelegt, daß sie zum einen, gestützt auf eine harmoni- 
sierte Zulassung von PSM ein langfristiges Fun- 
dament für gleiche Wettbewerbs-bedingungen von 
PSM bildet, zum anderen aber auch der Verwirk- 
lichung eines allgemeinen hohen Schutzniveaus für 
Mensch, Tier und Naturhaushalt einschließlich 
Grund- und Trinkwasser dient. 

Wesentliche Änderungen der bereits im Pflanzen- 
schutzgesetz von 1986 im Hinblick auf den Gewäs- 
serschutz enthaltenen Vorschriften sind für die Bun- 
desrepublik Deutschland u. a. 

- die Anbindung von Pflanzenschutzmitteln an die 
Zulassung, 

- die stärkere Hervorhebung der Durchführung 
des Pflanzenschutzgesetzes nach guter fachlicher 
Praxis. 

Darüber hinaus sind die Zulassungs- und Anwen- 
dvmgsvorschriften für Pflanzenschutzmittel hinsicht- 
lich des Gewässerschutzes in § 2a(neu) und in § 15 
Abs. 2 verstärkt worden. 


4. Weitere Verringerung der Nährstoff- 
einträge in die Nordsee 

4.1 Ministerbeschiuß 

In Ziffer 31 der Ministererklärung zur 4. INK be- 
schlossen die Minister die zur Erfüllung der auf vor- 
ausgegangenen Nordseeschutz-Konferenzen fest- 
gelegten 50%igen Reduktion von Phosphor- und 
Stickstoffeinträgen notwendigen Maßnahmen zu 
beschlexinigen und hierbei die Richtlinie des Rates 
91/271/EWG über die Behandlung von kommunalem 
Abwasser (Bestimmungen für „empfindliche Ge- 
biete") und die Richtlinie des Rates 91/676/EWG 
zum Schutz der Gewässer vor Verxinreinigungen 
dxirch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (Be- 
stimmungen für „gefährdete Zonen") grundsätzlich 
im gesamten Einzugsgebiet der Nordsee umzuset- 
zen. 

In Ziffer 32-35 bitten die Minister OSPAR, eine Stra- 
tegie zur Bekämpfung der Eutrophierung zu verab- 
schieden. Das Ziel dieser Strategie soll in die Arbei- 
ten der zuständigen internationalen Gremien und 
verstärkt in die Agrar- und Verkehrspolitik einge- 
bunden werden. 

In Ziffer 37 eriimem die Minister an den Beschluß 
der IMM 93, eine ausgewogene Düngung mit Stick- 
stoff und Phosphor in der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion vorbehaltlich einer Einigung über Definitio- 
nen bis zum Jahr 2000 oder spätestens bis zum Jahr 
2002 einzuführen. OSPAR wird ermutigt, die Bemü- 
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hungen um eine Definition für den Begriff ausgewo- 
gene Düngung fortzusetzen. 

In Ziffer 38 erklären die Minister, daß die atmosphä- 
rische Deposition erheblich zum Stickstoffeintrag in 
die Nordsee beiträgt und daß daher die atmosphäri- 
schen Stickstoffemissionen inklusive derjenigen aus 
dem Verkehrsbereich sowie die Ammoniakemissio- 
nen, z.B. aus der Tierproduktion begrenzt und ver- 
mindert werden sollten. 

In den folgenden Kapiteln wird zum Stand der Um- 
setzung dieser Ministerbeschlüsse berichtet. 

4.2 Eutrophierungs-Problemgebiete 

Im Rahmen der Nährstoffarbeitsgruppe der Paris- 
Kommission wurde erstmals 1993 ein zusammenfas- 
sender Bericht zu Eutrophierungs-Problemgebieten 
in den Konventionsgewässern erstellt. Im Anschluß 
an die 4. INK wurde 1995 eine aktualisierte Fassung 
pubhziert, die sich mit der Umsetzung der PARCOM- 
Empfehlung 88/2 zu obiger Ziffer 10 befaßt. Beide 
Berichte zeigen u. a. eine Karte mit den nach den je- 
weiligen Kriterien der Anrainerstaaten ausgewiese- 
nen Problemgebieten (Abb.). 

Der Karte ist zu entnehmen, daß die kontinentale Kü- 
ste von Calais bis in das Skagerrak in einer Breite 
von ca. 50-100 km als Eutrophierungs -Problemgebiet 
angesehen wird. Dazu ist insbesondere auch die 
Deutsche Bucht zu zählen, die u. a. die Nährstof fein- 
träge aus den größeren internationalen Flüssen 
Rhein und Elbe sowie den rein deutschen Flüssen 
Weser, Ems und Eider aufnehmen muß. Auffällig ist 
weiterhin, daß die dem Ausweisungsprozeß zugrun- 
de hegenden Nährstoffkonzentrationen vor der briti- 
schen Küste in einer ähnlichen Größenordnung wie 
an der Festlandsküste liegen, vom Vereinigten 
Königreich aber nicht als problematisch erachtet wer- 
den, so daß an der gesamten britischen Nordseeküste 
nur zwei kleine Gebiete in den Ästuaren von Wash 
und Ythan als mögliche Problemgebiete unter Beob- 
achtung stehen. 

Aus der wissenschaftlichen Literatur geht allerdings 
eindeutig hervor, daß die Flußmündung des Ythan 
insgesamt eindeutig als Eutrophierungsproblemge- 
biet einzustufen ist. 

Aus umweltpohtischer Sicht ist die Ausweisung von 
Eutrophierungsproblemgebieten von entscheidender 
Bedeutung, da nur in diesen Regionen die im Rah- 
men der 2. und 3. INK beschlossenen Reduktionen 
von Nährstoffen in der Größenordnung von 50% 
durchzuführen sind. 

Aufgrund der in der Vergangenheit unbefriedigen- 
den Prozedur der Ausweisung der Problemgebiete 
nach spezifisch nationalen Kriterien wurde auf deut- 
sche Initiative bei dem gemeinsamen Treffen der 
Umwelt- und Landwirtschaftsminister im Rahmen 
der Nordseeschutz-Konferenzen im Dezember 1993 
in Kopenhagen (Interministerial Meeting, IMM 1993) 
die Paris-Kommission durch die Minister ersucht, ein 
gemeinsames Verfahren für die Ausweisung be- 
stehender und potentieller Eutrophierungsproblem - 
gebiete sowie von sogenannten Nicht-Problemgebie- 


ten zu entwickeln und der 4. INK über den Fortgang 
der Arbeiten zu berichten. 

Um sicherzustellen, daß zukünftig alle Anrainerstaa- 
ten auf die gleiche Weise an diese Problematik her- 
angehen, wurde von einer Ad-Hoc- Arbeitsgruppe 
eine gemeinsame Vorgehensweise zur Ausweisung 
von Eutrophierungsproblemgebieten erarbeitet, die 
1997 von OSPAR verabschiedet wurde. 

Zusätzlich zur Ausarbeitung der Ausweisungskrite- 
rien wurden von der Arbeitsgruppe Vorschläge hin- 
sichtlich der Anforderungen an das Monitoring und 
an möglicherweise erforderliche Maßnahmen zur Re- 
duzierung von Nährstoff einträgen erarbeitet. 

Auf der Basis einer Schnellprüfung und einer gegebe- 
nenfalls anschließenden umfassenden Prüfung sind 
die Meeresgebiete des Nordostatlantiks einschheßhch 
der Nordsee in folgende drei Kategorien einzuordnen: 

- Eutrophierungsproblemgebiet (Problem Area), 

- Potentielles Eutrophierungsproblemgebiet (Poten- 
tial-Problem Area), 

- Nicht-Problemgebiet (Non-Problem Area). 

Problemgebiete und potentielle Problemgebiete sind 
dann den in der OSPAR-Strategie zur Bekämpfung 
der Eutrophierung vorgesehenen Maßnahmen zu 
unterwerfen. Diese Strategie steht im Sommer 1998 
zur Verabschiedung an. 

Die notwendigen Regelungen zur Überwachung und 
Bewertung der Meeresgebiete werden derzeit im 
Rahmen des OSPAR Übereinkommens festgelegt. 
Das deutsche Überwachungsprogramm (Bund/Län- 
der Meßprogramm, BLMP) setzt dies um (vgl. 
Kap. 9.2 und 9.3). 

In der Deutschen Bucht hat sich die Situation in den 
vergangenen Jahren trotz der bereits durchgeführten 
Maßnahmen zur Verminderung der Nährstoffein- 
träge kaum verändert. Dies zeigt sich z.B. im Hin- 
blick auf die seit den 80er Jahren vermehrt auftreten- 
den Großalgenteppiche und „ schwarzen Recken " im 
Wattenmeer. Die angestrebte „Normalisierung" auf 
einen Zustand, wie er etwa Anfang der sechziger 
Jahre vorhanden war, kann nur durch eine drastische 
Reduzierung der Einträge in die Nordsee auf allen 
Eintragspfaden (Luft und Wasser) erreicht werden. 

Im Rahmen eines Forschungsprogramms wurde fest- 
gestellt, daß sich die Eutrophierungsproblematik in 
der Nordsee auf das kontinentale Küstenwasser, 
einen 50-100 km breiten Wassergürtel mit vermin- 
dertem Salzgehalt und erhöhtem Nährstoffaufkom- 
men konzentriert. In Ergänzung des Forschungs- 
programms werden derzeit weitere Vorhaben 

- Langzeituntersuchungen von Nährstoffen und 
Phytoplankton in der Deutschen Bucht; 

- Jahresgang blütenbildender und toxischer Algen 
an der niedersächsischen Küste; 

- Grünalgenausbreitung im Wattenmeer; 

- Nährstoffe in der zentralen Nordsee; 

- Erarbeitung eines Nährstoffatlasses Nordsee 
dürchgeführt. 
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Zentrales und zur Besorgnis veranlassendes Ergebnis 
aus diesen Forschungsvorhaben ist, daß sich das Ver- 
hältnis der Nährstoffe Stickstoff und Phosphor zuein- 
ander weiter zugunsten des Stickstoffs verschiebt 
und damit von dem natürlicherweise vorliegenden 
sogenannten Redfield- Ratio von 16 (N:P) entfernt. In 
den deutschen Küstengewässem können Verhält- 
nisse von bis zu 200 auftreten. Dies ist eine direkte 
Folge der erfolgreichen Reduktion der Phosphorein- 
träge im Verhältnis zur weniger erfolgreichen Reduk- 
tion der Stickstof feinträge. Der Erfolg bei der Phos- 
phatreduktion wird durch die geringeren Erfolge 
beim Stickstoff relativiert. 

Vom Redfield-Ratio abweichende Nährstoffverhält- 
nisse können zu Verschiebungen in der Zusammen- 
setzung des Phytoplanktons führen. Weiterhin 
konnte für die 1988 in Massen in der nördlichen 
Nordsee sowie in norwegischen Fjorden auf getretene 
sogenannte „Küleralge“ Chrysochromulina polylepis 
in einem Experiment nachgewiesen werden, daß sie 
unter Stickstoffüberschuß toxische Eigenschaften 
entwickeln kann. 

Im Hinblick auf die zunehmende Problematik der 
Verhältnisse der Nährsalze Stickstoff und Phosphat 
zueinander folgt aus umweltpolitischer Sicht unwei- 
gerlich, die Reduktion der Nährstoffeinträge - vor 
allem der Stickstoffverbindungen - voranzutreiben. 
Neben der bundesweiten Einführung der Denitrifika- 
tion in Kläranlagen sind vor allem in der Landwirt- 
schaft einschneidende Minderungen der Nährstoff - 
austräge erforderlich. Zentrale Forderung ist dabei, 
eine Senkung des durchschnittlichen nationalen 
Stickstoffüberschusses auf landwirtschaftlich genutz- 
ten Flächen von ca. 118 kg N/ha in 1992/93 auf unter 
50 kg N/ha herbeizuführen. 

Weitere Vorschläge zu erforderlichen Maßnahmen 
zur Reduzierung von Nährstoffeinträgen aus der 
Landwirtschaft - wie eine strikte Flächenbindung in 
der Tierhaltung - sind im UBA-Bericht 2/94 „Stoff- 
liche Belastung der Gewässer durch die Landwirt- 
schaft und Maßnahmen zu ihrer Verringerung" sowie 
in der UBA-Veröffentlichimg „Nachhaltiges Deutsch- 
land - Wege zu einer dauerhaften umweltgerechten 
Entwicklung" enthalten. 

Die 40. Umweltministerkonferenz (1993) hat eine 
Arbeitsgruppe „Stickstoffminderungsprogramm" ein- 
gesetzt, die mit Vertretern des Bundes und der Län- 
der besetzt war. Aufgabe dieser Arbeitsgruppe war 
es xmter anderem, abgestimmte Maßnahmenvor- 
schläge zur Verringerung der Umweltbelastung mit 
Stickstoff zu erarbeiten. Der Zwischenbericht dieser 
Arbeitsgruppe wurde von der 44. UMK (1995) zur 
Kenntnis genommen und danach im Auftrag der 
UMK mit Vertretern der Agrarministerkonferenz 
verhandelt. Im Ergebnis wurde ein zwischen 
Umwelt- und Agrarseite gemeinsam abgestimmter 
Bericht vorgelegt (Veröffentlichung Sept. 96 durch 
das Niedersächsische Umweltministerium), der die 
Stickstoffproblematik umfassend behandelt und 
Maßnahmenvorschläge für die 4 wesentlichen Ver- 
ursacherbereiche Landwirtschaft, Verkehr, Energie - 
gewinnung und Heizung sowie Humanernährung 
enthält. 


Die 47. UMK hat es begrüßt, daß eine gemeinsame 
Daten- und Bewertungsbasis gefunden wurde und 
daß gemeinsame Maßnahmen vorgeschlagen wur- 
den, Dieses Ergebnis ist im Sinne des Umweltschut- 
zes als ein äußerst positives zu betrachten. 


4.3 Umsetzung des 50 % Reduktionszieles der 
Nährstoffemissionen 

4.3.1 50 % Reduktion in Deutschland 

Die Überprüfung der erfolgten Eintragsreduktion 
beruht auf Emissionsdaten für die Herkunftsbereiche 
kommunale Kläranlagen, Industrie und Landwirt- 
schaft aus den Jahren 1987 bzw, 1988 und Abschät- 
zungen für 1995 bzw. 1996 aus dem Forschungsvor- 
haben „Branchenbezogene Inventare zu Stickstoff - 
und Phosphoremissionen in die Gewässer" (Tabel- 
len 18 a, b), das vom Institut für Siedlungswissen- 
schaft und Abfalltechnik der Universität Hannover 
erarbeitet wurde, auf Abschätzungen für 1995 aus 
der „Studie über Wirkungen und Qualitätsziele von 
Nährstoffen in Fließgewässern", die vom Arbeits- 
kreis „Wirkungsstudie" im Hauptausschuß „Phos- 
phate und Wasser" der Fachgruppe Wasserchemie 
der Gesellschaft Deutscher Chemiker ermittelt wur- 
den. Aus den Studien, die sich auf das gesamte Bun- 
desgebiet beziehen, wurden die Daten für das deut- 
sche Nordsee -Einzugsgebiet herausgezogen. 

Für den Luftbereich wurden die Stickstoff-Emissio- 
nen im gesamten Bundesgebiet zugrundegelegt, da 
eine Aufschlüsselung nach Einzugsgebieten nicht 
möglich ist (vgl. Abschnitt C, I, 2). 

Bei der Ermittlung der Nährstoffeinträge für das 
Basisjahr 1985, der Überprüfung der erfolgten Ein- 
tragsreduktion in den Jahren 1987 bzw. 1989 (für den 
Wasserbereich) und der Prognose für 1995 ist zwi- 
schen Phosphat- und Stickstoffeinträgen zu unter- 
scheiden. 


4.3.1 .1 Reduktion der Phosphatemissionen 

Die größte Reduktionsleistung ist bei P mit 82 % im 
Bereich der kommunalen Kläranlagen und im indu- 
striellen Sektor erreicht worden. Für die Landwirt- 
schaft liegt die Reduktion nach optimistischer 
Schätzung in der Größenordnung von ca. 20% ge- 
genüber 1985, Insgesamt beträgt für Deutschland die 
Reduktion der P-Emissionen etwa 60 % im Zeitraum 
1985-1995. 


4.3.1 .2 Reduktion der Stickstoffemissionen 

Die Landwirtschaft ist für Stickstoff als Hauptverur- 
sacher der diffusen Gewässerbelastung anzusehen. 
Die Hälfte der Gesamtemissionen aus allen Berei- 
chen wird jedoch an die Atmosphäre abgegeben. 
Dieser Stickstoff wird durch Niederschläge aus der 
Atmosphäre ausgewaschen und belastet zusätzlich 
Böden und Gewässer. Da erhebliche Anteile des 
Stickstoffes erst über das Grundwasser in die Ober- 
flächengewässer gelangt, kann der Zeitraum bis zum 
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Tabelle 18 

Inventar zu Stickstoff- und Phosphoremissionen verschiedener Branchen in die Gewässer 


a) Flußgebietsbezogene Stickstoffemissionen industrieller direkteinleitender Branchen in t 
(Erhebung 1993 bis 1995) 


Branchen 

Rhein 

Elbe 

Weser 

Ems 

Nordseeküste 
(einschließlich 
Issel und 
Vechte) 

Deutschland 

(Nordsee) 

Lebensmittel 

296,1 

8,0 

98,8 

22,5 

85,7 

511,1 

Tierkörper 

20,0 

k. A. 

k. A. 

k.A. 

k. A. 

20,0 

Chemie 

10 306,2 

4 861,2 

123,9 

19,6 

132,8 

15 443,7 

Papier/Zellstoff 

483,7 

82,1 

12,2 

120,9 

8,1 

707 

Düngemittel 

k. A. 

k.A. 

9,9 , 

k.A. 

k.A. 

9,9 

Eisen/Stahl 

312,2 

360,0 

k.A, 

k.A. 

k.A. 

672,2 

Sonstiges 

950,4 

53,3 

984,6 

137,0 

136,9 

2 262,2 

keine Angaben 

921,9 

2,3 

k.A. 

k.A. 

k. A. 

924,2 

Gesamt, erhoben 

(nicht alle Einleiter 
erfaßt, 1993 bis 1995) 

13 290,5 

5 366,9 

1 229,4 

300,0 

363,5 

20 550,3 

Gesamt, geschätzt (1996) 

18 500 

5 400 

1 300 

300 

400 

25 900 


b) Flußgebietsbezogene Phosphoremissionen industrieller direkteinleitender Branchen in t 
(Erhebung 1993 bis 1995) 


Branchen 

Rhein 

Elbe 

Weser 

Ems 

Nordseeküste 
(einschließlich 
Issel und 
Vechte) 

Deutschland 

(Nordsee) 

Lebensmittel 

15,8 

4,8 

8,2 

7,4 

23,6 

59,8 

Tierkörper 

0,3 

k.A. 

k.A. 

k.A. 

k.A. 

0,3 

Chemie 

383,4 

177,9 

1,3 

1,0 

4,2 

567,8 

Papier/Zellstoff 

75,2 

31,2 

4,9 


2,3 

118,9 

Düngemittel 

k.A. 

k.A. 

1,1 


k.A. 

1.1 

Eisen/Stahl 

4,8 

3,0 

k.A. 


k.A. 

7,8 

Sonstiges 

45,2 

2,2 

34,8 


3,5 

90,3 

keine Angaben 

69,7 

0,2 

k.A. 


k.A. 

69,9 

Gesamt, erhoben 

(nicht alle Einleiter 
erfaßt, 1993 bis 1995) 

594,4 

219,3 

50,3 

18,3 

33,6 

915,9 

Gesamt, geschätzt (1996) 

590 

200 

55 

20 

35 

900 


62 
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Tabelle 19 

Emissionsdaten der Nährstoffe N und P im Einzugsgebiet der Nordsee der Bundesrepublik Deutschland 

und die Verringerung der Emissionen bis 1995 


Stickstoff 


Herkunftsbereich 

1985 

Gesamt-N 

(kt) 

1995 

Gesamt-N 

(kt) 

1985-1995 

Reduktion 

(%) 

Gewässer 




Kommunale Kläranlagen 

211,5 

124,8 

41 

Abwässer, nicht kanalisiert 

16,2 

10,8 

33 

Regenwasser behandelt 

18,0 

10,8 

41 

Landwirtschaft 

324,0 

270,0 

17 

Industrie 

67,5 

25,9 

61 

Summe Gewässer ’) 

637,0 

442,3 

30 

Atmosphäre^) 




NO^-N 

996 

565 

43 

NHa-N 

706 

536 

24 

NjO-N 

154 

145 

6 

Summe Atmosphäre 

1856 

1246 

33 


Phosphor 


Herkunftsbereich 

1985 

Gesamt-P 

(kt) 

1995 

Gesamt-P 

(kt) 

1985-1995 

Reduktion 

{%) 

Gewässer 




Kommunale Kläranlagen 

38,7 

6,97 

82 

Abwässer, nicht kanalisiert 

1,8 

1,26 

30 

Regenwasser behandelt 

5,4 

3,24 

40 

Landwirtschaft 

17,1 

13,5 

21 

Industrie 

6,3 

0,9 

86 

Summe Gewässer^) 

69 

26 

62 


’) Emissionen in den alten Bundesländern 

Für die atmosphärischen Emissionen wurde nicht das Einzugsgebiet der Nordsee, sondern das Gebiet der alten und neuen 
Bundesländer zugrunde gelegt. Die Werte in der Spalte 1995 beziehen sich auf das Jahr 1996, 
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Wirksam werden von Maßnahmen bis zu mehreren 
Jahrzehnten betragen. 

Reduktion der N-Emissionen bis 1995 in die Flüsse 
werden im Bereich kommunale Kläranlagen mit 41 % 
und im Bereich industrielle Direkteinleiter mit 61 % 
angegeben. In der Landwirtschaft wurden die Enüs- 
sionen um lediglich 17 % gesenkt. Insgesamt karm in 
diesem Bereich daher nur von einer Stickstoffredu- 
zierung bis 1995 von 30 % ausgegangen werden. 

Bei NOx (Stickoxide) wurden z. B. in Kraft- und Fern- 
heizwerken sowie Industriefeuerungsanlagen durch 
Umsetzung der Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
bzw. TA Luft bereits bis 1990 erhebliche Reduktionen 
erreicht. 

Weitere geplante Maßnahmen zur Reduzierung der 
C02-Emissionen im Rahmen des C02-Minderungs- 
programms der Bundesregierung werden auch zur 
Minderung der energiebedingten NO^-Emissionen 
beitragen. Im einzelnen sind dies u.a. die Novellie- 
rung der 1. BImSchV, die Novelherung der Wärme- 
schutz-Verordnung und der Heizungsanlagen- Ver- 
ordnung sowie die Vorlage einer Wärmenutzungs- 
Verordnung. Ebenso verhält es sich mit dem Vor- 
schlag der EG-Kommission zur Einführung einer EU- 
weiten kombinierten C02-/Energie-Steuer, den die 
Bundesregierung unter dem Gesichtspunkt des 
Treibhauseffekts unterstützt. 

Insgesamt wurde ein Rückgang der NO^-Enüssionen 
bis 1996 im Vergleich zu 1985 in Deutschland um 
über 43 % abgeschätzt. 

Ein großer Anteil der Stickstoffemissionen wird als 
NHs (Ammoniak) an die Atmosphäre abgegeben. Die 
Landwirtschaft hat mit etwa 90 % daran den weitaus 
größten Anteil (z.B. intensive Tierhaltung und Dün- 
geranwendung). Für diese Emissionen zeichnet sich 
kurzfristig keine relevante Reduzierung ab. Die 
Düngeverordnung schreibt bei der Gülleausbrin- 
gung die allgemein anerkannten Regeln der Technik 
vor. 

Der Rückgang der Ammoniakemissionen in Deutsch- 
land ist zum weit überwiegenden Teil durch die 
Reduktionen der Tierbestände in den neuen Bundes- 
ländern, die mit dem Jahr 1990 begannen, begrün- 
det. Diese führten dort zu einem Rückgang der Emis- 
sionen aus der Tierhaltung um etwa 60%. In den 
alten Bundesländern verminderten sich diese Emis- 
sionen in diesem Zeitraum kontinuierlich um etwa 
15%, 

Die N20-Emissionen werden zu etwa 80 % und dabei 
zu gleichen Teilen durch die landwirtschafthche 
Düngerwirtschaft und die industrielle Produktion 
von Adipinsäure verursacht. Während beim Einsatz 
von stickstoffhaltigen Mineral- und Wirtschafts - 
düngem die bereits oben erwähnten Regelungen 


zu Minderungen führen werden, werden die Emis- 
sionen aus der Adipinsäureherstellung durch tech- 
nische Minderungsmaßnahmen bei den Herstellern 
ab 1998 zu etwa 95 % reduziert. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß bei den 
Phosphatemissionen eine Verringerung der Einträge 
im Nordsee-Einzugsgebiet um über 60% zwischen 
1985 und 1995 erreicht wurde. Bei den Stickstoff- 
emissionen wird das angestrebte Ziel dagegen nicht 
erreicht. Eine Übersicht zu den geschätzten Reduk- 
tionen der Emissionen der Nährsalze Phosphor und 
Stickstoff im Einzugsgebiet der Nordsee enthält Ta- 
belle 19. 

4.3.2 Deutschland im internationalen Vergleich 
(Nährstoffe) 

Wie bereits in Kapitel 3.4.4 für gefährliche Stoffe er- 
läutert, wurden für die 4. Nordseeschutz-Konferenz 
Daten zur Abschätzung der 50% -Reduktion der 
Nährstoffeinträge in die Nordsee von allen Nordsee - 
anrainerstaaten zusammengetragen und in einem 
Bericht (Progress Report, Andersen & NiiJonen, 1995) 
veröffentlicht. Der Bericht hebt die Reduktions- 
leistungen der einzelnen Staaten, die auf Prognosen 
beruhen, positiv hervor und gewichtet sie gegenein- 
ander 

Alle Nordseestaaten erreichen die 50 % -Reduktion 
der Phosphoreinträge in Oberflächengewässer von 
1985 bis 1995, mit Ausnahme von Frankreich (25 %), 
Kein Nordseeanrainerstaat erreicht die 50%-Reduk- 
tion der Stickstof feinträge, aber alle Staaten errei- 
chen eine 25%ige Reduktion zwischen 1985 und 
1995. 

Mengenmäßig kann zwischen den Nährstoffeinträ- 
gen aus 

- kommunalen Kläranlagen (Abb. 3), 

- Industrie (Abb. 4), 

- Landwirtschaft (Abb. 5) 
unterschieden werden. 

Deutschland ist der Staat mit der höchsten Bevölke- 
rungszahl im Einzugsgebiet der Nordsee, weshalb 
Deutschland bei den kommunalen Kläranlagen von 
den Staaten, die Daten gemeldet haben, mengenmä- 
ßig in 1995 den höchsten Eintrag sowohl an Phosphor 
als auch an Stickstoff hat. 

Bei den industriellen Nährstoffeinträgen leiten 1995 
die Niederlande die größte Menge an Phosphor ein, 
gefolgt von Deutschland. Die größte Menge an Stick- 
stoff wird von Deutschland emittiert. 

In der Landwirtschaft ist Deutschland 1995 der zweit- 
stärkste Emittent von Phosphor und der stärkste Ein- 
leiter von Stickstoff, 
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Abbildung 3 


Einträge von Stickstoff und Phosphor 
von kommunalen Kläranlagen basierend auf Daten von OSPAR 
(Progress Report 1995) 
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Abbildung 4 


Einträge von Stickstoff und Phosphor von 
der Industrie basierend auf Daten von OSPAR 
(Progress Report 1995) 
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Abbildung 5 


Einträge von Stickstoff und Phosphor 
aus der Landwirtschaft basierend auf Daten von OSPAR 
(Progress Report 1995) 
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4.4 Maßnahmen im Bereich kommunaler 
und industrieller Abwässer 
einschließlich Umsetzung der 
Abwasserrichtlinie 91 /271/EWG 

Die Umsetzung der Kommun alabwasser-Richtlinie 
91/271/EWG erfolgte u. a. durch Anhang I „Häus- 
liches und Kommunales Abwasser'' der Verordnung 
über Anforderungen an das Emleiten von Abwasser 
in Gewässer (Abwasserverordnung) vom 21 . März 
1997. Hinsichtlich der Überwachungs- und Probe- 
nahmemodalitäten hat Deutschland eine Referenz- 
methode gemäß Anhang 1 , Abschnitt D der Richtlinie 
gewählt. Im Rahmen eines Forschungsvorhabens 
konnte nachgewiesen werden, daß die Anforderun- 
gen des Anhangs 1 den europäischen Anforderun- 
gen mindestens gleichwertig sind. 

Gemäß Artikel 17, Abs. 3 der Richtlinie muß die Bun- 
desregierung der Kommission alle zwei Jahre über 
die Umsetzung der Rieht bnie berichten. Ende 1994 
wurde der 1 . Bericht vorgelegt und 1998 wird der 
2. Bericht der Bundesregierung über Programme 
nach Artikel 17 der Kommission vorgelegt werden. 


4.5 Maßnahmen im Bereich der Landwirtschaft 
einschließlich Umsetzung der Nitratrichtlinie 
91 /676/EWG 

Auf den landwirtschaftlich genutzten Flächen 
Deutschlands werden nach wie vor im Durchschnitt 
weit höhere Stickstoff- und Phosphateinträge durch 
Gülleaufbringung und Düngung verzeichnet, als 
durch Nutzpflanzen entzogen werden. Im Wirt- 
schaftsjahr 1992/93 betrug der durchschnittliche 
Stickstoff üb er schuß der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche 118 kg N/ha, im Wirtschaftsjahr 1993/94 
117 kg N/ha. Die nationalen Stickstoffbüanzsalden 
sind seit den Höchstwerten Mitte bis Ende der acht- 
ziger Jahre leicht sinkend (unter anderem Bach, 1987; 
Isermann, 1993, 1994). Die konventionelle Landwirt- 
schaft hat im selben Zeitraum aufgrund verschiede- 
ner Maßnahmen den Mineraldüngereinsatz gesenkt. 
Eine Weiterentwicklung der Agrarreform von 1992 
kann - je nach Ausgestaltung der Agenda 2000 - zu 
weiteren Entlastungen führen. 

Der durchschnittliche Phosphatüberschuß (als P 2 O 5 ) 
betrug in 1992/93 ca. 18 kg/ha. Nach wie vor fließt 
der größte Teil des nach Deutschland importierten 
Phosphats in die Landwirtschaft in Form von Mine- 
raldiingerphosphaten und phosphathaltigen Futter- 
mitteln. Phosphatdünger werden dem Boden direkt 
zugeführt, von dem in Futtermitteln enthaltenen 
Phosphat gelangen ca. 66 % in Form tierischer Exkre- 
mente in den Boden. Mehr als die Hälfte der den Kul- 
turpflanzen zugeführten Phosphatmengen wird auf- 
grund schlechter Ausnutzung im Boden angerei- 
chert. Trotz eines Rückgangs in den letzten Jahren 
hat die hohe Phosphatzufuhr der letzten Jahrzehnte 
zu einer starken Phosphatanreicherung in der Acker- 
krume geführt, die auch bei unterlassener Düngerzu- 
fuhr nur sehr langsam zurückgeht. 


4.5.1 EG-Nrtratrichtlinie 

Die RichtÜnie 91/676/EWG des Rates zum Schutz der 
Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus 
landwirtschaftlichen Quellen (sog. Nitrat -Richtlinie) 
wurde am 12, Dezember 1991 verabschiedet. Ihr Ziel 
ist es, Gewässerverunreinigungen, die durch Nitrat 
aus landwirtschaftlichen Quellen verursacht werden, 
zu verringern. Dazu enthält die Richtlinie flächen- 
deckende Grundanforderungen und weiterreichende 
Anforderungen für Problemgebiete (sog. gefährdete 
Gebiete). Zu den Grundanforderungen zählt die Ver- 
pflichtung der Mitgbedstaaten zur Erstellung von 
Regeln der guten fachlichen Praxis der Landwirt- 
schaft. In gefährdeten Gebieten müssen diese Regeln 
verbindlich vorgeschrieben werden und durch sog. 
Aktionsprogramme mit weitergehenden Auflagen 
versehen werden. Eine wesentliche Vorschriit der 
RichtÜnie besagt, daß die Ausbringung von Wirt- 
schaftsdüngem auf 170 kg Stickstoff pro Hektar und 
Jahr zu begrenzen ist. In Deutschland stellt die Dün- 
geverordnung vom 26. Januar 1996 die Umsetzung 
der wesentüchen Teile der RichtÜnie sicher. 

Die Maßnahmen zur Umsetzung der Nitratrichtlinie 
sind dem „Bericht gemäß Artikel 10 der RichtÜnie 
91/676/EWG des Rates vom 12 . Dezember 1991 zum 
Schutz der Gewässer vor Verunreinigungen durch 
Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen" vom 25. Ok- 
tober 1996 entnommen. 

In der Bundesrepubük Deutschland werden die we- 
sentlichen Anforderungen der Nitratrichtlinie durch 
die Düngeverordnung vom 26. Januar 1996 umge- 
setzt. Das in der Nitratrichtlinie geforderte Aktions- 
programm zur Verringerung der Gewässerbelastun- 
gen und zur Verhütung weiterer Verumeirügungen 
durch Nitrat wird flächendeckend im gesamten Ge- 
biet durchgeführt. 

Im einzelnen sind folgende wesentüchen Umset- 
zungsmaßnahmen ergriffen worden: 

Vorbeugende Maßnahmen nach Artikel 4 

Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe a fordert, daß die Mit- 
gUedstaaten Regeln der guten fachlichen Praxis ein- 
führen, die auf freiwilliger Basis angewendet werden 
sollen. In der Bundesrepubük ist die Düngeverord- 
nung das in der RichtÜnie geforderte Aktionspro- 
gramm und wird im gesamten Gebiet durchgeführt. 

Unabhängig von dieser Verpflichtung haben alle 
Bundesländer in den letzten Jahren weitergehende 
Regeln der guten fachhehen Praxis eingeführt, die 
von der Landwirtschaft auf freiwilhger Basis ange- 
wendet werden sollen. Weiterhin wurden Verwal- 
tungsvorschriften zur Düngeverordung erlassen und 
Merkblätter herausgegeben. 

In diesen Grundsätzen wird ein standortgerechter 
Anbau der Kulturpflanzen und durch Untersaaten 
und Zwischenfruchtanbau ein Entgegenwirken der 
Stickstoffauswaschung und der Erosion gefordert. In 
Überschwemmungsgebieten und auf erosionsgefähr- 
deten Standorten soll Grünland erhalten werden. Die 
Düngung soll nach Art und Menge auf den Nähr- 
stoffbedarf der Pflanzen unter Berücksichtigung der 
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im Boden verfügbaren Nährstoffe ausgerichtet wer- 
den, die Ausbringung der Düngemittel muß sach- 
gerecht und mit funktionsgerechtem Gerät erfolgen. 

Wirtschaftsdünger muß nach guter fachlicher Praxis 
ausgebracht werden. Bei der Behandlung, Lagerung 
und Ausbringung dieser Dünger sollen durch pro- 
duktionstechnische und bauliche Maßnahmen Am- 
moniakemissionen und andere mögliche Belastun- 
gen begrenzt werden. Es ist auch entsprechender 
Lagerraum zu schaffen, um den Wirtschaftsdünger 
entsprechend den Regeln der guten fachlichen Praxis 
pflanzenbedarfsgerecht ausbringen zu können. 

Zur Umsetzung der Grundsätze einer ordnungsge- 
mäßen Landbewirtschaftung im allgemeinen sowie 
der Regeln der guten fachlichen Praxis bei der Dün- 
gung im besonderen werden in Deutschland vom 
Bund und den Ländern eine Vielzahl von Maßnah- 
men bzw. Aktionsprogrammen durchgeführt. 

Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe b der Richtlinie sieht, falls 
erforderlich, auch Schulungs- und Informationsmaß- 
nahmen vor. In Deutschland haben die Länder zu 
diesem Zweck im Rahmen der Agrarverwaltung ein 
Beratungswesen eingerichtet, das, unterstützt durch 
ein mehr oder weniger umfangreiches Feldversuchs- 
wesen, landwirtschaftliche Schulungs- und Bera- 
tungsprogramme unter Berücksichtigung der jeweili- 
gen regionalen Gegebenheiten durchführt. 

Überwachung der Gewässer gemäß Artikel 5 Abs. 6 
Satz 2 (Anhang V, 2iff. 3) 

In der Bundesrepublik Deutschland obliegt die 
Gewässerüberwachung den Bundesländern. Diese 
haben ein entsprechendes Meßprogramm im Hin- 
blick auf die Anforderungen der Nitratrichthnie ent- 
wickelt. Es wurden spezielle Meßstellen für Grund- 
wasser, Oberflächengewässer und Küstengewässer 
ausgewählt, an denen der Grad der Nitratbelastung 
aus landwirtschaftlichen Quellen und die Wirkungen 
des Aktionsprogrammes festgestellt werden können. 


Maßnahmen des Aktionsprogramms nach Artikel 5, 

Abs. 4 (Anhang V, 2iff. 4) 

Die Umsetzung von Artikel 5 der Richtlinie 91/676/ 
EWG, d.h. die Einführung dieser verbindlichen 
Regeln, die den Anhängen II und III der Richtlinie 
entsprechen, erfolgt durch die Düngeverordnung 
(Dünge V) vom 26. Januar 1996 mit Ausnahme von 
Regelungen über Bauweise und Fassungsvermögen 
von Dunglagerbehältern. Für die Einführung von 
Vorschriften für die Behälter sind die Bundesländer 
zuständig, die auf Grundlage ihres Wasserrechts ent- 
sprechende Regelungen bereits getroffen haben oder 
in kürze verabschieden werden. 


Zusätzliche Maßnahmen nach Artikel 5 Abs. 5 

Maßnahmen, die über das geschilderte Maß hinaus- 
gehen, sind derzeit nicht vorgesehen. Erst nach Be- 
endigung des ersten Aktionsprogramms kann hier- 
über entschieden werden. 


4.5.2 Düngeverordnung 

Mit der Verordnung über die Grundsätze der guten 
fachlichen Praxis beim Düngen vom 26. Januar 1996 
wurden rechtlich verbindliche Regelungen der Dün- 
gung eingeführt, die eine Verminderung der Nähr- 
stoff Einträge, vor allem Stickstoff, in die Gewässer 
herbeiführen sollen. Die Verordnung enthält u. a. fol- 
gende Regelungen: 

- Die Düngemittel sind zeitlich und mengenmäßig 
so auszubringen, daß die Nährstoffe von den 
Pflanzen weitestgehend ausgenutzt werden kön- 
nen und Nährstoffverluste und damit verbundene 
Einträge in die Gewässer weitestgehend vermie- 
den werden. Der direkte Eintrag oder die Ab- 
schwemmung von Düngemitteln in Oberflächen- 
gewässer ist zu vermeiden. 

- Die Geräte zur Ausbringung von Dünger müssen 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
entsprechen und eine sachgerechte Mengenbe- 
messung und -verteüung ermöglichen. 

- Auf unbestelltem Ackerland ist Gülle zur Vermei- 
dung von Stickstoffverlusten imverzüglich einzu- 
arbeiten. 

- Stickstoffhaltige Dünger dürfen nicht auf wasser- 
gesättigte, tiefgefrorene oder stark schneebe- 
deckte Böden ausgebracht werden. 

- Die Ausbringung von flüssigem Wirtschaftsdünger 
ist in der Zeit vom 15. November bis zum 15. Ja- 
nuar verboten. 

- Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft dürfen im 
Betriebsdurchschnitt nur bis zu einer Höchst- 
menge ausgebracht werden. Für Grünland be- 
trägt diese Menge 210 kg N pro ha und Jahr, bei 
Ackerland waren bis zum 30. Juni 1997 ebenfalls 
210 kg N pro ha und ab 1. Juli 1997 170 kg N pro 
ha und Jahr zugelassen. 

- Bei der Düngebedarfsermittlung muß von realisti- 
schen Ertragserwartungen ausgegangen werden, 
die im Boden verfügbaren Nährstoffe müssen be- 
rücksichtigt werden. Z. B. muß der im Boden ver- 
fügbare Stickstoff jährlich durch Untersuchungen 
oder auf der Grundlage von anerkannten Berech- 
nungs- oder Schätzverfahren ermittelt werden. 

- Für Betriebe ab 10 ha werden regelmäßige Nähr- 
stoffvergleiche vorgeschrieben, mit denen die 
Düngung kontrolliert werden kann. 

Bedeutende Verstöße gegen diese Vorschriften kön- 
nen mit Bußgeldern belegt werden. 

Die Vorgaben der Düngeverordnung stellen hohe 
Umweltanfordemngen an die landwirtschaftlichen 
Betriebe. Dies gilt insbesondere für Betriebe in vieh- 
starken Regionen. Hier werden gegenwärtig schritt- 
weise alle Möglichkeiten genutzt, um ausgeglichene 
Verhältnisse zu erreichen. 

Die durch die Düngeverordnung konkretisierten 
Grundsätze der pflanzenbedarf s- und standortge- 
rechten Düngung haben nach und nach Eingang in 
die Düngungsberatungskonzepte der Länder gefun- 
den. Zukünftig kommt es darauf an, den vorhande- 
nen hohen wissenschaftlichen Keimtnisstand hin- 
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sichtlich der Belastungsquellen und -pfade sowie 
praxisreifer Maßnahmen zur Reduzierung der Bela- 
stungen möglichst rasch in die landwirtschaftliche 
Praxis umzusetzen. Dabei ist die Vermittlung qualifi- 
zierter Kenntnisse zu umweltschonenden Landbe- 
wirtschaftungssystemen über Aus- und Weiterbil- 
dung sowie Beratung wichtige Voraussetzung. Hier 
sind die Länder gefordert, die landwirtschaftliche 
Fachberatung zu stärken. 

Im Rahmen der sogenannten flankierenden Maß- 
nahmen der EG -Agrarreform erfolgt auf der Grund- 
lage der Verordnung 2078/92/EWG bundesweit eine 
spezielle Förderung „umweltgerechter und den 
natürlichen Lebensraum schützender landwirtschaft- 
licher Produktionsverfahren", Die EG- Verordnung ist 
eine Rahmenregelung, die den Mitgliedstaaten rela- 
tiv große Spielräume bei der Ausgestaltung beläßt. 
Bund und Länder haben diese Spielräume genutzt 
und bundesweit mittlerweile 25 Programme zusam- 
mengestellt, die den speziellen Bedürfnissen der 
Landwirtschaft und der Umwelt in den verschiede- 
nen Regionen entsprechen. Seit 1995 bieten alle Län- 
der flächendeckend solche Programme an. 

Im Jahr 1996 wurden mehr als 2,5 Mio. ha - das sind 
mehr als 14% der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche - für ihre extensive, umweit gerechte oder 
ökologische Bewirtschaftung gefördert. Die Beihilfen 
bewegen sich zwischen 200 DM bis 1 000 DM pro 
Hektar, letzteres bei agrarökonomisch bedeutsamen 
Einzelflächen oder Dauerkulturen. Diese Maßnah- 
men tragen in besonderer Weise dem Schutz des 
Grundwassers Rechnung, Weitere 2,7 Mio. ha wur- 
den für Maßnahmen zum Erhalt der Kulturlandschaft 
mit deutlich geringeren Beihilfen von 40 bis 80 DM je 
Hektar gefördert. Hierbei stehen die Aufrechterhal- 
tung und flächendeckende Verbesserung umwelt- 
freundlicher Verfahren der Landwirtschaft im Vor- 
dergrund. Auch diese Maßnahmen kommen dem 
Schutz der Gewässer zugute. 

Weitere, speziell auf den Gewässerschutz ausgerich- 
tete Maßnahmen werden im Rahmen von sogenann- 
ten Kooperationen zwischen Land- und Wasserwirt- 
schaft ergriffen. In Kooperationsverträgen legen sich 
die beiden Vertragspartner, Landwirte und Wasser- 
versorgungsuntemehmen, auf ein abgestimmtes Vor- 
gehen zur Minderung der Umweltbelastung fest. Pri- 
märes Ziel ist der Schutz von Trinkwasservorkom- 
men. Aus diesem Grund erstrecken sich die meisten 
Kooperationsgebiete auf Wasserschutz- bzw, Wasser- 
einzugsgebiete von Trinkwassergewinnungsanlagen. 
Die Kooperationsverträge beinhalten Vereinbarun- 
gen zu den Themen Düngemitteleinsatz, Pflanzen- 
schutzmaßnahmen, Bodenbearbeitungsmaßnahmen, 
Fruchtfolgegestaltung, Winterbegrünung, Umwand- 
lung von Grünland in Ackerland, gegenseitige Infor- 
mation und Ausgleichszahlungen. Die Ausgestaltung 
der Verträge ist sehr vielgestaltig und orientiert sich 
an den jeweils standortlichen Voraussetzungen. Als 
besondere Leistungen der Kooperation sind der Auf- 
bau von gegenseitigem Problemverständnis zwi- 
schen Land- und Wasserwirtschaft, Sensibilisierung 
der Landwirte für die Belange des Gewässerschutzes 
und die mittel- bis langfristig zu erwartende Reduzie- 
rung der Gewässerbelastungen hervorzuheben. 


Die Düngeverordnung ist eine wesentliche ordnungs- 
rechtliche Maßnahme zur Reduzierung düngungs- 
bedingter Nährstoffbelastungen. Allerdings sind aus 
Umweltsicht davon nur geringfügige Änderungen 
landwirtschaftlicher Düngepraxis mit mineralischem 
und organischem Dünger zu erwarten. Mit einer Re- 
duktion von Nährstoff einträgen durch die Düngever- 
ordnung ist insofern nicht in nennenswertem Umfang 
zu rechnen, da eine Limitierung der Stickstofffrach- 
ten durch Wirtschaftsdünger auf 170 kg Stickstoff pro 
Hektar Ackerland und 210 kg Stickstoff pro Hektar 
Grünland, auf die gesamte Nutzfläche hochgerech- 
net, den Einsatz von 2,8 Mio. t Stickstoff aus Wtrt- 
schaftsdüngern (Gülleanfall 1994: 1,6 Mio. t) ermög- 
licht. Dadurch erhalten die Böden eine höhere Nähr- 
stoffversorgung. Falls in Zukunft Komposte in größe- 
rem Umfang landwirtschaftlich verwertet würden, 
dürfte sich dieser Trend voraussichtlich verstärken, 
da bestimmte Kulturpflanzen (z. B. Getreide) wäh- 
rend ihrer Vegetationsperiode mineralische Dünger 
benötigen und daher nicht mit einer Verringerung 
der Mineraldüngung gleichem Ausmaß zu rechnen 
ist. 

Der wissenschaftliche Erkenntnisstand über effi- 
ziente Maßnahmen zur Verminderung der Umwelt- 
belastungen durch Düngemittel ist bereits sehr um- 
fangreich. Die gravierenden Defizite liegen nach wie 
vor bei der Umsetzung dieser Maßnahmen in die Pra- 
xis. Die beiliegende Tabelle 20 zeigt Maßnahmen zur 
Reduzierung von Stickstoffemissionen aus der Land- 
wirtschaft und deren Minderungspotentiale bezüg- 
lich der jeweiligen quellenbezogenen Minderung 
(bezogen auf NH 3 - NO3- oder N 20 -Emissionen), der 
Minderung in Rein-N sowie den Beitrag zur Gesamt- 
minderung. Die Maßnahmen wurden gemeinsam 
von Vertretern der UMK und der AMK erarbeitet 
(Quelle: Stickstoff-Minderungsprogramm, 1996). Al- 
lein durch entsprechende Maßnahmen bei der Lage- 
rung und Ausbringung von Wirtschaftsdüngem sind 
erhebliche Reduktionen möglich. 

Vom Dachverband Agrarforschung und weiteren 
wissenschaftlichen Verbänden wurde (1994) ein 
Maßnahmenbündel zu verstärktem Umwelt- und 
Gewässerschutz verabschiedet, das im wesentbchen 
Maßnahmen zu: 

- bundesweiter, repräsentativer Überwachung der 
Grundwasserbeschaffenheitj 

- Abbau des Stickstoffüberschusses in der Landwirt- 
schaft: 

- Verringerung der Nährstoffemissionen aus der 
Tier- und Pflanzenproduktion; 

- Erosionsschutz z.B. durch die Anlage von Ufer- 
randstreifen; sowie 

- Verringerung des Pflanzenschutzmitteleinsatzes 
fordert. 

Das Maßnahmenbündel dürfte bei optimaler Umset- 
zung zumindest in Ansätzen langfristig ausreichen, 
die wichtigsten Gewässerprobleme der Landwirt- 
schaft, insbesondere im Nährstoffbereich, zu ent- 
schärfen. 
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Tabelle 20 


Maßnahmen in der Landwirtschaft 

Minderungspotentiale von Einzelmaßnahmen bezogen auf die Quelle und auf die ermittelte Datenbasis 

(Stand: 1995) 


Maßnahme 

quellenbezogene 

Rein-N 

100 % = 

Minderung 

(kt/a) 

2 753 

1. Ausbringung und Lagerung von Wirtschaftsdün- 




gern (VBA/LAl, 1994): 

- Zeitpunkt der Ausbringung, Wetter 

- sofortige Einarbeitung auf Ackerland 

35% 

79 

2,9% 

(= 68,4 % der LF) mindestens: 

80% 

123* 

4,5% 

- bodennahe Ausbringungstechnik z.B. auf 




Grünland mit Schleppschlauchtechnik 

von: 30 % 

67* 

2,4% 


bis: 50% 

112 

4,1% 

Injektions- und Schlitzgeräte 

von: 90% 

202 

7,3% 


bis: 95% 

213 

7,7% 

- Lagerung von Wirtschaftsdüngem 




(UBA/LAI, 1994) 

von: 50 % 

45- 

1,6% 


bis: 95% 

85 

3,1% 

2. Stallbau und -technik (UBA/LAI 1994) 

bis: 50% (1) 

45* 

1,6% 

3. Bedarfs- und leistungsorientierte Fütterung (2): 




- mindestens (UBA/LAI), 1994 




(davon je 50 % Luft- und Wasserpfad) 

10% 

87 

3,2 % 



44- 

1,6% 

- beim Rind (KTBL, 1996): 

von: 10% 

61 

2,2 % 


bis: 15% 

91 

3,3% 

- beim Schwein (KTBL, 1996): 

von: 20 % 

20 

0,7% 


bis: 30% 

30 

1,1% 

4. Reduzierung des Düngeniveaus bei minerali- 




schen Düngemitteln (25 % Verluste) (3) 

von: 15% 

61 

2,2% 


bis: 40% 

161 

5,9% 

5. Reduzierung des Düngeniveaus bei minerali- 




schen und organischen Düngemitteln (4) 

(mittlerer Verlust 35 %) 

von: 15% 

133 

4,3% 


bis: 40% 

355 

12,9% 

6. Steigerung der N-Effizienz durch höhere Entzüge 




bis zum Jahr 2005 (5) *, 

15% 

309 

11,2% 

7. Verringerung des regionalen \üehbesatzes von 




gegenwärtig 0,9 GV/ha auf 0,5 GV/ha (6) 

440 


16,0% 


Quelle: N-Mindeningsprogramm: (1996), S. 81 
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4.6 Maßnahmen im Bereich Straßenverkehr 

In einem für die OSPAR - Nährstoffarbeitsgruppe er- 
stellten sogenannten Evaluierungsbericht zu der zu- 
künftigen Entwicklung von NOx-Emissionen aus 
dem Sektor Verkehr hat die Bundesrepubük 
Deutschland als Lead Country festgestellt, daß die 
durch die relevanten geltenden bzw. zukünftigen 
EU -Regelungen zu erwartenden Reduktionen ausrei- 
chend sein werden. 

Die NOx-Emissionen aus dem Straßenverkehr in 
Deutschland, kalkuliert als NO 2 wurden auf ungefähr 
1 489 kt NO;i in 1990 (Straßenverkehr: 1 246 kt) und in 


1994 auf ungefähr 1282 kt NOx (Straßenverkehr: 
1 029 kt) geschätzt. Vorausgesetzt daß die Emissionen 
des übrigen Verkehrs außer dem Straßenverkehr sich 
nicht erheblich ändern, wird erwartet, daß die NOx- 
Emissionen in Deutschland innerhalb der nächsten 
15 Jahre erheblich abnehmen, selbst wenn der Stra- 
ßenverkehr noch zunimmt (Quelle: Daten Rechenmo- 
dell IVEU Institut Heidelberg, Stand 28. November 
1997). Auf der Basis der Emissionsstandards EURO 2 
und EURO 3 und dem Jahr 1990 als Referenzjahr, 
wird geschätzt, daß eine Reduktion der NOx-Emissio- 
nen von 31% beziehungsweise 48% der gesamten 
NOx-Emissionen aus dem Verkehr bis zum Jahr 2010 
erreicht werden können (Tabelle 21). 


Tabelle 21 


Erwartete Entwicklung der NOx-Emissionen aus dem Straßenverkehr ln Deutschland 
unter den Emissionsgrenzwerten der EURO 2 und 3 und 4 Normen (kalkuliert als NO 2 ) 


Jahr 

1995 

2000 

2005 

2010 

-kt- 

Beschlossener Emissionsgrenzwert (EURO 2) 

1 015 

822 

763 

757 

Vorgeschlagener Emissionsgrenzwert (EURO 3) . . . . 

966 

694 

502 

427 

Vorgeschlagener Emmissionsgrenzwert (Euro 4) ... 

966 

694 

490 

316 


4.7 Festlegung, Harmonisierung und 

Anwendung von Stand der Technik (BAT) 
und der Besten Umweitpraxis (BEP) 

Für landwirtschaftliche Betätigungen/Produktions- 
verfahren in Deutschland gibt es keine Festlegung, 
Harmonisierung in der Anwendung der Begriffe 
„Stand der Technik" (BAT) und „Beste Umwelt- 
praxis" (BEP). Lediglich in der Düngeverordnung 
(Februar 1996) sind „allgemein anerkannte Regeln 
der Technik" festgeschrieben. Im allgemeinen 
Sprachgebrauch befindet sich der Begriff „Gute 
fachliche Praxis", der für die Teilbereiche Düngung 
im § 1 a DMG und im Pflanzenschutz im § 6 PflSchG 
gesetzlich fixiert ist und deren Grundsätze auch im 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) definiert ist. 

Düngenüttel dürfen gemäß § 1 a DMG nur nach guter 
fachlicher Praxis angewandt werden. Die Grundsätze 
der guten fachlichen Praxis bei der Düngung sind in 
der 1996 erlassenen Dünge Verordnung festgelegt. 
Die Düngeverordnung setzt ferner die düngungsrele- 
vanten Teüe der Nitratrichtlinie der EU in deutsches 
Recht um. 

Im Rahmen von OSPAR hat Norwegen 1997 als Lead 
Country zu diesem Themenbereich der Nährstoff- 
arbeitsgruppe berichtet, daß die PARCOM-Empfeh- 
lung 89/4 (on a Coordinated Programme for the 
Reduction of Nutrients) sich u. a. mit der Möglichkeit 
der Ausarbeitung von BAT bzw. BEP hinsichtlich 
Nährstoffen befaßt. Norwegen kommt insbesondere 
bei Berücksichtigung der Entwicklung von BAT/BEP 
in anderen Foren, insbesondere der EU (kommunale 


Kläranlagen), zu dem Schluß, daß momentan keine 
Notwendigkeit bezüglich der Entwicklung von BAT/ 
BEP hinsichtlich Nährstoffen bei OSPAR besteht. Die 
Nährstoffarbeitsgruppe hat allerdings auf der glei- 
chen Sitzung beschlossen, ggf. an der Aufstellung 
von BAT bzw. BEP für die Sektoren Landwirtschaft 
(Mineralüberschuß auf landwirtschaftlich genutzten 
Flächen) und Aquakultur zu arbeiten. 


4.8 Strategie zur weiteren Reduzierung und 
Bekämpfung von Eutrophierung 

Im Rahmen von OSPAR steht die Umsetzung der Be- 
schlüsse zur Reduktion der Nährstoffeinträge (Stick- 
stoff, Phosphor) um 50 % und die Entwicklung einer 
international anerkarmten Strategie zur Bekämpfung 
der Eutrophierung (Überdüngung) im Mittelpunkt. 
Während die Phosphoreinträge weitgehend dem be- 
schlossenen Reduktionsziel entsprechend verringert 
werden konnten, besteht weiterer Handlungsbedarf 
für die Stickstoffeinträge, insbesondere aus der 
Landwirtschaft. 

Die OSPAR - Nährstoffarbeitsgruppe (NUT) arbeitet 
mit folgenden Zielsetzungen: 

• Weiterverfolgung der 50 % -Reduktionsziele, ins- 
besondere bei Stickstoff einträgen, 

• Erarbeitung von Maßnahmen zur Reduzierung der 
Nährstof feinträge, insbesondere im Bereich der 
Landwirtschaft, 
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# Weiterentwicklung der Strategie zur Reduzierung 
und Verhinderung der Eutrophierung im Bereich 
des Nordostatlantiks, 

# Durchführung von Maßnahmen für empfindliche 
Gebiete gemäß der EG-Abwasser-Richtlinie und 
für gefährdete Zonen gemäß der EG -Nitratricht- 
linie im gesamten Nordsee -Einzugsgebiet, 

# Prüfung des notwendigen Umfangs einer weiteren 
Reduzierung der Stickstoffeinträge über die Atmo- 
sphäre (Landwirtschaft, Verkehr, Industrie), 

# Fortsetzung der Arbeiten zur Harmonisierung der 
Regeln zur besten Umweltpraxis in der Landwirt- 
schaft (ausgewogene Düngung, Grenzwerte für 
Nährstoffüberschüsse auf landwirtschaftlich ge- 
nutzten Flächen) . 

Bis zur OSPAR-Ministerkonferenz im Sommer 1998 
bzw. spätestens bis Ende 1999 sollen die folgenden 
Arbeiten abgeschlossen sein, für die das Umweltbun- 
desamt die Grundlagen erarbeitet: 

# Ausarbeitung eines Gemeinsamen Verfahrens 
(„Common Procedure") für die Ausweisung (Be- 
wertung und Zuordnung) der Meeresgebiete nach 
ihrem Eutrophierungsgrad innerhalb des Gel- 
tungsbereichs des Übereinkommens in die drei 
möglichen Kategorien: 

- Nicht-Problemgebiet; 

- potentiellen Problemgebiet oder 

- Problemgebiet hinsichtlich Eutrophierung. 

# Ausarbeitung und Einigung auf Bewertungskrite- 
rien sowie auf eine allgemein anerkannte Vorge- 
hensweise bei der Einschätzung („Assessment“) 
sowie Zuordnung der Meeresgebiete entspre- 
chend ihrem Eutrophierungszustand. Ein von allen 
Staaten anerkanntes Instrumentarium bildet die 
Voraussetzung für Maßnahmen in den entspre- 
chenden Meeresgebieten; 

# Einigung auf eine Strategie zur Reduzierung und 
Verhinderung der Eutrophierung im Bereich des 
Nordostatlantiks . 

Mit Hilfe dieser Strategie soll es innerhalb von 
OSPAR möglich sein, für Problemgebiete sowie po- 
tentielle Problemgebiete hinsichtlich Eutrophierung 
im Sinne einer Prävention, Kontrolle bzw. Eliminie- 
rung zu ergreifen. 

Die Strategie soll auf schon existierenden Regelun- 
gen (z.B, iimerhalb der EU, wie Abwasserrichtlinie, 
Nitratrichtlinie) aufbauen und unter Anwendung des 
Vorsorgeprinzips sowie des Verursacherprinzips inte- 
grativ einen quellen- und zielorientierten Bekamp - 
fxmgsansatz vereinigen. 

Grundvoraussetzung der Strategie ist die abschlie- 
ßende Entwicklung des gemeinsamen Ausweisungs- 
verfahrens für das maritime Konventionsgebiet von 
OSPAR, die z.Z. im Rahmen der Ad hoc Arbeits- 
gruppe zur Eutrophierung erfolgt. Mit diesem Ver- 
fahren soll der Nordostatlantik hinsichtlich der drei 
oben aufgeführten Klassifikationen bewertet werden. 
Im weiteren sollen der quellen- (Entwicklung und 
Umsetzung von BAT/BEP) bzw. der zielbezogene An- 
satz (Entwicklung von ökologischen Qualitätszielen 
für den Meeresbereich) entwickelt werden. 


Das gemeinsame Ausweisungsverfahren ist als noch 
zu präzisierendes Grundgerüst von OSPAR im Sep- 
tember 1997 beschlossen worden, die endgültige 
Fassung der z. Z. im Entwurf vorliegenden umfassen- 
den Strategie zur Bekämpfung der Eutrophierung 
soll bis zum OSPAR-Ministertreffen im Sommer 1998 
abschließend verhandelt sein. 

Der 1995 publizierte OSPAR-Bericht zu Nährstoffen 
im Konventionsgebiet hat den Sektor Landwirtschaft 
als maßgebliche Eintragsquelle von Nährstoffen 
identifiziert. Es hat sich weiterhin gezeigt, daß in die- 
sem Sektor die geringsten Reduktionserfolge bei den 
Nährstoffen Stickstoff und Phosphor erzielt wurden. 

Zur Umsetzung der Nährstoffreduktionsbeschlüsse 
der 3. und 4. INK hat die Bundesrepublik Deutsch- 
land auf der Sitzung der Nährstoffarbeitsgruppe im 
November 1995 den Entwurf einer PARCOM-Ent- 
scheidung zu Nährstoffreduktionen im Sektor Land- 
wirtschaft vorgelegt. Dieser stieß auf breite Ableh- 
nung, die bis Ende 1996 dazu führte, daß beschlossen 
wurde, die Bundesrepublik Deutschland und das 
Vereinigte Königreich zu beauftragen, einen Kom- 
promißvorschlag auszuarbeiten. 

Dieser im November 1997 bei der Nährstoffarbeits- 
gruppe der OSPAR-Konvention eingebrachte ge- 
meinsame Vorschlag beider Staaten zu einer PAR- 
COM-Empfehlung hinsichtlich Nährstof freduktionen 
im Sektor Landwirtschaft wurde erneut einhellig 
diesmal unter dem Hinweis auf die mangelnde 
Umsetzung der Nitratrichtlinie im Rahmen der EU, 
abgelehnt. Die anderen Vertragsstaaten waren der 
Auffassung, die Ausarbeitung und Annahme einer 
PARCOM-Empfehlung zu diesem Problemkreis aus 
diesem Grund für 1-2 Jahre auszusetzen. Die beiden 
Lead Countries mußten mit Bedauern feststellen, daß 
angesichts von Umsetzungsdefiziten bei der EU z. Z. 
im Rahmen von OSPAR offensichtlich keine Be- 
reitschaft besteht, weitergehende Reduktionsmaß- 
nahmen zur Umsetzung der anspruchsvollen Be- 
schlüsse der 3. INK zu Nährstoffen, insbesondere 
Stickstoff, gerade für den Sektor Landwirtschaft 
anzugehen. 

Die seit geraumer Zeit festgefahrenen Bemühungen 
zur Festlegung einer handhabbaren Definition für 
den Begriff der „ausgewogene Düngung“ sollten 
ursprünglich im Rahmen der geplanten PARCOM- 
Empfehlung für den Sektor Landwirtschaft abge- 
schlossen werden. Durch das - zumindest vorläufige - 
Scheitern dieser Empfehlung stehen z.Z. auch wie- 
der die fragliche Definition einer ausgewogenen 
Düngung und damit das Konzept einer ausgewoge- 
nen Düngung aus. Wann dieses Problem nun weiter 
verhandelt und gelöst werden kann, ist unklar. 

Bezüglich der Umsetzung des INK-Beschlusses zur 
50% -Reduzierung der Nährstof feinträge, insbeson- 
dere für Stickstoff, sind alle Vertragsstaaten durch 
die PARCOM-Empfehlung 89/4 aufgefordert, natio- 
nale Pläne zur Erreichung der gesteckten Ziele auf- 
zustellen. Ein nationaler zwischen den relevanten 
Verbänden abgestimmter Plan zur Reduzierung der 
Nährstoffeinträge könnte als Grundlage zur Umset- 
zung der INK-Beschlüsse fungieren. 
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5. Verhütung der Verschmutzung 
durch Schiffe 

5.1 Ministerbeschluß 

In Ziffer 41 kamen die Minister überein, im Rahmen 
der Internationalen Seeschiffahrts-Organisation (IMO) 
unverzüglich gemeinsame Schritte mit dem Ziel 
einer weiteren Verringeiung der Einleitungen und 
Emissionen in die Nordsee zu unternehmen. 

In Ziffer 42 beschlossen die Minister, bei der Aus- 
übung der Durchsetzungsbefugnisse von Flaggen- 
staaten, Hafenstaaten und Küstenstaaten in den Aus- 
schließlichen Wirtschaftszonen oder ähnlichen Mee- 
resgebieten zusammenzuarbeiten, um unter ande- 
rem die Durchsetzung und strafrechtliche Verfolgung 
von Verstößen gegen MARPOL 73/78 zu erleichtern. 
Sie beschlossen ferner, die Bemühungen innerhalb 
der IMO um die Ausarbeitung von RichtÜnien für die 
Anwendimg des Vorsorgeprinzips auf alle dies- 
bezüglichen IMO-Aktivitäten zu begrüßen und zu 
unterstützen; die Hafenstaatkontrolle zu intensivie- 
ren und in den zuständigen Gremien Schritte zur 
Koordinierung ihrer Bemühungen einzuleiten; und 
ferner im Rahmen der IMO gemeinsame Schritte ein- 
zuleiten zur: 

• Verringerung der durch Schiffe verursachten Luft- 
verschmutzung im Nordseegebiet; 

e Verbesserung der Qualität von Schiffstreibstoffen; 

• endgültigen Einstellung der Verwendung von Tri- 
butylzinn (TBT) auf allen Schiffen in der ganzen 
Welt; und 

• Förderung umweltverträglicher Antifoulingtechni- 
ken. 

In Ziffer 43 vereinbarten die Minister, Schritte zur 
Schaffung von Möglichkeiten zu unternehmen, 
durch die die Vollzugsbehörden und Gerichte in die 
Lage versetzt werden, bei der Ausübung der vorhan- 
denen Durchsetzungsbefugnisse für Flaggenstaaten, 
Hafenstaaten und Küstenstaaten wirksamer zusam- 
menzuarbeiten. 

In Ziffer 44 beschlossen die Minister 

1. im Rahmen der IMO gemeinsame Schritte zur 
Ausweisung der Nordsee als Sondergebiet im 
Sinne von MARPOL 73/78 Anlage I zu unterneh- 
men; 

2. die Ausweisung der Nordsee als Sondergebiet im 
Sinne von MARPOL 73/78 Anlage II neu zu über- 
denken, wenn bis zum Jahr 2000 die Ergebnisse 
der Revision der Anlage II von MARPOL 73/78 für 
unzureichend erachtet werden; und 

3. gemeinsame Schritte zur Ausweisung der Nordsee 
als Sondergebiet im weitesten Ausmaß größtmög- 
lichen Umfang zu unternehmen, das die Kriterien 
der IMO im Rahmen der künftigen Anlage von 
MARPOL 73/78 über Luftverschmutzungen im 
Hinblick auf Schwefelemissionen von Schiffen 
erfüllt. 

In Ziffer 45 vereinbarten die Minister, in der Frage 
von Unfällen auf See, hinsichtlich Meldung über 


Schiffe mit gefährlicher Ladung, Lokalisieren Ortung 
von über Bord gegangener Ladung, Verstauen und 
Sichern von Ladung und Bergimgskapazität, mit den 
zuständigen Gremien zusammenzuarbeiten. 

In Ziffer 46 kamen die Minister überein, auch in Zu- 
kunft für angemessene Auffanganlagen zu sorgen 
und für Schiffe Anreize zur Benutzung dieser Anla- 
gen zu schaffen, sowie eine Zusammenarbeit mit 
benachbarten Regionen in die Wege zu leiten. Sie 
erkannten an, den Schutz ökologisch empfindlicher 
Gebiete gegen spezifische Risiken aufgrund von 
Schiffahrtsaktivitäten abzuwägen und beschlossen, 
dieser Frage innerhalb der IMO imd auf nationaler 
Ebene besondere Aufmerksamkeit zu schenken. 

In Ziffer 47 kamen die Minister überein, im Rahmen 
der IMO gemeinsame Schritte zur Erweiterung der 
Haftung der Eigentümer von Schiffen zu unterneh- 
men, um Verbessenmgen zu erreichen, insbesondere 
im Hinblick auf eine Pflichtversicherung für die Haf- 
tung der Eigentümer von Schiffen. 

5.2 Durchsetzung des Internationalen 

Übereinkommens von 1973 zur Verhütung 
der Verschmutzung durch Schiffe in der 
Fassung des Protokolls von 1978 zu 
diesem Übereinkommen (MARPOL 73/78) 

5.2.1 MARPOL 73/78 

Zur Verringerung der von der Schiffahrt ausgehen- 
den Verschmutzungen wurde 1973 das Internatio- 
nale Übereinkommen zur Verhütung der Verschmut- 
zung durch Schiffe (MARPOL 73/78) abgeschlossen 
und 1978 zur Erleichterung des Inkrafttretens durch 
ein Protokoll geändert. 

Die obligatorischen Regelungen dieses Übereinkom- 
mens (zu Verschmutzungen durch Öl - Anlage I - 
und Chemikalien - Anlage II - ) sind mittlerweile von 
100 Staaten ratifiziert. Die Regelungen zu verpackten 
Schadstoffen (Anlage III) sind von 81 Staaten und zu 
Schiffsmüll (Anlage V) sind von 83 Staaten ratifiziert. 
Die Anlage IV zu Schiffsabwasser sowie die 1997 
abgeschlossene Anlage VI zur Verminderung der 
Luftverschmutzung sind noch nicht in Kraft. 

5.2.2 Ausweisung der Nordwesteuropäischen 
Meeresgewässer einschließlich der Nordsee 
als Sondergebiet nach Anlage I 

von MARPOL 73/78 

Die Anlage I von MARPOL 73/78 (Ölverschmutzung) 
umfaßt zwei Hauptthemen: 

e spezielle Bau- und Ausrüstungsregeln zur Verhü- 
tung unfallbedingter Meeresverschmutzung, 

e die Voraussetzungen, unter denen das Einleiten 
ins Meer zulässig ist. 

Die Tatbestände für das Einleiten von ölhaltigen 
Rückständen sind in sogenarmten Sondergebieten 
strenger geregelt. Sondergebiete hinsichtlich Verhü- 
tung der Verschmutzung durch Öl durch Schiffe sind 
im europäischen Raum derzeit Ostsee und Mittel- 
meer, nicht aber die Nordsee. Die Bundesrepubük 
Deutschland hat sich seit 1984 international dafür 


74 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11224 


eingesetzt, auch die Nordsee zu einem Sondergebiet 
nach Anlage I von MARPOL 73/78 zu erklären, um 
dadurch erlaubte Einleitungen ölhaltiger Rückstände 
zu verringern. Nachdem die Nordseeanrainerstaaten 
bei der 4, Internationalen Nordseeschutz -Konferenz 
im Juni 1995 die deutsche Initiative unterstützten, 
hat der IMO-Ausschuß zum Schutz der Meeres- 
umwelt (MEPC) der Internationalen Seeschiffahrts- 
Organisation (IMO) im September 1997 die Auswei- 
sung der nordwesteuropäischen Meeresgewässer 
einschließlich der Nordsee als Sondergebiet nach 
Anlage I von MARPOL 73/78 angenommen. Nach 
dem völkerrechtlichen Inkrafttreten ist in dem neuen 
Sondergebiet das Einleiten von schmutzigem (ölhal- 
tigem) Ballast- und Tankwaschwasser aus Öltankern 
verboten. Hinsichtlich Einleiten von ölhaltigen Rück- 
ständen aus dem Maschinenraum gilt auch nach der 
Sondergebietsausweisung, daß der Ölgehalt abgelei- 
teten Bilgenwassers, nicht mehr als 15 ppm betragen 
darf. Zusätzlich sind die Anliegerstaaten des Sonder- 
gebietes verpflichtet, an / in allen Ölladeplätzen und 
Reparaturhäfen sowie allen sonstigen Häfen im Be- 
reich des Sondergebietes für ausreichende Auffang- 
anlagen für schmutziges Ballast- und Tankwasch- 
wasser aus Öltankem sowie für sonstige Rückstände 
und ölhaltige Gemische aus allen Schiffen zu sorgen. 
Von der Erfüllung dieser Verpflichtung einschließlich 
ihrer Notifizierung gegenüber der IMO ist zusätzlich 
zur völkerrechtlich verbindlichen Annahme der Son- 
dergebietsregelung das Wirksamwerden der Vor- 
schriften abhängig. Der Generalsekretär der IMO hat 
das förmliche Verfahren zur entsprechenden Ände- 
rung der Anlage I von MARPOL 73/78 eingeleitet. 
Die Sondergebietsregelung wird voraussichtlich 
Mitte 1999 völkerrechtlich in Kraft treten. 

Öl (ölhaltiges Ballast- und Tankwaschwasser) aus 
dem Bereich der Ladetanks bei Tankschiffen kann 
außerhalb von Sondergebieten eingeleitet werden, 
wobei neben anderen Begrenzungen die Einlei- 
tungsrate 30 1/Seemeile nicht überschreiten darf. 

5.2.3 Revision der Anlage II von MARPOL 73/78 

bzw. Ausweisung der Nordsee ais Sondergebiet 
im Sinne dieser Aniage 

In den Sondergebieten nach Anlage II von MARPOL 
73/78 gelten strengere Anforderungen an das Einlei- 
ten von Tankwaschwasser als in den anderen See- 
gebieten. 

Chemikalientanker verfügen mittlerweile über ein 
optimales Restentleerungssystem, wodurch die La- 
dungsreste und Waschwassermengen deutlich unter 
dem Grenzwert der Anlage II von MARPOL 73/78 
liegen. Es ist deshalb davon auszugehen, daß die 
durch die Chemikalientankschiffe in die Nordsee 
eingebr achten Tankwaschwassermengen rückläufig 
sind. 

Bei der IMO laufen umfangreiche Arbeiten zur Revi- 
sion der Anlage II von MARPOL 73/78. Ziel ist es 
unter anderem, die Einleitung von Ladungsresten 
und Waschwassermengen für neue und vorhandene 
Schiffe weiter deutlich zu reduzieren. Dazu dienen 
neue Restmengengrenzwerte für die Ladetanks und 
eine Neukategorisiemng der Chemikalienladungen. 


Abhängig vom Ergebnis dieser Arbeiten werden die 
Nordseestaaten entscheiden, ob die Ausweisung 
der Nordsee als Sondergebiet nach Anlage II von 
MARPOL 73/78 gegenüber der IMO weiter verfolgt 
werden muß. 

5.2.4 Schiffsmüll/Nordsee als Sondergebiet 
nach Anlage V von MARPOL 73/78 

Schiffsmüll mit Ausnahme von Lebensmittelresten 
darf seit dem 18. Februar 1991 nicht mehr in der 
Nordsee beseitigt werden (Inkrafttreten der Sonder- 
gebietsregelung gemäß Anlage V von MARPOL 73/78). 
Diese internationale Regelung hat dazu geführt, daß 
die in allen Nordseehäfen vorhandenen Abgabemög- 
lichkeiten für Schiffsmüll regelmäßig benutzt werden 
und bedeutet somit einen wesentlich verbesserten 
Schutz für das Meer, wie z. B. der positive Trend über 
die Abgabe von Schiffsmüll in den bremischen 
Häfen, wo eine obligatorische Schiffsmüllentsorgung 
durchgeführt wird, zeigt. 

Die früher problematischen Stauholzanteile im 
Schiffsmüll haben sich durch die Umstellung auf 
Containertransport und die Sondergebietsregelung 
für die Nordsee merklich reduziert. Trotzdem zeigen 
von Müll verschmutzte Strände, daß weiterhin 
Schiffsmüll in der Nordsee beseitigt wird. 

5.2.5 Spülsaumuntersuchungen und Erhebungen 
über angeschwemmte verölte Seevögel 
und Schiffsmüll 

An den Spülsäumen werden alle im Meer treibenden 
Materialien angelandet. Große Mengen Verpak- 
kungsmaterialien (Kunststoffverpackungen, Blech- 
dosen oder Glasflaschen) sowie Staumaterialien wer- 
den überwiegend als Schiffsmüll von Seeschiffen 
über Bord gegeben. Auch in der Fischerei einge- 
setzte Netze und andere Materialien werden ange- 
schwemmt. Die angetriebenen Kadaver von See- 
vögeln weisen häufig Gefiederverunreinigungen 
durch Ölrückstände auf und von den touristisch ge- 
nutzten Stränden sind wiederkehrende Klagen über 
Ölverschmutzte Spülsäume bekannt. 

Spülsaumuntersuchungen 
zur Ermittlung der Verunreinigung 

Mit von 1983 bis 1988 durchgeführten Spülsaum- 
untersuchungen konnten Hinweise auf die Meeres- 
verschmutzung (Ölverschmutzungen und die Meeres- 
verunreinigung durch Schiffs müll) durch die See- 
schiffahrt gewonnen werden. Hieraus konnten 
Trendanalysen und Informationen über die Wirksam- 
keit von Maßnahmen zur Vermeidung seeverkehrs- 
bedingter Meeresverschmutzungen abgeleitet wer- 
den. 

Für die Untersuchung seeverkehrsbedingter Ver- 
schmutzungen durch Ölrückstände ist die gleichzei- 
tige Verwendung der Erkenntnisse aus der Luftüber- 
wachung und aus den Spülsaumuntersuchungen be- 
sonders nützlich, weil sich so eine tragfähige Analyse 
der verursachenden Ölsorten und der damit in Ver- 
bindung stehenden Hintergründe mit dem Umfang 
und der Verteilung von Ölverschmutzungen auf See 


75 




Drucksache 13/11224 


Deutscher Bundestag - 13, Wahlperiode 


ein vollständigeres Bild zusammenfügen läßt. Lang- 
fristige methodische Spülsaumuntersuchungen sind 
durch die Überwachung aus der Luft aber nicht zu 
ersetzen, weil nur mit Hilfe der Proben aus den 
methodischen Spülsaumuntersuchimgen verläßlich 
auf die möglichen Verursacher der Verschmutzungen 
geschlossen werden kann. 

Seevögel als Opfer von Ölverschmutzungen 

Über illegale Einleitungen von ölhaltigen Rückstän- 
den Liegen nur unzureichende Schätzungen vor (zwi- 
schen 1 100 und 60 000 t pro Jahr). 

Seevögel sind die als auffälligesten Opfer von Ölver- 
schmutzungen der Meere ein bedeutsamer Indikator 
für die Intensität der Verschmutzung der Meere 
durch ÖL 

Gegen Ende der 1970er Jahre stiegen die Zahlen der 
an der deutschen Nordseeküste gefundenen Ölopfer 
rapide an und indizierten eine erhebliche Zunahme 
der Verölimgen deutscher Küstengewässer Eine 
erste küstenweite Bilanzierung verölter Vogelopfer 
wurde im Winter 1982/83 auf insgesamt 450 km lan- 
gen Zählstrecken durchgeführt. Im Zeitraum 1983 
bis 1988 wurde die wichtige Frage nach den Haupt- 
verursachern der Verschmutzung der Nordsee durch 
Öl imtersucht. Im Rahmen dieses Projektes wurden 
Proben aus dem Gefieder verölter Vögel imd von 
ölverschmutzten Stränden gesammelt und mit Hilfe 
der UV-Floureszenz-Spektroskopie und Gaschroma- 
tographie analysiert. Treibstoffrückstände aus dem 
Schiffsbetrieb wurden als Hauptverschmutzimgs- 
quelle identifiziert. In einer weiteren Untersuchung 
„Seevögel als Ölopfer" wurden die Spülsaumunter- 
suchungen an der deutschen Nordseeküste und die 
Analyse der Ölproben im Zeitraum 1988 bis 1992 
weitergeführt. Als hauptverantwortlich hauptverant- 
wortlich für Gewässerverunreinigungen in der Deut- 
schen Bucht haben sich die illegalen Einleitungen 
von Treibstoffrückständen aus dem Schiffsbetrieb 
gezeigt (zu 80 bis 90%) insbesondere der bei der 
Schwerölaufbereitung an Bord anfallende Öl- 
schlamm, der nicht eingeleitet werden darf. 

Seit 1992 werden die Spülsaumuntersuchungen an 
der deutschen Nordseeküste überwiegend auf 
ehrenamtlicher Basis weitergeführt. 

Verläßliche Datenreihen über die Verölungsraten 
unter Spülsaumfunden von Vögeln in der Deutschen 
Bucht liegen in veröffentlichter Form für den Zeit- 
raum 1984 bis 1994 vor. Nach 1994 wurden im deut- 
schen Nordseebereich nur noch auf ehrenamtlicher 
Basis Daten erhoben. Eine Beteiligung an dem einmal 
im Jahr stattfindenden „International Beached Bird 
Survey" (IBBS), einer durch Dänemark (ORNIS Con- 
sult) koordinierten europaweiten Zählung der ver- 
ölten Vogelopfer, hat über die Jahre stattgefunden. 

Rückgänge in den Verölungsraten im Zeitraum 
1987/88 bis 1990/91 zeigen , daß das von 1988 bis 
1991 in allen deutschen Häfen durchgeführte 
Demonstrations Vorhaben „kostenlose Schiffsentsor- 
gung nach MARPOL 73/78 - Anlage I" zur Ver- 
ringerung der Ölverschmutzung beigetragen hat. 
Eine Steigerung der Werte in den folgenden Jah- 


ren indizierte jedoch eine Zunahme der Verschmut- 
zung der Deutschen Bucht durch Öl, die vermutlich 
mit der teilweisen Aufhebung der Finanzierung der 
Ölentsorgung aus öffentlichen Mitteln zusammen- 
hing. 

Die Küstenländer haben den Bund durch einen 
Beschluß auf der 33. Umweltministerkonferenz Nord- 
deutschland am 13. Mai 1996 gebeten, in einem 
gemeinsamen Bund/Länder-Programm die Untersu- 
chung der verölten Seevögel für die Nord- und Ost- 
see wieder aufzunehmen. Das Umweltbundesamt 
hat ein entsprechendes Vorhaben vorbereitet, das 
1998 beginnen wird. Dieses Vorhaben mußte aus 
finanziellen Gründen wegen der Kostenerhöhungen 
bei den beteiligten Stellen und der Begrenzung der 
Ressortforschungsmittel auf die Nordsee beschränkt 
werden. 

5.2.6 Lufluberwachung 

Das im Jahre 1986 in Deutschland in Betrieb genom- 
mene Luftüberwachungssystem ist seit 1993 durch 
eine 2. Generation ersetzt worden. Am 15. April 1998 
wurde das 2. Flugzeug des neuen Systems in Dienst 
gestellt. Damit ist dieses System, das der regelmäßi- 
gen Überwachung der Küstengewässer und See- 
gebiete von Nord- und Ostsee, der Beweissicherung 
gegenüber den Verursachern von Verschmutzungen 
xmd der Einsatzkoordinierung bei der Beseitigung 
von Verschmutzungen dient, nunmehr komplett ein- 
satzbereit. 

Das neue System weist zahlreiche Verbesserungen 
auf: 

# Durch die Verwendung eines leistimgsstärkeren 
Flugzeugs des Typs „DO 228" mit größerer Reich- 
weite werden die Flugstunden über See von jähr- 
lich 600 auf 1 600 erhöht. 

# Öl und andere Schadstoffe, z. B. Chemikalien, wer- 
den unabhängig von der optischen Sicht erkannt 
durch 

- Weitbereichssensoren (Radar), die Ölflecke bis 
zu 30 km imd Schiffe bis zu 80 km Entfernung 
orten können; und 

- verschiedene Nahbereichssensoren Infrarot/Ul - 
traviolett-Scanner, Mikrowellen radiometer, La- 
serfluorosensor). 

Die georteten Schadstoffe werden nach Art und 
Ausmaß durch die genannten Nahbereichssen- 
soren wie folgt analysiert: 

- Messung der Schichtdicke von 1/10 000 mm bis 
zu einigen Millimetern mit einer Abtastbreite 
von rund 500 m; 

- Bestimmung des Volumens; 

- Feststellung der Art des Schadstoffs oder 
anderer Substanzen, z.B. auch Chlorophyll - 
und Gelbstoffkonzentrationen (Erkennung von 
Algen); 

- Unterscheidung natürlicher ölähnücher Sub- 
stanzen von Mineralölen; und 

- Feststellung von Öl unter der Wasseroberfläche. 
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# Die Daten werden unmittelbar bereits während 
des Fluges an gezeigt und aus gewertet (real time). 

# Die ün Flugzeug gemessenen Daten werden durch 
eine Datenübertragungsanlage an see- bzw. 
landseitige Stationen übermittelt. Dadurch ist ins- 
besondere die Einsatzlenkung der Bekämpfimgs- 
fahrzeuge möglich. 

# Hochempfindliche Kamerasysteme dienen der Be- 
weissichenmg auch bei Nacht und schlechter Sicht. 

Weitere Nutzungsmöglichkeiten des Systems sind: 

# das maritime Monitoring, insbesondere hinsicht- 
lich der Erfassung von Phytoplankton und 
Schaumalgen (Unterstützung des Algenfrüher- 
kennungssystems AigFES); dafür hegt ein um- 
fangreiches Konzept vor; 

# der Einsatz bei Hochwasserereignissen (Erfassung 
der Wasserausbreitung, Erkennung von Durch- 
feuchtungen der Deiche als Anzeichen für drohen- 
de Deichbrüche). 

Die Luftüberwachung hat sich zu einer wichtigen 
Komponente des Vorsorgekonzeptes des Bundes für 
der maritimen Umweltschutz entwickelt. Bis Ende 
1997 sind die Flugzeuge in rund 3550 Einsätzen etwa 
11100 Stunden über See geflogen. Die Tendenz der 
beobachteten Gewässerverunreinigungen ist rück- 
läufig: von 267 Verschmutzungen im Jahre 1992 auf 
176 Verschmutzimgen im Jahre 1997. Die Zahl der 
pro Flugstunde georteten Gewässerverunreinigun- 
gen ist im gleichen Zeitraum von 0,28 auf 0,16 zu- 
rückgegangen. 1983 lag dieser Wert noch bei 1,4. 

Die Bundesrepublik Deutschland arbeitet im Rahmen 
des BONN- und des Helsinki-Übereinkommens so- 
wie zweiseitiger Vereinbarungen mit Dänemark und 
den Niederlanden bei der Luftüberwachung der 
Nord- und Ostsee eng mit den Nachbarstaaten zu- 
sammen. 

5.3 Verringerung von Abfällen auf Schiffen 

und der Abfallentsorgung auf See, Schiffs- 
entsorgung durch Auffanganlagen an Land 
einschließlich finanzieller Regelungen 
sowie Abfallwirtschaftspläne für Häfen 

5.3.1 Entsorgung ölhaltiger Rückstände 
und Gemische 

Die deutschen Häfen, Ölladeplätze und Reparatur- 
häfen verfügen spätestens seit der Durchführung des 
Demonstrationsvorhaben „kostenlose Schiffsentsor- 
gung'' (Mitte 1988 bis Mitte 1991), wie von MARPOL 
73/78 vorgeschrieben, über ausreichende Auffang- 
anlagen für schmutziges Ballast- und Tankwasch- 
wasser aus Öltankem sowie für sonstige Rückstände 
und ölhaltige Gemische aus allen Schiffen. Diese An- 
lagen können ohne unangemessene Verlängerung 
der Liegezeit der entsorgenden Schiffe in Anspruch 
genommen werden. 

Eine wesentliche Aussage im Abschlußbericht des 
o. g. Demonstrationsvorhabens hinsichtlich der zu- 
künftigen Finanzierung der Schiffsentsorgung war, 
daß die Kosten nicht dem einzelnen Entsorgungsvor- 


gang zugeordnet werden sollten. Nach Auslaufen 
des Demonstrationsvorhabens wurde die Entsorgung 
ölhaltiger Schiffsabfälle von den norddeutschen 
Küstenländern unterschiedlich weiter finanziert. 

Anfang 1997 haben sich die Umwelt- und Verkehrs- 
ressorts des Bundes imd der Küstenländer unter 
Beteiligung der Interessenverbände auf einen in den 
internationalen Bereich einzubringenden Vorschlag 
zur Regelung der Finanzierung der Entsorgung von 
ölhaltigen Schiffsabfällen in den Häfen der Ostsee 
imd der Nordsee geeinigt. Diese Lösung sieht ein 
sogenanntes „no special fee "-System vor. Durch eine 
zusätzlich zu den Hafengebühren zu erhebende Ent- 
sorgungspauschale soll den Schiffen ein Anreiz zur 
Abgabe ihrer Abfälle in den Häfen gegeben werden, 
um die illegale Entsorgung auf See zurückzudrän- 
gen. Um die Funktionsfähigkeit des Systems sicher- 
zustellen und um Wettbewerbsverzerrungen zwi- 
schen den Häfen zu vermeiden, ist eine möglichst 
flächendeckende Einführung dieses Systems (für den 
Bereich der Nord- und Ostsee) anzustreben. Im Rah- 
men der Helsinki-Kommission wurde dieser Vor- 
schlag überarbeitet und bereits bei der HELCOM- 
Ministerkonferenz im März 1998 den Ostseestaaten 
zur Umsetzung bis 2002 empfohlen. 

5.3.2 EU-weite Entsorgungslösung 

Die Europäische Kommission hat Mitte 1997 die Be- 
ratungen zum Erlaß verbindlicher Vorschriften zur 
Schiff sentsorgimg in den Häfen auf genommen. Vor- 
entwürfe eines Richtlinienentwurfs wurden bereits 
mit Experten der Mitgliedstaaten erörtert. Laut den 
Ankündigungen der Kommission soll ein offizieller 
Richtlinienentwurf in Kürze vorhegen. Die Bundes- 
regierung hat sich in Erwartung des Richtlinien- 
entwurfs gegenüber der Europäischen Kommission 
nachdrücklich für das „no-special-fee" -System ein- 
gesetzt. Sie wird bei den weiteren Beratungen des 
Entwurfs darauf achten, daß das Vorgehen unter der 
geplanten Richtlinie kompatibel zu der von der Hel- 
sinki-Kommission für die Ostseestaaten verabschie- 
deten Empfehlung aus gestaltet wird. 

5.3.3 Forschung zur Reduzierung der Emissionen 
und Einieitungen 

/ 

Entsorgungsfreundliches Seeschiff 

Im Rahmen des von 1988 bis 1991 durchgeführten 
Demonstrationsvorhabens Schiffsentsorgung wurde 
festgestellt, daß bei ca. V 3 aller entsorgten Schiffe die 
Zeit für den Entsorgungsvorgang durch unternor- 
mige technische Ausstattungen der Schiffe teilweise 
erheblich überschritten wurde. Da die Entsorgungs- 
dauer ein sehr wesentlicher Faktor für die Kosten der 
Entsorgung ist, kann erwartet werden, daß sich 
durch eine Optimierung des Entsorgungsvorgangs 
die Entsorgungskosten spürbar verringern und 
dadurch auch die Akzeptanz der Hafenentsorgung 
erhöht werden kann. Mit einem Forschungsvorhaben 
des Umweltbundesamtes zur Entwicklung von um- 
weltverträglichen Entsorgungkonzepten an Bord von 
Seeschiffen für das personalarm gefahrene Seeschiff 
der Zukunft soll auf diesen Mangel eingegangen 
werden. 
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Umweltrelevante Seeverkehrsdaten 

Das Vorhaben „Umweltrelevante Seeverkehrs daten" 
bilanziert auf der Grundlage von Verkehrs- und Gü- 
terströmen in Verbindung mit Schiffsdateien Emissio- 
nen, Entsorgungsmengen, Gefährdungspotential u.ä. 
Es enthält auch die Bilanzierung von entsorgungs- 
bedürftigen ölhaltigen Gemischen, von Schiffsab- 
wässern und von Schiffsmüll. Mit den Ergebnissen 
aus dem Vorhaben besteht eine geeignete EDV- 
Gmndlage für die Bearbeitung und Analyse der not- 
wendigen schiffahrtsbezogenen Umweltdaten für die 
Unterstützung und Weiterentwicklung des deut- 
schen Modells zur Schiffsentsorgung. Das Vorhaben 
wird im Jahre 1998 in einer ersten Version abge- 
schlossen, in der es für die bremischen Häfen alle zur 
Zeit diskutierten Emissionen, räumlich und zeitlich 
weitgehend beliebig, mit dem Anspruch auf Voll- 
ständigkeit und Aktualität bilanziert. 

Mit dem Forschungsvorhaben „Umweltrelevante 
Seeverkehrsdaten'' wird eine geeignete Plattform ge- 
schaffen, um die Schiffsentsorgimg in ihrer Mengen- 
und Kostenabhängigkeit für die einzelnen Häfen, für 
die betroffenen Länder und für die Seeschiffahrt dar- 
zustellen und zu analysieren. 

Für die sachgerechte Beurteilung zukünftiger Kon- 
zepte zur Schiffsentsorgung wird durch das Vorha- 
ben ein unerläßlicher Beitrag bereitgestellt. 

Emissionsarme Schiffsdieselmotoren 

Im Rahmen des Programms „ Meeres technik" fördert 
das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie (BMBF) bis 1998 das 
Forschungsprojekt „CLEAN" (Clean and Low Soot 
Engine with Advanced Techniques for NO^-Reduc- 
tion). Ziel der Arbeiten ist es, den Gehalt von Stick- 
oxiden und Rußpartikeln im Abgas von Schiffsdiesel- 
motoren drastisch zu reduzieren, und zwar ohne den 
Treibstoffverbrauch zu erhöhen. Rimd 98 % aller See- 
schiffe der Welthandelsflotte sind mit Dieselmotoren 
als Hauptantriebsanlage ausgerüstet. 

Die Kosten des Vorhabens belaufen sich auf über 
30 Mio. DM. Das BMBF unterstützt das Vorhaben bis 
1998 im Rahmen seines Förderprogrammes Meeres- 
technik mit rund 13 Mio. DM. 

Bisher standen hauptsächlich die Verringerung des 
Brennstoffverbrauchs ünd die Erhöhung der Zuver- 
lässigkeit im Mittelpunkt der Motorenentwicklung. 
Der Schwerpunkt der Motorenentwicklung wird sich 
vor allem aufgrund der im September 1997 beschlos- 
senen IMO-Regelungen zur Verminderung der Luft- 
verschmutzung durch Schiffe auf Maßnahmen zur 
Schadstoffminderung verlagern. 

5.3.4 2. Inkraftsetzungsverordnung 
Umweltschutz-See 

Zur Vermeidung und Verringerung von Abfällen in 
der Seeschiffahrt wurde die 2. Inkraftsetzungverord- 
nung Umweltschutz -See vom 27. November 1997 
(BGBl. 97 II 2006) erlassen. Schiffe von 400 und mehr 
Bruttoraumzahl (BRZ) und mehr als 15 Personen an 
Bord werden zur Erstellung von Müllbehandlungs- 


plänen und im internationalen Verkehr zur Führung 
von MüUtagebüchem verpflichtet. Das Mülltagebuch 
dient der Dokumentation der mit dem Schiffsmüll 
durchgeführten Arbeitsgänge, wie Abgabe an land- 
seitige Auffanganlagen, Verbrennung an Bord und 
dergleichen. Ferner werden die Meldepflichten für 
die Schiffsführung auf Ereignisse, bei denen zwar 
noch keine Meeresverschmutzimg eingetreten ist, 
die aber zu einer Meeresverschmutzung führen 
können, wie z.B, Ausfall der Schiffsantriebsanlage, 
ausgedehnt. 


5.4 Verbesserung der Qualität von Schiffs- 
treibstoffen und Verringerung 
der Luftverschmutzung durch Schiffe 

5.4.1 Brennstoffquaiität und Emissionen 
aus Schiffsmotoren 

Die bei Verbrermungsprozessen in Schiffsmaschinen 
entstehenden Schadstoffe, wie Schwefeldioxid, Stick- 
oxide, Kohlenmonoxid, Kohlendioxid und Ruß, tra- 
gen stark zur Umweltverschmutzung bei. Laut IMO 
verursacht die Seeschiffahrt pro Jahr mit 7,5 bis 11,5 
Millionen Tonnen Schwefeldioxid 7 % der weltweiten 
Schwefeldioxid-Gesamtemission. An der weltweit 
freigesetzten Menge an Stickoxiden ist die Seeschiff- 
fahrt laut IMO mit 13% beteiligt. Das entspricht ca. 
9,3 Mio. Tonnen Stickoxide pro Jahr. 

Der Ausstoß an Schwefeldioxid ist unmittelbar ab- 
hängig von dem Schwefelgehalt im Brennstoff. Stick- 
oxid-Emissionen sind abhängig von der Motor- 
konfiguration und Motorsteuerung. Der Einfluß des 
Brennstoffs spielt hier eine untergeordnete Rolle. 

Brennstoffe für Dieselmotoren und Kesselanlagen an 
Bord von Seeschiffen umfassen eine Reihe von Erdöl- 
produkten, die vom Dieselöl bis zum schweren Rück- 
standsöl reichen. Wegen der in den letzten Jahrzehn- 
ten gestiegenen Brennstoffpreise wurden immer billi- 
gere und damit schlechtere Brennstoffe eingesetzt. 
Dies hat u. a. auch zu der Entwicklung von one-fuel- 
ships geführt, bei denen neben der Hauptmaschine 
auch die Hilfsmaschinen mit schweren Rückstands- 
ölen (Schweröl) betrieben werden. 

Schweröle enthalten unerwünschte Bestandteile, wie 
z.B. Asphaltene, Schwefel, Vanadium etc. 

5.4.2 Internationale Regelung zur Verhütung 
der Luftverschmutzung durch Schiffe 

Im September 1997 hat die von der Internationalen 
Seeschiffahrts-Organisation (IMO) durchgeführte 
Diplomatische -Konferenz ein Protokoll über eine 
ergänzende Anlage VI zu dem Internationalen Über- 
einkommen von 1973 zur Verhütung der Meeresver- 
schmutzung durch Schiffe in der Fassung des Proto- 
kolls von 1978 zu diesem Übereinkommen (MARPOL 
73/78) mit Vorschriften zur Verminderung der Luft- 
verschmutzung durch Schiffe angenommen. Diese 
Anlage VT enthält im wesentliche folgende Regelun- 
gen: 

- Verbot absichtlicher Emissionen von ozonzehren- 
den Stoffen; 
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- Begrenzung von Stickoxid -Emissionen aus Schiffs- 
dieselmotoren; 

- Begrenzung des Schwefelgehaltes im Schif fs treib - 
Stoff auf 4,5% imd die Möglichkeit der Einrich- 
tung von Sch wefelemissions -Überwachungsge- 
bieten mit einer Begrenzung des Schwefelgehaltes 
im Schiffstreibstoff auf 1,5 %; 

- Möglichkeit nationaler Regelungen hinsichtlich 
Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen 
aus der Ladung von Tankschiffen; 

- Verbot der Verbrennung bestimmter Stoffe in 
schiffseigenen AbfaUverbrennungsanlagen imd 
darüber hinaus das Verbot der Benutzung dieser 
Verbrennungsanlagen in bestimmten Gebieten, 
u. a. in den Hoheitsgewässem im Falle eines Ver- 
botes durch den betreffenden Staat; 

- Anforderungen an die Qualität des Bunkeröls ; 
sowie 

- Ausweisung der Ostsee als Schwefelemissions- 
Überwachimgsgebiet . 

Für die Nordsee bzw. für die nordwesteuropäischen 
Meeresgewässer konnte eine Ausweisung als 
Sch wefelemissions -Überwachungsgebiet bei der 
Konferenz noch nicht durchgesetzt werden. 

Die Vorschriften zur Verminderung der Luftver- 
schmutzung durch Schiffe treten völkerrechtlich in 
Kraft, wenn sie von fünfzehij Staaten mit einem 
Anteil von mehr als 50 % an der Welthandelstonnage 
ratifiziert worden sind. 

Im Interesse der Förderung des Einsatzes schadstoff- 
armer Dieselmotoren auf Seeschiffen hat das Bimdes- 
verkehrsministerium im März 1998 eine vorläufige 
Regelung getroffen, die bereits vor dem völkerrecht- 
lichen Inkrafttreten des MARPOL-Protokolls von 
1997 auf freiwilliger Basis die Zertifizierung von 
Schiffsdieselmotoren ermöglicht. 


5.5 Richtlinien für die Anwendung 
des Vorsorgeprinzipes 

Die Arbeiten für die Ausarbeitungen einer Richtlinie 
für die Anwendung des Vorsorgeprinzips laufen der- 
zeit bei der IMO. 


5.6 Verbesserung der Hafenstaatkontrolle 

5.6.1 Pariser Vereinbarung über die 
Hafenstaatkontrolle 

Die Hafenstaatkontrollen haben sich neben den 
Flaggenstaatkontrollen, die häufig nur unzureichend 
ausgeübt werden, als unentbehrliches imd wirk- 
sames Instrument zur Erhöhung der Schiffssicherheit 
erwiesen. Insgesamt werden in der Kontrollregion 
der Pariser Vereinbarung 80% der ankommenden 
fremdflaggigen Schiffe von den Sicherheitskontrol- 
len erfaßt. Vorrangig kontrolliert werden z.Zt. Fahr- 
gastschiffe und Tanker. Besondere Aufmerksamkeit 
erfahren Schiffe eines Flaggenstaates, der über 


drei Jahre hinweg in einer Tabelle der Festhaltungen 
wegen schwerer Mängel seiner Schiffe überdurch- 
schnittlich häufig aufgeführt ist. 

Die Wirksamkeit des gesamten Kontrollsystems do- 
kumentieren die Ergebnisse aller Mitghedstaaten der 
Pariser Vereinbarung. Danach wurden 1997 auf 
10 719 Schiffen unter fremder Flagge 16 813 Besich- 
tigungen durchgeführt. 

1 624 Schiffe mußten im Jahr 1997 bis zur Abstel- 
lung wesentlicher Mängel vorübergehend festge- 
halten werden. Allerdings sinkt die Zahl der wegen 
schwerer Mängel festgehaltenen Schiffe seit 1996. 
Dies kann als Anzeichen dafür gewertet werden, 
daß die Hafenstaatkontrolle greift. Die Bundesrepu- 
blik kommt ihrer Verpflichtung, 25% der ankom- 
menden fremdflaggigen Schiffe zu überprüfen, in 
vollem Umfange nach und leistet so ihren Beitrag 
zur Wirksamkeit des Kontrollsystems. Das Hafen- 
staatkontrollsystem der Pariser Vereinbarung wurde 
im Hinblick auf neuere Entwicklungen im Bereich 
der IMO und der EU gründlich überarbeitet. Die 
Neufassung ist am 14. Januar 1998 in Kraft ge- 
treten. 

Das HafenstaatkontroUsystem wird ständig fortent- 
wickelt, damit es den gestellten Anforderungen ge- 
recht wird. Beispielhaft wird verwiesen auf 

- eine Verbesserung des Informationssystems; 

- eine gezieltere Auswahl der zu kontrollierenden 
Schiffe; 

- eine gründlichere Ausbildung der Besichtigen 

- ein scharfes Vorgehen gegen Schiffe, die zum 
1. Juli 1998 nicht über die nach dem Internationa- 
lem Schiffsmanagement-Code (ISM-Code) erfor- 
derlichen Zeugnisse verfügen; 

- besondere Schwerpunktaktionen (z.B. jährliche 
Sonderprüfung fremdflaggiger Großfähren in den 
Bundesrepublik; Aktion „Lebens- und Arbeits- 
bedingungen an Bord" im gesamten Hafenstaat- 
kontrollgebiet für 1997). 

5.6.2 EU-Richtlinie über Hafenstaatkontrolle 

Mit der Richtlinie 95/21/EG des Rates vom 19. Juni 
1995 zur Durchsetzung internationaler Normen für 
die Schiffssicherheit, die Verhütung von Verschmut- 
zung und die Lebens- und Arbeitsbedingungen an 
Bord von Schiffen, die Gemeinschaftshäfen anlaufen 
und in Hoheitsgewässem der Mitgliedstaaten fahren 
(Hafenstaatkontrolle), ist die Überprüfung fremd- 
flaggiger Schiffe nadi einheitlichen Kriterien in den 
Häfen der EU-Mitgliedstaaten auf eine verbindliche 
Gmndlage gestellt worden. Die Richtlinie wurde in 
nationales Recht umgesetzt. Eine Änderung der 
Richtlinie, die strenge Maßnahmen zur Durchsetzung 
der Anfordemngen des ISM-Code vorsieht, soll nach 
ihrem Inkrafttreten zum 1. Juli 1998 von den Mit- 
gliedstaaten umgesetzt werden. In Deutschland ist 
die Umsetzung fristgerecht mit der Elften Verord- 
nung zur Änderung der Schif f ssicherheitsverord - 
nung vorgesehen. 
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5.7 Substitution von Tyibutyizinn- 
und anderen zinnorganischen 
Antifouiing-Anstrichen auf Schiffen 

5-7.1 Effekte von TVibutylzinn- und anderen 
zinnorganischen Antifouiing-Anstrichen 

Anwuchshemmende Mittel (Antifoulings) werden 
insbesondere in Antifoulinganstrichen für Schiffe 
eingesetzt. In Antifoulings werden Organozinn (ins- 
besondere Tributylzinn (TBT)), Kupfer und organi- 
sche Biozide als Wirkstoffe sowie Kombinationen die- 
ser Wirkstoffe verwendet. Der am häufigsten einge- 
setzte Wirkstoff ist TBT. TBT ist nach wissenschaft- 
licher Auffassung hochtoxisch. Es reichert sich ab- 
hängig von der Adsorptionsmöglichkeit an Schweb - 
und Sinkstoffen im Sediment an. 

TBT hat laut einer Vielzahl wissenschaftlicher Unter- 
suchimgen Schädigungen aquatischer Organismen, 
insbesondere Imposex Effekte bei weiblichen Mol- 
lusken (Maskulinisierung mit Auswirkung auf den 
Fortpflanzungserfolg bis zur Sterilität), zur Folge. 
Diese Effekte werden bei bestimmten Organismen 
bereits bei Konzentrationen von <1,5 Nanogramm 
pro Liter Wasser hervorgerufen. Diese Wirkungs- 
schwelle wird in Küstengewässern teilweise über- 
schritten. Imposex -Effekte wurden auch an Meeres- 
schnecken in küstenferneren Gebieten mit hohem 
Schiffsverkehr festgestellt. TBT werden auch zahlrei- 
che allgemein degenerative Effekte zugeschrieben. 

Die ersten dem Einsatz von TBT bzw. von Organo- 
zinnverbindungen zugeordneten Effekte bei Mollus- 
ken wurden in Austernkulturen in der Nähe von 
Jachthäfen festgestellt (Schalenmißbildungen, Rück- 
gang der Reproduktion). 

Erklärung: Freizeitjachten wurden in der Regel jähr- 
lich einmal mit TBT-haltigen Antifoulings behandelt. 

Das Inverkehrbringen und der Einsatz von zinnorga- 
nischen Verbindungen in Antifouiing-Anstrichen von 
Schiffsrümpfen unter 25 m Gesamtlänge, Aquakul- 
turanlagen und anderen Unterwasseranlagen und 
-geräten wurden mit der Richtlinie 89/677/EWG vom 
21. Dezember 1989 zur achten Änderung der Richt- 
linie 76/769/EWG über „Beschränkungen des Inver- 
kehrbringens und der Anwendung gewisser gefähr- 
licher Stoffe und Zubereitungen“ verboten. In 
Deutschland wurde diese Vorschrift mit der Chemi- 
kalienverbotsverordnung und der Gefahrstoffverord- 
nung umgesetzt (ab Ende 1993 in Kraft). 

Bei kommerziell genutzten Schiffen wird in der 
Regel der Antifoulinganstrich im Turnus von 3 bis 
5 Jahren in Werften erneuert. Ein hoher Eintrag von 
TBT- Verbindungen erfolgt durch Werft-Aktivitäten 
mit entsprechenden Auswirkungen auf die Bela- 
stung der Hafengewässer und der Hafensedimente. 
Emissionsmindernde Maßnahmen für den Umgang 
mit Antifoulingfarben in den Werften und Repara- 
turbetrieben werden in den Technischen Regeln 
(TRGS) 516 Antifoulingfarben empfohlen. Eine über- 
arbeitete Version dieser TRGS ist im Juli 1996 in 
Kraft getreten. Bei Einhaltung der darin beschriebe- 
nen Maßnahmen dürfte es zu einer wesentlichen 
Verbesserung der Situation im Bereich der Werften 
kommen. 


5.7.2 Nationale und internationale Aktivitäten 

hn Rahmen der Richtlinie 98/8/EG vom 16. Februar 
1998 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(Biozid-Richtlinie, EG -Amtsblatt Nr. L 123 vom 24. April 
1998) werden künftig, über die bestehenden Be- 
schränkungen der Verwendung von zinnorganischen 
Verbindungen entsprechend der Richtlinie 89/677/ 
EWG hinaus, alle biozidhaltigen Antifouling-Pro- 
dukte, einschließlich der TBT-haltigen, einer Zulas- 
sung unterliegen. Die Umsetzung in nationales Recht 
erfolgt innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
der Biozid-Richtlinie. TBT und andere derzeit gän- 
gige Antifouling-Farben können aufgrund ihrer bio- 
ziden Wirkungsweise die Zulassungsvoraussetzung 
Umweltverträglichkeit nicht erfüllen und sind daher 
gemäß den Vorschriften der Biozid-Richtlinie nicht 
zulassungsfähig. Jedoch wurde für seetüchtige Schif- 
fe über 25 m Länge eine maximal für zehn Jahre gel- 
tende Ausnahmeregelung geschaffen: Antifouling - 
Farben, die für den Anstrich dieser Schiffe in den 
Verkehr gebracht werden sollen, können eine Aus- 
nahmegenehmigung erhalten, auch wenn sie die Zu- 
lassungsvoraussetzung Umweltverträglichkeit nicht 
erfüllen, Diese Ausnahmegenehmigung gilt nur 
national. Die anderen Zulassungs vor aus Setzungen 
(Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz) müssen erfüllt 
sein. Diese Ausnahmeregelung kann zudem nur an- 
gewendet werden, sofern eine gleichwertige Fou- 
lingkontrolle nicht mit anderen praktikablen Mitteln 
erreicht werden kann und es keine anderweitigen 
Regelungen von seiten der IMO gibt. 

Die Bundesregierung hat zur Umsetzung der ent- 
sprechenden Beschlüsse der 4. INK zusammen mit 
den anderen Nordseestaaten einen gemeinsamen 
Handlungsvorschlag zur Reduzierung der schäd- 
lichen Effekte durch den Gebrauch von Antifouling - 
Produkten, einschließlich der TBT-haltigen, bei der 
Internationalen Seeschiffahrts-Organisation (IMO) 
eingereicht. Dieser Handlungsvorschlag zielt auf ein 
totales Verbot von TBT-haltigen Antifoulinganstri- 
chen auf allen Schiffen ab dem Jahre 2006 und sieht 
für die Übergangszeit abgestufte Maßnahmen zur 
Verringerung des Eintrags von TBT durch Schiffe 
und aus Werften vor. Die vom Meeresumweltaus- 
schuß (MEPC) zur Aufarbeitung dieses Handlungs- 
vorschlages eingesetzte Korrespondenzgruppe legte 
bei der 41. Sitzung im April 1998 ihren Abschluß- 
bericht vor. MEPC beschloß bei dieser Sitzung das 
Mandat für eine während der 42. MEPC -Sitzung im 
November 1998 ihre Tätigkeit aufnehmende Arbeits- 
gruppe zur Reduzierung der schädlichen Wirkungen 
der Anwendung von Antifoulingmitteln an Schiffen. 
Das Mandat sieht vor, daß die Arbeitsgruppe insbe- 
sondere die vorhandenen rechtlichen Möglichkeiten 
für ein wirksames weltweites Verbot von zinnorgani- 
schen Mitteln als Biozide in Antifoulings an Schiffen 
untersucht und dem MEPC den Entwurf einer sol- 
chen Regelung (nebst Jahreszahl oder Zeitplan für 
das Verbot) zur Verabschiedung vorlegt. Ferner soll 
die Arbeitsgruppe für die 21. Vollversammlung der 
IMO (September 1999) den Entwurf einer Resolu- 
tion erarbeiten, mit der die Mitgliedstaaten der IMO 
für die Übergangszeit bis zum Inkrafttreten einer 
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verbindlichen IMO- Regelung zur Anwendung von 
weniger schädlichen Antifoulings und zur Fortset- 
zung der Förderung wissenschaftlicher und tech- 
nischer Untersuchungen der Wirksamkeit und der 
Auswirkungen von Antifoulings auf die Umwelt auf- 
gefordert werden sollen. 

Im Oktober 1997 beschloß das Committee of the 
North Sea Senior Officials im Hinblick auf die Erklä- 
rung der Minister bei der 4. Internationalen Nordsee- 
schutz-Konferenz zur Verwendung von Tributylzinn 
(TBT) auf Schiffen, die Ergebnisse der 42. MEPC -Sit- 
zung im November 1998 abzuwarten und im An- 
schluß daran gegebenenfalls über Lösungen für die 
schrittweise Einstellung der Verwendung von TBT 
auf Schiffen unter den Flaggen der Nordseestaaten, 
die ausschließlich im Nordseebereich verkehren, zu 
beraten. 

5.7.3 Forschungsstand 

Es wird international an der Entwicklung alternativer 
Antifouling-Wirkstoffe und Antifouling-Techniken 
gearbeitet. Diese werden in bezug auf ihre Wirksam- 
keit und Wirtschaftlichkeit (Dockungsintervalle) von 
seiten der Industrie an den TBT-haltigen Antifoulings 
gemessen. 

Zum einen wird versucht, Biozide (einschließlich bio- 
gene Biozide) zu synthetisieren, die bei besserer 
Umweltverträglichkeit die gleiche bzw. nahezu glei- 
che Wirksamkeit wie die TBT-haltigen Antifoulings 
auf weisen, und zum anderen wird an der Entwick- 
lung völlig biozidfreier Antifouling-Techniken ge- 
arbeitet. 

Im Rahmen des 1994 veröffentlichten F-i-E- Vorhabens 
„Natürliche Biozide und biozidfreie Mittel zur Be- 
wuchshemmung, ihre Effektivität und Anwendung" 
wurden verschiedene Bewuchsschutztechniken ge- 
testet; mechanische Bewuchsschutztechniken (konti- 
nuierliche mechanische Reinigung einer Korrosions- 
schutzbeschichtung), biozidfreie Antihaftbeschich- 
tungen (u.a. auf Silikon- oder Schellack-Basis), 
Beschichtungen auf der Basis biogener Biozide (z. B. 
Extrakte von Braun- und Rotalgen, verschiedene 
naturidentische Jodverbindungen). Als äußerst wirk- 
sam erwiesen sich Silikonbeschichtungen in wenig 
beanspruchten Bereichen; diese sind jedoch nicht 
abbaubar und vergleichsweise kostenaufwendig. Die 
Studie kommt zu dem Schluß, daß erste vielverspre- 
chende Ansätze vorliegen, wie z. B. bei Beschichtun- 
gen mit Algenextrakten, jedoch auf diesem Gebiet 
weiterhin aufwendige Forschimgsarbeit notwendig 
sein wird, so daß mittelfristig keine anwendungs- 
bereiten Produkte zu erwarten sind. 

Im Rahmen des Umweltforschungsplanes 1996 wur- 
den zwei weitere Vorhaben zur biozidfreien Be- 
wuchshemmimg durchgeführt. Das Vorhaben „Un- 
tersuchung von Verfahren zur Außenreinigung von 
Sportbooten als Alternative zu biozidhaltigen Unter- 
wasseranstrichen" zielt insbesondere auf den Sport- 
und Freizeitbereich ab. 

Es gibt international Überlegungen, die mechanische 
Reinigung auch auf große Schiffe auszudehnen. 


Das Vorhaben „Entwicklung eines steuerbaren elek- 
trochemischen Unterwasserbeschichtungssystems als 
Ersatz für giftige zinnorganische Unterwasseranstri- 
che" fördert ebenfalls eine biozidfreie Antifouling - 
technologie und zielt auf Schiffe von und über 25 m 
Länge. 

Beide Vorhaben haben vielversprechende Ergeb- 
nisse geliefert. Die Fortführung dieser Vorhaben hat 
die Erprobung der Verfahren in der Praxis zum Ge- 
genstand. Mit Ergebnissen ist Ende 1998 bzw. 1999 
zu rechnen. 

Von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU) 
und vom Bundesamt für Wehrtechnik werden For- 
schungsvorhaben zur Verwendung biogener Biozide 
in Antifoulings gefördert. 

Nach Abschluß der oben genannten Vorhaben ist je- 
doch noch nicht mit anwendungsreifen Ergebnissen 
für die Seeschiffahrt zu rechnen. 


5.8 Maßnahmen zur wirksamen Zusammen- 
arbeit zwischen Vollzugsbehörden 
und Gerichten 

Bereits durch das Gesetz zur Änderung von Rechts- 
vorschriften auf dem Gebiet der Seeschiffahrt vom 
15. Juli 1994 (BGBl. I S, 1554) wurden in dessen Arti- 
kel 8 durch die Neufassung des Artikels 4 des MAR- 
POL-Gesetzes auf nationaler Ebene die rechtlichen 
Voraussetzungen für eine effektive zwischenstaat- 
liche Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehörden 
bei der Beweissicherung in Fällen der Meeresver- 
schmutzung geschaffen. 

Im Rahmen des Bonn-Übereinkommens werden die 
Aktivitäten fortgesetzt, um bei den Nordseestaaten 
einheitlichere Kriterien für die Zulässigkeit von Be- 
weismitteln zu entwickeln. 


5.9 Zusammenarbeit mit zuständigen Gremien 
hinsichtlich von Unfällen auf See 

In Deutschland wurde 1994 ein Koordinierungsver- 
bund „Küstenwache" aller bei Überwachung und 
Vollzug im Bereich der maritimen Sicherheit tätigen 
Bundesbehörden unter Zusammenarbeit mit den 
Landesbehörden gebUdet. Die fachliche Anleitung 
erfolgt durch ein gemeinsames Gremium dem „Ge- 
meinsamen Ausschuß Küstenwache". Die Federfüh- 
rung für den Gesamtverbund hat das Bundesministe- 
rium für Verkehr (BMV). 

Zu Fragen der direkten Unfallbekämpfung auf dem 
Wasser tritt, wenn ein Unfall von der originär betrof- 
fenen Behörde nicht mehr allein bewältigt werden 
kann, jeweils für Nord- und Ostsee getrennt, ein Ka- 
tastrophenstab bei der Wasser- und Schiffahrtsver- 
waltung (WSV) zusammen. Dort sind alle beteiligten 
Bundesbehörden und Beauftragte der Küstenländer 
vertreten. 

Soweit es sich um Unfälle handelt, durch die eine 
Meeresverschmutzung eingetreten ist oder einzu- 
treten droht, arbeitet das zuständige Wasser- und 
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Schiffahrtsamt (WSA) Cuxhaven (mit dem Zentralen 
Meldekopf (ZMK) des Bundes und den Sonderstellen 
des Bundes und der norddeutschen Küstenländer) 
zur Bekämpfung von Meeresverschmutzungen) eng 
mit den zuständigen Stellen der Nachbarstaaten zu- 
sammen, insbesondere wenn die Verschmutzung die 
Küsten dieser Staaten bedroht oder von dort Hilfe bei 
der Bekämpfung der Unfallfolgen angefordert wird 
und umgekehrt. Grundlage sind das Bonn- Überein- 
kommen, das Helsinki- Übereinkommen und die mit 
Dänemark und den Niederlanden vereinbarten bila- 
teralen Notfalleinsatzpläne. 

Die genannten Abkommen und Einsatzpläne sehen 
die Entsendung von Personal, Schiffen und Geräten 
vor. Grundsätzlich güt das auch bezüglich der Not- 
schleppkapazität; von deutscher Seite werden die 
bundeseigenen Gewässerschutzschiffe „Mellum" 
und (ab Frühjahr 1998) „Neuwerk" (jedes mit 110 t 
Pfahlzug) u. a. für Notschleppfälle vorgehalten. 

5.10 Beseitigung von Schiffswracks 

Im Rechtsausschuß der Internationalen Seeschiff- 
fahrts-Organisation (IMO) wird auf Grundlage einer 
deutsch-niederländisch-britischen Initiative der Ent- 
wurf eines internationalen Übereinkommens über 
Wrackbeseitigung beraten. Die 20. IMO -Vollver- 
sammlung hat im November 1997 beschlossen, daß 
diese Arbeiten Priorität genießen. Es hegt derzeit ein 
überarbeiteter Abkommensentwurf vor. Um die Ar- 
beiten an dem Übereinkommen auch zwischen den 
Sitzungen des IMO- Rechtsausschusses voranzubrin- 
gen wurde eine Korrespondenzgruppe eingesetzt. 
Da bei dem Übereinkommen schwierige Rechtsfra- 
gen zu lösen sind, kann derzeit noch keine Prognose 
erfolgen, wann diese Arbeiten abgeschlossen wer- 
den können. 


5.1 1 Maßnahmen im Bereich der Schiffahrt 
und der Schiffswegeführung 

Die Maßnahmen zur Umsetzung der Strategien zur 
Verhütung der Verschmutzung durch Schiffe im Be- 
reich der Schiffswegeführung sind umgesetzt und 
werden bei der Einrichtung und Weiterentwicklung 
von Schiffswegeführungssystemen angewandt (An- 
lage 3 Ziffer 5 der Deklaration). Ab 3. Juni 1997 be- 
steht gemäß IMO-Beschluß in Übereinstimmung mit 
Regel V/8 SOLAS für Fahrzeuge ab 5 000 BRZ mit 
bestimmten gefährlichen oder umweltschädlichen 
Gütern als Massengut in der südlichen Nordsee 
vom Englischen Kanal bis zur Deutschen Bucht ein 
verbindlicher küstenferner Schiffahrtsweg. Im Be- 
reich des deutschen Festlandsockels in der Nordsee 
zählt dazu das als Tiefwasserweg ausgewiesene 
Verkehrstrennungsgebiet „German Bight Western 
Approach". Dieses Verkehrstrennungsgebiet ver- 
läuft in 25 bis 28 sm Abstand seewärts des Watten- 
meeres vor der ostfriesischen Küste. Ergänzt wird 
diese Maßnahme durch ein verbindliches Schiffs- 
meldesystem und eine ununterbrochene Überwa- 
chung des Verkehrs von der Verkehrszentrale Wil- 
helmshaven der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes. 


5.12 Erweiterung der Haftung 

der Eigentümer von Schiffen 

5.12.1 Verbesserung der Haftung und Entschä- 
digungen für Ölverschmutzungsschäden 

Die zivilrechtliche Haftung für Schäden, die durch 
Öltanker verursacht werden, ist durch das Internatio- 
nale Übereinkommen über die zivilrechtliche Hal- 
tung für Ölverschmutzungsschäden von 1969 (Ölhaf- 
tungsübereinkommen von 1969) und das Internatio- 
nale Übereinkommen über die Errichtung eines in- 
ternationalen Fonds zur Entschädigung für Ölver- 
schmutzungsschäden von 1971 (Fondsübereinkom- 
men von 1971) geregelt. Das Ölhaftungsübereinkom- 
men von 1969 ist 1975 völkerrechtlich in Kraft getre- 
ten und hat zur Zeit 91 Vertragsparteien, das Fonds- 
übereinkommen von 1971 ist 1978 völkerrechtlich in 
Kraft getreten und hat 76 Vertragsparteien. Die Über- 
einkommen haben also weltweit große Akzeptanz. 

Grundzüge dieses Haftungs- und Entschädigungs- 
systems sind: 

• auf den Schiffseigentümer konzentrierte, sum- 
menmäßig beschränkte Gefährdungshaftung; 

• Versicherungspflicht gekoppelt mit der Pflicht, das 
Bestehen des vorgeschriebenen Versicherungs- 
schutzes durch eine Versicherungsbescheinigung 
nachzuweisen, und zwar für alle Schiffe (unabhän- 
gig von der Flagge), die den Hafen eines Vertrags- 
staates anlaufen; 

• Ergänzung der Entschädigung, soweit der Scha- 
den/die Schäden durch die (beschränkte) Reeder- 
haftung aufgrund des Ölhaftungsübereinkom- 
mens nicht vollständig gedeckt ist/sind, durch 
Zahlungen des Internationalen Ölverschmut- 
zungs- Fonds, der durch Beiträge von Verladerseite 
(Mineralölwirtschaft) gedeckt wird. 

Am 30. Mai 1996 sind die im November 1992 in Lon- 
don verabschiedeten Protokolle zur Fortentwicklung 
des internationalen Haftungs- und Entschädigungs- 
systems für Ölverschmutzungsschäden völkerrecht- 
lich in Kraft getreten. Dadurch werden die bisherigen 
Haftungs- und Entschädigungssummen wesentlich 
erhöht; je nach Größe des Schiffes mit einem Betrag 
zwischen mindestens 3 Mio. Sonderziehungsrechten 
(SZR) beim Internationalen Währungsfonds bei 
Schiffen bis zu 5 000 Raumeinheiten und einem Stei- 
genmgssatz von 420 SZR je weiterer Raumeinheit bis 
zum Haftungshöchstbetrag von 59,7 Mio. SZR (z. Zt. 
ca. 143 Mio. DM). Reicht dieser Betrag nicht zur 
vollen Entschädigung aller Schäden aus, so erhöht 
der Internationale Entschädigungsfonds für Ölver- 
schmutzungsschäden - lOPC -Fonds - die Entschädi- 
gung bis zur Höhe von 135 Mio. SZR (= ca. 324 Mio. 
DM). Unter bestimmten Umständen kann die Ge- 
samtentschädigung aus der Reederhaftung (s. o.) 
und dem lOPC-Fonds bis zur Höhe von 200 Mio. SZR 
(= ca. 480 Mio. DM) betragen. 

Nach dem Fondsübereinkommen von 1971 ist dieser 
Höchstbetrag zusammen mit der Haftung aus dem Öl* 
haftungsübereinkommen von 1969 auf 60 Mio. SZR 
(ca. 144 Mio. DM) begrenzt. 
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Das Internationale Ölhaftungs Übereinkommen und 
das Deutsche Ölschadensgesetz verpflichten alle 
deutsche Häfen anlaufenden Tanker, eine Haft- 
pflichtversicherung in der duich das Ölhaitungsüber- 
einkommen vorgeschriebenen Höhe vorzuhalten und 
nachzuweisen. Gleiches gilt für Tankschiffe, die den 
Nord-Ostsee-Kanal befahren. Einhaltung und Über- 
wachung der Versicherungspflicht füi Tankschiffe 
sind gewährleistet. 

Ersatzfähig sind die durch die Ölverschmutzung ver- 
ursachten Personen- und Sachschäden. Das umfaßt 
auch Umweltschäden, deren Ersatzfähigkeit aller- 
dings auf die Kosten tatsächlich ergriffener oder zu 
ergreifender angemessener Wiederherstellungsmaß- 
nahmen und den durch die Umweltbeeinträchtigung 
entgangenen Gewinn beschränkt ist. Weitergehende 
Leistungen für nicht quantifizierbare Schäden auf- 
grund abstrakter einseitiger Schadensberechnungen 
werden vom Internationalen Entschädigungsfonds 
für Ölverschmutzungs Schäden nicht erbracht. Durch 
die 1992er Protokolle wird die Schadenshaitung bei 
Öltankerunfällen erheblich verbessert. Die künftig 
zur Verfügung stehenden Haftungsbeiträge werden 
voraussichtlich auch bei denkbaren Tankerunfällen 
katastrophalen Ausmaßes ausreichen. 

Im Rahmen des Protokolls von 1992 zum Fondsüber- 
einkommen von 1971 ist auch unter bestimmten Um- 
ständen ein Schadensausgleich möglich, wenn im 
Falle eines von einem Tankschiff verursachten Scha- 
dens das Tankschiff nicht ermittelt werden kann. 

5.12.2 Haftung und Entschädigung 

beim Seetransport gefährlicher Güter 

Analog zum internationalen Haftungs- und Entschä- 
digungssystem für Ölverschmutzungsschäden hat 
eine Diplomatische IMO-Konferenz am 3. Mai 1996 
in London das Internationale Haftungs- und Entschä- 
digungsübere inkommen für den Seetransport ge- 
fährhcher Güter (HNS- Übereinkommen) verabschie- 
det. Grundzüge des HNS-Überei'nkommens sind: 

• Für Gefahrgutschäden beim Seetransport trifft den 
Reeder eine verschuldensunabhängige Gefähr- 
dungshaftung. 

• Der Haftungshöchstbetrag ist beschränkt und be- 
trägt schiffsgrößenabhängig 10 Mio. Sonderzie- 
hungsrechte (SZR) {- ca. 24 Mio. DM) für Schiffe 
bis 2 000 BRZ und maximal 100 Mio. SZR (= ca. 
240 Mio. DM) für Schiffe ab 100 000 BRZ. 

m Für seine Haftung hat der Reeder eine Haftpflicht- 
versicherung abzuschließen und durch eine Interna- 
tionale Versicherungsbescheinigung nachzuweisen. 

• Sofern die Haftungsbeträge zur Entschädigung nicht 
ausreichen, haftet ein neu zu errichtender mtematio- 
naler Gefahrgut- Fonds ergänzend bis zur Gesamt- 
summe von 250 Mio. SZR (= ca. 600 Mio. DM). Die hier- 
für erforderlichen Mittel sind nach einem Schadenser- 
eignis durch die Empfänger der gefährlichen Güter 
(Chemische Industrie, Chemiehandel) aufzubringen. 

• Die Vertragsstaaten des HNS -Üb er einkomme ns 
verpflichten sich, die Versicherungsbescheinigung 
von allen Schiffen (unabhängig von der Flagge), 
die ihre Häfen anlaufen, zu verlangen. 


• Das Übereinkommen tritt 18 Monate nach dem 
Zeitpunkt in Kraft, in dem es von 12 Staaten ratifi- 
ziert wurde, von denen 4 Staaten eine Mindest- 
flotte von 2 Mio. BRZ Gesamttonnage haben und 
außeiriem insgesamt 40 Mio. Tonnen beitrags- 
pflichtiger Gefahrgüter empfangen werden. 

Auch mit dem HNS-Übereinkommen werden für Ge- 
fahrgutschäden wie nach dem bewährten Haftungs- 
und Entschädigungssystems für Ölschäden Haf- 
rimgssummen bereitstehen, die aller Voraussicht 
nach auch bei Unfällen katastrophalen Ausmaßes 
ausreichen werden. 

Die Bundesregierung hat das HNS-Übereinkommen 
am 25. Aprü 1997 vorbehaltlich der Ratifikation ge- 
zeichnet. Außerdem wurde es bisher durch Kanada, 
Dänemark, Finnland, die Niederlande, Norwegen, 
Schweden und das Vereinigte Königreich gezeichnet. 
Gegenwärtig laufen intensive Bemühungen, die Ratifi- 
kation in zeitlich überschaubarer Frist vorzunehmen. 

5.12.3 Erhöhung der Haftungsbeträge für 

die allgemeinen Risiken des Seetransports 

Parallel zu dem neuen HNS-Übereinkommen ist am 
3. Mai 1996 auf einer Diplomatischen Konferenz in 
London ein Änderungsprotokoll zu dem Überein- 
kommen von 1976 über die Beschränkung der Haf- 
tung für Seeforderungen verabschiedet worden. Die- 
ses Protokoll ist von Deutschland am 25. April 1997 
gezeichnet worden. Es hat den Sinn, die Haftungs- 
höchstsummen für die allgemeinen Risiken des See- 
transports zu erhöhen. Der Steigerungsfaktor hegt 
- abhängig von der Größe der Schiffe - zwischen 
6 und 2,3. Damit wird die Haftungsvorsorge erheb- 
lich verbessert. 

Ob über die besonderen Haftungs re gime für Ölver- 
schmutzungsschäden und für Gefahrgutschäden hin- 
ausgehend ein Bedürfnis für die Anordnung gene- 
reller Versicherungspflichten im Seerecht besteht, ist 
zwischen den Mitgliedstaaten der Internationalen 
Sees chiffahrts -Organisation (IMO) umstritten. Die 
Fragen werden derzeit in der IMO diskutiert. 


6. Verhütung der Verschmutzung 
durch Offshore-Anlagen 

6.1 Ministerbeschluß 

In Ziffer 52 forderten die Minister die in der Nordsee 
tätigen Öl- und Gasgesellschaften auf, zum Schutz 
der Meeresumwelt wirksame Umweltmanagement- 
systeme zu entwickeln und einzusetzen und umwelt- 
schonende Techniken für Bohrspülungen weiterzu- 
entwickeln und zum Einsatz zu bringen. 

In Ziffer 53 kamen die Minister überein, OSPAR zu 
bitten: 

• das Ausmaß und die Folgen einer durch Pro- 
duktionsabwässer verursachten Verschmutzung zu 
untersuchen und die Festlegungen für BAT und 
BEP durch Überprüfung der PARCOM-Empfeh- 
lung 92/6 weiterzuentwickein sowie eine weitge- 
hende Verringerung der durch Produktionsabwäs- 
ser verursachten Verschmutzung anzustreben; 
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# das Einleiten von ölhaltigem Bohrklein in das 
Meeresgebiet bis 1997 zu untersagen; 

• die Umweltauswirkungen und die vorhandenen 
Möglichkeiten einer Sanierung der durch ölhalti- 
ges Bohrklein kontaminierten Flächen auf dem 
Meeresgrund zu untersuchen; 

• Nach Möglichkeit auf dem OSPAR Tireffen im Jahr 
1996 ein abgestimmtes verbindliches Kontroll- 
system für die Verwendung und Ableitung von 
Chemikalien im Offshore-Bereich unter Berück- 
sichtigung des CHARM-ModeUs und der dazuge- 
hörigen Entwicklungen zu beschließen. 

ln Ziffer 54 stimmten die Minister darin überein, daß 
bei der Entsorgung stillgelegter Plattformen ökolo- 
gisch akzeptableren imd besser kontrollierbaren 
Lösungen an Land der Vorzug zu geben ist und 
beschlossen, in Verfolgung eines vorsorgenden An- 
satzes: 

# daß stillgelegte Offshore -Anlagen entweder wie- 
derverwendet oder an Land entsorgt werden 
sollen; 

• OSPAR zu bitten, diese Übereinkunft bis 1997 um- 
zusetzen; und 

# außerdem gemeinsame Schritte im Rahmen des 
Londoner Übereinkommens von 1972 dahinge- 
hend zu ergreifen, daß das neugefaßte Überein- 
kommen die Entsorgung stillgelegter Offshore- 
Anlagen an Land vorschreiben würde. 

ln den folgenden Kapiteln wird zum Stand der Um- 
setzung dieser Ministerbeschlüsse berichtet. 

6.2 Kontrolle und Reduzierung des Eintrages 
von Chemikalien durch Offshore-Anlagen 

Entsprechend der Bitte der 4. INK beschloß OSPAR 
ein abgestimmtes, verbindliches Kontrollsystem für 
die Verwendung und Ableitung von Chemikalien 
im Offshore-Bereich unter Berücksichtigung der 
BAT/BEP-Prinzipien (Harmonized Mandatory Con- 
trol System for the Use and Reducüon of the Dischar- 
ge of Off Shore Chemicals (HMCS), PARCOM-Ent- 
scheidung 96/3). 

Das System soll einen Voruntersuchungs -Mechanis- 
mus (Pre-Screening) beinhalten, in dem besonders 
gefährliche Stoffe mit dem Ziel ihrer Substitution 
bzw. der Einstellung ihrer Verwendung (Phasing- 
out) identifiziert werden. Die Voruntersuchung wird 
anhand der Parameter Bioakkiunulationspotential, 
biologischer Abbau und akute Toxizität durchge- 
führt. 

Daran anschließend erfolgt auf der Basis einer 
Risikoabschätzung eine Rangzuordnung (Ranking) 
der Chemikalien. Die Gefahren-ZRisikoabschätzung 
kann anhand des sog. CHARM-Modells erfolgen, 
welches von den Behörden und der Offshore-Indu- 
strie in Zusammenarbeit entwickelt wurde (CHARM 
= Chemical Hazard Assessment and Risk Manage- 
ment Model). Das Modell vergleicht die OffshoreCh- 
emikalien anhand des Verhältnisses der prognosti- 
zierten Umweltkonzentration (Predicted Environ- 
mental Concentration) zu der höchsten Konzentra- 


tion, die im Biotest keine toxische Wirkung zeigt (No 
Observed Effect Concentration). Dieser Wert wird für 
eine standardisierte Emissionssituation errechnet. 

Das HMCS wird z. Z. in einer dreijährigen Testphase 
erpiobt und falls nötig nach Abschluß dieser Test- 
phase (1999) überarbeitet. 

In einer weiteren Entscheidung beschloß OSPAR 
eine Liste von Stoffen, deren Ableitung im Offshore- 
Bereich der strengen Kontrolle durch die nationalen 
Behörden unterliegen soll (PARCOM-Entscheidung 
97/1). Eine liste von Stoffen, deren Ableitung im 
Offshore-Bereich einem Verbot unterliegen soll, wird 
noch erarbeitet. 


6.3 Ölhaltige Abwässer und Bohrklein 

Für die Einbringung von ölhaltigen Abwässern und 
Bohrklein gelten in Deutschland die Vorschriften der 
Festlandsockel-Bergverordnung vom 21. März 1989. 
Die Verordnung schreibt vor, daß die Verwendung 
von Bohrspülungen auf der Basis von Öl oder ande- 
ren wassergefährdenden Stoffen der Genehmigung 
bedarf. Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn keine andere Spülung verwendet werden 
kann. Auf Öl oder wassergefährdenden Stoffen 
basierende Bohrspülungen dürfen nicht ins Meer 
eingebracht werden. 

Das Einbringen von Bohrklein, das bei Verwendung 
dieser Bohrspülungen anfällt, bedarf der Genehmi- 
gung. Eine Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn eine Verbringung des Bohrkleins an Land un- 
verhältnismäßig ist und wenn das Bohrklein entspre- 
chend dem Stand der Technik von den Schadstoffen 
gereinigt ist. Ferner dürfen internationale Vereinba- 
rungen dem nicht entgegenstehen. An dieser Stelle 
ist PARCOM-Entscheidung 92/2 über die Verwen- 
dung von ölhaltigen Bohrspülungen zu berücksich- 
tigen. 

Das von der 4. INK geforderte Verbot für die Einlei- 
timg von ölhaltigem Bohrklein ab 1997 wurde von 
den OSPAR-MitgÜedstaaten bereits 1992 beschlos- 
sen (PARCOM-Entscheidung 92/2). Von diesem Ver- 
bot gibt es allerdings einige Ausnahmen: 

Seit 1997 gilt für alle Bohraktivitäten, daß die Einlei- 
tung von ölhaltigem Bohrklein nur möglich ist, wenn 
der Ölgehalt durchschnittlich <10 g/kg Trockenge- 
wicht beträgt. In Ausnahmefällen, d. h., für Produk- 
tions- und Erschließungsbohrungen, an denen zuvor 
bereits ölhaltiges Bohrklein eingeleitet wurde, und 
wo die Erschließung des Feldes vor dem 31. Dezem- 
ber 1991 genehmigt wurde, kann auch die Einleitung 
von Bohrklein genehmigt werden, wenn es <100 g 
Öl/kg Trockengewicht enthält. Diese Ausnahme- 
genehmigung darf nur dann erteilt werden, wenn es 
ansonsten unmöglich oder ökonomisch unsinnig ist, 
eine Quelle zu erschließen. 

Bohrspülungen auf Dieselöl-Basis sind grundsätzlich 
verboten. Sie dürfen nur in Ausnahmefällen ange- 
wendet werden, nämlich bei Überholungsarbeiten, 
Stimulierung und Komplettierung der Bohrung und 
in Notfällen, um das Bohrgestänge wieder gängig zu 
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machen, sofern es beim Bohren mit einer Bohrspü- 
lung auf Wasserbasis festgekommen ist. 

Anläßlich der trilateralen Wattenmeer-Konferenz von 
Esbjerg (13. November 1991) vereinbarten die zu- 
ständigen Minister der Wattenmeer- Anrainerstaaten, 
Einleitungen von ölverunreinigtem Bohrklein im 
Wattenmeer grundsätzlich zu verbieten. 

Die technischen Möglichkeiten für die Beseitigung 
des verunreinigten Bohrkleins sind begrenzt. Zur 
Verringerung des Ölgehaltes von Bohrklein auf 
einen Wert <10 g Öl/kg Trockengewicht ist z. Z. 
keine Technik verfügbar, die direkt vor Ort ange- 
wandt werden kann. Statt dessen kann ein Transport 
an Land mit anschließender Behandlung und Depo- 
nierung oder Verwendung erfolgen. Dies bedeutet 
allerdings oft zu hohe Kosten und evtl. Schwierigkei- 
ten bei der Unterbringung der Feststoffe. Die Off- 
shore-Industrie plädiert daher dafür, das Material 
wieder in den Untergrund zu injizieren. Dazu wird 
das Bohrklein gemahlen und unter hohem Druck 
weit unterhalb des Meeresbodens in eine andere 
Bohrung eingebracht. Der Nachteil dieser Methode 
besteht darin, daß ihre langfristigen Auswirkungen 
schwer abschätzbar sind, das Material aber nicht 
rückholbar ist. 

Als Ersatz für Bohrspülungen auf Ölbasis wurden 
Bohrschlämme entwickelt, die auf synthetischen 
Stoffen, wie z.B. Estern, Olefinen etc., basieren. Bei 
der Anwendung dieser neuen Formulierungen zeigt 
sich aber inzwischen, daß auch hier, außer bei Estern, 
der biologische Abbau auf dem Meeresgrund nur 
sehr langsam vonstatten geht. Der Eintrag dieser 
neuen Bohrspülungen sollte daher ebenfalls so weit 
wie möglich vermieden werden. Es ist geplant, im 
Rahmen von OSPAR Maßnahmen zu entwickeln, die 
den Eintrag synthetischer Bohrspülungen in die 
Meeresumwelt begrenzen und ihre Auswirkungen 
minimieren. 


Sanierungsmöglichkeiten für Sedimentflächen, die 
durch den Eintrag von Bohrklein kontaminiert wur- 
den, werden derzeit im Rahmen einer OSPAR- 
Arbeitsgruppe geprüft. 

Die Festlandsockel-Bergverordnung schreibt für ein- 
geleitete Abwässer einen Grenzwert von 30 mg ÖVl 
vor. Möglichkeiten zur Verminderung von Schadstoff- 
einleitungen durch weitergehende Abwassereinlei- 
tungsmaßnahmen sind zu nutzen. Für Abwasser aus 
sanitären Einrichtungen, Küchen und Speiseräume 
ist eine biologische Vollreinigung vorgeschrieben. 

Die PARCOM-Entscheidung 92/6 über BAT für Pro- 
duktionswasser im Offshore-Bereich enthält eine liste 
mit Beispielen, welche Techniken als BAT für neue 
oder bereits existierende Gas- und Öl-Plattformen gel- 
ten. Die Entscheidung wird z. Z. überarbeitet. 

6.4 Entsorgung stillgelegter Offshore-Anlagen 

6A1 Anzahl, Art und Größe der Offshore-Anlagen 

Weltweit gibt es mehr als 7 000 Offshore-Anlagen. 
Davon stehen derzeit 720 im Bereich des Nordost- 
atlantiks (siehe Tab. 22). 

Bei dem überwiegenden Teil der ortsfesten Offshore- 
Anlagen (ca. 80%) handelt es sich um fachwerkför- 
mige Stahlplattformen mit Pfahlgründung, die soge- 
nannten Jacket-Plattformen. Daneben sind insbeson- 
dere für den Bereich der Nordsee die aus Stahlbeton 
hergestellten Schwerkraft-Plattformen zu nennen, 
die eine Flächengründung aufweisen. 


Die OSPAR-Statistik (vgl. Tab. 22) umfaßt den gesamten 
Nordostatlantik. Nach Abzug der zu Irland bzw. Spanien ge- 
hörigen Anlagen, verbleiben für die Nordsee 711 Anlagen. 
Den Autoren dieses Berichtes ist jedoch nicht bekannt, 
ob einzelne der Anlagen Norwegens und des Vereinigten 
Königreiches außerhalb der Nordsee liegen und deshalb bei 
den 711 Anlagen nicht mitzuzählen sind. 


Tabelle 22 


Übersicht über Art und Anzahl der Offshore-Anlagen im OSPAR-Gebiet 


Kategorie 

Däne- 

mark 

Bundes - 
repulik. 
Deutsch- 
land 

Irland 

Nieder- 

lande 

Nor- 

wegen 

Spanien 

Ver- 

einigtes 

König- 

reich 

Summe 

% 

Schwimmende 

Anlagen aus Stahl 

0 

0 

0 

0 

11 

0 

23 

34 

5 

Unterwasser-Komplettie- 
rungen aus Stahl 

0 

0 

1 

7 

57 

4 

139 

208 

29 

„Kleine" Stahlplattformen 

38 

1 

0 

117 

25 

0 

145 

320 

45 

„Große" Stahlplattformen . 

1 

0 

3 

2 

45 

1 

71 

123 

17 

Beton Installationen 

0 

1 

0 

3 

14 

0 

11 

29 

4 

Summe 

39 

2 

4 

129 

152 

5 

389 

720 


% 

5 

0,3 

0,6 

18 

21 

0,7 

54 




Quelle: OSPAR, Mai 1998 
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Die Jacket-Plattfonnen werden in einem breiten Be- 
reich von unterschiedlichen Wassertiefen und Ge- 
wichten eingesetzt. Das Spektrum reicht von der 
kleinen unbemannten Druckerhöhungsstation in 
einer Wassertiefe von 10 m, mit einem Gewicht der 
Aufbauten von 150 1 und der Unterstruktur von 250 1» 
bis hin zu einer Produktionsplattform in 186 m Was- 
sertiefe mit einem Decksgewicht von ca. 31 000 1 und 
einem Gewicht der Unterstruktur von ca, 46 000 1 

Bei den meisten der größeren Jacket-Plattformen ist 
das Deck modulartig auf gebaut, wobei das Gevncht 
der einzelnen Module in der Regel zwischen 1 000 
und 2 000 t liegt. Bei großen Produktionsplattformen 
kann das Gewicht einzelner Module jedoch über 
10 000 1 betragen. 

Bei den Schwerkraftplattformen wird die Stand- 
sicherheit durch ein hohes Eigengewicht erzielt. 
Sie werden in Wassertiefen zvnschen 70 m und 216 m 
eingesetzt. Es handelt sich ausnahmslos um große 
Plattformen mit Decksgewichten zvnschen ca. 11 000 1 
und ca. 54 000 1. Das Gewicht der Unterstrukturen 
liegt im Bereich zwischen ca. 130 000 t und ca. 
800 000 1. Hohlräume in der Unterstruktur werden teil- 
weise für die Speicherung von Erdöl genutzt. 

Weiterhin werden mobile Plattformen zur Explora- 
tion, als Wohneinheiten oder als Mehlzweckeinheiten 
eingesetzt. Darüber hinaus sind mehrere Spezialkon- 
struktionen gebräuchlich, wie zum Beispiel Tension- 
Leg Plattformen (3 Plattformen in der Nordsee) und 
gelenkig gelagerte Turmstrukturen. Auch die „Brent 
Spar" stellt eine Sonderanlage dar, die zur Zwischen- 
lagerung von Rohöl eingesetzt wurde. 

6.4.2 Möglichkeiten der Entsorgung ausgedienter 
Offshore-Anlagen 

Eine Offshore-Plattform hat in der Regel das Ende 
ihrer Betriebszeit erreicht, wenn das Erdöl- oder Erd- 
gasvorkommen erschöpft bzw. nicht länger wirt- 
schaftlich auszubeuten ist, oder wenn die Plattform 
selber wegen Schäden oder Materialermüdung auf- 
gegeben wird. Im ersteren Fall kann eine Offshore- 
Anlage bei Erfüllung entsprechender Voraussetzun- 
gen an anderer Stelle wieder zum Einsatz koimnen. 
Für den Fall, daß eine solche Wiederverwendung 
nicht möglich ist, sind sich alle Nordseeanrainerstaa- 
ten bewußt, daß die Entsorgung derartiger Anlagen 
an Land durch Wiederverwertung rückgewinnbarer 
Materialien und durch Gewährleistung einer siche- 
ren und kontrollierten Entsorgung unvermeidbarer 
Reste von Schadstoffen den allgemein anerkannten 
abfallwirtschaftlichen Grundregeln entspricht. 

In wenigen Einzelfällen wird sich eine Entsorgung 
an Land aber nicht durchführen lassen (z. B. bei 
Beschädigimg, Materialermüdung von Stahlplattfor- 
men) oder hätte unter Umständen sogar eine nega- 
tive Ökobüanz (Betonplattformen), In solchen Fällen 
kommen nach gründlicher Reinigung der Anlage fol- 
gende Entsorgungsmöglichkeiten in Betracht: 

# Vollständiger Verbleib der Plattform am Standort; 

# Teilrückbau der Plattform bis zu einer für den 
Schiffsverkehr sicheren Tiefe; 


Bei einem vollständigen Verbleib einer Plattform am 
Standort gibt es folgende Möglichkeiten: 

# Nutzung für einen anderen Zweck; 

# Keine Weitemutzung, jedoch Instandhaltung und 
Ausstattung mit Seezeichen; 

# Umkippen der Plattform und Verbleib auf dem 
Meeresboden (Toppling). 

Der T^ilrückbau oder der vollständige Rückbau einer 
Plattform kann grundsätzlich nach folgenden Kon- 
zepten durchgeführt werden: 

# Teilrückbau durch Abtrennen und Umkippen des 
oberen Teils der Plattform, der anschließend auf 
den Meeresboden niedergeht und dort verbleibt 
(Toppling) 

# Abtrennen und Abheben von Plattformsektionen 
bis zur vorgegebenen Tiefe (Teilrückbau) oder bis 
zum Meeresgrund (vollständiger Rückbau) imd: 

- Transport an Land zur Verwendung, Verwer- 
tung oder Beseitigung; oder 

- Versenken von Plattformte Uen am Standort; 
oder 

- Transport zu einem Tiefwassergebiet und Ver- 
senken der Plattformsektionen. 

6.4.3 Stand der Umsetzung des Minister- 
beschlusses 

6Ad.1 Nationale Umsetzung 

Das Bundesberggesetz sieht für die Zulassung des 
bergrechtlichen Abschlußbetriebsplanes vor, daß 
„im Bereich des Festlandsockels und der Küsten- 
gewässer die vollständige Beseitigung der betrieb- 
lichen Einrichtungen bis zum Meeresuntergrund" 
sichergestellt sein muß (§ 55 [2] BBergG; BGBl. I, 
1980, S. 1310). 

Die Festlandsockel-Bergverordnung schreibt vor 
(§ 29 HsBergV; BGBl. I, 1989, S. 554): „Arbeitsgeräte, 
Kabel, Trossen oder sonstige Gegenstände, die ein 
Hindernis für die Schiffahrt oder den Fischfang oder 
eine Störung des Meeresgrundes als natürlicher 
Lebensraum darstellen, dürfen nicht in das Meer ge- 
worfen oder auf dem Meeresgrund zurückgelassen 
werden. [...] Bei Einstellung des Betriebes hat er [der 
Unternehmer] nachzuweisen, daß der Meeresgrund 
in den genutzten Bereichen von Gegenständen nach 
Satz 1 frei ist. " 

6.4.3.2 Umsetzung im Rahmen 

des London-Übereinkommens 

Dem Beschluß der 4. Internationalen Nordseeschutz- 
Konferenz entsprechend, haben Deutschland und 
eine Gruppe anderer Staaten bei den Verhandlungen 
zur Novelle des weltweit geltenden London-Überein- 
kommens gefordert, daß das neugefaßte Überein- 
kommen nur noch die Landentsorgung von Offshore- 
plattformen zulassen soll. Diese Forderung ließ sich 
jedoch gegen den Widerstand der Länder nüt großen 
Offshore-Industrien (Mexiko, Norwegen, USA, Ver- 
einigtes Königreich) nicht durchsetzen. 
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6.4.3.3 Umsetzung durch OSPAR 

Im Rahmen von OSPAR hat die Oslo-Kommission 
1995 ein Moratorium hinsichtlich der Entsorgung von 
stillgelegten Offshore-Anlagen auf See beschlossen 
(OSCOM-Entscheidung 95/1), bis die Oslo-Kommis- 
sion oder eine Nachfolgekommission einen Beschluß 
gefaßt hat, der das Verbot der Entsorgung solcher 
Anlagen auf See zum Ziel hat. Dieses Moratorium ist 
bislang auch von Norwegen imd dem Vereinigten 
Königreich befolgt worden, obwohl sie die OSCOM- 
Enscheidung 95/1 nicht mittragen. 

OSPAR verhandelt gegenwärtig einen Entschei- 
dungsentwurf hinsichtlich der Entsorgung stillgeleg- 
ter Offshore-Anlagen, der im Juli 1998 zur Annahme 
auf Ministerebene ansteht. Nach dem derzeitigen 
(Mai 1998) Verhandlungsstand wird diese Entschei- 
dung ein grundsätzliches Verbot der Einbringimg so- 
wie des vollständigen oder teilweisen Zurücklassens 
auf See beinhalten. Der Entwurf beinhaltet derzeit 
folgende strittige Ausnahmen: 

• Ausnahmenkategorien wie feste und schwim- 
mende Betonanlagen sowie besonders große 
Stahlanlagen; und 

• außergewöhnliche Umstände, die eine Landent- 
sorgung verhindern, wie Strukturmängel, Mate- 
rialermüdung und ähnliches. 

Strittig ist außerdem die generelle Landentsorgung 
neuer, d. h. nach dem 1. Januar 1998 auf See errich- 
teter Anlagen, die, gemäß Standard der Internationa- 
len Seeschiffahrts-Organisation aus dem Jahre 1989 
(Resolution A,672(16), Ziffer 3.13), so konstruiert sein 
müssen, daß sie nach ihrer Stillegung rückgebaut 
werden können. 

Auf dem derzeitigen Stand ist davon auszugehen, 
daß die Decksmodule aller Offshore-Anlagen an 
Land entsorgt werden. Weiterhin sollen von den ins- 
gesamt 720 Offshore-Anlagen im Bereich des Nord- 
ostatlantiks mindestens 568 (entsprechend ca. 80%) 
ebenfalls generell an Land entsorgt werden. Dabei 
handelt es sich um die schwimmende Anlagen aus 
Stahl, Unterwasserkomplettierungen und „kleine'' 
Stahlplattformen. Für die norwegischen und briti- 
schen Beton-Installationen (feste und schwimmende 
Betonanlagen) zeichnet sich eine seeseitige Entsor- 
gung (Stehenlassen vor Ort imd/oder Versenkung im 
Tief wasserbereich) ab. Strittig ist insbesondere die 
Entsorgung der „großen" Stahlplattformen. Deutsch- 
land ist in diesem Zusammenhang der Auffassimg, daß 
alle großen Stahlanlagen an Land entsorgt werden 
können, mit Ausnahme vielleicht von sieben in einem 
Bericht der EG -Kommission genaimter Anlagen. 


7. Umgang mit radioaktiven Stoffen 
einschiießiich Abfällen 

7.1 Ministerbeschluß 

Die Minister haben die Notwendigkeit der Reduzie- 
nmg der radioaktiven Ableitungen aus kemtechni- 
schen Anlagen in die Meeresumwelt durch die An- 
wendung der besten verfügbaren Techniken bekräf- 
tigt und sich dabei auch zur Anwendung der Sicher- 


heitsgrundsätze für den Umgang mit radioaktiven 
Abfällen verpfhchtet, die vom Gouverneursrat der 
Internationalen Atomenergie-Organisation (lAEO) im 
März 1995 verabschiedet wurden. Sie sehen in die- 
sen Sicherheitsgrundsätzen eine logische Reihenfol- 
ge für Entscheidungen über die verschiedenen Alter- 
nativen für den Umgang mit radioaktiven Abfällen, 
indem allen Alternativen für die Vermeidung, die 
Konzentrierung imd den Einschluß radioaktiver 
Abfälle Vorrang gegenüber einer Verdünnung und 
Verteilung in der Umwelt zu geben ist, wobei das 
ALARA-Prinzip sowie soziale und wirtschaftliche 
Faktoren zu berücksichtigen sind. Im Rahmen dieses 
Umgangs ist es als rechtmäßiges Verfahren zulässig, 
radioaktive Stoffe innerhalb der genehmigten Grenz- 
werte in die Umwelt freizusetzen. Die Minister haben 
sich ferner zum Ziel gesetzt, die Bemühungen um 
eine Einigung über ein weltweites Abkommen über 
den Umgang mit radioaktiven Abfällen tatkräftig zu 
unterstützen. 


7.2 Radioaktive Ableitungen 

Die Bundesregierung hat seit jeher bei der Begren- 
zimg radioaktiver Emissionen aus kemtechnischen 
Anlagen den Stand von Wissenschaft und Technik 
zum Maßstab gemacht und auf die strikte Anwen- 
dung des Minimierungsgebotes beim Strahlenschutz 
für die Bevölkerimg sowie für die Beschäftigten ge- 
achtet. Der Stand von Wissenschaft und Technik um- 
faßt die international gebräuchliche Definition der 
besten verfügbaren Techniken, ebenso umfaßt das 
Minimierungsgebot das ALARA-Prinzip (as low as 
reasonably achievable). Ihre Anwendung in der 
Bundesrepublik Deutschland hat dazu geführt, daß 
die unter konservativen Bedingungen berechneten 
Strahlenexpositionen durch die Ableitimgen mit Luft 
und Wasser bereits in der unmittelbaren Umgebung 
sehr weit unter den Grenzwerten hegen und somit 
der Eintrag radioaktiver Stoffe über die Flüsse in die 
Nordsee völlig unbedeutend ist. Im Rahmen von 
OSPAR wird derzeit versucht, durch detaillierte 
Anforderungen an die Berichterstattung über die An- 
wendung der besten verfügbaren Techniken Einblick 
in Methoden und Verfahren zu gewinnen, die bei 
den komplexen Anlagen der Kerntechnik zur Verrin- 
gerung des Entstehens sowie zur Rückhaltimg radio- 
aktiver Stoffe in flüssigen Ableitungen vorhanden 
sind. Bisher sind Ausschlußkriterien definiert wor- 
den, um feststellen zu können, in welchen Fällen die 
besten verfügbaren Techniken nicht angewandt wer- 
den. Es konnten keine Anzeichen gefunden werden, 
daß dies bei deutschen Anlagen der Fall ist. 

Wie eine OSPAR-Untersuchung über anthropogen 
erhöhte Konzentrationen natürlicher Radioaktivität 
im Meer ergibt, können erhebhche Ableitungen bei 
nicht-nuklearen industriellen Prozessen, bei denen 
natürliche Radionuklide beteiligt sind, deren Radio- 
aktivität selbst jedoch nicht genutzt wird, auftreten, 
wie insbesondere bei der Herstellung von Phosphat- 
düngem, die in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht mehr betrieben wird. Andere derartige Tätig- 
keiten führen zu keinem meßbaren Radionuklid- 
eintrag über deutsche Flüsse in die Nordsee. 
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7.3 Radioaktive Abfäiie 

Die Bundesregierung hat wesentlich an der Erarbei- 
tung der lAEO-Sicherheitsgrundsätze für den Um- 
gang mit radioaktiven Abfällen wie auch dem Be- 
schluß der 4. INK entsprechend an der Entstehung 
des „Gemeinsamen Übereinkommens über die Si- 
cherheit der Behandlung abgebrannter Brennele- 
mente und über die Sicherheit der Behandlung radio- 
aktiver Abfälle" mitgewirkt, das von ihr und weite- 
ren 21 Staaten anläßlich der 41. Generalkonferenz 
der lAEO 1997 gezeichnet wurde. Bis zum April 1998 
ist es von weiteren neun Staaten gezeichnet worden. 
In dem Übereinkommen sind Sicherheitsanforderun- 
gen für die Handhabung von abgebrannten Brenn- 
elementen und radioaktiven Abfällen bis hin zu ihrer 
endgültigen Beseitigung zusammengestellt, die auf 
den von der lAEO empfohlenen Sicherheitsstandards 
basieren und daher weltweite Erfahrungen auf die- 
sem Gebiet widerspiegeln. Mit dem Beitritt zu dem 
Übereinkommen verpflichten sich die einzelnen 
Staaten, auf regelmäßig stattfindenden Konferenzen 
der Vertragsstaaten über die Einhaltung des Abkom- 
mens zu berichten. Durch diesen Überprüfungspro- 
zeß ist eine wirkungsvolle Kontrolle der Einhaltung 
der Sicherheitsstandards und ein permanenter Ge- 
dankenaustausch über diese gewährleistet. Die neue 
Konvention bedarf nunmehr der Ratifikation durch 
die gesetzgebenden Körperschaften. Bis April 1998 
hat lediglich Norwegen ratifiziert. Das Vertragsge- 
setz zur Umsetzung der Konvention befindet sich im 
Gesetz- gebungsverfahren, das noch dieses Jahr ab- 
geschlossen werden kann, so daß Deutschland 1998 
ratifizieren könnte. Da das Übereinkommen dem 
deutschen Atomrecht und den untergesetzlichen Re- 
gelungen entspricht, werden durch den Beitritt hier- 
an keine Änderungen notwendig. 

Bei der 3. INK war dem Beschluß, die Nordsee sei für 
das Einbringen (Dumping) radioaktiver Abfälle nicht 
geeignet, nicht allgemein zugestimmt worden. Seit 
1983 besteht allerdings ein freiwilliges Moratorium 
der Vertragsstaaten des London-Übereinkommens 
[der Londoner Konvention] für die Einbringung nied- 
rig radioaktiver Abfälle. Auf der OSPAR-Minister- 
Sitzung 1992 konnte schließlich ein Kompromiß ge- 
funden werden, indem mit dem neuen Übereinkom- 
men zum Schutz der Meeresumwelt des Nordost- 
atlantik und mithin der Nordsee ein Verbot für - zu- 
nächst - 15 Jahre auch von Frankreich und dem Ver- 
einigten Königreich verbindlich akzeptiert wurde. 
Diese Vorbehalte sind 1997 von den neuen Regierun- 
gen beider Staaten aufgehoben worden, so daß nun- 
mehr das Einbringen jeglicher radioaktiven Abfälle 
als Entsorgungsalternative völkerrechtlich verboten 
ist. 


8. Erweiterung der wissenschaftlichen 
Erkenntnisse (Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben) 

Die Untersuchungen entlang der deutschen Nord- 
seeküste konzentrierten sich 1996 auf die Deutsche 
Bucht sowie das küstennahe Wattenmeer. 


8.1 Deutsche Bucht 

Das 1994 begonnene Verbundvorhaben „Küsten- 
nahe Stoff- und Energieflüsse - der Übergang Land- 
Meer in der südöstlichen Nordsee" (KUSTOS) hat 
zum Ziel, die Stoff- und Energieflüsse vom Land zum 
Meer in der küstennahen Deutschen Bucht zu analy- 
sieren, zu formulieren und zu quantifizieren. Zur Lö- 
sung dieser Aufgaben werden an die Küstenregion 
angepaßte, hochauflösende ozeanographische und 
meteorologische Strömungs- und Transportmodelle 
eingesetzt, die ihrerseits die Basis für ein Modell der 
unteren trophischen Ebenen des Ökosystems bilden. 
KUSTOS konzentriert sich regional auf die südöst- 
liche Nordsee und hier besonders auf die Flanken 
der Elbfahne. Dieses Gebiet ist als Modellfall für die 
Küstenzirkulation in Schelfmeeren anzusehen, so 
daß die Methodik auch auf andere Schelfregionen 
übertragbar ist. 

Die notwendigen Daten zum Betrieb und zur Validie- 
rung der Modelle werden durch größere, schiffs- 
gestützte Feldexperimente und ergänzende Ferner- 
kundungen geliefert. Dabei müssen die Bestände und 
Transportraten von Süßwasser, Schwebstoffen und 
der Pflanzennährstoffe Stickstoff (N), Phosphor (P), 
Silizium (Si) und Kohlenstoff (C) erfaßt werden. 

Im Februar/März 1996 wurde im Anschluß an den 
Eiswinter das dritte und abschließende Zentralexpe- 
riment durchgeführt, bei dem die Forschungsschiffe 
VALDIVIA und ALKOR eingesetzt wurden und auch 
die Fernerkundung wieder genutzt wurde. Teilweise 
wurden Proben auch mit einem Hubschrauber ge- 
nommen. Dieses dritte Zentralexperiment, daß in der 
ursprünglichen Planung nicht vorgesehen war, wnr- 
de erforderlich, da die Analyse der vorliegenden Da- 
ten (Statusseminar November 1995) zeigte, daß ohne 
eine Meßkampagne im Winter das System Küsten- 
stromAVattenmeer nicht beschrieben bzw. modelliert 
werden kann. Überraschend war der für den Winter 
ungewöhnlich hohe Bestand an Phytoplankton, der 
darauf schließen läßt, daß von den niedrigen Wasser- 
temperaturen kein hemmender Einfluß auf das 
Wachstum ausgeht, sondern daß das relativ hohe 
Lichtangebot während der Frostperioden (Hoch- 
druckwetterlage) der entscheidende Faktor ist. 

Innerhalb des Gemeinschaftsprojektes „Zooplankton 
Analyse und Prognose" (ZAP) der Biologischen An- 
stalt Helgoland (BAH) und der Universität Hamburg 
werden die seit 22 Jahren an jedem zweiten Werktag 
in der Nordsee rund um Helgoland gesammelten 
Planktonproben einer aufwendigen Auswertungs- 
prozedur unterzogen. Ziel der Datenanalyse ist es, 
Gesetzmäßigkeiten zu erkennen, nach denen die 
Änderungen im Vorkommen der einzelnen Arten be- 
schrieben werden können. Da die an der „Helgoland 
Reede" beprobten Wasserkörper je nach Stand der 
Tide unterschiedlichen Herkunftsgebieten entstam- 
men, ist es daher zunächst erforderlich, die Ur- 
sprungsgebiete anhand des hydrodynamischen Strö- 
mungsmodells der Deutschen Bucht zurückzuverfol- 
gen. Die so erhaltenen, sortierten Datenserien glei- 
cher Herkunftsgebiete sollen dann miteinander ver- 
gleichend ausgewertet und für prognostische Verfah- 
ren zur Verfügung gestellt werden. Ein Teil der Infor- 
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mation der Langzeitserie wird für die Validierung der 
erarbeiteten Prognoseverfahren benutzt, so daß diese 
in einem iterativen Prozeß optimiert werden können. 

Die Langzeitserien „Helgoland Reede" der BAH bie- 
ten einen einmaligen Datensatz zur Identifizierung 
der Variabilitäten zwischen einzelnen Jahren, auf die 
aufbauend mögliche Langzeittrends erkannt werden 
können. Datenserien für Temperatur und Salinität 
hegen seit 1873 vor. Nährstoffe und Phytoplankton- 
zusammensetzung werden seit 1963 und die Arten- 
zusammensetzung des Zooplankton, inklusive Fisch- 
eier und Larven, seit 1974 zum Teil werktäglich un- 
tersucht. Die zur Verfügung stehenden Datensätze 
bieten eine gute Ausgangsbasis für die Modelherung 
mariner Planktonprozesse. 


8.2 Wattenmeer 

Das Wattenmeer hat als eine der letzten natumahen 
Landschaften in Deutschland einen hohen Erho- 
lungswert für den Menschen. Als Ökosystem des 
Übergangs zwischen Land und Meer erfüllt es Puffer- 
und Filterfunktionen. Seine Bedeutung reicht dabei 
weit über sein eigentliches, beschränktes Areal hin- 
aus. So ist es unentbehrlicher Rast- und Mauser- 
platz für zahlreiche Zugvögel und spielt eine bedeu- 
tende Rolle als „Kinderstube" vieler Wirbelloser und 
Fische, die als Adulte in der offenen Nordsee leben. 
Als küstennaher Lebensraum ist das Wattenmeer im 
besonderen Maße anthropogenen Belastungen aus- 
gesetzt. Derzeit kann nicht genau beurteilt werden, 
bis zu welchem Grade das Ökosystem diesem Druck 
gewachsen ist und wann möglicherweise irreparable 
Schäden auf treten. Obwohl das Wattenmeer seit 
Jahrzehnten von Wissenschaftlern verschiedener 
Fachdisziplinen untersucht wird, fehlt eine wissen- 
schaftlich fundierte Gesamtanalyse dieses komple- 
xen Ökosystems. 

Das Verbundprojekt ^Sylter Wattenmeer Austausch- 
prozesse" (SWAP), mit dem 1990 der Schritt von der 
wissenschaftlichen Analyse einzelner Vorgänge zur 
interdisziplinären Ökosystemforschung vollzogen 
wurde, konnte im Juni 1996 planmäßig abgeschlos- 
sen werden. Wesentliches Ziel von SWAP war die 
Analyse von Austauschprozessen innerhalb des Öko- 
systems Wattenmeer sowie zwischen den benachbar- 
ten Systemen Nordsee, Festland und Atmosphäre. 
Parallel wurde der Versuch unternommen, den Im- 
und Export von Nährstoffen, Organismen und Sedi- 
ment zu bilanzieren. 

Als wichtige Ergebnisse sind zu nennen: 

# Die Entwicklung eines hochauflösenden Modells 

zur Hydrodynamik liefert unter der Annahme 
eines mittleren Tideverlaufs die Möglichkeit, die 
an einzelnen Stationen gewonnenen Daten auf 
das gesamte Areal des Sylt-Rsme-Beckens zu 
übertragen. ^ 

• Ein 1995 entwickeltes Verfahren, das auf gemes- 
sene Pegelstände zurückgreift, ermöglicht eine 
sehr genaue Berechnung des Wassermassen- und 
Schwebstofftransports durch das Lister Tief, den 
einzigen Zugang zum Sylt-Rßma-Becken. 


# Im Sylt-Rßme-Becken besteht die langanhaltende 
Tendenz, die eulitoralen Wattflächen abzutragen. 
In den letzten 100 Jahren nahmen diese von zwei 
Drittel auf ein Drittel des gesamten Areals ab. Die 
Gezeitenrinnen wurden breiter und tiefer, das 
Volumen des ständig vorhandenen Wasserkörpers 
nahm zu. Das erodierte, vorwiegend grobkörnige 
Material wurde und wird in die Nordsee expor- 
tiert. 

# Schwebstoffe bilden die dominierende Transport- 
form im Wasserkörper. Dabei kommt es zu einer 
vorwiegenden Verfrachtung in die Randzonen der 
Bucht. Nur durch die Sedimentation von Kotpillen, 
die gegen mechanische Beanspruchung resistent 
sind, können feine Schluff- und Tonpartikel auch 
in Arealen abgelagert werden, in denen eine Sedi- 
mentation feinen Materials aufgrund der hydro- 
dynamischen Bedingungen normalerweise verhin- 
dert wird, 

# Einträge von Land und aus der Atmosphäre führen 
zu einem Nettoimport von feinkörnigem Material. 

# Für das Sylt-Rsma-Watt konnte ganzjährig ein 
Nettoimport von partikulärem organischen Mate- 
rial nachgewiesen werden. Im Gegensatz dazu ist 
die Bilanz für die Pflanzennährstoffe N, P und Si 
jahreszeitlich unterschiedlich, hier scheint es ins- 
gesamt zu einem geringfügigen Nettoexport zu 
kommen. 

# Untersuchungen an verschiedenen Fisch- und 
Vogelarten belegen die große Bedeutung des Wat- 
tenmeeres für deren Ernährung und lassen eine 
Abschätzung der Konsumtion zu. Bei den Vögeln 
stellen nicht die Watvögel, sondern nach Mu- 
scheln tauchende Enten die größte Biomasse. 

Mit den in SWAP erzielten Ergebnissen wird erheb- 
licher umweltpolitischer Handlungs- bzw. Entschei- 
dungsbedarf auf gezeigt. Der in SWAP erstmalig in 
der Wattenmeerforschung betriebene interdiszipli- 
näre Ansatz machte es möglich, das gesamte Ein- 
zugsgebiet der Lister Wattstromrinne als geologische, 
hydrographische und ökologische Einheit zu be- 
trachten, und aus den gewonnenen Erkenntnissen 
Prognosen für weitere Entwicklungen abzuleiten. 

Durch die deutliche Abnahme des Anteils der trok- 
kenfallenden Flächen und vor allem der schlickigen 
Bereiche wird sich das Sylt-Rßma-Becken ökologisch 
der küstennahen Nordsee angleichen. Dadurch sinkt 
seine überregionale Bedeutung als Nahrungsgebiet 
und Kinderstube für Nordseetiere. Es ist davon 
auszugehen, daß die vorgeschobenen Deiche und 
Dämme die negative Sedimentbilanz und den 
Schlickmangel (mit)verursacht haben. Langfristig 
kann der Wattenmeercharakter des Sylt-Rame-Bek- 
kens nur erhalten bleiben, wenn der Übergang zwi- 
schen Meer und Land wieder fließender gestaltet 
wird und neue Sedimentations gebiete mit Salzwie- 
sencharakter entstehen können. Wahrscheinlich ist 
die hier aufgezeigte Entwicklung für das gesamte 
Wattenmeer symptomatisch. Sie zeichnet sich im 
Sylt-Ramß -Becken wegen der besonderen Einen- 
gung der Morphodynamik nur früher und deutlicher 
ab. 
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Die Ergebnisse aus dem SWAP fanden bereits in den 
Grundlagen für einen Nationalparkplan Berücksich- 
tigung, die im Herbst 1996 vom Landesamt für den 
Nationalpark Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer 
veröffentiicht wurden. 

Als zweites interdisziplinäres Verbundvorhaben zur 
Ökosystemforschung im Wattenmeer wird im Rück- 
seitenwatt von Spiekeroog das Projekt „Elastizität 
des Ökosystems Wattenmeer" (ELAWAT) durchge- 
führt, das die Ursachen für die trotz hoher natürlicher 
(Extremereignisse) und anthropogener Belastung 
bisher fortbestehende Stabilität des Wattenmeeres 
untersucht. Dabei gilt es, auch die Grenzen der Be- 
lastbarkeit aufzuzeigen. 

Ein 1996 neu entwickeltes Tidemodell des Spie- 
kerooger Rückseitenwatts erlaubt es, Wasserstände, 
Strömungsverhältnisse und Trockenfalldauer zu be- 
stimmen. Damit leistet das Modell den T^Uprojekten 
bei der Interpretation ihrer Daten wertvolle Hilfe, so 
kann z. B. verfolgt werden, wie unter gewählten Be- 
dingungen Planktonorganismen verdriftet werden. 
Zusätzlich wurde damit begonnen, biologische Phä- 
nomene in Modellen zu erfassen. Schwerpunktmäßig 
wurde das Lanice-Watt behandelt. Ein Modellansatz 
versucht das Entstehen unterschiedlicher Besied- 
lungsmuster zu erklären, ein weiterer beschäftigt 
sich damit, zeitliche Veränderungen räumlicher Mu- 
ster der Besiedlungsstrukturen statistisch zu erfassen 
und zu visualisieren. 

Die Felduntersuchungen 1996 zeigten, daß der Eis- 
winter, der erste seit mehr als 10 Jahren, die Aus- 
gangsbedingungen gegenüber 1994 und 1995 verän- 
dert hatte. Durch das massenhafte Absterben einzel- 
ner Arten der Benthosf auna war die organische Bela- 
stung im Sediment gegenüber den Vorjahren deut- 
lich erhöht. Mit dem Anstieg der Temperaturen im 
April setzte, da die Bakterienpopulationen die niedri- 
gen Temperaturen ohne Schaden überstanden hat- 
ten, eine intensive Mineralisierung ein. Dabei traten 
vorübergehend verstärkt „Schwarze Flecken" auf, 
die aber zu keiner Zeit das Ausmaß der „Schwarzen 
Flächen" erreichten, die Anfang Juni d. J. im Baltru- 
mer Rückseitenwatt beobachtet wurden. Im Verlauf 
des weiteren Jahres stellten sich die normalen saiso- 
nalen Abläufe ein. 

Der Eiswinter 1996 eröffnete die Chance, die an den 
Modellflächen früher erzielten Ergebnisse zur Wie- 
derbesiedlung zu überprüfen. Die bisherigen Resul- 
tate lassen vermuten, daß die Wiederbesiedlung 
großer Wattflächen nach den gleichen Mustern er- 
folgt, wie auf den Experimentalflächen gemessen. 
Freie Areale werden vorwiegend von juvenilen Tie- 
ren besiedelt, so daß das Artenspektrum gegenüber 
den Kontrollflächen für längere Zeit reduziert 
bleibt. 

Das interdisziplinäre Verbundvorhaben „7>ansporf, 
7>ansfer und Transformation von Biomasse^EIemem 
ten in Wattgewässern" (TRANSWATT) untersucht 
überregional wattenmeerspezifische Strukturen und 
Prozesse im Wasserkörper (Pelagial). Damit unter- 
scheidet sich TRANSWATT von den anderen For- 
schungsprojekten im Wattenmeer ^SWAP und ELA- 
WAT), die sich in ihrem Arbeitsprogramm auf be- 


grenzte Areale des Wattenmeeres konzentrieren. Die 
an TRANSWATT beteiligten Wissenschaftler koope- 
rieren eng mit Kollegen, die an dem seeseitig an- 
schließenden Verbundvorhaben KUSTOS beteiligt 
sind. Im Rahmen des Verbundprojektes TRANS- 
WATT wurden seit Beginn der Förderung im Mai 
1994 in sieben synoptischen Meßkampagnen und 
fünf tidezyklischen Austauschexperimenten plus be- 
gleitender kleinräumiger Probenahmen mesoskalig 
die Verteilung, der Transport, der Transfer (Phasen- 
übergang) und die Transformation (Umsetzung) der 
biologischen Schlüsselelemente C, N und P in den 
Wattenmeergewässem untersucht. Probenbearbei- 
timg und Auswertung des umfangreichen Datenma- 
terials sind nahezu abgeschlossen. Zur Zeit läuft ge- 
meinsam mit dem Verbundprcjekt KUSTOS eine Da- 
teninterpretation innerhalb interdisziplinär zusam- 
mengesetzter Arbeitsgruppen. Die bisher vorliegen- 
den Ergebnisse zeigen, daß es im Wattenmeer er- 
kennbare Produktionsschwerpunkte gibt, z. B. süd- 
lich von Eiderstedt. Abschätzungen zur Primärpro- 
duktion und die Berechnung des heterotrophen 
Stoffumsatzes in der Wassersäule unterstreichen die 
Hypothese, daß das Wattenmeer in seiner Gesamt- 
heit als Netto-Dekompositionsraum fungiert. Im 
Plankton konnte das Eindringen bisher für das Ge- 
biet imbekannter Arten (Neozoen) dokumentiert 
werden. Die dadurch möglicherweise eintretende 
Veränderung der charakteristischen Planktongesell- 
schaft kann z. Z. in ihren Auswirkungen noch nicht 
beurteilt werden. 

Das Vorhaben TRANSWATT hat zusammen mit den 
anderen Ökosystemforschungsprojekten SWAP und 
ELAWAT grundlegende Erkenntnisse über die Wir- 
kungsbeziehungen im Wattenmeer geliefert. Durch 
die enge Koordination dieser Vorhaben mit dem 
meerseitig anschließenden Projekt KUSTOS steht 
nunmehr ein Datensatz zur Verfügung, um auch die 
Wechselwirkungen der Lebensräume im Wattenmeer 
mit denen der freien See zu erfassen und zu quanti- 
fizieren. Mit diesen Forschungsprojekten wird von 
seiten des BMBF ein wesentlicher Beitrag geleistet, 
auf dem ein integriertes Küstenzonenmanagement 
zukünftig aufbauen kann. 


8.3 Spezielle Projekte 

Jüngste Meßergebnisse belegen, daß sich der Zu- 
stand der Ozonhülle auch auf der Nordhemisphäre 
verschlechtert, so daß der in hohen südlichen Breiten 
beobachtete Anstieg der UV-Einstrahlung nun auch 
im Norden kein unrealistisches Szenario mehr ist. 
Nicht nur terrestrische Organismen werden durch 
UV-Strahlen beeinträchtigt. Mittels moderner Meß- 
technik wurde gezeigt, daß UV-Licht in die oberen 
Schichten des Meeres eindringt. Im Mittelpunkt der 
seit Februar 1994 im Rahmen des Verbundvorha- 
bens „Wirkung von UV-Strahlung auf marine Orga- 
nismen" auch in der Nordsee laufenden Arbeiten 
steht die Beschreibung der Auswirkungen erhöhter 
UV-Strahlung auf exponierte litorale Ökosysteme. 
Die Untersuchungen finden an Phytoplankton, 
Makroalgen, Zooplankton sowie Makrozoobenthos 
statt. 
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Bisher ist es gelungen, an den genannten Organis- 
mengruppen sowohl in Laborexperimenten wie auch 
in Freilanduntersuchungen verschiedene Reaktionen 
auf erhöhte UV- Einstrahlung zu beschreiben. So 
konnte gezeigt werden, daß eine Seenelkenart auf 
UV-Strahlung mit signifikanten, irreversiblen Verän- 
derungen ihres Habitus reagiert. Die üblicherweise 
weißen Tiere färben sich braun, verlieren an Gewicht 
und verändern ihren Aufwuchswinkel, d. h. sie rea- 
gieren mit einfach zu erkennenden Veränderungen 
auf eine erhöhte UV-Einstrahlung. 

Bis zum Projektabschluß, Ende 1998, sollen zwei 
Hauptaufgaben gelöst werden: 

• Durch vertiefende Untersuchungen über das An- 
passungspotential mariner Organismen an die 
UV-Einwirkimg soll die Beschreibung von Lang- 
zeiteffekten ermöglicht werden. 

• Etablierung von Indikatorsystemen, die für ein 
UV-Monitoring geeignet sind. Die Untersuchun- 
gen werden im Labor, in Mesokosmen und vor 
allem im Freiland durchgeführt. 

Die Ergebnisse werden dazu beitragen, Aussagen 
über das Gefahrenpotential abzusichern, das von 
der Zunahme der UV-Einstrahlung ausgehen kann. 
Auf diese Weise soll zur Versachhchung der öffent- 
lichen Diskussion über den Problemkreis „Ozon- 
abbau - UV-Gefahren für das Leben" beigetragen 
werden. 

Die Molekulargenetik hat sich in den vergangenen 
Jahren zu einer Schlüsseldisziplin entwickelt, die 
in der Medizin, Tier- und Pflanzenzucht und für 
die biotechnologische industrielle Produktion einen 
bedeutenden Stellenwert erlangt hat. Ihre Techni- 
ken werden international zunehmend auch für die 
Beantwortung ökologischer Fragen eingesetzt. In 
Deutschland waren diese modernen Methoden in 
der Meeresforschung bisher noch unterrepräsen- 
tiert. Um den Rückstand aufzuholen, wurden 1995 
verschiedene Forschungsprojekte zu dieser Thema- 
tik gestartet. 

Warum manche marinen Organismen Gifte produ- 
zieren, ist eine der zentralen Fragen innerhalb des 
molekulargenetischen Verbundprojektes „Entstehung 
von Toxizität und Ausbreitung toxischer Eukaryon- 
ten/Prokaryonten-Systeme'' (TEPS), in dem Arbeits- 
gruppen des Alfred-Wegener-Instituts, der Universi- 
täten Jena, Mainz, Stuttgart und der Biologischen 
Anstalt Helgoland Zusammenarbeiten. 

Toxische Algenblüten können große wirtschafthche 
Schäden anrichten. So können in Marikultur gezo- 
gene Muscheln mit der Aufnahme von Algen, die 
in diesen enthaltenen Toxine in ihrem Fettgewebe 
anreichem und speichern. Sie sind dann für den 
menschlichen Verzehr nicht mehr geeignet. Globale 
Monitoringprogramme haben gezeigt, daß weltweit, 
vermutlich bedingt durch Eutrophierung, Klimaän- 
derung und anthropogene Artenverfrachtung (z. B. 
mit dem Baiastwasser von Schiffen), toxische Algen- 
blüten zunehmen. Lange galten Mikroalgen als die 
alleinige QueEe für die Toxinproduktion. Nach neue- 
ren Erkenntnissen wird davon ausgegangen, daß 
Interaktionen zwischen Mikroalgen und assoziierten 


Bakterien für die Toxinproduktion verantwortlich 
sein können. 

TEPS hat zum Ziel, die bislang wenig imtersuchten 
komplexen Zusammenhänge zwischen Prokaryonten 
imd verschiedenen Eukaryonten bei der Produktion 
von Toxinen aufzuklären. Dazu soll der Verwandt- 
schaftsgrad von toxischen und nichttoxischen Algen 
und die Beteiligung mariner Bakterien an toxischen 
Algenblüten bestimmt werden. Weiter soll geprüft 
werden, ob z. B. Kieselschwämme oder marine Proto- 
zoen ein Reservoir für toxische Mikroorganismen dar- 
steUen, und ob in den unterschiedlichen Organismen 
eventuell die gleichen potentiell toxischen Bakterien 
zu finden sind. Ferner soll die Wirkung von Algen- 
toxinen auf Protozoen sowie der Einfluß von Proto- 
zoen und möglicher darin lebender Symbionten 
auf die Toxinproduktion von Algenpopulationen 
aufgeklärt werden. Die verschiedenen Toxine wer- 
den quantitativ und cjualitativ bestimmt. Das tech- 
nische Gesamtziel, für das während des Bewilli- 
gungszeitraumes die wesentlichen Grundlagen er- 
arbeitet werden sollen, ist die Bereitstellung von 
Methoden (eventuell Gensonden in Verbindung mit 
der Durchflußzytometrie oder Mikrotiter-Platten- 
Analysen) für die Früherkennung von toxischen 
Phänomenen. 

Auf Forschungsfahrten, die bis zu den Orkney Inseln 
führten, wurde umfangreiches Probenmaterial ge- 
wonnen, aus dem 52 Dinoflagellaten-Klone separiert 
wurden. Darunter sind mindestens vier bisher un- 
bekarmte Arten. Aus den Dinoflagellatenkulturen 
konnten bisher über 500 Bakterienstämme isohert 
werden, die z. Z. auf ihre Toxizität hin untersucht 
werden. Jedoch konnten bisher nur in Prorocentrum 
Uma mit Sicherheit im Zytoplasma freiliegende intra- 
zelluläre Bakterien nachgewiesen werden. Auch in 
Schwämmen und Protozoen ließen sich mit ihnen 
assozüerte Bakterien finden. Basierend auf der 
Sequenzierung der 18S rRNA gelang es bereits in 
der Anfangsphase der Projektförderung spezifische 
Sonden zu entwickeln, die es erlauben, zwischen 
giftigen und nichtgiftigen Chrysochromulina- und 
Prymnesium-Arten. zu differenzieren. Des weiteren 
wurden auch für mehrere Bakterienstämme, die 
assoziiert nüt Dinoflagellaten der Gattung Alexan- 
drium Vorkommen, spezifische Gensonden entwik- 
kelt. Damit ist man dem Fernziel der Entwicklung 
eines sensitiven Frühwarnsystems zur Erkennung 
toxischer Phänomene im Meer ein gutes Stück näher 
gekommen. 

In den Bereich der Klimawirkungsforschung fallen 
die Projekte „Auswirkungen von Klimaänderungen 
auf die Wasserstände und Windverhältnisse an der 
deutschen Nordseeküste", „Auswirkungen von K/i- 
maänderungen auf Sturmentwicklung und Extrem- 
wasserstände an der deutschen Nordseeküste" sowie 
„Klimatologie und Prognose klimainduzierter Ände- 
rungen hydrographischer Größen in Nord- und Ost- 
see" (KUNO), die im Rahmen des Bund-Länder Pro- 
gramms „Klimaänderung und Küste" gefördert wer- 
den. 

Die beiden Teilprojekte zur Wasserstands- und 
Sturmentwicklung entlang der deutschen Nordsee - 
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küste verfolgen auf methodisch unterschiedlichen 
Wegen inhaltlich das Ziel, die Auswirkungen mög- 
licher Klimaänderungen für das Gebiet der deut- 
schen Nordseeküste zu prognostizieren. 

An der Universität Hannover wird die Verteilxmg und 
Häufigkeit meteorologischer Feldgrößen, bei denen 
mit Sturmsituationen zu rechnen ist, anhand der Mo- 
dellierung verschiedener Klimaszenarien und daraus 
erfolgter Wetterlagenklassifikationen ermittelt. Die 
auf diese Weise bestimmten meteorologischen Ver- 
teilungen der Wind- und Luftdruckfelder dienen als 
Antrieb für eine hierarchisch aufeinander abge- 
stimmte Modellfolge zur Berechnung der Strömungs- 
und Wasserstandsverhältnisse in der Nordsee, insbe- 
sondere entlang der niedersächsischen und schles- 
wig-holsteinischen Küste. 

Die Installation und Inbetriebnahme der meteoro- 
logischen und hydrodynamischen Modellketten 
konnte abgeschlossen werden. Im Mittelpunkt der 
meteorologischen Arbeiten standen die Analyse 
und die Verifizierbarkeit der schweren Sturmfluten 
von 1962 und 1976. Die hydrodynamischen Unter- 
suchungen konzentrierten sich 1996 auf Genauig- 
keitsüberprüfungen und Berechnung der Einflüsse 
der Randbedingungen innerhalb der Modellkette. 
Die erhaltenen Daten wurden mit Pegelständen an 
ausgewählten Orten verglichen. Auf diese Art und 
Weise konnten die mit den Modellen erzielten Er- 
gebnisse an konkreten Ereignissen verifiziert wer- 
den. Diese Studien bezüglich der Reproduzierbar- 
keit und Sensibilität der Modellergebnisse ergaben 
wichtige Hinweise für die im Jahr 1997 endgültig er- 
stellte Prognostik. 

In einem weiteren Teilprojekt wurde mit Hilfe einer 
statistischen Methode (MOS -Technik) eine korri- 
gierte hundertjährige Simulation eines gekoppelten 
Ozean-Atmosphären-Modells durch das Max-Plack- 
Institut für Klimatologie in Hamburg analysiert. Mit 
der statistischen Auswertung der Fluktuationen 
großräumiger meteorologischer Felder gelingt es, die 
raum-zeitlichen Variationen derartiger Größen auf 
kleinmaßstäbigere Felder zu transformieren. Die auf 
diese Weise errechneten Wind- und Druckfelder im 
Bereich der Nordsee werden dazu benutzt, ein baro- 
klines Sturmflutmodell anzutreiben, das an dem 
Institut für Meereskunde der Universität Hamburg 
entwickelt wurde. Als Ergebnis sind Angaben von 
Extremwasserständen entlang der Nordseeküste bis 
zum Jahr 2085 und Abschätzungen ihrer Eintritts- 
wahrscheinlichkeiten an ausgewählten Orten des 
deutschen Küstenabschnittes zu erwarten. 

Im Rahmen dieses Vorhabens wurden entlang der 
gesamten Nordseeküste und des Englischen Kanals 
Pegelstände analysiert. In allen bearbeiteten Zeitrei- 
hen war ein positiver Trend nachzuweisen. Der 
Pegelanstieg beträgt je Station einige Zentimeter 
bzw. einige Dezimeter pro 100 Jahre. Es konnte 
nachgewiesen werden, daß der Anstieg des mittleren 
Hochwassers jedoch im wesentlichen auf die Zunah- 
me der mittleren Wasserstände zurückzuführen ist. 
Ein Nachweis eines signifikanten Zusammenhangs 
mit der nachgewiesenen Sturmhäufigkeit war nicht 
möglich. 


Regionale Klimavorhersagen stehen im Mittelpunkt 
des 1996 angelaufenen Vorhabens KUNO, Ziel des 
Projektes ist es, eine fundierte Daten- und Informa- 
tionsbasis der hydrographischen Zustandsgrößen im 
Bereich der deutschen Küstengewässer zu erstellen. 
Als Vorbereitung für regionale Klimavorhersagen sol- 
len mit vorhandenen Modellen Simulationen der der- 
zeitigen Variabilität in Nord- und Ostsee über minde- 
stens 17 Jahre berechnet werden. Die Modellergeb- 
nisse sollen zusammen mit vorhandenen Meßergeb- 
nissen helfen, Klimaanomalien zu quantifizieren und 
die Möglichkeit entsprechender, regionaler Vorher- 
sagen mit Hilfe numerischer Modelle abzuschätzen. 
Zum Abschluß des Projektes planen die Antragsteller 
durch den Antrieb mit verschiedenen Klimaszena- 
rien, z. B. aus globalen Klimamodellen, erste Vorher- 
sagen über mögliche Änderungen des Bewegungs- 
feldes und der Hydrographie von Nord- und Ostsee 
und dem betroffenen Küstenraum. 

8.4 Datenhaltung 

Die Verknüpfung, Optimierung und Ausbau bereits 
etablierter nationaler Datenbanksysteme und An- 
schluß an internationale Datenbanken ist eine der 
zentralen Anliegen in der Meeresforschung. Der 
Austausch von Informationen soll damit verbessert, 
vergleichende Modelle entwickelt und vor allem 
Redundanzen in der Forschungsplanung und -förde- 
rung vermieden werden. Insbesondere vor dem Hin- 
tergrund der sich rasch entwickelnden Kommuni- 
kationstechnik ist es erforderlich, die vorhandenen 
komplexen Datenserien zu ordnen und zu speichern, 
damit diese einerseits für die Wissenschaft im Rah- 
men interdisziplinärer Datenauswertung und ande- 
rerseits für die Öffentlichkeit mit ihrem wachsendem 
Interesse an Informationen zum Zustand der Meere 
zur Verfügung stehen. 

Um diesen Anforderungen zukünftig gerecht werden 
zu können, vmrde daher im Jahr 1996 das Vorhaben 
„Konzeptvorschlag zur effizienteren Datenhaltung 
mariner Parameter in Deutschland'" (Marine Daten- 
haltung) in die Projektförderung des BMBF auf ge- 
nommen. Schwerpunkt der Arbeiten in 1996 war zu- 
nächst eine Analyse der gegenwärtigen Situation der 
Datenhaltung mariner Informationen in Deutschland 
bezüglich Archivierung und Zugriffsmöglichkeit sei- 
tens Dritter. Grundlage der Erhebung bildete eine 
umfangreiche Befragung der bedeutendsten meeres- 
kundlichen Forschungs- und anderer Verwaltungs- 
und Wissenschaftseinrichtungen. Ausgehend davon 
wird z. Z. ein Vorschlag erarbeitet, um die Datenhal- 
tung bereits erhobener bzw. zukünftig zu gewiimen- 
der Daten effizienter und effektiver zu gestalten. Be- 
rücksichtigung finden dabei Aspekte wie Entwick- 
lungstendenzen der wissenschaftlichen Hauptfor- 
schungsrichtungen der Meereskunde, der Meeres- 
forschungstechnik und -technologie, der elektro- 
nischen Datenbearbeitung, der globalen Kommuni- 
kationssysteme und nationale bzw. internationale 
Entwicklungen benachbarter Wissenschaftsbereiche. 
Die laufenden Arbeiten gipfelten im Herbst 1996 in 
einer Tagung, an dem eine repräsentative Auswahl 
der Befragten teilnahm. Als Ergebnis der Diskussion 
zu den präsentierten Ergebnissen und Stellungnah- 
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men erfolgte die Empfehlung zur Bildung einer Ar- 
beitsgruppe „Marine Datenhaltung die das BMBF 
in Fragen der langfristigen Datensicherung beraten 
soll. Die Vorträge der Tagung wurden in den „Mittei- 
lungen der DGM" (Deutsche Gesellschaft für Meeres- 
forschung), Heft 1-2/97, veröffentlicht. 


9. Qualitätszustand der Nordsee 

9.1 Stoffeinträge in die Nordsee 

9.1.1 Das Wassereinzugsgebiet der Nordsee 

Das Wassereinzugsgebiet der Nordsee umfaßt eine 
Fläche von imgefähr 850 000 km^ (Abbildung 6). 
Der jährliche Fluß wasserein trag beträgt ca. 300 km^, 
unterliegt jedoch starken jährlichen Schwankungen 
(Tabelle 23), dies wirkt sich auf den Transport von 
Schadstoffen aus. Die Schmelzwassermengen, die 
nach der Schneeschmelze von Norwegen und 
Schweden in die Nordsee gelangen, belaufen sich 
auf ein Drittel der gesamten Flußwasserzufuhr. Ein 
weiterer beträchtlicher Teil gelangt über die großen 
Nordseezuflüsse Rhein, Elbe, Weser, Maas, Schelde, 
Seine, Themse und Humber in das Meer. Die Ein- 
zugsgebiete dieser Flüsse sind besonders dicht be- 
völkert, hoch industrialisiert und intensiv landwirt- 
schaftlich genutzt. Folglich zählen diese Flußsysteme 
zu den hauptsächlichen Schadstoff- und Nährstoff- 
quellen der Nordsee. 


Ungefähr 164 Mio. Einwohner leben im Einzugs- 
gebiet der Nordsee. Davon sind die Einzugsgebiete 
der Nordseezuflüsse Rhein, Elbe, Weser, Maas, 
Schelde, Seine, Themse und Humber besonders 
dicht bevölkert, wobei die höchsten Bevölkerungs- 
dichten in den Niederlanden, Belgien, Großbritan- 
nien und Deutschland zu verzeichnen sind. In den 
Küstengebieten der Niederlande und Belgien treten 
Bevölkerungsdichten mit maximal bis zu 1 000 Ein- 
wohner pro km^ auf. Im Gegensatz dazu beträgt die 
Bevölkerungsdichte an der Küste Norwegens und 
Schottlands weniger als 50 Einwohner pro km^. Die 
nachfolgende Tabelle 24 gibt einen Überblick über 
die Einwohner in den einzelnen Nordseeanlieger- 
staaten. 

9.1.2 Einträge von Nähr- und Schadstoffen 
vom Lande aus 

Um eine Bilanzierung der vom Lande ausgehenden 
Einträge in die Nordsee vornehmen zu können, muß 
das gesamte Nordsee-Einzugsgebiet betrachtet wer- 
den. Dabei sind folgende, anthropogene Stoffein- 
träge in die Nordsee zu berücksichtigen: 

a) direkt (Punktquellen) aus; 

• der Einleitung kommunaler und industrieller Ab- 
wässer vom Lande, 

• der Einbringung von Industrieabfällen, Baggergut 
und Klärschlamm, 

• der Verbrennung von Abfällen, 


Tabelle 23 


Mittlerer jährlicher Abfluß aus verschiedenen Teilgebieten in die Nordsee 


Gebiet 

Abfluß in km^/a 

Einzugsgebiet in km^ 

Norwegische Küste 

58-70 

45 500 

Küste des Skageraks und Kattegats 

58-70 

102 200 

Dänische und deutsche Küste 



(einschließlich des dänischen und 

deutschen Wattenmeers) 

32 

219 900 

Niederländische und belgische Küste 
(einschließlich des niederländischen 

Wattenmeers und Rhein, Maas und Schelde) 

91-97 

221 400 

Englische und französische Küste am Ärmelkanal 
(einschließlich Seine) 

9-37 

137 000 

Englische Ostküste 

(einschließlich Tyne, Tees, Humber und Themse) . . . 

32 

74 500 

Schottische Küste 

16 

41 000 

Gesamte Nordsee 

296-354 

841 500 

Gesamtes Wattenmeer 

60 

230 059 


Quelle; North Sea Quality Status Report, 1993 
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Abbildung 6 


Einzugsgebiet der Nordsee mit den großen Nordseezuflüssen 
und der Darstellung von Gebieten mit hoher Bevölkerungsdichte 



Quelle: North Sea Quality Status Report, 1993 
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Tabelle 24 


Geschätzte Einwolmerwerte 
im Nordsee-Einzugsgebiet 


Land 

Einwohner 
im Einzugsgebiet 

Belgien und Luxemburg 

10 000 000 

Tschechische und 


Slowakische Republik . . 

5 000 000 

Dänemark 

2 000 000 

Frankreich 

20 000 000 

Deutschland 

70 000 000 

Niederlande 

16 000 000 

Noiwegen 

3 000 000 

Schweden 

3 000 000 

Schweiz 

5 000 000 

Großbritannien 

30 000 000 

Gesamtes Nordsee - 
Einzugsgebiet 

164 000 000 


Quelle : North Sea Quality Status Report, 1993 


• Einleitungen, die von Plattformen ausgehen und 
e dem Schiffahrtsbetrieb 

sowie 

b) indirekt (diffuse Quellen) aus: 

• dem Zufluß der in das Meer einmündenden 
Flüsse, 

• dem Eintrag aus der Luft und 

• Abschwemmungen und Versickerungen an der 
Küste. 

9.1 .2.1 Flußeinträge und direkte Einträge 
der Anliegerstaaten in die Nordsee 

Von der Paris-Kommission wurde beschlossen, ab 
1990 Daten der Flußeinträge und direkten Einträgen 
(kommtmale und industrielle Abwassereinträge) von 
Nähr- und Schadstoffen in die Nordsee nach zuvor 
festgelegten methodischen Richtlinien „Principles of 
the Comprehensive Study on Riverine Inputs" zu 
sammeln und zu bewerten. Unter direkten Einträgen 
sind Einleitungen in die Flußmündungsgebiete und 
entlang der Küsten zu verstehen, die unterhalb der 
Meßstelle im Fluß (Tide- oder Süß wassergrenze) ein- 
getragen werden und demzufolge dort nicht erfaßt 
werden können. Dementsprechend sind auch die er- 
mittelten Flußeinträge (Immissionen an der Tide- 
oder Süßwassergrenze) oft um ein Vielfaches höher 
als die direkten Einträge. 

Betrachtet man die Jahre 1990-1996, so ist festzustel- 
len, daß die höchsten Einträge an Schwermetallen 
und Nährstoffen in die Nordsee (Region II: Skager- 


rak, Kattegat, eigentliche Nordsee, Englischer Kanal 
ohne Daten von Frankreich) von Deutschland, Groß- 
britannien und den Niederlanden ausgehen (Abbil- 
dungen 7 und 8). Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
die niederländischen Einträge vor allem aus dem 
Rheineinzugsgebiet stammen. Das bedeutet, daß ein 
großer Anteil der Nähr- und Schadstoffe durch die 
Oberlieger Frankreich, die Schweiz und Deutschland 
eingetragen werden. 


9.1. 2.2 FluBeinträge und direkte Einträge 
aus Deutschland in die Nordsee 

In Deutschland werden die international im Rahmen 
der Kommissionen von Oslo und Paris benötigten 
Daten von den Bundesländern Schleswig -Holstein, 
Niedersachsen und Bremen sowie von den Arbeits- 
gemeinschaften für die Reinhaltung der Elbe (ARGE 
Elbe) und der Weser (ARGE Weser) erhoben. Dabei 
werden die Flußgebiete der Elbe, Weser, Ems und 
Eider betrachtet, wobei die Meßmethoden nicht 
immer einheitlich sind. In diesen Flußgebieten er- 
folgen die Messungen teilweise schon seit 1980, so 
daß diese Angaben bei der Bewertung der Daten 
mit berücksichtigt werden können. In den jewei- 
ligen Flußgebieten gilt folgende Probenahmefre- 
quenz: " 

Elbe: wöchentliche Querprofilmessungen im Haupt- 
fluß und 4-8 Probenahmen pro Jahr in den 
‘Nebenflüssen, 

Weser: monatliche Einzelproben im Hauptfluß; keine 
Messungen in den Nebenflüssen, 

Ems: monatliche Einzelproben im Hauptfluß; keine 
Messungen in den Nebenflüssen, 

Eider: zwei Messungen pro Monat als qualifizierte 
Stichprobe im Haupt- und Nebenfluß. 

An der Elbe erfolgt die Probenahme für die Flußein- 
tragsdaten an der Süßwassergrenze, die innerhalb 
der Tidegrenze liegt. So wird an dieser Meßstelle der 
Durchfluß mit Hilfe eines eindimensionalen mathe- 
matischen Durchflußmodells bestimmt. Auch in der 
Weser werden die Messungen oberhalb der Süßwas- 
sergrenze vorgenommen. In der Ems erfolgt die Mes- 
sung an der Tidegrenze an der Meßstelle „Her- 
brum". Die Probenahme in der Eider erfolgt an der 
Süßwassergrenze (Meßstelle Eider, „Nordfeld", Ein- 
zugsgebietsgröße 905 km^; Treene, „Friedrichstadt", 
Einzugsgebietsgröße 797 km^). 

Die über die kommunalen und industrielle Abwas- 
sereinleitungen direkt in die Nordsee eingetragenen 
Schadstoffmengen werden zu den oben genannten 
Flußeinträgen addiert. Diese sind jedoch im Ver- 
gleich zu den Flußeinträgen verhältnismäßig gering, 
da nur die Einleitungen unterhalb der Meßstelle im 
Fluß in Betracht gezogen werden. Im Elbeeinzugsge- 
biet werden diese sogenannten direkten Einträge der 
großen Einleiter aus den Einleiterüberwachungswer- 
ten bestimmt, soweit diese Parameter im Überwa- 
chungsprogramm enthalten sind. Darüber hinausge- 
hende Angaben sind Schätzungen. Der diffuse Ein- 


95 






□ Belgien ■Dänemark □Deutschtand SGroßbritaniefn ■ Niederlande □ Norwegen ■Sdrwedon 


Oßtiglen ■DAnemark: BOauItofiland D^roO brIianiAn ■Niaderland« EINorwagan ■S«hw«d*n 


Drucksache 13/11224 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Abbildung 7 


Nährstoffeinträge der Anrainerstaaten in die Nordsee (Region II] 


Quelle : Kommissionen von Oslo und Paris (INPUT- Arbeitsgruppe) 
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Abbildung 8 


Schwermetalleinträge der Anrainerstaaten in die Nordsee (Region II] 
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trag konnte nicht ermittelt werden. Im Weser-, Ems- 
und Jadeeinzugsgebiet handelt es sich bei diesen an- 
gegebenen Stoff trachten um Schätzungen, wobei die 
Angaben zu kommunalen Abwassereinträgen auf 
der Grundlage von Einwohnergleichwerten hochge- 
rechnet wurden. Die diffusen Einträge blieben hier 
ebenfalls unberücksichtigt. 

Beim Vergleich der Schadstoffeinträge über die oben 
genannten deutschen Flüsse in die Nordsee zwi- 
schen 1980 und 1996 wird deutlich, daß die Elbe bei 
den Einträgen von Nährstoffen und Schwermetallen 
eine herausragende Rolle einnimmt. Gleichzeitig 
wird aus den Abbildungen 9 und 10 jedoch auch in 
allen Flußgebieten der steuernde Einfluß des Abflus- 
ses auf den Stofftransport erkennbar. So nimmt in 
Zeiten mit hohem Abfluß auch der Nähr- und Schad- 
stoffeintrag für die meisten Parameter zu. Für eine 
tendenzielle Bewertung kommt in den Flußgebieten 
der Elbe und Weser erschwerend hinzu, daß dort 
während des Untersuchungszeitraums ein Meßstel- 
lenwechsel erfolgte. 

Verfolgt man die zwischen 1980 und 1996 eingeleite- 
ten Maßnahmen im kommunalen und industriellen 
Bereich, so wird deutlich, daß auf Grund von ver- 
schärften gesetzlichen Bestimmungen im Rahmen 
des Wasserhaushaltsgesetzes die Emissionen insge- 
samt verringert wurden. Das wirkt sich auch positiv 
auf die Konzentrationen im Fluß aus. So konnten in 
den alten Bundesländern im Zeitraum von 1980 bis 
1989 auf Grund dieser Maßnahmen und verbesserten 
Abwasserreinigungstechniken vor allem die Schwer- 
metalleinträge überproportional gesenkt werden. 
Dagegen sind Verbesserungen im industriellen Be- 
reich erst seit Anfang der 90er Jahre - also seit 
Inkrafttreten der Abwasserverwaltungsvorschriften 
in den Industriebranchen - spürbar. Zusätzlich ist 
im Elbe-Einzugsgebiet eine Verringerung der Nähr- 
imd Schadstoffeinträge nach der Wiedervereinigung 
zu verzeichnen. Dies ist vor allem auf den Zusam- 
menbruch der im Elbeeinzugsgebiet angesiedelten 
chemischen Industrie sowie den zügigen Auf- imd 
Ausbau von Abwasserbehandlungsanlagen in den 
neuen Bundesländern zurückzuführen. 

9.1.3 Verklappung von Abfällen in die Nordsee 

Das Einbringen von Abfällen umfaßt die Kategorien 
Baggergut, Klärschlamm, die frühere Kategorie 
Industrieabfälle (= Chemikalienabfälle, Flugasche, 
Schlämme, Gestein) sowie Fischabfälle und Schiffe. 

Die Oslo-Kommission hatte zum Ende des Jahres 
1989 die Einstellung der Einbringung von Industrie - 
abfällen in die Nordsee beschlossen. Hiervon ausge- 
nommen ist die Einbringung von Gestein. Dieser Ter- 
min wurde von allen Nordseeanrainerstaaten mit 
Ausnahme von Großbritannien eingehalten, das erst 
zum Ende 1992 nachzog. 

Seit 31. Mai 1993 wurde die Einbringung von Dünn- 
säure aus der Titandioxidindustrie in das gesamte 
Konventionsgebiet des Nordostatlantiks endgültig 
eingestellt. Jedoch gibt es noch Einleitungen vom 
Lande aus der Titandioxidproduktion, die über einen 
Zeitraum von 1979 bis 1994 keine Trendentwicklung 
erkennen lassen. 


Die Einbringung der Dünnsäure aus der deutschen 
Titandioxidindustrie in die Nordsee 10-17 Seemeilen 
nordwestlich von Helgoland wurde 1989 eingestellt. 
Dies gelang durch die Anwendung abfallarmer Pro- 
duktionsverfahren (Ersatz von Sulfatverfahren durch 
Chloridverfahren) sowie durch Aufkonzentrierung 
und Verwertung der stark sauren Abfälle (Dünn- 
säure) und Ablagerung der dabei anfallenden Rück- 
stände an Land. Hierfür war ein Investitionsaufwand 
von insgesamt 543 Mio. DM erforderlich. 

Die Einbringung von Klärschlamm in den Nordost- 
atlantik ist gemäß der Konvention über den Schutz 
der Meeresumwelt des Nordostatlantiks ab 1999 ver- 
boten. Derzeit wird Klärschlamm nur noch von Groß- 
britannien in die Nordsee eingebracht. 

Ein weiterer Eintrag von Schadstoffen in die Nordsee 
wird durch die Einbringung und Umlagerung von 
Baggergut verursacht. Die Hauptmenge fällt bei der 
Unterhaltung der Schiffahrtswege in den großen 
tidebeeinflußten Flüssen an. Ein geringerer Teil 
stammt aus Häfen und Vorhäfen sowie aus einzelnen 
Sondermaßnahmen. 

Die üblicherweise aus den gebaggerten Mengen und 
den mittleren Schadstoffkonzentrationen in diesem 
Baggergut berechneten Schadstofffrachten verleiten zu 
der Annahme, daß die so ermittelten Schadstoffmengen 
der Nordsee tatsächlich in vollem Umfang zugeführt 
werden. Dies ist jedoch nicht der Fall. Da die Bagge- 
rungen überwiegend im tidebeeinflußten Bereich erfol- 
gen, wird das bei der Umlagenmg eingebrachte Mate- 
rial zwar zimächst mit der Ebbe in Richtung Nordsee 
transportiert, kommt aber zum Teil mit der nachfolgen- 
den Rut zurück und sedimentiert erneut, so daß bei der 
nächsten Baggerung ein Teil desselben Materials wie- 
der erfaßt vjird. Eine exakte Angabe des Nettoschad- 
stofftransportes auf der Basis der gebaggerten Mengen 
ist wegen vieler unbekannter und sich ständig ver- 
ändernder Einflußgrößen (Strömungs- imd Sedimenta- 
tionsgeschwindigkeiten, Windverhältnisse, Transport- 
raten und -Wege usw.) nicht durchführbar. Die Ta- 
belle 25 enthält deshalb nur eine Abschätzung der 
Schadstoffmengen von Baggergut aus Häfen. 

Die ausgewiesenen Baggergutmengen sind ab 1993 
deutlich höher als in den Vorjahren. Seit diesem Zeit- 
punkt werden die aus dem westlichen Teil des Nord- 
Ostsee-Kanals sowie die aus dem Vorhafen der 
Schleuse Brunsbüttel stammenden großen Schlick- 
mengen mit erfaßt. 

Alle in das Konventionsgebiet erfolgten Einträge 
(Baggergut, Klärschlamm, sonstige Abfälle) werden 
der Oslo-Kommission gemeldet und in gemeinsamen 
Berichten publiziert. Die Auswertung der Daten aus 
den Jahren 1991, 1992 und 1993 sind in der nachfol- 
genden Tabelle 26 zusammengefaßt. 

Bei der vom Sekretariat der Oslo-Kommission vor- 
genommenen Differenzierung zwischen Hafenberei- 
chen und Ästuaren/Schifffahrtsstraßen wurden 1991 of- 
fensichtlich andere Unterscheidimgskriterien zugrun- 
degelegt als bei den deutschen Daten in Tabelle 25. 
Letztere sind hier als realistischer anzusehen. 

Fischabfälle wurden bisher nur von Norwegen in im- 
regelmäßigen Abständen in innere Gewässer außer- 
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Abbildung 9 


Nghrstoffein träge über die deutschen Flüsse in die Nordsee 
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Quelle: Angaben der Bundesländer für OSPAR-INPUT, 1997 
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Abbildung 10 


Schwenmetalleinträge über die deutschen Flüsse in die Nordsee 
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Quelle; Angaben der Bundesländer für OSPAR -INPUT, 1997 
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Tabelle 25 


Einbringung von Baggergut ln die Nordsee durch Deutschland 
ln den Jahren 1991 bis 1994 


aus Häfen 


Jahr 

Menge in t 

Cd 
ln t 

Hg 

int 

As 
in t 

Cr 

int 

Cu 
in t 

Ni 
in t 

Pb 

int 

Zn 
in t 

WM 

1 919 000 

2,1 

0,5 

4,5 

92,6 

24,3 

23,9 

74,4 

175,3 

119 

1 940 000 

■n 

mm 

13,3 

90,8 

25,0 

44,5 

52,7 

164,5 

mm 

6 778 000 

mm 

■9 

13,4 

68,1 

22,9 

21,9 

55,2 

151,0 

1994 

6 043 000 

n 

1,4 

16,5 

69,0 

24,8 

25,8 

64,7 

162,9 


aus Ästuaren und Schiffahrtsstraßen 


Jahr 

Menge in t 

1991 

44 240 000 

1992 

40 530 000 

1993 

45 872 000 

1994 

53 088 000 


Quelle: Bundesanstalt für Gewässerkunde , Koblenz , 1 996 


halb der Nordseegrenzen eingebracht. Im Jahr 1994 
erfolgte keine Einbringung. 

Schiffe (nach Beendigung ihrer Nutzung) werden 
nur noch von Norwegen in seinen internen Gewäs- 
sern versenkt. Ab dem Jahr 2005 ist die Beseitigung 
von Schiffen im OSPAR-Übereinkommensgebiet ver- 
boten. In 1994 wurden noch (im Gebiet des OSPAR- 
Übereinkommensgebiet einschl. Nordsee) acht Ein- 
heiten (2 aus Metall, 6 aus Holz; gereinigt) einge- 
bracht. Ferner beseitigte Norwegen in diesem Gebiet 
noch 55 Tonnen sperrige Abfälle aus Eisen (Schrott). 

9.1 .4 Abfallverbrennung auf See 

Die Verbrennung von Abfällen auf See war auf Be- 
schluß der Oslo-Kommission bis Ende 1991 einzu- 
stellen. De facto wurde sie bereits im Frühjahr 1691 
eingestellt. Die Verbrennung auf See war insbeson- 
dere der Entsorgung von Rückständen halogenierter 
Kohlenwassserstoffe Vorbehalten. Die Einstellung der 
Hohe-See- Verbrennung konnte erreicht werden, weil 
mit Nachdruck auf eine verstärkte Abfallvermeidung 
durch innerbetriebliche Produkt- und Verfahrensum- 
stellung, auf die Verwertung von Produktionsrück- 
ständen sowie auf die Schaffung von Entsorgungs- 
kapazitäten an Land, insbesondere durch den Bau von 
Sonderabfallverbrennungsanlagen hingewirkt wurde. 

9.1.5 Öleinträge 

9.1 .5.1 Öleintrage von Plattformen 

Der Gesamteintrag an Öl von Plattformen erfolgt über 
das Produktionswasser, unfaUbedingte Einleitungen 
(Leckagen, Gasabfackelungen) und ölhaltiges Bohr- 
klein. Dänemark, die Niederlande, Norwegen, Groß- 
britannien und Deutschland betreiben Öl- und Gas- 
plattformen in der Nordsee. Im Jahr 1992 gab es 


222 Öl- und Gasplattfonnen in der Nordsee. Von die- 
sen Plattformen wurden 1992 insgesamt 14 156 t Öl in 
das Meer eingetragen, wovon 5 860 1 aus Produktions- 
wasser, 7 252 t aus ölhaltigem Bohrklein und 1 044 1 
aus Leckagen und Gasabfackelungen stammten (Ta- 
belle 27). Dabei nahmen die Einleitungen aus den von 
Großbritannien betriebenen Plattformen mit 87 % den 
größten Anteil ein (Abbildung 11). 

Im Zeitraum von 1984 bis 1992 hat sich der Gesamtein- 
trag von Öl durch Plattformen um 50 % verringert, der 
hauptsächlich auf die Senkung der Einleitungen von 
ölhaltigem Bohrklein um 92 % zurückzuführen ist. Da- 
gegen hat jedoch im gleichen Zeitraum die Einleitung 
von ölhaltigem Produktionswasser von 6% (1984) auf 
41% (1992) beträchtlich zugenommen. Auch die An- 
zahl der Plattformen hat sich von 141 (1984) auf 222 
(1992) erhöht. Allerdings wurde die Verwendung von 
dieselölhaltigem Bohrschlamm infolge des am 1. Ja- 
nuar 1987 in Kraft getretenen Verbots eingestellt. Die 
im Rahmen des PARCOM-Beschlusses 92/2 getroffene 
Festlegung, daß der ölhaltige Schlamm rücht mehr in 
der Nordsee verklappt oder eingebracht werden darf, 
hat zu einer Reduzierung von Öleinträgen über Bohr- 
klein beigetragen (Abbildung 12). 

9.1 .5.2 Öleintrage von Raffinerien 

1993 gab es 47 Raffinerien in der Nordsee, von denen 
1 345 t Öl in die Meeresumwelt der Nordsee einge- 
tragen wurden (Tabelle 28). Vergleicht man den An- 
teil der Anliegerstaaten, so ist festzustellen, daß die 
von Großbritannien über Raffinerien in die Nordsee 
eingeleiteten Ölmengen mit 70 % den größten Anteil 
ausmachten (Abbildung 13). Obwohl sich im Zeit- 
raum von 1981 bis 1993 die Anzahl der Raffinerien in 
der Nordsee nur um 9 verringerte, sind im Vergleich 
zu 1981 die Öleinträge von Raffinerien um 85% be- 
trächtlich zurückgegangen. Das ist darauf zurückzu- 
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Tabelle 26 

In die Nordsee durch die Anrainerstaaten 1991 bis 1993 eingebrachte Baggergutmengen 


aus Häfen (Schätzung) 


Land 

Menge 

Cd 

Hg 

As 

Cr 

Cu 

Ni 

Pb 

Zn 

-int- 

1991 

Belgien 

13 073 178 

19 

3,12 

102 

325 

179 

172 

436 

1 053 

Dänemark 

2 871 830 

0,29 

0,067 

1,53 

9,3 

14 

2,4 

11 

69 

Deutschland 


<2,10 

0,54 

4,5 

92 

24 

24 

75 

176 

Großbritannien 

28 688 067 

5,64 

5,14 

9,0 

905 

585 

346 

‘998 

2 764 

Niederlande 


8,63 

3,31 

131 

516 

232 

176 

411 

1 524 

Norwegen 

381 940 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1992 

Belgien 

5 913 154 

10 

1 

1,5 

51 

178 

117 

84 

271 

609 

Dänemark 

842 790 

0,08 

0,032 

0,12 

7,3 

6,0 

0,14 

5,3 

35 

Deutschland 

1 940 000 

0,86 

0,144 

13 

88 

24 

43 

51 

160 

Großbritannien 

22 752 841 

4,8 

3,8 

7,4 

718 

459 

263 

742 

2 008 

Niederlande 

24 392 974 

9,24 

3,58 

130 

485 

233 

184 

449 

1531 

Norwegen 

285 858 

0,009 

0,01 

- 

- 

0,4 

- 

4,8 

0,7 

1993 

Belgien 

6 291 212 

10,7 

1,56 

54,7 

189 

124 

89,6 

288 

648 

Dänemark 

4 271422 

0,1 

0,07 

0,4 

14,7 

10,3 

1,5 

11,6 

60,7 

Deutschland 

15 616 000 

0,713 

0,493 

14,1 

74,6 

25,3 

24,7 

61,9 

165 

Großbritannien 

22 519 387 

7,5 

4,6 

25,3 

707 

490 

357 

790 

1983 

Niederlande 

21 436 000 

7,7 

2,8 

121 

377 

195 

150 

347 

1 193 

Norwegen 

591 115 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 


aus Ästuaren und Schiffabrtsstraßen (Schätzung) 


Land 

Menge 1991 

Menge 1992 

Menge 1993 

-in t- 

Belgien 

40 457 678 

42 142 463 

40 356 385 

Dänemark 

3 153 000 

3 728 578 

1 563 284 

Deutschland 

42 562 000 

40 520 000 

37 034 000 

Großbritannien 

14 506 404 

6 409 105 

8 687 752 

Niederlande 

keine Angaben 

keine Angaben 

keine Angaben 

Norwegen 

keine Angaben 

keine Angaben 

keine Angaben 


Quelle: Kommissionen von Oslo und Paris 
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Tabelle 27 


Öleinträge von Plattformen über ProdukÜonswasser, unfallbedingte Einleitungen 
und ölhaltiges Bohrklein von den Anliegerstaaten in die Nordsee 


Staat 

1984 

1992 

Anzahl der 
Anlagen 

Produk- 

lions- 

wasser 

int 

Leckagen 
und Gas- 
abfacke- 
lungen 
int 

Bohrklein 
in t 

Anzahl der 
Anlagen 

Produk- 
tions- 
wasser 
•in l 

Leckagen 
und Gas- 
abfacke- 
lungen 
int 

m 

Dänemark 

7 

57 

30 

676 

20 

72 

9 

0 

Deutschland 

1 

- 

- 

0 

4 

- 

- 

0 

Niederlande 

30 

76 

60 

969 

85 

235 

2 


Norwegen 

13 

154 

280 

2 819 

34 

613 

795 ‘) 

83 

Großbritannien 

90 

1430 

130 

18 400 

79 

4 940 

238 

7 169 

Gesamte Nordsee . . . 

141 

1 717 

500 

22 864 

222 

5 860 

1 044 

7 252 


720 1 wurden bei einem Unfall in Slatfjord B. eingetragen. 
Quelle : Kommissionen von Oslo und Paris, 1995 


führen, daß weniger Öl pro Tonne veredelten Öls in 
die Meeresumwelt gelangt. So lag 1981 das mittlere 
Verhältnis zwischen der Ölmenge, die eingetragen 
und der, die veredelt wurde, bei 31 1/106 1 und sank 
bis 1993 auf 4,3 1/106 1. Das bedeutet, daß sich die 
Effektivität der Behandlimg von ölhaltigen Abwäs- 
sern seit 1981 signifikant verbessert hat. 

9.1 .5.3 Einträge aus dem Schiffsbetrieb 

Die Nordsee gehört mit mehr als 200 000 Schiffs- 
bewegungen pro Jahr zu den am meisten befahrenen 
Gebieten der Weltmeere. In den Nordseehäfen wird 
etwa ein Viertel der Gütermenge umgeschlagen, die 
weltweit auf Seeschiffen transportiert wird. Die 
Schiffahrt trägt durch betriebsbedingte Einleitungen 


von ölhaltigen Gemischen, durch Ölrückstände, ver- 
dünnte Reste aus Chemikalientankschiffen und 
durch Schiffsmüll zu der Verschmutzung der Nord- 
see bei. Durch das internationale Übereinkommen 
zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch 
Schiffe (MARPOL 73/78) imd dessen ständige Fort- 
entwicklung werden die Einleitungen durch die 
Schiffahrt geregelt. 

9.2 Stoffkonzentrationen in der Nordsee 
9.2.1 Datengrundlage 

Daten zum Zustand der Nordsee werden national 
nach dem gemeinsamen Bund/Länder-Meßpro- 
gramm für die Nordsee (BLMP) sowie international 


Abbildung 11 


Öleinträge der Anliegerstaaten von Plattformen in die Nordsee 


Öteintröge von Plattformen in die Nordsee 1984 

DÄnomafk Niedeilande 



Großbritannien 

60% 


Quelle: Kommissionen von Oslo und Paris, 1995 


Oternträge von Piattformen in die Nordsee 1992 



Großbrttannlen 

67% 
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Abbildun.g 12 

Öleinträge von Plattformen durch ölhaltiges Bohrklein von den Anliegerstaaten in die Nordsee 

(im Vergleich zum Gesamteintrag] 



Quelle: Progress Report of the 4* International Conference on the Protection of the North Sea, Esbjerg, 1995 
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Tabelle 28 


Öleinträge über Raffinerien der Anliegerstaaten in die Nordsee 


Staat 

1981 

1993 

Anzahl 

der 

Raffinerien 

Menge des 
raffinierten 
Öh 

in W t 

Kapazität 

der 

Raffinerien 
in 10^ t 

Menge des 
eingetra- 
genen Öls 
in t 

Anzahl 

der 

Raffinerien 

Menge des 
raffinierten 
Öls 

in lÖH 

Kapazität 

der 

Raffinerien 
in lon 

Menge des 
eingetra- 
genen Öls 
in t 

Belgien 

6 

21,6 

36,2 

497 

5 

31,8 

34,6 

12 

Deutschland 

16 

66,1 

116,0 

80 

15 

63,2 

74,6 

141 

Niederlande 

9 ■ 

41,4 

83,5 

536 

6 

82,9 

64,2 

224 

Norwegen 

4 

7,3 

11,4 

145 

3 

14,1 

13,7 

14 

Schweden 

3 

12,8 

21,0 

28 

' 5 

15,2 

18,0 

9 

Großbritannien 

18 

77,1 

123,4 

6 942 

13 

98,6 

92,7 

945 

Gesamte Nordsee . . . 

56 

226,3 

391,5 

8 228 

47 

305,8 

297,8 

1 345 


Quelle: Kommissionen von Oslo und Paris, 1995 


nach dem „Joint Assessment and Monitoring Pro- 
gramme" (JAMP) der Kommissionen von Oslo und 
Paris (OSPARCOM) erhoben. Zudem tragen geson- 
derte Überwachungsprogramme von Bundes- und 
Länderbehörden sov^e zahlreiche Forschungspro- 
jekte zur besseren Kenntnis der Belastungssituation 
und der ökologisch bedeutsamen Zusammenhänge 
in der Nordsee bei. 

Gegenwärtig ist ein umfassender Bericht („Quality 
Status Report") zum Zustand der Nordsee als Teil 
eines Gesamtberichts zum Zustand der Meere im Be- 
reich des OS PAR - Übereinkommens in Vorberei- 
tung, Die Fertigstellung des Nordseeberichts soll in 
der ersten Hälfte 1999 erfolgen, der Gesamtbericht 
wird unter dem Titel „QSR 2000" der Kommission 
des OS PAR- Übereinkommens und den Umweltmi- 


nistem/innen der 12 beteiligten Staaten im Jahr 2000 
vorgelegt. 

Nach langjährigen gemeinsamen intensiven Bemü- 
hen der Ressorts vom Bimd und den beteiligten 
Küstenländern um eine tragfähige Lösung für eine 
Überwachung von Nord- und Ostsee zu gewähr- 
leisten, waren auf der 34. Umweltministerkonfe- 
renz Norddeutschland im April 1997 die Ressorts 
vom Bund und der Länder Hamburg, Mecklen- 
burg-Vorpommern, Niedersachsen imd Schleswig- 
Holstein übereingekommen, im Rahmen des Über- 
einkommens zum Schutz der Meeresumwelt des 
Ostseegebietes und des Nordostatlantiks unter Be- 
achtung der Kompetenzverteilung bei der Über- 
wachung von Nord- und Ostsee zusammenzuar- 
beiten. 


Abbildung 13 


Öleinträge der Anliegerstaaten über Raffinerien in die Nordsee 


Öleinträge von Raffinerien in die Nordsee 1981 

Belgien Deutschland 

6% Ntederfande 

Norvwegen 

2% 



Großbritannien 

04% 


Öleinträge von Raffinerien in die Nordsee 1993 


B elglen 

Deutschland 

> Niederlande 


Groß britannien 
70% 



Quelle : Kommission von Oslo und Paris, 1995 
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Damit wurde eine Neuorganisation der Meeresüber- 
wachung in Deutschland durch Bildung einer ARGE 
BLMP Nord - und Ostsee vereinbart, die eine engere 
und längerfristige Zusammenarbeit bei der gemein- 
samen Überwachung festlegt. 

Anläßlich der konstituierenden Sitzung der ARGE 
BLMP Nord- und Ostsee am 16. Juni 1997 im Bundes- 
amt für Seeschiffahrt imd Hydrographie (BSH) in Ham- 
burg wurden die „Grundsätze für die Bildung einer 
Arbeitsgemeinschaft Band/Länder-Meßprogramm für 
die Meeresumwelt von Nord- und Ostsee (ARGE BLMP 
Nord- und Ostsee) " gezeichnet. Diese regeln die Zu- 
sammenarbeit der Ressorts vom Bimd und den be- 
teiligten Küstenländern bei der gemeinsamen Über- 
wachimg von Nord- imd Ostsee. 

Darüber hinaus werden die erforderlichen Einzel- 
regelungen für die ARGE BLMP Nord- und Ostsee in 
der „Geschäftsordnung der Arbeitsgemeinschaft 
Bund/ Lände r-Meßprog ramm für die Meeresumweit 
von Nord- und Ostsee " festgelegt. 

Die Mitglieder der ARGE BLMP sind 

# das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten; 

# das Bundesministerium für Verkehr; 

' • 

# das Bimdesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit; 

# das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie; 

# die Umweltbehörde der Freien und Hansestadt 
Hamburg; 

# das Ministerium für Bau, Landesentwicklung und 
Umwelt des Landes Mecklenburg- Vorpommern; 

# das Umweltministerium des Landes Niedersach- 
sen und 

# das Ministerium für Umwelt, Natur und Forsten 
des Landes Schleswig-Holstein. 

Die Koordination zur Durchführung der Beschlüsse 
der ARGE BLMP Nord- imd Ostsee obliegt dem „Se- 
kretariat BLMP Nord- und Ostsee". Diese Funktion 
hat das Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrogra- 
phie (BSH) inne. Hauptaufgaben des Sekretariats 
sind die Geschäftsführung für die ARGE BLMP Nord- 
und Ostsee, die Koordination und Durchführung des 
Bund/Länder-Meßprogramms, Sammlung, Verarbei- 
tung imd Speicherung der Meßdaten unter Nutzung 
der Meeresumweltdatenbank (MUD AB) und die Er- 
stellung der Berichte zu den Ergebnissen des Meß- 
programms. Die Sicherstellung der Qualität und Ver- 
gleichbarkeit der Meßdaten obliegt der BLMP -Quali- 
tätssicherungsstelle. Diese Funktion hat das Umwelt- 
bundesamt (UBA) inne. 

Das von der ARGE BLMP neustrukturierte Meßpro- 
gramm ist eine verbindliche Übereinkunft von Bund 
und Küstenländern zu Koordinierung und Organi- 
sation sowie zur konkreten Ausgestaltung der Über- 
wachung von Nord- und Ostsee. Damit wird den ge- 
stiegenen nationalen Anforderungen und internatio- 
nalen Verpflichtungen im Rahmen des Übereinkom- 
mens zum Schutz der Meeresumwelt des Ostsee- 
gebietes und des Nordostatlantiks (BGBl. 1994 II 


S. 1355) aufgrund der vorhandenen Kompetenzver- 
teilung zwischen Bund und Küstenländern Rechnung 
getragen. 

Das neue Bund-Länder-Meßprogramm (BLMP) ver- 
eint erstmalig für Nord- und Ostsee die physikali- 
schen, chemischen und biologischen Untersuchun- 
gen der deutschen Küstenmeere und der Hohen See. 
Als übergreifendes Überwachungsprogramm für 
Nord- und Ostsee ermöglicht das neue BLMP die 

# aktuelle Belastung des Meerwassers, der Sedi- 
mente und Organismen mit schädlichen Stoffen 
festzustellen; 

# Daten, Meßqualität und andere Ergebnisse zur 
Meeresumwelt zu sichern; 

# umfassende Zusammenführung und Darstellung 
der Ergebnisse. 

Die Einzelheiten des Meßprogramms werden jeweils 
für die Nordsee und für die Ostsee in Form von 
Tabellen und dann in Karten mit Angaben der Meß- 
parameter, -orte, und -häufigkeiten festgelegt. 

Fachbehörden und Institutionen, die im BLMP Nord- 
und Ostsee Untersuchungen durchführen, sind 

# die Bundes forschungsanst alt für Fischerei (BFA-Fi); 

# das Bundesamt für Seeschiffahrt und Hydrogra- 
phie (BSH); 

# die Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG); 

# das Umweltbundesamt (UBA); 

# das Bundesamt für Naturschutz (BfN); 

# die Biologische Anstalt Helgoland (BAH); 

# das Landesamt für Umwelt und Natur, Mecklen- 
burg-Vorpommern (LAUN); 

# das Staatliche Amt für Umwelt und Natur, Meck- 
lenburg-Vorpommern (StAUN); 

# die Landesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
und Fischerei, Mecklenburg -Vorpommern; 

# das Niedersächsische Landesamt für Ökologie 
(NLÖ); 

# das Landesamt für Natur und Umwelt, Schleswig- 
Holstein (LANU) und 

# das Institut für Ostseeforschung Warnemünde 
(lOW). 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben arbeitet das BLMP 
Nord- und Ostsee mit anderen inner- und zwischen- 
staatlichen Einrichtungen und Programmen zusam- 
men, wie z. B. den Flußmeßprogrammen (z. B. ARGE 
Elbe) oder dem Trilateralen Wattenmeer-Monitoring 
und Assessment-Programm (TM AP). 

Mit dem bisherigen BLMP konnte der Qualitätszu- 
stand der Nord- und Ostsee und ihrer Küstengewäs- 
ser nicht adäquat beschrieben werden, weil die Hohe 
See nur ungenügend erfaßt wurde und gravierende 
Lücken in der Überwachung, insbesondere beim auf 
Dauer angelegten Routine-Monitoring bestanden. 
Des weiteren existierten keine Regelungen zur zen- 
tralen Datenhaltung und demzufolge war eine ge- 
meinsame Darstellung der Untersuchungsergebnisse 
nicht möglich. Ferner war die Vergleichbarkeit der 
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Daten der am Meßprogranun beteiligten unter- 
schiedlichen Institutionen zum Teil nicht gewährlei- 
stet und die von den Küstenländern gewonnen Daten 
für Einträge durch die Flüsse in die Bilanzierung 
konnten nur in unbefriedigender. Weise verwendet 
werden* Mit dem neuen BLMP Nord- und Ostsee 
wurde im Vergleich mit dem alten BLMP für die 
Nordsee ein erheblicher Fortschritt erreicht. 

Das gemeinsame Meßprogramm untersucht physika- 
lische Größen, Nährstoffgehalte und Schadstoffe in 
Meerwasser, Sedimenten und Organismen von Nord- 
und Ostsee sowie deren Effekte auf Organismen und 
Lebensgemeinschaften. Grundsätzlich läßt sich das 
neue Meßprogramm in zwei Themenschwerpunkte 
gliedern: 

1. die Überwachung auf Nährstoffe und deren biolo- 
gische Auswirkungen (Eutrophierung) und 

2* die Überwachung auf Schadstoffe und deren bio- 
logische Auswirkungen. 

Die Überwachung auf Nährstoffe und deren biolo- 
gische Auswirkungen umfaßt die Messimg des zeit- 
lichen Verlaufs von Nährstoffkonzentrationen im 
Meerwasser (Trend-Untersuchungen) und deren bio- 
logische Auswirkungen auf Plankton- und Benthos- 
organismen. Der Aufwand zur Feststellung von 
räumlichen Verteilungen wurde zugunsten von Zeit- 
serien an einigen wenigen Meßstationen erheblich 
verringert. 

Die Überwachung auf Schadstoffe umfaßt Messun- 
gen von Metallen und organischen Stoffen wie Erdöl- 
kohlenwasserstoffe, Pestiziden und Stoffen mit hor- 
monellen Wirkimgen auf Organismen im Meerwas- 
ser, in Sedimenten und in Organismen (Muscheln, 
Fischen und Vogeleiern). Dabei wurde im Vergleich 
zum alten BLMP der Aufwand für die Feststellung 
von räumlichen Verteilungen reduziert zugunsten 
einer verbesserten zeitlichen Auflösung (Trend-Un- 
tersuchungen). Die Anzahl der Meßstationen ist für 
einige Meßgrößen verringert worden. 

Die Routinemessungen werden an Dauermeßstellen, 
die häufig beprobt werden (Trendmonitoring), sowie 
an flächendeckenden Meßstellen, an denen seltener 
gemessen wird, durchgeführt. 

Trendmessungen sind wegen der hohen Variabilität 
der Konzentrationen der meisten untersuchten Stoffe 
besonders arbeitsaufwendig; die Meßfrequenz muß 
gesteigert werden, um relevante Trendaussagen 
erhalten zu können. Dies konnte durch Einrichtung 
repräsentativer Stationen mit zum Teil gemeinsamer 
Beprobung durch mehrere beteiligte Labore erreicht 
werden. 

Der Bund bemüht sich derzeit, auf der offenen 
See automatisch registrierende Meßsysteme für die 
chemische Überwachung einsetzbar zu machen. 

Die Untersuchung der räumlichen Verteilung von 
Schadstoffen soll sich auf kritische Gebiete und groß- 
räumige Aufnahmen im Abstand von einigen Jahren 
konzentrieren. 

Das Routinemonitoring kann nicht garantieren, daß 
alle speziellen Ereignisse erfaßt werden, etwa außer- 
gewöhnliche Abflußsituationen in Flüssen, übermä- 


ßige Algenblüten, Sauerstoffdefizite, besondere Ver- 
imreinigungen; in solchen Fällen müssen zusätzliche 
Kapazitäten von den zuständigen Fachdienststellen 
verfügbar gemacht werden. 

Beim BLMP Nord- und Ostsee für 1998 sind die An- 
forderungen des OSPAR - Meßprogramms JAMP (für 
die Nordsee) und des RELCOM - Meßprogramms 
COMBINE (für die Ostsee) als Minimalforderungen 
an die Meßprogramme zugrunde gelegt worden. 
Allerdings muß das BLMP Nord- und Ostsee weiter- 
entwickelt werden, um den internationalen Verein- 
barungen noch besser gerecht zu werden. 

Im Zuge der stetigen Erhöhung der Effizienz des ge- 
meinsamen Meßprogramms wird eine weitere Har- 
monisierung und Optimierung angestrebt. Auch 
bestehen über die chemische Überwachung hinaus 
Defizite bei der Untersuchung der Effekte von 
Schad- und Nährstoffen auf Organismen und Orga- 
nismengemeinschaften . 

9.2.2 Physikalische Ozeanographie 

Die Nordsee bedeckt eine Fläche von 575 000 km^. Ihr 
Gesamtvolumen beträgt etwa 47 000 km^. Sie ist ein 
Randmeer des Nordatlantiks, das mit diesem im Nor- 
den durch eine weite Öffnung und im Südwesten 
durch den Ärmelkanal verbunden ist. Die mittlere 
Tiefe der Nordsee beträgt 80 m. Im südlichen Seege- 
biet sind die mittleren Wassertiefen nur noch 20-40 m. 

9.2.2.1 Wasserbilanzen 

Folgende Zuflüsse bestimmen die Zusammensetzung 
der Wassermassen der Nordsee: 

- der atlantische Zufluß im Norden 
(etwa 50 000 km^/Jahr); 

- der atlantische Zufluß durch den Ärmelkanal 
(etwa 4 900 kmVJahr); 

- der Zufluß von Ostseewasser 

(etwa 1 700 km^/Jahr) mit einem erheblichen Süß- 
wasseranteil (etwa 500 km^/Jahr) und 

- der Zufluß von Süßwasser aus Flüssen 
(etwa 400 kmVJahr). 

Zusätzlich gelangen über Niederschläge jährlich 
330 km^ Wasser in die Nordsee. Durch Verdunstung 
gehen 250 km^ Wasser wieder verloren. 

Insgesamt hat die Nordsee einen Salzgehalt von 
35 ± 0,5 PSU (Practical Salinity Units). Er unterliegt 
jedoch Schwankungen, die durch den Zustrom aus 
dem Atlantik begründet sind. Als Folge der zahlrei- 
chen Festlandabflüsse liegt entlang der Küsten ein 
Gürtel mit Wasser verminderten Salzgehaltes, 

Der Haupt-Ausstrom aus der Nordsee vollzieht sich 
entlang der norwegischen Küste in nördlicher Rich- 
tung (Norwegischer Küstenstrom). Die mit diesem 
Strom transportierte Wassermenge beträgt beim Ver- 
lassen des Skagerraks im Jahr etwa 32 000 km^. Aus 
der zentralen Nordsee strömen zusätzlich 25 000 km^ 
nach Norden. Die mittlere Austauschzeit des gesam- 
ten Nordseewasservolumens beträgt etwa 2-3 Jahre. 
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9.2.3 Strömungsverhältnisse 

Die Wasserbewegungen in der Nordsee werden 
durch Gezeiten, Wind und Dichteunterschiede im 
Wasser angetrieben. Die atlantischen Gezeitenwel- 
len laufen durch den Ärmelkanal und die nördlichen 
Zugänge in die Nordsee ein und entgegen dem Uhr- 
zeigersinn durch die Nordsee, wobei die höchsten 
Amplituden an den Küsten auftreten. Strömungen 
werden hauptsächlich durch das sich ständig ändern» 
de Windfeld in Verbindung mit den Gezeiten verur- 
sacht. Zusätzlich treiben die schwankenden Ein- 
ströme aus dem Atlantik und der Ostsee, die ihrer- 
seits von der großräumigen Wetterlage abhängen, 
die Nordsee-Zirkulation an. Entlang der kontinenta- 
len Küsten bewegen sich die Wassermassen mit Ge- 
schwindigkeiten von 2 bis 5 km/Tag in östlicher, bzw. 
nördlicher Richtung. 

Für die Stoffverteilung in der Nordsee bedeutet dies, 
daß Schadstoffe, die in das kontinentale Küstenwas- 
ser eingetragen werden, im wesentlichen im Küsten- 
gürtel verbleiben. An der britischen Ostküste ver- 
breiten sich die Stofffrachten dagegen unter dem 
Einfluß des Einstroms von Atlantikwasser im Norden 
und Süden der Insel in die zentrale Nordsee. 

9.2.4 Wasserschichtung 

Das Wasser der Nordsee besitzt bedingt durch Tem- 
peratur- und Salzgehaltunterschiede häufig eine ver- 
tikale Dichteschichtung. In der zentralen und nörd- 
lichen Nordsee hegt in den Sommermonaten über 
dem kälteren Tiefenwasser eine wärmere Oberflä- 
chenschicht. Die zwischen dem warmen und kalten 
Wasser hegende Dichtesprungschicht unterbindet 
weitgehend den Stoffaustausch zwischen Oberflä- 
chen- und Tiefenwasser. Erst durch Stürme im Spät- 
sommer oder Herbst und durch die nachfolgende 
winterhche Abkühlung findet wieder eine vöUige 
Durchmischung der Wassersäule statt. 

Im küstennahen Bereich legt sich während ruhiger 
Witterungsbedingungen das salzärmere Küstenwas- 
ser und im Kattegat/Skagerrak das aus der Ostsee 
einströmende Wasser über das salzigere, schwerere 
Nordseewasser. Hier bildet sich dann ebenfalls eine 
stabile Trennschicht aus, die z B. den Sauerstoff- 
transport in das bodennahe Wasser unterbindet. 
Durch stärkere oder längeranhaltende Winde wird 
diese Schichtung zumeist aufgelöst. 

9.2.5 Klima und Temperatureffekte 

In der Diskussion um die Reaktionen der Weltmeere 
auf globale Klimawechsel stand bisher die Betrach- 
tung von Meeresspiegelveränderungen im Vorder- 
grund. Eine globale Erwärmung verursacht wahr- 
scheinlich einen Meeresspiegelanstieg durch ein Zu- 
rückschmelzen von polaren Eismassen und Gebirgs- 
gletschern und durch die thermische Ausdehnung 
des Meerwassers. 

Ebenso wichtige Folgen von Klimawechseln, die bis- 
her wenig Berücksichtigung gefunden haben, sind 
die Veränderungen von Wassertransportstrukturen 
im Nordatlantik, und damit auch in der Nordsee, so- 
wie Änderungen in der marinen Biosphäre. 


Untersuchungen von Langzeitreihen und neuere 
Messungen zeigen immer deutlicher, daß im Nordat- 
lantik die von Computermodellen prognostizierten 
ozeanographischen Auswirkungen infolge von Klima- 
veränderungen tatsächlich stattzufinden scheinen. 
Die Tiefenwasserneubildung hat sich vom Europäi- 
schen Nordmeer in die Labradorsee verlagert und 
dort gebildetes kaltes Labradorseewasser dringt in 
Tiefen zwischen 1 000 und 2 000 m verstärkt in Rich- 
tung Europa vor. 

Gegenwärtig wird im Nordseebereich eine Häufung 
starker Westwindlagen im Winter beobachtet (und 
entsprechend häufige anomal warme wassertempe- 
raturen). Ob diese Häufung auf globale Veränderun- 
gen zurückzuführen ist oder noch im Rahmen der na- 
türlichen Schwankungen liegt, ist schwer zu sagen, 
da historische Hochstände noch nicht überschritten 
sind. Vom BSH durchgeführte statistische Analysen 
der Temperaturverteilung des Nordseewassers erga- 
ben, daß die Oberflächentemperaturen im Winter 
maßgeblich von der im nordatlantischen Bereich vor- 
herrschenden atmosphärischen Zirkulation bestimmt 
werden. Art und Intensität der atmosphärischen Zir- 
kulation läßt sich durch die Stärke des Druckgefälles 
zwischen Azorenhoch und Islandtief charakterisieren 
(Nordatlantischer Oszillationsindex NAO). Die Win- 
tertemperaturen sind bei starkem Druckgefälle (West- 
lagen) signifikant wärmer als bei geringem Druckge- 
fälle (nördliche oder östlichen Lagen). 

In die Nordsee strömt seit Ende der achtziger Jahre 
aus dem Nordostatlantik wärmeres und salzigeres 
Wasser ein. Damit verbunden ist das Ein wandern 
von wärmeliebenden Arten der Meeresfauna und 
-flora. biologische Reaktionen auf eine globale Er- 
wärmung sind seit Mitte der achtziger Jahre im nord- 
atlantischen Oberflächenwasser deutlich festzu- 
stellen. Langzeitbeobachtungen des Phytoplanktons 
zeigen eine Verstärkung der Biomassenproduktivität 
und ein Zusammenwachsen der Frühjahrs- und der 
Sommerblüte des Planktons. Ähnliche Beobachtun- 
gen werden in der zentralen Nordsee gemacht. Aus- 
wirkungen von klimatischen Veränderungen reichen 
bis vor die Deutsche Küste, wo deutliche Signale im 
Plankton und in den benthischen Lebensgemein- 
schaften zu sehen sind. 


9.2.6 Nährstoffkonzentrationen 

Grundlage für das Leben im Meer ist Phytoplankton, 
das aus Wasser und Kohlendioxid unter Ausnutzung 
von licht als Energiequelle Biomasse erzeugt. Bei 
ausreichender Lichtmenge ist die Primärproduktion 
durch Phosphor-, Stickstoff- oder Siliziumgehalte im 
Meerwasser begrenzt, die für den Aufbau lebens- 
wichtiger Substanzen erforderlich sind. Phosphor ist 
Bestandteil von Nucleinsäuren und Phospholipiden, 
alle Aminosäuren enthalten gebundenen Stickstoff, 
Silizium wird von Diatomeen zum Aufbau ihrer Ge- 
rüstsubstanz gebraucht. Wenn nur einer dieser Nähr- 
stoffe erschöpft ist, ist weiteres Wachstum nicht mehr 
möglich. Übermäßige Nährstoffzufuhr führt zu 
Hypertrophierung mit eine Reihe von nachteiligen 
Folgen für die Meeresumwelt. 
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Die räumliche Verteilung der Nährstoffkonzentratio- 
nen in der südlichen Nordsee zeigt deutlich die Ein- 
träge durch den Rhein, die Weser, die Elbe und das 
Watten-meer, Die zentrale Nordsee besitzt niedrige 
Konzentration, da hier wenig Nährstoffe angeliefert 
werden. Die nordwestliche Nordsee erhält höhere 
Konzentrationen mit dem Atlantikwasser. Vor der 
Ostküste Englands und im Skagerrak sind Gebiete 
erhöhter Konzentrationen erkennbar, die durch lo- 
kale Einträge verursacht werden. 

Der Einfluß durch erhöhte Nährstoffeinträge ist in 
der Nordsee vorwiegend in einer 20 bis 50 km breiten 
Zone vor den Küsten zu finden. In der Deutschen 
Bucht liegt, bedingt durch die große Variabilität des 
Salzgehaltes, ebenfalls eine große Variabilität der 
Nährstoffkonzentrationen vor. Darüber hinaus variie- 
ren die Nährstoffkonzentrationen periodisch als Fol- 
ge des Verbrauchs durch das Phytoplankton. Die 
höchsten Konzentrationen sind in den Wintermona- 
ten zu messen), im Sommer sind die Nährstoffe fast 
vollständig verbraucht. Überschüssige Konzentratio- 
nen eines Stoffes im Sommer sind auf den starken an- 
thropogenen Eintrag zurückzuführen und werden als 
Zeichen einer Hypertrophierung gedeutet. 

Die winterlichen Phosphatkonzentrationen in der 
Deutschen Bucht haben seit dem Maximum in den 
frühen achtziger Jahren fast ständig abgenommen 
(Abb. 14). Dies zeigt die Erfolge, die durch den Ein- 
satz phosphatfreier Waschmittel und die Ausrüstung 
von Kläranlagen mit der 3. Reinigungsstufe (chemi- 
sche Fällung zur Phosphatentfernung) erzielt worden 
sind. Die Werte aus Zeiten niedriger anthropogener 
Beeinflussung sind jedoch noch nicht wieder er- 
reicht. 

Die winterlichen Nitratkonzentrationen in der Deut- 
schen Bucht gehen dagegen erheblich langsamer 
zurück (Abb. 14). In jüngster Zeit steigen sie sogar 
wieder an, da durch die verbesserte Sauerstoffsitua- 
tion in den Flüssen andere Stickstoffverbindungen in 
Nitrat umgewandelt werden. 

Die winterlichen Silikatkonzentrationen schwanken 
stark (Abb. 14). Sie scheinen aber kaum anthropoge- 
nen Einflüssen zu unterliegen. 

9.2.7 Organische Schadstoffe, Schwermetalle 
und Radioaktivität in der Nordsee 

Zur Zeit sind mehr als 10 Mio. chemische Substanzen 
bekannt - die meisten davon sind organische Stoffe -, 
so daß die Zahl organischer Schadstoffe sehr groß 
und unübersichtlich ist. Etwa 0,1 bis 1 % der bekann- 
ten Stoffe (ca. 100 000) haben eine kommerzielle Be- 
deutung. Die Zahl der z. Z. auf dem Markt befindli- 
chen Substanzen wird auf 20 000 bis 70 000 ge- 
schätzt. Etwa 5 000 davon werden nach der EU- 
Richtlinie 67/548, Annex 1, als gefährliche Stoffe 
klassifiziert. Viele Stoffe - insbesondere aus der 
Gruppe der Stoffe mit Produktionsmengen von 10 bis 
1 000 t/Jahr - sind z. Z. noch sehr unzureichend 
charakterisiert (ca. 20 bis 30 000 Verbindimgen). 
Etwa 2 500 Stoffe mit hohem Produktionsvolumen 
(> 1 000 t/a) sind bisher bezüglich ihrer Produktions- 
mengen, ihren physikalisch-chemischen Eigenschaf- 
ten, toxikologischen und ökotoxikologischen Effek- 


ten und ihrem Umweltverhalten charakterisiert. Auf- 
grund der bisherigen Bewertungen werden z. Z. 100 
bis 300 Verbindungen als besonders umweltrelevant 
angesehen und in Listen prioritär zu behandelnder 
Stoffe (EU-Liste, EPA-Liste) zusammengefaßt. Die 
häufige Entdeckimg neuer Schadstoffe im Fluß-, 
Ästuar- und Meeresbereich zeigt die Notwendigkeit, 
weiterhin einen hohen Monitoring- und Forschungs- 
aufwand auf dem Gebiet der Überwachung organi- 
scher Schadstoffe zu betreiben. 

Seit jeher sind chlorierte Kohlenwasserstoffe in der 
Umweltüberwachung von besonderer Bedeutung 
gewesen (s. u.), so daß im Rahmen des OSPAR Joint 
Assessment and Monitoring Programms (JAMP) und 
des deutschen Bund-Länder-Meßprogramms für die 
Meeresumwelt von Nord- und Ostsee (BLMP) fol- 
gende Substanzen als „klassische'' Schadstoffe seit 
langem regelmäßig überwacht werden; 

• Hexachlorcyclohexan (HCH) beinhaltet eine Reihe 
von Isomeren, von denen im aquatischen Bereich 
neben dem hochwirksamen Insektizid Lindan 
(y-HCH) vor allem das bei der Lindanproduktion 
anfallende Nebenprodukt a-HCH in nennenswer- 
ten Konzentrationen in Erscheinung tritt; 

• Hexachlorbenzol (HCB) wird als Weichmacher 
und Flammenhemmittel, vor allem aber als Fungi- 
zid in Saatbeiz- und Holzschutzmitteln ange- 
wandt; ferner gelangt es bei der Herstellung von 
Lösimgsmitteln \md beim Verbrennen chlorhalti- 
ger Produkte in die Umwelt; 

# Polychlorierte Biphenyle (PCB) bestehen aus einer 
Gruppe von 209 Kongeneren. Sie wurden in der 
Bundesrepublik Deutschland vor allem in Konden- 
satoren, Transformatoren, als Hydrauliköl in Berg- 
werken, als Weichmacher in Kunststoffen oder 
auch als Insektizidzusatz genutzt. Da sich erwie- 
sen hat, daß PCB-Gesamtbestimmungen zu unzu- 
treffenden Befimden führen, wurde die Analytik 
auf den Nachweis einzelner PCB-Kongenere um- 

»gestellt; 

# DDT und seine Abbauprodukte DDE und DDD; 
der Einsatz des Insektizids DDT ist zwar in 
Deutschland verboten, die Verbindimgen können 
aber immer noch in der Umwelt nachgewiesen 
werden. 

Die genannten Organohalogenverbindungen wer- 
den in der Natur nur langsam abgebaut, reichern 
sich in Organismen zum Teil sehr hoch an und wei- 
sen ein hohes ökotoxisches Gefährdungspotential 
auf. Daher ist eine Überwachung dieser Stoffe trotz 
der z. T. sehr geringen Konzentrationen neben Mes- 
sungen in Organismen und Sediment auch im Was- 
ser notwendig. 

Neben der Messung der in Überwachungsprogram- 
men festgelegten „klassischen" Substanzen wird es 
zunehmend als notwendig erachtet, das Vorkommen 
„neuer" organischer Umweltchemikalien im Meeres- 
bereich, z. B, Stoffe mit hormoneller Wirkung auf 
Organismen, zu untersuchen. Daher wurde in der 
Vergangenheit in vereinzelten Sonderprogrammen 
ein „Screening" auf das Vorkommen neuer organi- 
scher Schadstoffe durchgeführt. Die EU-Liste der 
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Abbildung 14 

\ 

Winterliche Nährstoffkonzentrationen [juimol/l], bezogen auf einen Salzgehalt von 33, 
in der Deutschen Bucht (Quelle BSH 1998). 
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prioritär zu behandelnden Stoffe (s. o.) bildet eine 
wichtige Grundlage für diese Untersuchungen. Die 
Tatsache, daß insgesamt nur ein Bruchteil der zum 
Teil biologisch äußerst wirksamen Komponenten 
(z. B. Pestizide und deren Abbauprodukte) auf ihre 
Verbreitung im aquatischen Milieu regelmäßig unter- 
sucht werden kann, macht die Identifizierung neuer 
und gleichzeitig in relevanten Konzentrationen auf- 
tretender Stoffe^ sowie ihre gewässerzustandsbezoge- 
ne Bewertung zu einem wesentlichen Ziel staatlicher 
Überwachungsaufgaben; ein derartiges „Screening" 
dient in diesem Sinne auch der Aktualisierung der 
regelmäßig zu überwachenden Stoffe. Diese Suche 
nach bestimmten Stoffen (Target Screening) und 
nach unbekannten Schadstoffen (Non-Target Scree- 
ning) ist inzwischen Bestandteil des neuen BLMP. 

Schwermetalle gelangen wegen ihrer weit verbrei- 
teten Anwendung in relativ hohen Konzentrationen 
in die Umwelt. Sie werden u. a. in Antikorrosions- 
mitteln (Cd, Pb, Zn), Batterien (Cd, Pb, Hg), Kraftstof- 
fen (Pb), Bioziden (Hg, Cu, Zn) und Legierungen 
(Cd, Pb, Cu, Zn) verwendet, ln Flüsse eingeleitete 
Schwermetalle werden zu einem hohen Prozentsatz 
durch organische und mineralische Komponenten 
der im Wasser transportierten Schweb- und Sink- 
stoffe gebunden. Ein Teil setzt sich bereits in der 
Fließstrecke in den Flußsedimenten ab. Der Haupt- 
eintrag in die Nordsee geschieht in Phasen hoher 
Oberwasserabflüsse. 

Im Meer sind Schwermetalle in die biogeochemi- 
schen Vorgänge eingebunden. Etliche werden von 
Organismen oder Sedimentpartikeln aufgenommen 
und zeigen darum typische Veränderungen in ihren 
gelösten Konzentrationen, wie z. B. Jahresgänge. 
Schwermetalle sind biologisch nicht abbaubar und 
können dem biogeochemischen Zyklus durch Abbau 
in Organismen (Metabolisierung) nicht entzogen 
werden. Eine Absenkung der Belastung kann nur 
durch verringerten anthropogenen Eintrag und 
durch dauerhaften Abschluß im Sediment erfolgen. 

d.2.7.1 Schadstoffe im Meerwasser 

Organische Schadstoffe im Meerwasser 

Das Insektizid Lindan (y-HCH) imd seine früheren 
technischen Nebenprodukte (a-HCH) können in der 
Nordsee weiträumig verfolgt werden (Abb. 1 und 2). 
Verglichen mit den Konzentration im Nordost-Atlan- 
tik mit Werten von durchschnittlich 0,13 Nano- 
gramm/1 sind in der Nordsee deutlich höhere Kon- 
zentrationen festzustellen, ln der Nordsee selbst neh- 
men die Konzentrationen von Süd nach Nord ab (von 
ca. 2 Nanogramm/1 auf ca. 0,3 Nanogramm/l). Im 
Englischen Kanal sind bemerkenswert hohe Werte 
von (y-HCH) zu messen, die auf eine noch unbe- 
kannte starke Quelle in diesem Gebiet hin weisen. 

Für das technische Nebenprodukt a-HCH ist eine 
ganz andere Verteilung zu beobachten. Im Engli- 
schen Kanal und in der südlichen Nordsee sind rela- 
tiv niedrige Konzentrationen, die nur geringfügig 
über den im Nordost- Atlantik-Werten von ca. 0,15 
Nanogramm /I hegen, zu beobachten. Erhöhte Werte 
(ca. 0,45 Nanogramm/l) treten in der zentralen Nord- 


see auf, die auf eine von der Ostküste des Vereinig- 
ten Königreichs ausgehende Kontamination der 
Nordsee mit a-HCH hin weisen. Im Skagerrak ist der 
Ausstrom höher kontaminierten Ostsee-Wassers 
deutlich zu verfolgen. 

Verläßliche Konzentrationsangaben für die HCH-lso- 
mere im Meerwasser der Deutschen Bucht gibt es 
seit 1975. Hier zeigt sich deutlich der Effekt des An- 
wendungsverbots von technischem HCH (Quelle von 
a-HCH), das seit 1974 in Europa durchgesetzt wurde. 
Bei a-HCH sind darum in allen Gebieten deutliche 
Abnahmen festzustellen, mit größten Abnahmen von 
ca. 80% im Englischen Kanal und in der südlichen 
Nordsee; dies ist auf den raschen Wasseraustausch in 
diesem Seegebiet zurückzuführen. Bei y-HCH haben 
sich die Konzentrationen in der mittleren \md nörd- 
lichen Nordsee ebenfalls verringert, mit Ausnahme 
im englischen Kanal, wo kaum eine Reduktion statt- 
fand (s. o.). 

Von den extrem lipophilen Chlorkohlenwasserstoffen 
HCB, DDT und PCBs liegen wenige Meßwerte vor, 
da deren Konzentrationen im Meerwasser zumeist 
nur knapp oberhalb der technischen Nachweisgren- 
ze lagen. Trendaussagen sind deshalb nicht zuverläs- 
sig. Mittlerweile wurde die Nachweisgrenze durch 
Verbesserungen der Methode abgesenkt. Die heute 
gemessenen Konzentrationen sind deutlich geringer 
als die in den Jahren 1975 bis 1985. Für alle Kompo- 
nenten ist eine deutlicher Konzentrationsabnahme 
von der Küste zur offenen See hin nachweisbar. In 
den Flußmündimgsgebieten von Rhein, Weser und 
Elbe treten Konzentrationen für die Einzelkompo- 
nenten im Bereich von 10 bis 60 Picogramm/1 auf. In 
der offenen Nordsee liegen die Konzentrationswerte 
im Bereich von 0,1 bis max. 10 Picogramm/1. 

Die Verteilimg der „Gesamtkohlenwasserstoff "-Kon- 
zentration weist innerhalb der Nordsee relativ kon- 
stante und niedrige Werte von 0,2 bis 0,3 Mikro- 
gramm/1 auf, zur Küste hin sind starke Anstiege zu 
beobachten (0,5 bis 8 Mikrogram/1). In den Flüssen 
sind Werte von 20 bis 200 Mikrogramm/1 zu beobach- 
ten. In der offenen See sind ferner vereinzelte er- 
höhte Konzentrationen zu beobachten, die durch 
schwimmende Teerklümpchen oder kleine Ölver- 
schmutzungen aus der Schiffahrt zustande kommen. 
Die „ G esamtkohlenwasserstof f " -Konzentration im 
Meerwasser unterliegt auf Grund von temperatur- 
abhängiger Verdunstung und mikrobiellem Abbau 
einem Jahresgang. Insbesondere werden in Küsten- 
nähe im Winter 2 bis 3mal höhere Werte gemessen 
als im Sommer. Zeitliche Trends sind bisher nicht er- 
kennbar. 

Die Konzentrationen der PAK zeigen in der räum- 
lichen Verteilung extrem starke Abnahmen von eini- 
gen ngA im Ästuar-Bereich bis in den untersten pg/1 
Bereich in der offenen See. Sie variieren mit der che- 
mischen Struktur der PAKs. Die besser wasserlös- 
lichen Verbindungen Naphthalin und Phenanthren 
(2- und 3-Ring-Aromaten) zeigen flachere Gradien- 
ten als die weitgehend wasserunlöslichen Benzo-a- 
pyren, Perylen, etc. (5- bis 6-Ring-Aromaten). Das 
Verhalten der letzteren Gruppe ist durch eine starke 
Affinität zu Schwebstoffen geprägt. Deshalb sind für 
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diese Verbindungen Messungen im Schwebstoffan- 
teil und im Sediment von besonderer Bedeutung. Bei 
den PAKs liegt ebenfalls ein Jahresgang bedingt 
durch temperaturabhängige Verdunstung und mi- 
krobiellen Abbau vor Zeitliche Trends sind bei den 
PAK ebenso nicht erkennbar. 

Die im letzten Bericht an den Deutschen Bundestag 
(199.3) erwähnten hohen Maximalkonzentrationen 
von einigen Pestiziden in der Elbe (Atrazin (1,1 Mi- 
krogramm/1), Simazin (2,1 Mikrogramm/1) und Dime- 
thoat (2,7 Mikrogramm/1) sind inzwischen deutlich 
gesunken (Anwendungsverbote für Atrazin und 
Simazin), allerdings sind andere Pestizide nachweis- 
bar. In zahlreichen Untersuchungen konnte gezeigt 
werden, daß viele organische Schadstoffe (Pestizide 
und andere anthropogene Stoffe), die in der Elbe ge- 
funden wurden, auch in der Deutschen Bucht nach- 
weisbar sind (Nitroaromaten, künstliche Moschus - 
Duftstoffe, aromatische Amine, N-P-Pestizide, Phos- 
phorverbindungen, Chlorether u. v. m.) Die Konzen- 
trationen liegen meist im Bereich von (0,01 bis 2 Na- 
nogramm/1) und somit deutlich unter den in den 
Flüssen beobachteten Werten. Die Konzentrations- 
verteilungen lassen vermuten, daß bei einigen Stof- 
fen auch andere Eintragspfade als über die Flüsse 
bestehen. 


Schwermetalle im Meerwasser 

Die Konzentrationen vor allem der Schwermetalle 
Quecksilber (Hg), Cadmium (Cd), Kupfer (Cu), Zink 
(Zn) und Blei (Pb) werden in Wasser, Sediment und 
Lebewesen der Nordsee regelmäßig überwacht. Im 
Meerwasser gelöste Metalle treten in der Regel in 
den Küstenregionen in höheren Konzentrationen auf 
als in der zentralen Nordsee. Die räumliche Vertei- 
lung von Cadmium in der Nordsee ist im Vergleich 
zu Blei und Quecksilber verhältnismäßig gleichför- 
mig. 

Die seit 1989 intensivierte Überwachung weist für 
die Schwermetallkonzentrationen im Meerwasser 
der Deutschen Bucht vorwiegend eine abnehmende 
Tendenz aus. Lediglich Cadmium hat eine schwach 
ansteigende Tendenz, 

9.2.7.2 Schadstoffe in Sedimenten 

Organische Schadstoffe sind in Sedimenten im we- 
sentlichen an die fein verteilte organische Substanz 
gebunden, zu einem geringen Teil an die feinste 
mineralische Fraktion. Da der Gehalt an organischer 
Substanz stark mit dem Sedimenttyp schwanken 
kann, werden aus Gründen der Vergleichbarkeit die 
Schadstoffkonzentrationen häufig auf den Gehalt 
von organischem Kohlenstoff im Sediment normiert. 

Schwermetalle sind in den Sedimenten an die fein- 
sten Sedimentpartikel gebunden. Diese sind deshalb 
vergleichsweise höher mit Schwermetallen beladen 
als die gröberen Sedimentbestandteile, Trotzdem 
untersuchen die meisten anderen Nordseeanlieger- 
staaten für räumliche Vergleiche die Schadstoffkon- 
zentration am weniger aussagekräftigen Gesamtsedi- 
ment oder an einer anderen Teilfraktion. Um eine 
Vergleichbarkeit der Konzentrationen in den unter- 


schiedlichen Sedimenttypen zu gewährleisten, wer- 
den in Deutschland die zu untersuchenden Schwer- 
metalle in der Feinkornfraktion < 20 jm analysiert 
und auf Aluminium-, bzw, Lithiumgehalte normiert. 

Organische Schadstoffe in Sedimenten 

Um die Belastung der Sedimente der Deutschen 
Bucht an organischen, nicht-biogeneij Stoffen (Xeno- 
biotika) systematisch zu erfassen und in den kom- 
menden Jahren zeitliche Trends erkennen zu kön- 
nen, werden seit zwei Jahren im Rahmen des BLMP 
jährlich zweimal an festen Stationen in der Deut- 
schen Bucht Sedimentproben genommen und auf 
folgende Stoffe untersucht: chlorierte organische Ver- 
bindungen (routinemäßig zehn PCB -Isomere, drei 
HCH-Isomere, die DDT-Gruppe, Dieldrin, Octachlor- 
styrol (OCS), Hexachlorbenzol (HCB)) und auf 16 Ver- 
treter (EPA-Liste) der polyzyklischen aromatischen 
Kohlenwasserstoffe (PAK). Darüber hinaus werden 
die Probenextrakte auf weitere auffällige Substanzen 
hin überprüft. 

Die Gehalte der untersuchten PCB-Isomere in den 
Oberflächensedimenten der Deutschen Bucht rei- 
chen (bezogen auf das Sediment-Trockengewicht) 
bis 1,3 Nanogramm/g, die des HCB bis 0,7 Nano- 
gramm/g und die des DDE bis 0,45 Nanogramm/g. 
Die Gehalte aller anderen chlorierten Verbindungen 
liegen unter der Bestimmungsgrenze. 

Die PAK-Gehalte in der Deutschen Bucht erreichen 
Konzentrationen bis 115 Nanogramm/g. Verglei- 
chende Messungen des BSH im Skagerrak zeigen 
dort doppelt so hohe Gehalte wie in der Deutschen 
Bucht, 

Schwermetalle in Sedimenten 

Die Schwermetallgehalte (Quecksilber (Hg), Cad- 
mium (Cd), Blei (Pb), Kupfer (Cu), Zink (Zn)) in der 
Feinkornfraktion der Sedimente des deutschen Fest- 
landsockels einschließlich der inneren Deutschen 
Bucht zeigen ein ausgeprägtes Verteilungsmuster. 
Die Abbildung 15 zeigt West-Ost-Profile der seit 1990 
gewonnenen und auf Aluminium-Gehalte normierte 
Daten der Feinkornfraktion. Die z. T. erhebliche Be- 
lastung der Deutschen Bucht mit Quecksilber ist im 
wesentlichen auf Einträge durch die Elbe zurückzu- 
führen, die in den letzten Jahren jedoch deutlich 
rückläufig sind. Die erhöhten Cadmium- und Zink- 
gehalte in der inneren Deutschen Bucht sind, in stär- 
kerem Maße cJs beim Quecksilber, auch Weser und 
Ems zuzuordnen. Während die Deutsche Bucht ein- 
deutiger Belastungsschwerpunkt in der Nordsee für 
Quecksilber, Cadmium und Zink ist, sind die Sedi- 
mente in der zentralen Nordsee besonders hoch 
durch atmosphärische Einträge mit Blei angereichert. 

Seit 1975 sind in der inneren Deutschen Bucht die 
Gehalte von Quecksilber, Cadmium und Zink in der 
Feinkornfraktion der Sedimente kräftig zurückge- 
gangen, sie liegen aber immer noch weit über den 
„Hintergrundwerten'' aus Zeiten mit keinem bis ge- 
ringem anthropogenen Einfluß. Auch Kupfer zeigt 
einen Rückgang. Die ciktuellen Werte liegen hier nur 
noch wenig über den „Hintergrundwerten". Ein 
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Abbildung 15 

Metall/Aluminium-Verhältnisse von Cadmium, Kupfer, Quecksilber Blei und Zink 
in der Feinkornfraktion von Oberflächensedimenten des deutschen Festlandsockels 
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Es wurden nur ab 1990 gewonnene Daten berücksichtigt. Zur Darstellung wurde die geographische Länge der Beprobungsorte auf 
0,5** gerundet und Daten von gleicher gerundeter Länge in Boxen zusammengefaßt. Die natürlichen Hintergrundwerte sind als 
graues Band angegeben. 

Quelle: BSH1998 
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Rückgang von Quecksilber und Kupfer wuide auch 
in anderen Teüen der Deutschen Bucht beobachtet. 
Für Blei sind noch keine Trends erkermbar. 

9.2.7.3 Schadstoffe in Organismen 

Meeresfauna und -flora nehmen aus dem Wasser ge- 
zielt und unspezifisch Spurenstoffe auf. Zum Teil sind 
diese Stoffe essentiell, d. h., sie werden zum Aufbau 
des Körpers, bzw. zur Aufrechterhaltung der Lebens- 
funktionen benötigt (einige Spurenmetalle). Ebenso 
köruien Spurenstoffe toxisch wirken, krankhaft in 
den Stoffhaushalt und die ontogenetische Entwick- 
lung eines Organismus eingreif en (z. B. Metalle in 
höheren Konzentrationen, Pestizide, etc.) und wer- 
den entweder wieder ausgeschieden oder in Teilen 
des Körpers akkumuliert. 

Für die Überwachung von Schadstoffen werden 
Fische und Muscheln verwendet. Bestimmte Fischar- 
ten benutzt man im wesentlichen zur Überwachung 
der offenen See, Miesmuscheln werden im urunittel- 
baren Küstenbereich verwendet. Jedoch muß be- 
rücksichtigt werden, daß die meisten Spurenstoffe 
nicht kontinuierlich in den Organismen angehäuft 
werden, sondern daß Regulierungsmechanismen wir- 
ken, z. B. während der Laichzeit. Die Stoffkonzentra- 
tionen unterhegen deshalb einer gewissen natür- 
lichen Variabilität. 

Die ad-hoc Working Group on Monitoring der 
OSPAR-Kommission hat im Frühjahr 1998 eine Be- 
wertung der Schadstoffgehalte in Organismen für die 
letzten 10 Jahre durchgeführt, deren Ergebnisse für 
die Nordsee hier wiedergegeben sind. Für Metallge- 
halte lassen die vorliegenden Daten zur Zeit kaum 
Rückschlüsse auf die Wirksamkeit von Maßnahmen 
zur Reduzierung von Schwermetalleinträgen in die 
Nordsee zu. Vor dem Hintergrund schwankender 
natürhcher Schwermetalleinträge in die Ökosysteme 
der Nordsee und zahlreicher natürlicher Faktoren, 
welche die Schwermetallgehalte von marinen Orga- 
nismen in unterschiedlichem Maße bestimmen, sind 
Datenreihen mit einer Länge von mindestens 10 bis 
12 Jahren notwendig, aus denen sich erst die wesent- 
lichen, beeinflussenden Faktoren ermitteln lassen. 
Diese Mindestanforderung wird gegenwärtig jedoch 
nur in geringem Umfang erfüllt. 

Für persistente organische Schadstoffe sind die Aus- 
wirkungen von Eintragreduzierungen sehr viel deut- 
licher zu erkennen als bei den Schwermef allen. 

Organische Schadstoffe in Organismen 

Chlorierte Kohlenwasserstoffe wie polychlorierte Bi- 
phenyle (PCBs), DDT mit seinen Metaboliten DDD 
und DDE, sowie HCB, HCH und andere Pestizide 
sind in der Meeresumwelt schwer abbaubar. Sie rei- 
chem sich in marinen Organismen an. Auch nach Be- 
endigung ihrer Anwendung können derartige Sub- 
stanzen noch über Jahre in Fischen und Muscheln 
nachgewiesen werden, da durch Remoblisierung aus 
Fluß- und Meeressedimenten ausreichende Mengen 
verfügbar sind und die Konzentrationen durch Wei- 
tertransport und Verdünnung nur allmählich abneh- 
men. 


Die Konzentrationen organischer Schadstoffe in 
Fischen und Muscheln zeigen in den letzten Jah- 
ren auf den zum OSPAR-Überwachungsprogramm 
gehörenden Stationen überwiegend eine gleich- 
bleibende bis abnehmende Tendenz. Auf den Über- 
wachungsstationen im Küstenbereich der Deutschen 
Bucht läßt sich in Miesmuscheln und Flundern in 
circa einem Viertel bis einem Drittel der Zeitreihen 
(Überwachungs Zeitraum 6 und mehr Jahre) für Lin- 
dau (y-HCH), für a-HCH und für HCB eine statistisch 
signifikante Abnahme festzustellen. Bei den PCBs 
und den DDTs sind die entsprechenden Datenreihen 
für eine Trenduntersuchung zu kurz; es deutet sich 
aber auch hier für den Zeitraum von 1992-1996 eine 
abnehmende und langsam stagnierende Tendenz an 
mit Ausnahme der Stationen in der inneren und 
äußeren Elbe, die für DDE im Jahr 1995 einen deut- 
hchen Anstieg verzeichneten. Die Untersuchungen 
an Schollen (Leberproben) aus dem Seegebiet nord- 
westlich von Helgoland ergeben für den Zeitraum 
von 1990 bis 1996 eine deutliche Reduzierung des 
PCB-Gehalts um mehr als die Hälfte (Mittelwerte 
der Summe von 7 PCBs von ca. 120 Mücrogramm/kg 
Frischgewicht im Jahr 1990 auf ca. 45 MLkrogramm/kg 
im Jahr 1996). 

Schwermetalle in Organismen 

Im folgenden wird nur auf die im Joint Monitoring 
and Assessment Programme (JAMP) der OSPAR- 
Kommission untersuchten Schwermetalle Quecksil- 
ber, Blei und Kadmium eingegangen, die ein beson- 
ders hohes toxisches Potential besitzen. 

Quecksilber-Konzentrationen sind in Miesmuscheln 
entlang der Nordsee deutlich erhöht. Nach der jüng- 
sten OSPAR-Bewertung sind die Gehalte je nach 
Lage zu einer Flußmündung 2-7 mal höher als der 
angenommene Hintergrundwert. Quecksilbergehalte 
im Fischmuskelgewebe liegen nahe beim entspre- 
chenden Hintergrundwert oder sind geringfügig er- 
höht (bis Faktor 2). Statistisch signifikante Abwärts - 
trends ergeben sich nur dort, wo hohe Konzentratio- 
nen vorliegen und Eintrags re duktionen durchgeführt 
werden, wie z. B. in der Elbe, in der Liverpool Bay, an 
der belgischen Küste und im Oslofjord. 

Blei-Konzentrationen sind in Miesmuscheln entlang 
der Nordsee im Mittel viermal höher als die an- 
genommenen Hintergrundwerte. Muscheln in der 
Deutschen Bucht zeigen hingegen mittlere Konzen- 
trationen geringfügig oberhalb des angenommenen 
Hintergrundwertes. Besonders hohe Bleigehalte tre- 
ten in einigen norwegischen Fjorden in der Nähe von 
Metallhütten auf. Für Fischgewebe sind Vergleiche 
mit Hintergrundwerten nicht möglich, da keine vor- 
hegen. Statistisch signifikante Abwärtstrends für Blei 
ergeben sich zumeist nur dort, wo hohe Konzentra- 
tionen vorliegen und Eintrags re duktionen durchge- 
führt werden. 

Kadmium -Konzentrationen sind in Miesmuscheln 
entlang der Nordsee im Mittel deutlich erhöht. In der 
Nähe metallurgischer Betriebe in norwegischen Fjor- 
den liegen die Meßwerte um bis zu zwei Größenord- 
nungen über den angenommenen Hintergrundwer- 
ten. Signifikante Abwärtstrends der Kadmiumge- 
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halte von Muscheln werden nur in der Nähe einiger 
Flußmündungen gefunden, ebenso nur im Kabeljau 
aus dem Skagerrak/Kattegat. 

Schadstoffbelastung von See- und Küstenvögeln 

See- und Küstenvögel haben sich als geeignete Bio- 
indikatoren für die Schadstoffbelastung des Meeres 
und mariner Nahxungs ketten erwiesen und sind 
inzwischen in das Monitoring-Programm -für das 
Wattenmeer (Trüaterales Assessment and Monitoring 
Programme) auf genommen worden. Im Rahmen 
eines von der Niedersächsischen Wattenmeer- Stif- 
tung geförderten Projekts hat das Institut für Vogel- 
forschung „Vogelwarte Helgoland", Wilhelmshaven, 
die seit 1981 erhobenen Datenreihen durch die 
Untersuchung von Eiproben bis 199? ergänzen kön- 
nen. 

Bei den meisten untersuchten Umwelt Chemikalien 
zeigten sich während der 90er Jahre deutliche Rück- 
gänge der Schadstoffkonzentrationen in Eiern der 
fischfressenden Flußseeschwalbe und des Benthos- 
verzehrenden Austemfischers. Diese Rückgänge 
wurden nicht nur im Mündungsbereich der Elbe 
(s. Tabelle 29), die die wesentliche Eintrags quelle 
vieler Umweltchemikalien in die Nordsee darstellt, 
sondern auch in den westlich und nördlich angren- 
zenden Wattengebieten festgestellt. Die PCB-Kon- 
zentrationen haben soweit ab genommen, daß sie den 
Brut erfolg nicht mehr, wie in den 80 er Jahren, beein- 
trächtigen. 

Trotz der im gesamten Wattenmeer deutlichen Rück- 
gänge der Chemikalien-Konzentrationen in See- 
vögeln gibt es immer noch deutliche räumliche Un- 


terschiede zwischen den verschiedenen Brut gebie- 
ten, mit höchsten Konzentrationen nahe den Ein- 
tragsquellen, nämlich an der Elbmündung und der 
Inneren Deutschen Bucht. 


9.2.7.4 Radioaktive Stoffe In Nord- und Ostsee 

Das Meer wird durch den Betrieb eines Radioaktivi- 
täts-Meßnetzes und durch nuklidspezifische Unter- 
suchungen in Meerwasser, Schwebstoff und Sedi- 
ment überwacht. Dabei nimmt unter den künstlichen 
Radionukliden Caesium- 137 (^^’Cs) eine Sonderstel- 
lung ein, weil es als langlebiges Radionuklid mit 
einer Halbwertszeit von 30 Jahren generell höhere 
Konzentrationen im Meerwasser aufweist als andere 
künstliche Radionuklide. Es wird mit den Meeres- 
strömungen über weite Strecken verfrachtet und 
trägt zur Kontamination der Nahrungskette des Mee- 
res wesentlich bei. ^^’Cs ist damit auch das dosisrele- 
vanteste künstliche Radionuklid, welches bei der 
Überwachung als Leitisotop verwendet wird. 

Darüber hinaus ist die Kenntnis über das Vorkom- 
men natürlicher Radionuklide im Meer notwendig, 
um die Auswirkungen der vom Menschen einge- 
brachten künstlichen Radioaktivität richtig einschät- 
zen zu können. Die Aktivitätskonzentrationen natür- 
licher Radionuklide im Meerwasser sind weit höher 
als die künstlicher Radionuklide, z. B. liegen die Kon- 
zentrationen des radioaktiven Kalium-Isotops '^^K bei 
11 800 Bequerel/m^ und von ^®U bei 44 BequereL/m^. 
In den Sedimenten lassen sich je nach Sedimenttyp 
Werte für ^K bis zu 800 Be querel/kg, für das Blei- Iso- 
top 2^^Pb bis zu 400 Bequerel/kg und für das Uran- 
Isotop ^U bis zu 70 Bequerel/kg nachweisen. 


Tabelle 29 


Rückstände von Quecksilber und chlorierten Kohlenwasserstoffen in Eiern der Flufiseeschwalbe 
im Elbeästuar (Hullen, Neufeld) in den Jahren 1981 und 1985 bis 1997 

(arithmetisches Mittel aus n = 10 Eiern, inng/g Frischgewicht Ei) 


Jahr 

^-HCH 

HCB 

SDDT 

XPCB 

PCB 138 

Quecksilber 

1981 

5,8 

4 158 

789 

10 216 

- 

4 577 

1985 

1,3 

486 

244 

2 794 

- 

11 106 

1986 

2,9 

122 

207 

3 048 

- 

3 143 

1987 

27,9 

934 

1 247 

10 047 

2 130 

7 376 

1988 

4,4 

471 

688 

5 077 

907 

4 967 

1989 

1.9 

300 

939 

6 935 

1355 

7 591 

1990 

6,8 

225 

574 

5 314 

1 013 

4 209 

1991 

16,8 

92 

352 

4 738 

665 

2 205 

1992 

6,8 

149 

303 

2 001 

242 

1 355 

1993 

2,1 

95 

351 

1 976 

237 

1449 

1994 

0,9 

157 

369 

1 743 

184 

1300 

1995 

0,5 

179 

534 

2 208 

255 

2 329 

1996 

1,4 

372 

488 

2 354 

284 

1 806 

1997 

2,6 

325 

370 

1708 

192 

1 015 


Quelle: Institut für Vogelforschung „ Vogelwarte Helgoland " , Wilhelmshaven 
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Die atmosphärischen Nuklearwaffentests in den 
fünfziger und sechziger Jahren führten zu einer glo- 
balen Kontamination, vor allem der Nordhalbkugel, 
durch Falloutnuklide. Im Meeresbereich werden die 
langlebigen Radionuklide Tritium (^H), Strontium-90 
(^Sr), Caesium-137 (‘^’Cs), die Plutoniumisotope 
239pu 24op^^ ^^^Pu und Americium-241 

aus dieser Quelle nachgewiesen. Nach Beendigung 
der atmophärischen Tests der Großmächte Anfang 
der sechziger Jahre nahm die Konzentration künstli- 
cher Radionuklide im Meerwasser ständig ab. Ein in 
den Jahren 1970/71 beobachteter erneuter Anstieg 
der Aktivitätskonzentration von ‘^’Cs im Wasser der 
Nordsee ließ die Verursacher in den radioaktiven Ab- 
wässern der Wiederaufarbeitungsanlagen für Kern- 
brennstoffe in Sellafield (damals Windscale) an der 
Irischen See und La Hague im Englischen Kanal 
erkennen. Das Inventar von ‘^^Cs in der Nordsee 
wurde dabei zum überwiegenden Teil durch das von 
Norden her im Bereich der Orkney Inseln einströ- 
mende, durch Sellafield kontaminierte Wasser domi- 
niert. Seit 1980 und im stärkeren Maße seit 1985 
nahm der Eintrag an ^^^Cs durch drastische Reduzie- 
rung in Sellafield ab, so daß auch dementsprechend 
die Aktivitätskonzentration von im Wasser der 
Nordsee deutlich kleinere Werte annahm. Die Ein- 
leitungen der Anlage Dounreay an der Nordspitze 
Schottlands waren in diesem Zusammenhang fast 
vemachlässigbar. 

Die Aktivitätskonzentration in der inneren Deut- 
schen Bucht ist aufgrund der hydrographischen Be- 
dingungen von den Einleitungen der Wiederauf- 
arbeitungsanlage La Hague gekennzeichnet. Der 
Eintrag infolge des Reaktorunfalls von Tschernobyl 
im April 1986 ist deutlich zu erkennen. Infolge der 
generell zurückgehenden Einleitungen aus den An- 
lagen Sellafield und La Hague gingen auch dement- 
sprechend in der Deutschen Bucht die Konzentratio- 
nen an *^’Cs und ^Sr zurück und lagen in den Jahren 
1992-1997 zwischen 5 und 10 Bequerel/m^. 

Die spezifische Aktivität für ‘^’Cs liegt in den Sedi- 
menten aus den Küstengebieten der Nordsee bei 
Werten bis zu 20 Bequerel/kg Trockenmasse. Die 
Sedimente der westlichen Ostsee wiesen 1994 spezi- 
fische Aktivitäten zwischen 2 (Arkona) und 190 Be- 
querel/kg (Eckemf Order Bucht) auf. Das Inventar bis 
zu einer Sedimenttiefe von 16 cm beträgt an der 
Nordseeküste 40 Bequerel/m^ bis 1,2 Kilobequerel/m^ 
und an der Ostseeküste 50 Bequerel/m^ bis 5,6 Kilo- 
bequerel/m^. 


9.3 Stoffwirkungen (Biologische Effekte 
von Nährstoffen und Schadstoffen) 
in der Nordsee 

Fischbestand, am Boden lebende Organismen (Ben- 
thos) und im Wasser frei schwebendes Phyto- und 
Zooplankton sowie Pflanzen sind langfristigen Ver- 
änderungen unterworfen. Veränderungen haben 
natürliche und anthropogene Ursachen. Da in Öko- 
systemen kausale Verknüpfungen sehr komplex 
sind, können beobachtete Effekte nur schwer (z. B. 
anthropogen verursachten Veränderungen) im Stoff- 
haushalt des Meeres zugeordnet werden. Stoffliche 


Veränderungen verursachen Effekte auf allen biolo- 
gischen Organisationsebenen: in Lebensgemein- 
schaften, in Populationen, in Organismen, in Orga- 
nen, in Zellen sowie auf molekularer Ebene. 

Erhöhte Nährstoffeinträge führen zur Überdüngung, 
d. h. zu übermäßigem Wachstum von Algen (Hyper- 
trophie). Die Biomasse von abgestorbene Organis- 
men verursacht beim bakteriellen Abbau Sauerstoff- 
mangelsituationen im Wasser und im Sediment, in 
dessen Folge Massensterben von bodenbesiedelnden 
Lebensgemeinschften Vorkommen kann. Außerdem 
fördert Hypertrophierung das Wachstum uner- 
wünschter, toxischer Algenarten. 

Erhöhte Gehalte an Schwermetallen und künstlichen 
organischen Verbindungen können zu körperlichen 
Fehlentwicklungen und zu Fehlfunktionen von Or- 
ganen und Zellen sowie zu gestörten physiologi- 
schen und reproduktiven Prozessen in Meerestieren 
führen. 

Das Monitoring zur Identifikation von unerwünsch- 
ten Effekten wird im zukünftigen Monitoring der 
Oslo/Paris-Konvention einen breiten Raum einneh- 
men. In Deutschland besteht für derartige Unter- 
suchungen noch ein großer methodischer und orga- 
nisatorischer Nachholbedarf. 


9.3.1 Effekte der Hypertrophierung 

Für die Küstenbereiche der Nordsee läßt sich feststel- 
len, daß der anthropogene Phosphateintrag die Ent- 
wicklung größerer Planktonbestände im Frühjahr er- 
laubt. Nach den Frühjahrsblüten sind Silikat, oft 
auch Phosphat, weitgehend von den schnellwüchsi- 
gen Planktonalgen aufgebraucht, während Stickstoff 
noch im Überschuß vorliegt. Mit der Erwärmung des 
Wassers im Frühsommer wird die abgestorbene 
Frühjahrsblüte bakteriologisch abgebaut und führt 
dem Meerwasser zusätzlich Nährstoffe zu.. Der som- 
merlichen Planktonblüte, im wesentlichen Kieselal- 
gen, steht dann ein hohes Nährstoffangebot zur Ver- 
fügung, was zu einer starken Produktivität führen 
kann, wenn die hydrographischen Voraussetzun- 
gen günstig sind (geringe vertikale Durchmischung 
des Wassers) und das Lichtangebot hoch ist (lang- 
andauemder Sonnenschein). Ein Trend für eine 
quantitative Erhöhung der Primärproduktion zeich- 
nete sich bis zum Jahr 1984 ab. Dies wurde durch die 
Helgoland Reede Daten belegt. Während der letzten 
zehn Jahre liegt jedoch eine sehr starke Variabilität 
vor, so daß kein eindeutiger Trend erkennbar ist. 

Sinken die durch höhere Primärproduktion zusätzlich 
gebildeten Phytoplanktonzellen in tiefere Wasser- 
schichten, wird der Verbrauch an gelöstem Sauerstoff 
im Tiefenwasser durch den aeroben Abbau organi- 
schen Materials durch Bakterien gesteigert. Dies 
kann bei stabiler Schichtung des Wasserkörpers, die 
die Nachlieferung von Sauerstoff in das Bodenwasser 
erschwert, zu Sauerstoffmangel und damit zu Proble- 
men für Bodenfauna und Bodenfische führen. Beson- 
ders in den achtziger Jahren, zuletzt 1989, war dieses 
Phänomen im nordöstlichen Teil der Deutschen 
Bucht häufiger zu beobachten. In den nachfolgenden 
Jahren kam es zwar gelegentlich zu stärkerer Sauer- 
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stoffverarmung im Spätsommer, jedoch weit weniger 
heftig als im Jahrzehnt zuvor. 

Veränderungen sind in der Zusammensetzung der 
Phytoplanktongemeinschaften zu beobachten. Im 
Jahr 1979 wurde erstmalig eine Blüte von Prorocen- 
trum minimum im Oslofjord beobachtet sowie 1981 
und 1982 im Kattegat und in der Beltsee und ab 1983 
auch in der Kieler Bucht. Weiterhin trat 1981 in der 
Deutschen Bucht eine außergewöhnliche Massenent- 
wicklung des Dinoflagellaten Ceratium furca auf. 
Möglicherweise verursacht diese Alge mit Durchfall 
verbundene Muschelvergiftungen. Als Hauptverur- 
sacher solcher Vergiftungen im Wattenmeerbereich 
gilt jedoch Dinophysis acuminata. Besonders gefähr- 
lich ist Gonyauiax tamarensis, ein Dinoflagellat, des- 
sen Toxin die zum Teil tödlich verlaufende paralyti- 
sche Muschelvergiftung (PSP = Paralytic Shellfish 
Poisoning) verursacht. Das Toxin wurde erstmals 
1987 in gefährlichen Konzentrationen in Miesmu- 
scheln aus dem Limfjord analysiert. Die Massenent- 
wicklungen des fischtoxischen Dinoflagellaten Gyro- 
dmium aureolum wirkte sich nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht nachteilig auf die menschliche 
Gesundheit aus. Die wegen ihrer toxischen Wirkung 
auf Bodentiere, Fische und andere Algen als „Killer- 
alge'' bezeichneten Prymnesiophyceae Chrysochro- 
mulina polylepis trat erstmals auffällig im Mai 1988 
im östlichen Teil des Skagerrak auf und breitete sich 
entlang der norwegischen Küste aus. Blüten von Gy- 
rodinium aureolum wurden bereits früher, erstmalig 
1966, in norwegischen Gewässern beobachtet. So trat 
1968 eine Gyrodinium-Blüte bei Helgoland auf; im 
selben Jahr wurde die Art für ein Fischsterben an der 
dänischen Westküste verantwortlich gemacht. In- 
zwischen gehört Gyrodinfum aureolum zu den regel- 
mäßig beobachteten Dinoflagellaten der Nordsee. 

Bei der regelmäßig im Frühsommer nach der Dia- 
tomeenblüte an den Nordseeküsten auftretenden 
Massenentwicklungen der Schaumalgen Phaeocystls 
pouchetii und Phaeocystls globosa, die oftmals riesi- 
ge Schaumberge an den Stränden verursachen, ist in 
den letzten Jahrzehnten ein stärkeres und langanhal- 
tendes Vorkommen zu beobachten. Phaeocystis kann 
bei empfindlichen Personen in hohen Konzentra- 
tionen (Blütensituation) Schleimhautreizungen und 
Hautausschläge hervorrufen. 

Es sind vor allem auch ursprünglich nicht heimische 
Arten, die sich heutzutage verstärkt durchsetzen. Zu 
nennen sind da die beiden Diatomeen Thalassiosira 
punctigera und vor allem Coscinodiscus wailesii. 
Beide Arten können fast das ganze Jahr über gefun- 
den werden, sie zeigen für verschiedene Parameter 
eine große autökologische Bandbreite. So wurde 
Coscinodiscus wailesii im Frühjahr 1996 bei Wasser- 
temperaturen von minus 1,5 Grad in großen Mengen 
gefunden. Beim Absterben setzten sie massenhaft 
Fetttröpfchen frei, die sich an der Wasseroberfläche 
sammelten und einen mehrere Kilometer großen 
Fettfilm vor der niedersächsischen Küste bildete. 
Eine starke Blüte entwickelte sie im Sommer 1994 im 
Osten der Deutschen Bucht bei Wassertemperaturen 
von bis zu 21 Grad. Im Sommer 1996 und 1997 wur- 
den die raphidophyten Ragellaten Fibriocapsa japo- 
nica und Heterosigma akashiwo an der niedersächsi- 


schen als auch an der deutschen Küste beobachtet. 
Diese fischtoxischen Algen treten seit den 90er Jah- 
ren in französischen und niederländischen Gewäs- 
sern auf. In japanischen und französischen Gewäs- 
sern verursachten sie Fischsterben. 

Im Mai 1996 bedeckten wochenlang schwarze Flek- 
ken, also Sauerstoff freie Wattoberflächen, das nieder- 
sächsische Wattenmeer. Die Ausbreitung nahm im 
Juni zu und erreichte die Größe von Fußballfeldern. 
In den vollkommen schwarzen Arealen war das 
Oberflächenwasser in den Rippeltälern milchig ge- 
trübt. Häufig fanden sich tote bzw. sterbende Poly- 
chaeten an der Oberfläche. Durch Fäulnisprozesse 
trat eine erhebliche Geruchsbelästigung auf. Erst 
Ende Juni setzte, bedingt durch kühle Witterung, ein 
Regenerationsprozeß ein. Ein ähnliches Phänomen 
war 1964 und 1970 im niederländischen Wattenmeer 
aufgetreten. 

Als Ursache wird eine ungewöhnlich starke Blüte der 
Kieselalge Coscinodiscus concinnus angesehen, ver- 
bunden mit den Auswirkungen eines Eiswinter (viel 
abgestorbene Organismen), einem kalten Frühjahr 
(späte Nährstoff-Remineralisierung) und einer plötz- 
lichen Hitzeperiode Ende Mai/ Anfang Juni 1996). 
Als weiterer Grund wird die generell überhöhte 
Nährstoff Zufuhr in die Nordsee vermutet. 

9.3.2 Effekte von Schadstoffen auf Organisinen 

Stoffe werden als Schadstoffe bezeichnet, wenn sie 
toxische Wirkungen haben. Toxizität wird dabei defi- 
niert als „Fähigkeit eines Stoffes, aufgrund seiner 
chemischen Struktur in einer geringen Dosis oder 
Konzentration unter bestimmten Bedingungen 
auf ein biologisches System schädigend zu wirken". 
Toxische Effekte treten auf allen biologischen 
Organisationseben auf: in subzellulären Systemen 
(Enzyme, Membrane etc.), in Einzelzellen, in Ge- 
weben und Organen, in Organismen sowie in Popu- 
lationen und in Biozönosen (Lebensgemeinschaften). 

Die Feststellung eines Effektes und vor allem der 
wissenschaftliche Nachweis der Zuordnung von 
Effekt und Auslöser gestalten sich schwierig. Einer- 
seits treten im Experiment akute und chronische Ef- 
fekte bei Schadstoffkonzentrationen auf, die deutlich 
über denen liegen, welche in der Nordsee Vorkom- 
men. Andererseits werden in der Nordsee Effekte 
beobachtet, die aller Wahrscheinlichkeit nach auf 
Schadstoffeinwirkungen zurückzuführen sind. Ur- 
sache kann das gleichzeitige Wirken einer Vielzahl 
von Einzelstoffen sein (additive und synergetische 
Effekte). Laborversuche haben gezeigt, daß Stoffe, 
die in jeweils unkritischen Konzentrationen Vorkom- 
men, sich in ihrer Wirkung um den Faktor 100 ver- 
stärken können. 

9.3.3 Fischkrankheiten 

Seit Ende der 70er Jahre werden Untersuchungen 
zur Erhebung von Fischkrankheiten in der Nordsee 
und benachbarten Meeresgebieten durchgeführt. 
Insbesondere an der Kliesche (Limanda limanda) fan- 
den sich hohe Befallsraten mit äußerlich erkennbaren 
Erkrankungen. Die durch Viren und Bakterien her- 
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vorgerufenen Krankheiten traten gehäuft in der 
Deutschen Bucht, auf der Doggerbank, vor der briti- 
schen Küste und an der isländischen Südküste auf. 
Mittlere Befallsraten fanden sich in der Irischen See, 
die niedrigsten Befallsraten wurden bei Klieschen an 
der britischen Südküste, an der französischen Kanal- 
küste sowie in der Reykjavik-Bucht (Island) angetrof- 
fen. 

Im Verklappungsgebiet für Abfälle aus der Titanpro- 
duktion in der Deutschen Bucht wurden bis Ende der 
80er Jahre häufiger als in umgebenden Vergleichs - 
gebieten Klieschen mit epidermalen Papillomen 
(Hauttumore) angetroffen. Nach Ende der Verklap- 
pung gingen die Befallsraten zunächst deutlich zu- 
rück, sie haben sich aber heute wieder auf einem er- 
höhten Niveau eingependelt. Es müssen demnach 
auch andere Stressfaktoren als die Inhaltsstoffe des 
damaligen Verklappungsgutes in diesem Gebiet 
wirksam sein. 

Da es eine gleiche räumliche und zeitliche Korrela- 
tion zwischen Schadstoffen und den Häufigkeiten der 
Krankheiten gibt, insbesondere Schwermetallen im 
Sediment und Organochlorverbindungen in Lebern 
der Klieschen, können diese Ergebnisse als Hinweise 
für kausale Zusammenhänge zwischen Schadstoffen 
und den Erkrankungen der Kliesche gewertet wer- 
den, Für andere Fischarten (Kabeljau, Wittling, 
Scholle und Schellfisch) wurden erheblich niedrigere 
Befallsraten angetroffen. Generell lagen diese unter 
einem Prozent der untersuchten Fische. 

Seit 1984 werden regelmäßig die Häufigkeiten miß- 
gebildeter pelagischer Fischembryonen in einem 
Seegebiet vor der deutschen, dänischen und hollän- 
dischen Küste untersucht. Maximale Mißbildungsra- 
ten traten 1987 auf. Durchschnittlich waren 27 % der 
untersuchten Embryonen der Kliesche mißgebildet. 
Die höchsten Mißbildungsraten fanden sich zu die- 
sem Zeitpunkt bei Embryonen des Wittlings, niedri- 
gere bei Embryonen des Kabeljau, der Scholle und 
der Flunder. Es fanden sich Korrelationen zwischen 
dem zeitlichen Verlauf der Kontamination von Klie- 
schen der Deutschen Bucht mit Organochlorver- 
bindungen und der Höhe der Mißbildungs raten. 
Niedrige Wassertemperaturen unterstützen die Bil- 
dung von Fehlentwicklungen. Bei den sehr niedrigen 
Frühjahrstemperaturen der Jahre 1987 und 1996 
waren z. B, die Mißbildungsraten erhöht. In den 
warmen Frühjahren 1997 und 1998 konnten im 
Untersuchungsgebiet die bisher niedrigsten Miß- 
bildungsraten der Untersuchungsreihe ermittelt wer- 
den. 


9.3.4 Fischpopulation 

Die Größe der Fischpopulationen bestimmt sich aus 
Laichbestand und rekrutierenden Jungfischen. Bei 
Nutzfischarten ist die Hauptmortalitätsursache die 
Fischerei. Die fischereibedingte Sterblichkeit über- 
trifft in den älteren Altersgruppen in der Regel die 
natürliche Sterblichkeit. Anders verhält es sich bei 
Fischbrut. Auf die Eier und Larven aller Fische wirkt 
eine außerordentlich starke natürliche Sterblichkeit, 
die sich aus biotischen Faktoren (Freßfeinde, Nah- 
rungsangebot) und abiotischen Faktoren (Tempera- 


tur, Salzgehalt, Turbulenz, Einstrahlung usw.) zusam- 
mensetzt. Der zusätzliche Einfluß von Schädigungen 
durch anthropogene Schadstoffe im Wasser auf die 
Fischbrutmortalität ist auf Populationsebene derzeit 
nicht abzuschätzen. Die Sterblichkeiten können in 
Gebieten nüt hohen lokalen Konzentrationen (Ölein- 
leitung, Verklappung, Unfälle) erheblich sein. Im Ge- 
samtsystem Nordsee dürfte der schadstofbedingte 
Anteil an der Gesamtmortalität bei Fischen jedoch 
eher gering sein. 


9.3.5 Bodenbewohnende Organismen (Benthos) 

Vergleiche neuerer Erhebungen über die Besiedlung 
der Deutschen Bucht mit Bodentieren mit älteren 
Daten haben ergeben, daß mehrere Bodentierarten 
heute weit weniger häufig oder nicht mehr in ihren 
alten Verbreitungsgebieten angetroffen werden. Sol- 
che Veränderungen sind inzwischen in Roten Listen 
dokumentiert worden. In der südlichen Nordsee hat 
die Anzahl von Schlangensternen erheblich zuge- 
nommen, während in der nördlichen Nordsee nur 
eine geringe Zunahme zu verzeichnen ist. Auch ist 
dies neben der mehrfach dokumentierten Biomasse - 
Zunahme beim Makrozoobenthos ein Anzeichen der 
Überdüngung der südlichen Nordsee. Langzeitunter- 
suchungen in küstennahen Gebieten haben gezeigt, 
daß klimatische Faktoren wie die milden Winter seit 
1988 Veränderungen in den Benthosgemeinschaften 
hervorrufen. Die Bodentierbesiedlung der Dogger- 
bank mitten in der Nordsee hat sich seit den 20er 
Jahren völlig verändert. Langlebige große Arten wie 
etliche Muscheln sind völlig verschwunden. Statt 
dessen hat die Anzahl kurzlebiger, kleiner Borsten- 
würmer zugenommen. Dies kann ein Effekt der 
Hypertrophierung oder auch der Grundfischerei sein. 
Direkte schädigende Effekte von Schadstoffen sind 
für Tributylzinn bei Meeresschnecken nachgewie- 
sen. Dieser Schadstoff bewirkt die Geschlechtsum- 
wandlung von weiblichen Schnecken in Männchen, 
wodurch die Population keine Nachkommen mehr 
erzeugt und ausstirbt. Im Jahr 1992 durchgeführte 
Untersuchungen an der deutschen Nordseeküste 
haben eine hohe Rate der Geschlechtsuhlwandlung 
durch Tributylzinn ergeben. 

Die Verschmutzung mit Öl und Schwermetallen im 
Umkreis von Offshore- Anlagen verursacht Verände- 
rungen in der Bodenfauna. Starke Veränderungen in 
der Dichte, Artenzahl und Dominanz treten im Um- 
kreis von 1-5 km um die Plattform auf, Auswirkun- 
gen sind aber bis in 15 km Entfernung festzustellen. 

In einem europäischen Projekt wurde der Einfluß der 
schweren Bodenfischerei (besonders von Seezungen- 
Fanggeschirr) auf das Benthos untersucht. Neben 
direkten mechanischen Schädigungen von empfind- 
lichen Tieren werden viele andere Tiere aus dem Bo- 
den freigelegt und damit räuberischen Organismen 
(Fischen, Krebsen, Seesternen) gut verfügbar. Durch 
die regelmäßige Fischerei kommt es zu nachhaltigen 
Veränderungen in der Bodentier-Lebensgemein- 
schaft, die z. T, den durch Eutrophierung bedingten 
Effekten ähnelt (Ausmerzen großer, langlebiger, rela- 
tiv seßhafter Tiere; Begünstigung kleiner, schnell- 
wüchsiger Opportunisten). 
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Der kalte Winter 1996 hat sich wiederum (wie z. B. 
1979) als sehr starker Störeinfluß auch auf die Boden- 
tierbestände der offenen Deutschen Bucht ausge- 
wirkt. Viele empfindliche Arten (z. B. im Watt die 
Herzmuscheln; vor den friesischen Inseln Trogmu- 
scheln aus der Gattung Spisula, die vor der schles- 
wig-holsteinischen Küste befischt werden und ande- 
rerseits eine wichtige Nahrungsquelle für Tauch- 
enten darstellen) sind dezimiert worden und werden 
einige Jahre mit milden Wintern brauchen, um wie- 
der nutzbare Bestände zu regenerieren. Die im Wat- 
tenmeer nach dem kalten Winter vermehrt aufgetre- 
tenen schwarzen Flecken mit Sauerstoffschwund im 
Bodensediment haben darüber hinaus zu zusätz- 
lichen Beeinträchtigungen der Fauna im Flachwas- 
serbereich geführt. 

9.3.6 Folgen des Robbensterbens 

Das Massensterben von Seehunden im Sommer 
1988, dem im deutschen Wattenmeerraum etwa % des 
Bestandes zum Opfer fielen, war durch Infektion der 
Tiere mit einem bislang unbekannten Morbillivirus, 
verwandt mit dem Staupevirus der Hunde und dem 
Rinderpest- Virus, verursacht worden. Seit 1989 kam 
es zu einem deutlichen Anstieg der Bestandszahlen 
im gesamten Wattenmeergebiet auf ca. 13 000 ge- 
zählte Tiere. Dies entspricht einer Bestands Vergröße- 
rung gegenüber 1988 um ca. ein Drittel. Die Popula- 
tionszuwachsrate beträgt z. Zt. im Mittel um 15 % 
jährlich. Gründe für diese Zimahme sind nicht nur in 
einer erhöhten Jungtierproduktion zu suchen, son- 
dern auch in einer höheren Überlebensrate. 

9.3.7 Pottwale in der Nordsee 

Anfang Dezember 1997 ist eine aus 20 Tieren be- 
stehende Gruppe junger Pottwale in der Nordsee ge- 
sichtet worden. Innerhalb weniger Tage strandeten 
und verendeten an den Stränden der Niederlande 
fünf Tiere, im Bereich des Deutschen Wattenmeeres 
vor Cuxhaven und Bremerhaven zwei Tiere und 
vor der dänischen Insel Röm dreizehn Tiere. Mitte 
Januar wiederholte sich solches Ereignis. Von sechs 
in der deutschen Bucht gesichteten Pottwalen stran- 
deten drei auf den Außensänden zwischen St. Peter 
Ording und Westerhever. Drei konnten mit Booten 
vom Strand abgedrängt werden und fanden offenbar 
wieder den Weg ins offene Meer. Normalerweise 
schwimmen die Tiere nicht östlich an Großbritannien 
vorbei. Die Nordsee ist nicht tief genug und bietet zu- 
dem unzureichend Nahrung. 

Bei allen gestrandeten Pottwalen handelte es sich um 
junge Bullen, die bei einer Länge von etwa 15 m ver- 
mutlich 20-30 Jahre alt waren und mindestens 25 t 
wogen. Wissenschaftler haben bisher keine Erklä- 
rung dafür, warum sich Pottwale in den letzten Jah- 
ren auf ihren Wanderungen vom Nord- in den Süd- 
atlantik verstärkt in die flache Nordsee verirrten und 
im Wattenmeer strandeten. Allein von 54 in Däne- 


mark belegten Strandungen sind 43 in den Jahren 
1996 und 1997 erfolgt. Die Ursachen der Strandun- 
gen sind noch unklar. Diskutiert wird, daß die Pott- 
wale auf Wanderungen durch gestörte Magnetfeld- 
linien fehlgeleitet werden, an denen sie sich orientie- 
ren, oder daß akustische Ablenkungen durch Bohrin- 
seln, See-Sprengungen und Geräusche von starkem 
Schiffsverkehr den Ortungssinn gestört haben könn- 
ten. 

9.3.8 Effekte der Einträge von Öl 

Seit 1962 werden auf Helgoland die der Ölver- 
schmutzung zum Opfer fallenden Seevögel gezählt. 
Bis 1978 wurden jährlich Verluste in der Größenord- 
nung von etwa 40 verölten Seevögeln pro Jahr regi- 
striert. Von 1979 bis 1982 war eine kontinuierliche 
Zunahme der verölt auf gefundenen Seevögel zu be- 
obachten, die 1983 mit über 800 auf gefundenen ver- 
ölten Exemplaren ein besorgniserregendes Ausmaß 
annahm. In den folgenden Jahren gingen die Funde 
auf Helgoland auf etwa 100 verölte Exemplare pro 
Jahr zurück. 

An der gesamten deutschen Nordseeküste wurden 
im Zeitraum 1983-1988 über 40 000 Seevögel tot auf- 
gefxmden, von denen 40% an einer Verölung zu- 
grunde gegangen waren. Bei einzelnen Seevogel- 
arten waren bis zu 95 % der tot auf gefundenen Vögel 
an einer Verölung verendet. Das Bundesamt für See- 
schiffahrt und Hydrographie wies nach, daß etwa 
90% der Verölungen auf Brennstoffrückstände zu- 
rückzuführen waren. 

Diese Ergebnisse stehen im Einklang mit der Er- 
kenntnis aus einer mehrjährigen Luftüberwachung, 
die zeigt, daß die Ölverschmutzungen überwiegend 
längs der Hauptschiffahrtswege zu beobachten sind. 
Ursache dieser Entwicklung war die rapide Preisstei- 
gerung für Rohöl zwischen 1973 und 1980, die ein 
Ausweichen der Reeder auf Schiffsbrennstoffe min- 
derer Qualität zur Folge hatte. Rückstandsschlämme, 
die bei der dadurch notwendig gewordenen Brenn- 
stoffaufbereitung an Bord anfielen, sind weitgehend 
auf See illegal entsorgt worden und für die Verzehn- 
fachung der bis dahin beobachteten Verluste an ver- 
ölten See vögeln verantwortlich. Seit 1983 wird je- 
doch ein stark rückläufiger TVend der Anzahl verölter 
Seevögel festgestellt. 

9.3.9 Effekte sonstiger Stoffe 

Schiffsmüll stellt eine Gefahr für die Tierwelt der 
Nordsee dar. Sehr oft werden Plastikhalterungen für 
Sechserpack Getränkedosen, Angelschnüre und 
Netzreste als Todesursache für Seevögel festgestellt. 
Treibende Netze, Tauwerk und leere Behälter wirken 
als Fischfallen. Einige Meerestiere verwechseln 
Plastikmaterial mit Nahrung und gehen daran zu- 
grunde. Seehunde werden, durch Netzreste erdros- 
selt, auf gefunden. 
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D. Maßnahmen der Bundesländer 


1. Baden-Württemberg 

Das Land Baden-Württemberg hat mit dem Erlaß der 
Reinhalteordnung kommunales Abwasser (ROKA) 
im Dezember 1993 die Umsetzung der Richtlinien 
der Europäischen Union über die Behandlung von 
kommunalem Abwasser vollzogen. Nach dem ROKA 
ist beim Aufbau der kommunalen Kläranlagen neben 
der üblichen Grundreinigung auch die Entfernung 
der für die Gewässereuthtrophierung verantwort- 
lichen Schadstoffe Phosphor und Stickstoff einzube- 
ziehen. 

In Baden -Württemberg werden derzeit rund 1 200 
kommunale Abwasserbehandlungsanlagen mit einer 
Gesamtkapazität von rund 22,1 Mio. DM EW be- 
trieben. Auf die Ausbaugröße bezogen sind heute 
schon 54 % der Kläranlagen auf Stickstoff- imd 87 % 
auf Phosphor-Elimination ausgebaut. Dieser Anteil 
nimmt weiterhin ständig zu. Zusätzlich wird das Ziel 
der Nährstoffentnahme auch durch eine gute Be- 
triebsführung und betriebliche Optimierungsmaß- 
nahmen von denjenigen Kläranlagen erbracht, die 
von ihrer Größe her nicht zur Nährstoffelimination 
verpflichtet sind. 

Zum Stand Ende 1996 wurden in Baden-Württem- 
berg in den Kläranlagen mit mehr als 2 000 EW die 
Stickstofffracht um 72% und die Phosporfracht um 
92 % reduziert. 

Auf der Grundlage der z. Zt. geplanten oder bereits 
im Bau befindlichen Ausbaumaßnahmen kann pro- 
gnostiziert werden, daß die Frachtreduzierung bei 
Stickstoff bis Ende 1998 75% erreichen wird. Die 
Frachtreduzierung bei Phospor wird ebenfalls weiter 
zunehmen. 


2. Freistaat Bayern 

(rd. 12 Mio. Einwohner/70 552 km^) 

2.1 Allgemein 

Von der Gesamtfläche Bayerns entwässern 31,6% 
zur Nordsee, die übrigen 68,4 % gehören zum Do- 
naueinzugsgebiet (Schwarzes Meer). 

An rd. 3 100 kommunalen Kläranlagen mit einer Ge- 
samtausbaukapazität von rd. 27,8 Mio. Ausbau-EW 
(EW) sind ca. 91 % der bayerischen Bevölkerung an- 
geschlossen (Stand 31. Dezember 1996), Davon sind 
dem Bereich 5 000 EW und größer (Größenklasse 3 
bis 5 nach dem 1996 geltenden Anhang 1 der Rah- 
men -Ab wVwV) 627 Kläranlagen mit ca. 25,3 Mio. 
EW zuzuordnen, davon dem Bereich großer 10 000 
EW ca. 390 Kläranlagen mt 23,6 Mio. EW und davon 
wiederum dem Bereich ab 20 000 EW 243 Kläranla- 
gen mit 21,5 Mio. EW (jeweils Größenklasse 4 und 5). 


Aufgrimd der Ergebnisse der amtlichen Überwa- 
chung 1996 (bezogen auf Anhang 1 der Rahmen - 
AbwVwV) kann festgestellt werden, daß die Min- 
destanforderimg für Phospor gesamt (2 bzw. 1 mg/l) 
von 89 % der Anlagen ab 20 000 EW mit ca. 19,8 Mio. 
EW und für Stickstoff gesamt (18 mg/I) von 65 % der 
Anlagen ab 5 000 EW mit ca. 14,4 Mio. EW eingehal- 
ten werden. Die Ergebnisse bezüglich Stickstoff- 
elimination werden z, T. auch verfahrensbedingt 
oder aufgrund geringerer Belastung und entspre- 
chender Betriebsweise erreicht. 

Als Folge der konsequenten Gewässerpolitik in 
Bayern haben die Fließgewässer heute überwiegend 
die Gewässergüteklasse II nach dem Saprobien- 
system erreicht. 

Neben der weiteren Ausrüstung der größeren Klär- 
anlagen mit Einrichtimgen zur Nährstoffelimination 
sind besondere Schwerpunkte der künftigen Arbeit 
der Anschluß der anschließbaren, aber noch nicht an- 
geschlossenen Einwohner an kommunale Abwasser- 
anlagen (ca. 0,7 Mio. = 6% noch anzuschließen an 
Kläranlagen), der Bau von Regenbecken bzw. die Sa- 
nierung bestehender Regenüberläufe, die Sanierimg 
schadhafter oder überlasteter Kanalisationsnetze so- 
wie der weitere Ausbau gewerblicher und industriel- 
ler Kläranlagen und Vorbehandlungsanlagen nach 
dem Stand der Technik. 

Es wurden seit jeher an Seezuflüssen und abfluß- 
schwachen Vorflutern, soweit die wassergesetzlichen 
Mindestanforderungen an die Abwasserreinigung 
nicht genügen, die Ziele des Landesentwicklungs- 
programms zu erreichen, weiter gehende Abwasser- 
behandlungsverfahren gefordert. 

An den anderen großen Seen wurden zur Femhal- 
tung der Nähr- und Schadstoffe Ringkanalisationen 
errichtet, so daß diese Seen als Badegewässer ausge- 
wiesen sind. 


2.2 Gefährliche Stoffe 

Zur Verminderung der gefährlichen Stoffe hatte 
Bayern bereits 1986 eine Indirekteinleiterverordnung 
(VGS) erlassen, die 1990 fortgeschrieben wurde. Im 
Zug der Novellierung des Wasserhaushaltsgesetzes 
und Festlegung des Standes der Technik für alle Ein- 
leiter von Abwasser wurde 1997 im Sinne der Ver- 
waltungsvereinfachung auf eine Fortschreibung der 
VGS verzichtet. Über den Artikel 41c. des BayWG 
werden die Indirekteinleiter erfaßt, in deren einschlä- 
gigen Anhängen zur Abwasserverordnung „Fest- 
legungen an das Abwasser am Ort des Anfalles " und 
„vor Vermischung“ gestellt werden. 

Neue Abwassereinleitungen werden nur genehmigt, 
wenn die Behandlung dem Stand der Technik ent- 
spricht. Bestehende Einleitungen müssen mittelfri- 
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stig nach dem Stand der Technik umgerüstet werden. 
Mit der Umsetzung der VGS wurden bei den betrof- 
fenen indirekt einleitenden Betrieben die gefähr- 
lichen Stoffe bereits deutlich reduziert. Durch die 
Forderung einer Abwasserbehandlung nach dem 
Stand der Technik gemäß § 7 a WHG ist in den näch- 
sten Jahren eine weitere deutliche Emissionsvermin- 
derung zu erwarten. 

Im Bereich der Landwirtschaft wird über den ver- 
stärkten Einsatz des integrierten Pflanzenbaus sowie 
eine intensive Beratung und Schulung der Landwirte 
durch die Landwirtschaftsbehörden eine deutliche 
Verringerung der Gewässerbelastung durch Pflan- 
zenschutzimttel angestrebt. 

2.3 Nährstoffe 

Für das Einzugsgebiet der Nordsee (Main-, Elbe- und 
Bodenseegebiet) ist nach der „Reinhalteordnung kom- 
munales Abwasser" vom 23. August 1992 vorgesehen, 
die Kläranlagen mit mehr als 10 000 EW bis zum 
31. Dezember 1998 auf Phosphorelimination auszu- 
bauen. Im Einzugsgebiet der Elbe und des Mains sind 
nach der Reinhalteordnung die Kläranlagen mit mehr 
als 20 000 EW auch auf Entfernung des Stickstoffes bis 
zum 31. Dezember 1998 nachzurüsten. Darüber hin- 
aus werden die im Anhang 1 der Abwasserverord- 
nung vorgegebenen Anforderungen für Stickstoff ge- 
samt gemäß § 7a WHG generell umgesetzt. 

Gemäß den Ergebnissen der amtlichen Überwa- 
chung 1996 entsprechen von den 152 Kläranlagen 
(8,8 Mio. EW) im bayerischen Nordseeeinzugsgebiet 
mit mehr als 10 000 EW bereits 120 Anlagen mit 
7,9 Mio, EW den Pges- Anforderungen, Von den 
73 Kläranlagen (7,2 Mio. EW) im Main-/Elbe-Gebiet 
mit mehr als 20 000 EW erfüllen bereits 47 Anlagen 
mit 3,6 Mio. EW die Nges-Anforderungen. Aufgrund 
der zwischenzeitlich durchgeführten Investitionen 
und laufender Baumaßnahmen ist davon auszuge- 
hen, daß bis Ende 1998 alle Kläranlagen größer 
10 000 EW bzw. 20 000 EW die geforderte Reini- 
gungsleistung für Pges bzw. Nges erbringen werden. 

Im bayerischen Einzugsgebiet von Main und Elbe 
verminderte sich die Gesamt-N-Fracht der kommu- 
nalen Kläranlagen von rd. 12 000 t im Jahr 1985 auf 
7 960 t im Jahr 1996 um rd. 34 % und die Pges-Fracht 
von rd. 2 400 1 im Jahr 1985 auf 495 t im Jahr 1996 um 
rd. 80%. 

Zur Umsetzung der Ziele des Gewässerschutzes gibt 
es in Bayern ein allgemeines, jährlich neu aufgeleg- 
tes Förderungsprogramm für kommunale Abwasser- 
anlagen. 

Allein in den Jahren 1991 bis 97 hat Bayern zu geför- 
derten Investitionen von rd. 9,6 Mrd. DM Zuweisun- 
gen von rd. 4,5 Mrd. DM gegeben. Im Haushalt 1998 
stehen 592 Mio. DM für die Abwasserentsorgung zur 
Verfügung. 

2.4 Landwirtschaft 

Zum Schutze vor oberflächigen Abschwemmungen 
von Bodenmaterial, das Nährstoffe und Pflanzen- 


schutzmittel enthalten kann, in Gewässer hat Bayern 
bereits 1977 begonnen, Uferstreifen zu erwerben 
imd damit vollkommen aus der intensiven landwirt- 
schaftlichen Nutzung zu nehmen. Derzeit befinden 
sich an bayerischen Gewässern im öffentlichen Eigen- 
tum: 

Gewässer I. Ordnung rd. 4 000 km 

ca. 50% (bezogen auf beide 
Gewässerufer und eine Ge- 
samtlänge der gewässer von 
4 237 km) 

Gewässer IL Ordnung rd. 4 440 km 
ca. 30% 

Die noch nicht erworbenen Uferstreifen und Ufer- 
grundstücke an den Gewässern I. und II. Ordnung 
werden Zug um Zug erworben. 

Auf Initiative und unter Mitarbeit der Wasserwirt- 
schaftsverwaltung sind in den letzten Jahren meh- 
rere Merkblätter für die Landwirtschaft (Hinweise 
zur Verminderung der Phosphorzufuhr aus diffusen 
Quellen in Gewässer, „Silosickersaft", Wirtschafts- 
dünger" Merkblatt) erarbeitet worden. Diese Merk- 
blätter werden regelmäßig auf den neuesten Stand 
gebracht. 

Im Rahmen der techiüschen Gewässeraufsicht wird 
die Landwirtschaft beraten und dabei die Land- 
wirtschaftsverwaltung eingebunden. Fachleute der 
Wasserwirtschaftsverwaltung halten seit Jahren an 
den Landwirtschaftsschulen Unterricht zum Thema 
„Wasserwirtschaft und Landwirtschaft" mit dem 
Schwerpunkt Vermeidung von Nährstoffeinträgen 
aus der Landwirtschaft in Gewässer. 


3. Berlin 

3.1 Verminderung der Nährstoffeinträge 

Zur Weiterverfolgung der Reduktion der Nährstoff- 
einträge wurde am 19. Mai 1996 die Verordnung zur 
Umsetzung der Richtlinie 91/271/EWG des Rates 
über die Behandlung von Kommunalem Abwasser 
erlassen und trat am 16. Juni 1996 in Kraft. 

Mit dieser Verordnung sind die Voraussetzungen ge- 
schaffen, daß im Land Berlin die EG-Abwasserricht- 
linie konsequent umgesetzt wird. Beispielhaft sind 
die Reduktionserfolge anhand der Kläranlagen- Ab- 
laufergebnisse aus den Jahren 1992, 1995 und 1996 
sowie die Prognose 1998. 

Auch für den Bereich der EG-Richtlinie 91/676/EWG 
„Zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung 
durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen", die 
z. T. in Zuständigkeit der Länder umzusetzen ist, er- 
folgte zwischenzeitlich die Umsetzung mit Verord- 
nung vom 11. Dezember 1997, die am 31. Dezember 
1997 in Kraft trat (s. Anlage 3). Obwohl der landwirt- 
schaftliche Anteil im Stadtstaat Berlin nur einen 
äußerst geringen Einfluß auf die Nährs toff abgab e an 
die Nordsee hat, wird durch diese Verordnung erwar- 
tet, daß auch dieser bereits jetzt schon äußerst ge- 
ringe Anteil sich noch weiter reduziert. 
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Unabhängig von der Umsetzung der EG -Richtlinie 
erarbeitet das Land Berlin derzeit einen Abwasser- 
beseitigungsplan, der vorrangig die Situation der 
Oberflächengewässer in Berlin weiter zu verbessern 
helfen wird. Insbesondere wird durch die Umsetzung 
der hierzu beschriebenen Maßnahmen bei der Ent- 
lastung von Mischwasser und der Ableitung von 
Regenwasser langfristig eine weitere deutliche Redu- 
zierung der Phosphoreinträge in die Oberflächen- 
gewässer erwartet. 

3.2 Verminderung der Verschmutzung 
durch gefährliche Stoffe 

Hierzu trat bereits am 1. April 1989 in Berlin die „Ver- 
ordnung über die Genehmigungspflicht für das Ein- 
leiten gefährlicher Stoffe und Stoff gruppen in öffentli- 
che Abwasseranlagen und ihre Überwachung (VGS) " 
in Kraft, die durch Änderung vom 16. Februar 1991 
noch erweitert wurde. 


4. Brandenburg 

(2,5 Mio. Einwohner/29 000 km^) 

Der Anteil der vom Land Brandenburg über das Ein- 
zugsgebiet der Elbe in die Nordsee entwässernden 
Fläche beträgt mit 20 300 km^ ca. 70% der Landes- 
fläche. Die bedeutsamsten Teileinzugsgebiete sind 
dabei die von Havel, Spree und Schwarze Elster. 
Etwa die Hälfte der Bevölkerung lebt in Orten 
<10 000 Einwohner und ca. 80% aller Gemeinden 
haben < 500 Einwohner. 


4.1 Nährstoffe 

Im Vergleich zum Berichtszeitraum der 3. INK hat 
sich der Abwasseranfall von 670 Mio. m^ in 1991 auf 
275 Mio. m^ in 1995 verringert. Während die kommu- 
nalen Einwohnerwerte mit 2,78 Mio. EW nur gering- 
fügig rückläufig sind, haben die industriellen Ein- 
wohnergleichwerte um 0,7 Mio. m^ auf 3,7 Mio. m^ 
abgenommen. Insbesondere der kommimale imd 
kleingewerbliche Abwasseranteil ist von 170 Mio. m^ 
auf 105 Mio. m^ gesimken, imd die Ableitmen- 
gen von Großgewerbe, Industrie und landwirtschaft- 
licher Produktion haben sich von 500 Mio. m^ auf 
170 Mio. m^ verringert. 

Seit 1990 wurden in Brandenburg 42 Kläranlagen der 
Kapazitätsgröße >10 000 EW neu gebaut bzw. mo- 
dernisiert. Mit einer Erhöhung des Anschlußgrades 
an zentrale Abwasserbehandlungsanlagen auf 60% 
sind somit ca. 1,5 Mio, Einwohner in Brandenburg an 
eine zentrale Abwasserbehandlung angeschlossen. 
Von den 68 Kläranlagen mit einer Kapazität >10 000 
EW entsprechen derzeit % in ihrer Reinigungslei- 
stung den Mindestanforderungen der Abwasserbe- 
handlung. 

Bei den 22 kommunalen Kläranlagen >20 000 EW im 
Einzugsgebiet der Elbe wurden von 1991 bis 1995 
eine Lastsenkung um - 4 590 t BSBs/a, ^ 1 020 t P/a 
und = 1 960 t N/a erreicht. Die größten Anteile an 


den jährlichen Reduzierungen hatten dabei die in die 
Spree ableitende Kläranlage Cottbus mit 980 t BSB 5 , 
360 t P und 730 t N sowie die in die Unterhavel ent- 
wässernde Kläranlage der Stadt Brandenburg mit 
800 1 BSB 5 , 200 t P und 350 t N, 

Bis 1998 sollen weitere Kläranlagen entsprechend 
der „EG-Richtlinie über die Behandlung von kommu- 
nalen Abwasser" neu gebaut bzw. in ihrer Reini- 
gungsleistimg bezüglich einer biologischen Reini- 
gungsstufe nüt P/N-Elemination auf den Stand der 
Technik gebracht werden. Schwerpunkt sind dabei 
die direkt in die Elbe ableitende Kläranlage Witten- 
berge (45 000 EW), die an der Schwarzen Elster gele- 
genen Kläranlagen Brieske-Senftenberg (60 000 EW) 
und Elsterwerda (80 000 EW) sowie im Havelbereich 
die Kläranlagen Wansdorf (200 000 EW) und Potsdam 
(90 000 EW). 

Die Prioritäten der Abwasserbehandlung und der 
Maßnahmen zur Verbesserung von Anschlußgrad 
und Reingiungsleistung sind in einer für Branden- 
burg flächendeckend erarbeiteten Abwasserzielpla- 
nung dargestellt. Die Schwerpunkte der nächsten 
Jahre werden dabei weiterhin das Kläranlagenpro- 
gramm, der Ausbau des Kanalisationsnetzes in den 
urbanen Regionen und der Bau dezentraler Abwas- 
serbehandlungsanlagen im dünn besiedelten länd- 
lichen Raum sein. Zur Erhöhung des Anschlußgrades 
und der Verbesserung der Abwasserbehandlung 
wurden vom Land über ein Förderprogramm von 
1991 bis 1996 insgesamt 1 122 Mio. DM zur Ver- 
fügung gestellt. 


4.2 Gefährliche Stoffe 

Die z. T erheblichen Senkungen der Abwasserlasten 
aus der Industrie mit u. a. gefährlichen Stoffen resul- 
tierten bis 1993 hauptsächlich aus Betrieb sstillegim- 
gen bzw. Produktionseinschränkungen. Inzwischen 
sorgen Produktionsumstellimgen mit Substitutionen 
gefährlicher Stoffe sowie nach den allgemein aner- 
kannten Regeln der Technik bzw. dem Stand der 
Technik modernisierte Industrieabwasserbehandlun- 
gen für Lastreduzierungen, z. B. bei; 

- ESPAG Schwarze Pumpe, 

Reduzierung NH 4 -N um 100 1 

“ Märkische Faser AG Premnitz 
Reduzierung CSB um 450 1 und AOX um 3,7 t 

Die Bemühungen des Landes zur Verbesserung des 
Standes der Abwasserbehandlung und der damit 
einhergehenden Entlastung der als Vorfluter genutz- 
ten Gewässer, spiegeln sich entsprechend in der Ent- 
wicklung der Fließgewässergüte wieder. Von den im 
Einzugsgebiet der Elbe auf 1291 km Länge klassifi- 
zierten Fließgewässern waren 1990 insgesamt 40% 
der Gewässergüteklasse (GK) II und besser zugeord- 
net, 316 km Fließgewässer waren als stark bis über- 
mäßig verschmutzt bewertet und insbesondere die 
Schwarze Elster wies auf 55 km die GK IV auf. 1995 
hat sich der Anteil der Fließgewässerkilometer der 
GK IIl bis GK IV um 14 % zugunsten der GK ll-lll ver- 
ringert und es gibt im Elbeeinzugsgebiet kein Fließ- 
gewässer mit der GK IV mehr. 
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5. Freien Hansestadt Bremen 

5.1 Schutz von Arten und Lebensräumen 
in Küstengebieten 

Kompensationsmaßnahmen für die Erweiterung des 
Containerhafens in Bremerhaven (CT III) 

Durch den Bau des Containerterminal III in Bremer- 
haven wurden wertvolle natumahe Brackwasser- 
lebensräume im aquatischen und terrestrischen Be- 
reich zerstört. Der Vorhabens träger wird landschafts- 
pflegerische Maßnahmen in sechs Teilgebieten im 
Weserästuar in einer Größe von ca. 350 ha als Kom- 
pensation umsetzen. Dadurch sollen insbesondere 
die Brackwasservegetation und Feuchtgrünland so- 
wie die Entwicklung von Lebensräumen für Brut- 
und Rastvögel im Weserästuar gefördert werden. 

Zur zielgemäßen Biotopentwicklung sind mindestens 
über einen Zeitraum von 10-15 Jahren Schutz-, Pflege- 
und Entwicklungsmaßnahmen auf der Grundlage 
jährlicher Pflegepläne durchzuführen. Parallel ist der 
Kompensationserfolg durch ökologische Begleitim- 
tersuchungen (Monitoring) festzustellen. 

Seit 1992 wurden auf etwa der Hälfte der Kompensa- 
tionsflächen die baulichen Herstellungsmaßnahmen, 
erste Pflegemaßnahmen und Begleituntersuchungen 
durchgeführt. Mit dem Abschluß der Baumaßnah- 
men wird für 1998 gerechnet, so daß Pflege und Er- 
folgskontrolle mindestens bis 2003 durchgeführt wer- 
den. 


5.2 Gefährliche Stoffe 

Gefährliche Stoffe werden insbesondere aus indu- 
striellen und gewerblichen Anlagen mit Abwasser 
abgeleitet. Deshalb ist die Umsetzung der Entwässe- 
rungsortsgesetze mit den zugehörigen Grenzwerten 
für gefährliche Stoffe von besonderer Bedeutung. 
Aktuell sind im Land Bremen etwa 1 750 Indirektein- 
leiter zu bearbeiten. Davon sind 1 030 Einleiter mit 
Erlaubnissen ausgestattet. Insgesamt überwacht 
durch Beprobungen werden 2 330 Einleitungsstellen. 

Da die Klärschlammentsorgung aus Bremen und 
Bremerhaven auf die Landwirtschaft ausgerichtet ist, 
wird hier besonders scharf kontrolliert. Das führt da- 
zu, daß die Betreiber der Abwasserentsorgungsanla- 
gen in Bremen und Bremerhaven die Einleitung ge- 
fährlicher Stoffe mit Sorgfalt unterbinden. Der Erfolg 
läßt sich in sinkenden Schadstoffgehalten bei den 
Klärschlämmen aus Bremen und Bremerhaven seit 
1986 erkennen. 

Neben den Indirekteinleitern sind in Bremen wesent- 
liche industrielle Direkteinleiter: Stahlwerke und 
Wollkämmerei. 

Bei den Stahlwerken wird seit 1983 die Umstellung 
der Abwasserwirtschaft auf Kreislaufsysteme reali- 
siert und ist sehr weit fortgeschritten. Bei der Woll- 
kämmerei ist modernste Eindampfungs- und Ver- 
brennungstechnologie nach dem Stand der Technik 
seit 1987 in Betrieb. 


In beiden Industriebereichen sind erhebliche finan- 
zielle Unterstützungen durch die Bundesregierung 
vorgenommen worden. 

Desweiteren sind drei Rauchgaswäschen im Land 
Bremen mit nachfolgender Ableitung in Betrieb. Der 
Stand der Technik durch Rauchgaswasch-, Brauch - 
wasseraufbereitungs- und Stickstof fentfernungsanla- 
gen ist hier realisiert. 

5.3 Kommunale Kläranlagen 

Das Land Bremen betreibt vier kommimale Kläranla- 
gen. Die drei größeren Kläranlagen werden seit 1983 
bzw. 1985 mit den bis zum damaligen Zeitpunkt übli- 
chen biologischen Verfahren betrieben. 

In den drei großen Kläranlagen (angeschlossene Ein- 
wohnerwerte etwa 1,3 Mio.) wird die Phosphorfracht 
seit etwa 1990 um mehr als 90 % reduziert. 

Durch Stickstoffelimanationsmaßnahmen (Nitrifika- 
tion und Denitrifikation), werden seit 1997 von den 
Kläranlagen Frage und Bremerhaven mehr als 80 % 
des Stickstoffs eliminiert und in der Kläranlage See- 
hausen mehr als 50 %. Weitere Verbesserungen wer- 
den in Bremen Seehausen zur Zeit realisiert, so daß 
ein Überwachungswert von 18 mg/I Stickstoff gesamt 
anorganisch eingehalten werden kann. 

5.4 Industrielle Einleiter 

Bei einem in Frage kommenden Einleiter wurde 
durch die Errichtung geeigneter Reinigungsmaßnah- 
men die Stickstoff- bzw. Phosporfracht um mehr als 
90 % bis 80 % reduziert. 

5.5 Landwirtschaft 

Die Einträge von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 
sollen generell und drastisch reduziert werden. Das 
geschieht insbesondere durch Extensivierung der 
Landwirtschaft. Die Fläche der Naturschutzgebiete 
in Bremen mit Schwerpunkt Grünlandextensivierung 
beträgt inzwischen ca. 1 400 ha. Drei Wasserschutz- 
gebiete sind ausgewiesen worden. 

Vorgesehen ist die Ausweisung von Uferrandstreifen, 
um Düngung und Pflanzenbehandlungsmitteleinsatz 
in der Nähe von Gewässern zu unterbinden. 

• Eine weitere Wasserschutzgebietsverordnung ist 
in Arbeit Anschließend werden die bestehenden 
Wasserschutzgebiete im Hinblick auf den Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln überarbeitet. 

• Ein Bewirtschaftungsplan ist kurz vor dem Ab- 
schluß der Rechtsverordnung. 

• Für etwa 1 00 ha Fläche wird ein gezieltes Förder- 
programm für „Erweiterten Grünlandschutz" und 
„Biotop gestaltende Maßnahmen und Änderungen 
des Wasserregimes" dauerhaft durchgeführt. 
Außerdem werden flächenbezogene Maßnahmen 
landwirtschaftlicher Betriebe durch den Aufbau 
von Vermarktungsstrukturen für ihre extensiv er- 
zeugten Produkte zur Umstellung auf umwelt- 
und naturverträgliche Wirtschaftsweisen unter- 
stützt. 
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• Weiterhin Vollzug der seit dem 1. Mai 1989 für das 
Land Bremen gültigen Gülleverordnung. 

# Vollzug der Verordnung vom 23. Aprü 1997 (in 
Kraft seit 9. Mai 1997) über Anforderungen an An- 
lagen zum^ Lagern und Abfüllen von Jauche, 
Gülle, Festmist und Silagesickersäften zur Umset- 
zung der EG -Nitrat-Richtlinie (91/676 EWG) vom 
12. Dezember 1991 im Lande Bremen. 

5.6 Schiffahrt (incl. Schiffsentsorgung) 

Bremen beteiligt sich bei der für die Binnenschiffahrt 
kostenfreien Bilgenentölung mit 32% (etwa 300 000 
DM). Den Rest tragen die Länder Hessen, Nordrhein- 
Westfalen und Niedersachsen. 

Die Seeschiffsentsorgung gemäß MARPOL I ist in 
den Häfen in Bremen und Bremerhaven seit 1988 bis 
Ende 1995 kostenfrei für die Schiffahrt angeboten 
worden. Seit 1. Januar 1996 ist dieses kostenfreie An- 
gebot entfallen. Die kostenpflichtige Entsorgung ist 
auf Anforderung jederzeit und ohne Zeitverzug mög- 
lich. 

Es kommt darauf an, daß in Deutschland mit Nach- 
druck ein harmonisiertes System eingeführt wird 
wie es an der Ostsee beschlossen wurde. Ein ent- 
sprechender Beschluß ist auf der Sondersitzung 
der Umweltministerkonferenz Norddeutschland am 
9. August 1996 gefaßt worden. Ein Bund-/Länderar- 
beitskreis „Schiffsentsorgung" hat im Januar 1997 
für ein einheitliches Modell Eckpunkte festgelegt. Es 
gilt, diese jetzt politisch umzusetzen. 


6. Freien und Hansestadt Hamburg 

(rd. 1,7 Mio. Einwohner/755 km^) 

6.1 Gewässerschutz 

a| Kommunale Kläranlagen 

Rund 1,7 Mio. Einwohner Hamburgs (98,5 %) sind an 
das Siel angeschlossen. Durchschnittlich fallen in 
Hamburg jährlich 168 Mio. m^ Abwasser an, das der- 
zeit in drei Klärwerken behandelt wird. 

In der Anlage Klärwerksverbund Köhlbrandhöft/ 
Dradenau werden 87 % des in Hamburg anfallenden 
Abwassers gereinigt. Dieses Klärwerk besteht aus 
einer mechanischen Stufe, einer biologischen Stufe 
zur Oxidation der Kohlenstoffverbindungen und wei- 
teren Stufen zur Elimination von Phosphor und Stick- 
stoff (Nitrifikation und Denitrifikation). In der Anlage 
Stellinger Moor werden 9 % des anfallenden Abwas- 
sers behandelt. Da diese Anlage nicht dem heutigen 
Stand der Technik entspricht (keine gezielte N-Elimi- 
nation), wird sie im Jahr 2000 außer Betrieb genom- 
men; mit einem z. Z. im Bau befindlichen Transport- 
siel wird das Abwasser des Einzugsgebiets Stellinger 
Moor dem Klärwerksverbund Köhlbrandhöf t/Dra- 
denau zugeführt. Dies erfordert Investitionen in 
Höhe von 150 Mio. DM. Die restlichen 4 % des anfal- 
lenden Abwassers werden an den Abwasserzweck- 
verband Pinneberg in Schleswig-Holstein abgege- 
ben. 


Durch Ausbaumaßnahmen und betriebliche Opti- 
mierung konnte in den Jahren 1980 bis 1996 eine we- 
sentliche Verminderung der Ablaufffrachten aus 
Hamburger Klärwerken erreicht werden: 


Entwicklung der Abwasserschmutzfrachten 
aus dem kommunalen Bereich 

- Angaben in 1 000 t/a - 


Parameter 

1980 

1985 

1995 

1996 

CSB 

43 

30 

8.6 

8,3 

BSB 5 

16 

9,1 

1,2 

1,2 

NH4-N .... 

6,3 

5,7 

0,7 

0,7 

Ges. N . . , . 

8 

7.8 

2,8 

2,7 

Ges. P 

3 

1,4 

0,1 

0,1 


Zur Entlastung der Elbe von Mischwasser wurde 
1994 das „Konzept zur Entlastung der Elbe von über- 
laufendem Mischwasser aus dem Sielnetz von Al- 
tona" aufgestellt und beschlossen. Mit Investitionen 
in Höhe von 135 Mio. DM wird die überlaufende 
Mischwassermenge mittelfristig von rd. 2,2 Mio. mVa 
auf unter 0,8 Mio. mVa vermindert. 

Klärschlamm und Rechengut werden seit 1997 in 
einer Verbrennungsanlage für Rückstände aus der 
Abwasserbehandlung behandelt. In dieser Anlage 
wird der hohe Energieinhalt, den der Klärschlamm 
nach seiner Trocknung aufweist, genutzt. Mit der 
Verbrennung lassen sich die jährlichen Rückstände 
von bisher 40 000 t Klärschlamm und 4 000 t Rechen- 
gut auf rd. 20 000 t Asche verringern; die Asche wird 
verwertet. Die Investitionskosten für diese Anlage 
betrugen 190 Mio. DM. 


b) Gewerbliche und industrielle Einleitungen 

Aus dem Raum Hamburg gelangen jährlich durch- 
schnittlich mehr als 160 Mio. m^ Abwasser aus den 
kommunalen Klärwerken in die Gewässer. Etwa 
40 Mio. m^ aus Industrie und Gewerbe sowie den 
Spülfeldern, also ein Viertel dieser Abwassermenge, 
wird nicht über die kommunalen Kläranlagen, son- 
dern über betriebliche Abwasserreinigungsanlagen 
direkt in die Gewässer eingeleitet. 

Für die industriellen Gesamtemissionen bei CSB, 
Ammonium und P sind zwölf Direkteinleiter maß- 
gebend. Auf sie entfallen 99 % der Einleitungen der 
genannten Stoffe. 

Bei der Produktion von Mineralölen und deren Verar- 
beitung fallen Prozeßwässer an, die durch Kohlen- 
wasserstoffe, Ammoniumstickstoff, Schwefelwasser- 
stoff und andere Stoffe verunreinigt sind. In den Raf- 
finerien wurden die Schadstofff rächten durch ver- 
schiedendste Sanierungsmaßnahmen vermindert. 

Bei zwei Raffinerien wurde die Ammoniumkonzen- 
tration um ca. 99 % bzw. um 76 % durch Einsatz meh- 
rerer Reinigungsstufen (autotrophe Denitrifikation, 
heterotrophe Denitrifikation) vermindert. 
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Die Prozeßtechnik und Abwasserreinigungstechnik 
der in Hamburg vertretenen Branchen hat in den 
letzten Jahren spürbare Fortschritte gemacht und 
den Stand der Technik verbessert. Die Einleitungen 
in die Gewässer sind erheblich verringert worden. 
Dem entsprechend werden die wasserrechtlichen 
Erlaubnisse angepaßt und in angemessenen Fristen 
Sanierungsmaßnahmen veranlaßt. 


c) Reduzierung der Schadstof feinträge 1985/1996 

Die Ausgangsfrachten für 1985 und die Prognose für 
1995 für den kommunalen und industriellen Bereich 
sind seinerzeit auf der Basis des in Hamburg vorhan- 
denen Emissionskatasters und eines Sondermeßpro- 
gramms bei den relevanten Direkteinleitem ermittelt 
worden. Die aus diffusen Quellen eingeleiteten 
Frachten wurden anhand der Belastung von Staub- 
niederschlägen hochgerechnet. Die Schwermetall- 
frachten der Direkteinleiter und Klärwerke werden 
in Hamburg regelmäßig ermittelt. Unter Einbezie- 
hung der aktuellen Daten aus dem Jahre 1996 ist 
festzustellen, daß die vorgegebene Schadstoffreduk- 
tion bei den Schwermetallen weitgehend erreicht 
werden konnte. Für die weiteren Parameter liegen 
dagegen gegenüber dem Bericht der Bundesregie- 
rung vom 19. Februar 1993 keine neueren Daten vor. 

Die „Spolchemie" eines der größten chlorchemi- 
schen Unternehmen in der Tschechischen Republik 
führte mit Hilfe der Umweltbehörde eine umfangrei- 
che Erneuerungsmaßnahme bei der Abwasserreini- 
gung durch, mit der die Quecksilberfracht um 60% 
verringert wurde. Ein weiteres Projekt zur Reduzie- 
rung der Abwasserbelastung mit chlororganischen 
Verbindungen (AOX-Fracht) befindet sich in der 
Realisierungj es wird gemeinsam von der Bundes- 
regierung und der Umweltbehörde durchgeführt. 


6.2 Schiffsentsorgung im Hamburger Hafen 

Im Hamburger Hafen sind Auffanganlagen für ölhal- 
tige Gemische und Rückstände (MARPOL, Anlage I), 
Waschwasser aus Chemikalientankern (MARPOL, 
Anlage II), Schiffsabwässer (MARPOL, Anlage IV) 
und Schiffsmüll (MARPOL, Anlage V) vorhanden. 
Für MARPOL, Anlage III, die Regelungen über den 
Transport von verpackten Schadstoffen enthält, sind 
keine Auffanganlagen erforderlich. 

Der Bund und die norddeutschen Küstenländer finan- 
zierten bis Mai 1991 je zur Hälfte das auf drei Jahre 
befristete „Demonstrationsvorhaben zur Schiffsent- 
sorgung nach MARPOL, Anlagen I und II", besser be- 
kannt als „kostenlose Entsorgung". Seitdem trägt die 
Hansestadt die Kosten allein. 

Aus finanziellen Gründen (Wegfall des Bundesan- 
teils) mußte Hamburg am 16. Juli 1994 zu einem teil- 
subventionierten Entsorgungssystem übergehen, das 
- mit geringfügigen Anpassungen - bis heute Be- 
stand hat. 

Jede vierte Seeschiffsankunft im Hamburger Hafen 
(ca. 3 000 p. a.) führt derzeit zu einer Entsorgung. 


Mehr als 54 Mio. DM hat Hamburg für die Schiffsent- 
sorgung in den vergangenen zehn Jahren aufgewen- 
det. Bei rund 25 000 Entsorgungen wurden über 
500 000 m^ ölhaltige Gemische und Rückstände aus 
dem Maschinenbereich entsorgt. 

Im Jahre 1994 ist zunächst ein Vorstoß der Hambur- 
ger Umweltbehörde gescheitert, die Schiffahrt als 
Verursacher über eine MARPOL-Abgabe zu den 
Kosten heranzuziehen. Die europäischen Konkur- 
renzhäfen im Nordseebereich wollten sich nicht dar- 
an beteiligen, und die Wirtschaft befürchtete Wett- 
bewerbsnachteile für die deutschen Seehäfen. 

Zumindest in den nord- und westeuropäischen Staa- 
ten ist das Bewußtsein gewachsen, daß eine Rege- 
lung der Finanzierung der Schiffsentsorgung erfor- 
derlich ist: Zur Zeit wird der 5. Entwurf einer EU- 
Richtlinie diskutiert, und die Helsinki-Komission hat 
im März 1998 beschlossen, ab 1. Januar 2000 im Ost- 
seebereich das „no-special-fee" -System einzuführen. 


6.3 Wattenmeer 

Mit der gesetzlichen Unterschutzstellung des Natio- 
nalparks Hamburgisches Wattenmeer 1990 soll die 
besondere Eigenart der Naturlandschaft des Ham- 
burgischen Wattenmeeres in der westlichen Elbmün- 
dung einschließlich der Inseln Neuwerk, Scharhörn 
und Nigehörn erhalten und vor Beeinträchtigungen 
geschützt werden. Mit 11 700 ha ist es das größte 
Schutzgebiet Hamburgs. 1993 wurde der Park von 
der UNESCO in das internationale Netz der Biosphä- 
renreservate auf genommen. 

Im Nationalpark gibt es zwei Schutzzonen. Die Zone I 
(Kemzone) mit rd. 90 % der Fläche unterliegt stren- 
gen Schutzbestimmungen. Im gesamten Gebiet ist 
die Jagd verboten, ebenso die Fischerei mit Aus- 
nahme der Krabbenfischerei in drei Prielen. 

In der Zone II (Pflegezone, rd. 10% der Fläche) ist 
unter strengen Auflagen eine wirtschaftliche Nut- 
zung erlaubt. Betretungsverbote gibt es hier nicht. 


6.4 Landwirtschaft 

Der Senat hat ein umfangreiches Extensivierungs- 
programm aufgelegt, von dem 25% der landwirt- 
schaftliche genutzen Fläche betroffen sind, dieses 
wird ergänzt durch flankierende Maßnahmen: 

Einführung umweltverträglicher Produktionsmetho- 
den mit Beratung in Forschung und Vermarktung 

Festsetzung von 26 Naturschutzgebieten (auf 5,8% 
der Landesfläche ist der Einsatz von Pflanzenschutz- 
mitteln untersagt) 

Festsetzung von Landschaftsschutzgebieten (22 % 
der Landesfläche) 

Festsetzung von drei Wasserschutzgebieten (auf rd. 
11,5% der Landesfläche ist die Pflanzenschutzan- 
wendung eingeschränkt) 

Festsetzung eines Gebietes nach § 3 Absatz 3 der 
Pflanzenschutzanwendungsverordnung 
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Diese Maßnahmen haben bisher folgende Auswir- 
kungen gehabt: 

5% der landwirtschaftlichen Fläche werden nach 
ökologischen Gesichtspunkten bewirtschaftet, 

Auf 90% der Obstanbaufläche wird Integrierter 
Obstanbau betrieben, 

Es gibt Ansätze zum Integrierten Gemüseanbau. 

7. Hessen 

Die Festlegung der Besten Umweltpraxis für Stoffe 
aus diffusen Quellen erfolgt in Hessen für den Be- 
reich der landwirtschaftlichen Grundstücksnutzung 
durch: 

A) die Festsetzung von Wasserschutzgebieten inkl. 
Ver- und Gebote für die landwirtschaftliche 
Grundstücksnutzung 

(s. § 25 i der Esbjerg Deklaration) sowie 

B) freiwillige Kooperationsvereinbarungen 
zwischen Wasserversorgem und Landwirten 
(s. § 25 ii der Esbjerg Deklaration). 

Zu Punkt A) 

Mit Erlaß des Hessischen Ministeriums für Umwelt, 
Energie, Jugend, Familie und Gesundheit vom 2. Fe- 
bruar 1996 (Veröffentlichung im Staatsanzeiger des 
Landes Hessen Nr. 13, S. 985 ff.) wurden die neuen 
Vorschriften und Vorgehensweisen bei der Ausge- 
staltung von Wasserschutzgebietsverordnungen mit 
den neuen Verwaltungsvorschriften und der Muster- 
Wasserschutzgebietsverordnung zur Festsetzung von 
Wasserschutzgebieten eingeführt. Die neue Muster- 
Wasserschutzgebietsverordnung (Muster- WSG-VO) 
sieht vom methodischen Ansatz her vor, Wasser- 
schutzgebiete im Hinblick auf die Regelungen für 
die Landbewirtschaftung in drei Nitrat-Belastungs- 
klassen einzuteilen. 

Die Rohwässer mit Nitratkonzentrationen kleiner 
15 mg/1 NO; werden als anthropogen unbeeinflußt 
eingestuft. Für diese nitratunproblematischen Was- 
serschutzgebiete genügt eine allgemeine Festlegung 
der Landbewirtschaftung nach den Regeln der 
„ordnungsgemäßen Landbewirtschaftung''. Als ord- 
nungsgemäß ist dabei jene Landwirtschaft anzu- 
sehen, die den Stand der agrar- und wasserwirt- 
schaftlichen Erkenntnisse sowie die jeweiligen 
Standortverhältnisse (Nitrataustragsgefährdung des 
Bodens, Grund wasseiflurabstand, Niederschlagsver- 
hältnisse) beachtet. Konkrete Empfehlungen zum 
Begriff „ordnungsgemäße Landwirtschaft" werden 
in der Broschüre WG2-1 des Hessischen Umweltmi- 
nisteriums mit dem Titel „Anforderungen des Ge- 
wässerschutzes an die Landwirtschaft" gegeben. 

Bei Nitrat-Gehalten zwischen 15,0 und 25,0 mg/1 NO; 
liegt eine mittlere Nitratbelastung des Rohwassers 
vor. Für Wasserschutzgebiete mit mittlerer Nitrat- 
belastung erfolgt eine im Unterschied zur Klasse A 
detaillierte Festlegung von Bewirtschaftungsregeln. 
Diese Bewirtschaftungsregeln sind im wesentlichen 
jedoch Ausdruck der ordnungsgemäßgen Landbe- 
wirtschaftung, 


Bestehen gravierende Nitratprobleme größer 25 mg/1 
NO; so sind im Vergleich zu den vorhin genannten 
Nitratbelastungsklassen A imd B weitergehende Be- 
wirtschaftungsauflagen zu konkretisieren. Fachliche 
Voraussetzung hierfür ist eine detaillierte schlagbe- 
zogene Kartierung imd Aufnahme des Standortfak- 
tors „Boden", d. h. eine parzellenscharfe Kartierung 
der Nitrataustragsgefährdung. Die landwirtschaft- 
lichen Bewirtschaftungsauflagen in nitratproblema- 
tischen Wasserschutzgebieten richten sich dabei 
nach insgesamt fünf Nitrataustragsgefährdimgs- 
stufen. Weitergehende, über die ordnungsgemäße 
Landbewirtschaftung hinausgehende Verbote/Ge- 
bote sind i. d. R. für hoch bis sehr hoch nitrataus- 
tragsgefährdete Parzellen zu konkretisieren. 

Zu Punkt B) 

Zur Realisierung einer grundwasserschonenden 
Landbewirtung - innerhalb von Wasserschutzgebie- 
ten sowie im Hinblick auf einen flächendeckenden 
Gnmdwasserschutz - ist die Bildung von freiwilligen, 
privatrechtlichen Kooperationsvereinbarungen zwi- 
schen dem Träger der Wasserversorgimg und den 
im Wasserschutzgebiet wirtschaftenden Landwirten 
möglich. Die Neufassung der Muster- und Wasser- 
schutzgebietsverordnung sieht in § 13 die Bildung 
dieser freiwilligen privatrechtlichen Kooperationsver- 
einbarungen vor. 

Voraussetzung zur Realisierung der Kooperationsver- 
einbarung ist, daß: 

1. zwischen den in Wasserschutzgebieten wirtschaf- 
tenden Landwirten und dem Wasserversorgungs- 
Unternehmen eine privatrechtliche Vereinbarung 
abgeschlossen wird. 

2. diese Kooperationsvereinbarung einen konkreten 
Maßnahmenkatalog für eine grundwasserschutz- 
orientierte Landbewirtschaftung beinhaltet und 

3. das Sanierungs- oder Vermeidungskonzept mit 
der zuständigen oberen Wasserbehörde abge- 
stimmt ist. 

Zum Schutz des Grundwassers sind als Vorteile einer 
Kooperationsvereinbarung gegenüber dem Ord- 
nungsrecht besonders hervorzuheben: 

1. der Standortbezug: Berücksichtigung der konkre- 
ten Be Wirtschaf tungs- Standortverhältnisse, 

2. die Flexibilität: anpassungsfähige Gestaltungs- 
möglichkeiten, 

3. die Effektivität: ursachenbezogene Maßnahmen 
zur Problemlösung, 

4. die Akzeptanz: die direkte Beteiligung der Betrof- 
fenen und damit deutlich höhere Identifikation der 
Betroffenen, 

5. der Erfolg: verbesserte Erfolgsaussichten. 

In den letzten Jahren haben sich Kooperationen zwi- 
schen den Wasserversorgungsunternehmen und den 
Landwirten auf der Basis freiwilliger privatrecht- 
licher Vereinbarungen als eine überaus erfolgver- 
sprechende Strategie etabliert, um eine grundwas- 
serschonende Landbewirtschaftung zu realisieren. 
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In einem Pilotprojekt werden die positiven Erfahrun- 
gen lokaler Kooperation in einem Beratungsprojekt 
zur flächendeckenden gewässerschonenden Landbe- 
wirtschaftung in zwei Landkreisen weiterentwickelt 
und regionalisiert auf größere räumliche Einheiten 
unter Bildung von regionalen Kooperationen übertra- 
gen. Mittlerweile werden auch in weiteren Regionen 
des Landes Hessen flächendeckende Kooperationen 
auf gebaut. Ziel ist es, die flächendeckende grund- 
wasserschonende Landbewirtschaftung in größeren 
räumlichen Einheiten, unabhängig von Wasser- 
schutzgebieten, zu etablieren. Die Etablierung und 
Umsetzung des flächendeckenden Grundwasser- 
schutzes erfolgt mit Hilfe einer kreisweiten Rahmen- 
kooperation. Zu diesem Zweck wurden kreisweite 
Arbeitskreise etabliert und eine Rahmenkoopera- 
tionsvereinbarung erarbeitet. 

Die Inhalte und Ziele der kreisweit gegründeten 
Rahmenkooperationen können folgendermaßen cha- 
rakterisiert werden: 

1. Verringerung der landwirtschaftlichen Stoff ein- 
träge (Nitrat, PSM) in Grundwasser und Ober- 
flächengewässer 

2. kreisweite Etablierung eines flächendeckenden 
Grundwasserschutzes 

3. Verbesserung der Rahmenbe<Jingungen und des 
Gesprächsklimas zwischen Wasserwirtschaft und 
Landwirtschaft 

4. Datenaustausch zur Information und zur Versach- 
lichung der Diskussion 

5. Öffentlichkeitsarbeit 

6. Koordination und Unterstützung von lokalen Ko- 
operationen - von der Initiierungs- und Grün- 
dungsphase bis zur praktischen Umsetzung 

7. Umsetzung eines detaillierten Aufgabenpro- 
gramms, wie z. B. Ableitung von Stickstoff-Dünge- 
empfehlungen, Beratung zum Pflanzenschutzmit- 
teleinsatz, Optimierung der Lagerkapazitäten für 
Wirtschaftsdünger etc. 


7.1 Reduzierung des Nährstoffeintrags 

Viele Betreiber hessischer kommunaler Kläranlagen 
haben bereits im Vorgriff auf die am 1, Januar 1990 
in Kraft getretene Regelung (Anhang 1 der Rahmen- 
Abwasser VwV) Phosphatfällungsanlagen installiert. 
In einem zweiten Schritt erfolgt derzeit der Ausbau 
der größeren Anlagen (>10 000 EW) zur Stickstoff- 
reduzierung. 

Hinsichtlich der Fristen für die Umsetzung dieser 
Maßnahmen ist die Richtlinie des Rates vom 21. Mai 
1991 über die Behandlung von kommunalen Abwas- 
ser (91/271/EWG) maßgeblich. 

In Hessen wurden die Anforderungen der Richtlinie, 
die für die empfindliche Gebiete gelten, durch die 
Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 91/271/ 
EWG-KomAbw-VO- umgesetzt. Bezüglich der einzu- 
haltenden Grenzwerte wird in der Verordnung auf 
die bundesrechtliche Vorschrift, den Anhang 1 zur 


Rahmen-AbwasserVwV verwiesen. Dieser Anhang 
wurde nach dem Inkrafttreten des sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes vom 
11. November 1996 mit der Verordnung über die An- 
forderung an das Einleiten von Abwasser in Gewäs- 
ser und zur Anpassung der Anlage des Abwasserab- 
gabengesetzes vom 21. März 1997 in der Zwischen- 
zeit angepaßt. 

In den nächsten Jahren ist der Ausbau auch der klei- 
neren Abwasseranlagen konsequent weiterzuführen. 
Angesichts der bereits hohen Gebühren für die Ab- 
wasserentsorgung sowie die angespannte Haushalts- 
tage bei Bund, Ländern und Gemeinden wird sich 
die Hessische Landesregierung auch weiterhin für 
eine verstärkte Nutzung aller technischen, konzep- 
tionellen und organisatorischen Möglichkeiten zur 
Reduzierung der Bau- und Betriebskosten unter Bei- 
behaltung der ökologischen Standards einsetzen. 

7.2 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Im September 1993 ist eine neue Verordnung über 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof- 
fen und über Fachbetriebe (Anlagenverordnung- 
VAwS) erlassen worden. Hierbei wurden u, a. eine 
Reihe weiterer Anlagen in den Anwendungsbereich 
aufgenommen und die Regelungen zur Ermittlung der 
Gefährdungsstufen, zur Erhöhung der Anlagensicher- 
heit und zur Überwachung der Anlagen konkretisiert. 

Bei den Anlagen zum Umgang mit wassergefähr- 
denden Stoffen, insbesondere bei den neu in den 
Anwendungsbereich der Anlagenverordnung aufge- 
nommenen Anlagen, wurden die Maßnahmen zur 
Erfassung, Bewertung und erforderlichenfalls Sa- 
nierung der Anlagen fortgeführt. Ein besonderer 
Schwerpunkt war dabei die Anpassung von Tank- 
stellen an die Anforderungen nach der Tankstellen- 
verordnung vom 27. April 1994. Bei den Tankstellen 
mit einer Abgabemenge für Ottokraftstoffe von mehr 
als 2 500 m^ pro Jahr sind diese Sanierungsmaßnah- 
men im wesentlichen abgeschlossen. 

7.3 Verminderung der Abwasserbelastung 
durch gefährliche Stoffe 

nach dem Stand der Technik 

Zur Verminderung der Abwasserbelastung mit ge- 
fährlichen Stoffen werden die in der Rahmen-Abwas- 
ser- Verwaltungsvorschrift und der Abwasserverord- 
nung enthaltenen Anforderungen nach dem Stand 
der Technik sowohl bei Direkteinleitem als auch bei 
den Indirekteinleitern schrittweise umgesetzt. Die er- 
forderliche Nachrüstung der Abwasserbehandlungs- 
anlagen bei den industriellen Direkteinleitem ist 
weitgehend abgeschlossen. Parallel zu den Maßnah- 
men zum Ausbau der Abwasserbehandlungsanlagen 
erfolgt die Umsetzung der Anforderungen zur Ver- 
minderung des Abwasseranfalles und der Schad- 
stof ff rächt in der Produktion. Diese Maßnahmen sind 
bei den großen Direkteinleitem ebenfalls im wesent- 
lichen bereits abgeschlossen. 

Bei den indirekten Einleitungen aus den Herkunfts- 
bereichen „Mineralölhaltiges Abwasser", „Zahnbe- 
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handlung" und „Chemischreinigung" wird die Mög- 
lichkeit genutzt, bei der staatlichen Überwachung 
der Abwasseranlagen und Einleitung auf technische 
Weise zu prüfen, ob bestimmte Anforderungen an 
die Auslegung, den Betrieb und die Eigenüberwa- 
chung der Abwasseranlagen und Einleitung einge- 
halten werden. Die von dieser Regelung betroffenen 
Einleitungen sind von der Erlaubnispflicht der Einlei- 
tung in eine öffentliche Abwasseranlage befreit und 
der Wasserbehörde lediglich anzuzeigen. Diese Rege- 
lung hat für die betroffenen Einleitungen zu einer 
wesentlichen Vollzugsvereinfachung und zu einer 
Kostenmindenmg geführt. Eine entsprechende Rege- 
lung für bestimmte Einleitungen aus dem Herkunfts- 
bereich „Fotografische Prozesse", Silberhalogenid - 
Fotografie" wird derzeit vorbereitet. 


7.4 Ergänzende Immissionsbetrachtung 
bei Einieitungsbegrenzungen 
gefährlicher Stoffe 

Nach § 6 des Wasserhaushaltsgesetzes ist bei der Er- 
teilung einer Einleitungserlaubnis auch die Auswir- 
kung der Einleitung auf das Gewässer zu berück- 
sichtigen. Für Einleitungen von bestimmten gefähr- 
lichen Stoffen wird hierzu derzeit eine Regelung zur 
Vorgehensweise bei dieser Prüfung vorbereitet. 


7.5 Förderung von Umweltmanagement- 
und Umweltaudit-Systemen 

Durch Umweltmanagement- und Umwelt-Audit- 
Systeme nach der Umweltaudit-Verordnung der 
Europäischen Union vom 29. Juni 1993 kann über die 
gesetzlichen Anforderungen hinaus eine stetige Ver- 
besserung des betrieblichen Umweltschutzes er- 
reicht werden. Die Anwendung solcher Systeme wird 
daher in Hessen nach der „Richtlinie zur Förderung 
von Umweltmanagement- und Umwelt Audit-Syste- 
men" vom 26. Juli 1996 aus Mitteln des Landes Hes- 
sen gefördert. Der Höchstbetrag des Zuschusses be- 
trägt je Betriebsstandort DM 50 000, der Fördersatz 
bis zu 50 % der fördemngsfähigen Ausgaben. 

Im Rahmen eines Mitte 1997 begonnenen Untersu- 
chungsverfahrens wird derzeit u. a. ermittelt, in wel- 
chem Umfang die Teilnahme an dem Umweltmana- 
gement- und Umweltaudit-System zur Verbesserung 
des betrieblichen Umweltschutzes beigetragen hat 
und welche weiteren Deregulierungs- und Substitu- 
tionsmöglichkeiten hierdurch eröffnet werden. 


8. Mecklenburg-Vorpommern 

Die Elbe bildet auf einer Länge von 20,7 km die 
Grenze Mecklenburg- Vorpommerns zu Niedersach- 
sen. Die von weiten Wiesen und bewaldeten Binnen- 
dünen geprägte Flußlandschaft dient als Modell- 
region für die Entwicklung eines harmonischen Mit- 
einander von Mensch und Natur in der der wirtschaf- 
tende Mensch integraler Bestandteil des Schutzkon- 
zeptes ist. 


8.1 Kommunales Abwasser 

In der Verantwortung der abwasserbeseitigungs- 
pflichtigen kommunalen Gebietskörperschaften wur- 
den seit 1990 wesentliche Schritte in Richtung einer 
ordnungsgemäßen Abwasserbeseitigung im Lande 
getan. Über 1 000 Einzelmaßnahmen sind allein vom 
Umwelt- und Bauministerium gefördert und dafür 
über 1 Mio. DM an Fördermitteln ausgereicht wor- 
den. Insgesamt sind durch die Abwasserbeseiti- 
gungspflichtigen in den vergangenen Jahren 2,5 bis 
3 Mrd. DM in den technischen Gewässerschutz inve- 
stiert worden. 

Insgesamt sind in Mecklenburg- Vorpommern Ab- 
wasserreinigungskapazitäten für rund 1,9 Mio. Ein- 
wohnerwerte, davon rund 590 000 EW im Einzugs- 
gebiet der Nordsee, durch den Neubau oder die 
wesentliche Erweiterung von Kläranlagen geschaf- 
fen worden, so daß das Abwasser entsprechend den 
gesetzlichen Anforderungen gereinigt werden kann. 
Der Anschlußgrad an öffentliche Kläranlagen beträgt 
gegenwärtig im Landesdurchschnitt ca. 75%. Wäh- 
rend 1990 noch das Abwasser von 40 % der Bevölke- 
rung über rein mechanisch arbeitende Kläranlagen 
entsorgt wurden, gibt es solche Anlagen heute prak- 
tisch nicht mehr. Ganze 4% der Einwohner waren 
1990 an Kläranlagen mit einer Nährstoffeleminierung 
angeschlossen, heute sind es fast 70 %. 

Als Folge des Baues moderner Kläranlagen sind im 
Vergleich zu den 80er Jahren in einer Vielzahl von 
Gewässern deutliche Verbesserungen der Beschaf- 
fenheit nachweisbar. Die Lasteinträge aus kommuna- 
len Kläranlagen konnten für organische, sauerstoff- 
zehrende Stoffe und Stickstoff in etwa halbiert wer- 
den. Der Eintrag von Phospor ging sogar noch stärker 
zurück. Eine drastische Senkung war hier bereits An- 
fang der 90er Jahre insbesondere durch die zügige 
Nachrüstung großer Kläranlagen und die Verwen- 
dung phosphatfreier Waschmittel spürbar. 

Mecklenburg -Vorpommern hat mit dem weitgehend 
abgeschlossenen Ausbau von acht Kläranlagen auch 
einen wesentlichen Beitrag zur Umsetzung des inter- 
nationalen Sofortprogramms zur Reduzierung der 
Schadstofffrachten in der Elbe und ihrem Einzugsge- 
biet geleistet (Internationale Kommission zum Schutz 
der Elbe - IKSE -). 

Besonders deutlich werden die Auswirkungen einer 
ordnungsgemäßen Abwasserbeseitigung unter ande- 
rem am Beispiel der Eide, einem Nebenfluss der 
Elbe. Hier sind im Zeitraum von 1991 bis 1995 an den 
Siedlungsschwerpunkten Parchim, Lübz, Neustadt- 
Glewe, Plau, Neu, Kaliß und Eldena neue moderne 
Kläranlagen entstanden. Dazu kommen kleine Anla- 
gen im ländlichen Raum. Die Kläranlage Grabow ist 
im Bau. Die schrittweise Inbetriebnahme der Anla- 
gen führte zu einer nachhaltigen Reduzierung der in 
die Eide eingetragenen organischen Last und von 
Pflanzennährstoffen. Dies wirkte sich bereits unmit- 
telbar auf die Gewässerbeschaffenheit aus. So war 
auch eine Stabilisierung des sehr sensiblen Sauer- 
stoffgehaltes zu verzeichnen. Fischsterben, die sonst 
alljährlich in dem langsam fließenden, rückgestauten 
Gewässer auf traten, sind seitdem nicht mehr beob- 
achtet worden. 
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Mecklenburg-Vorpommern hat die internationale 
Verpflichtung, die Nährstof feinträge von Land zu 
halbieren, beim Phosphor erfüllt. Dies ist überwie- 
gend dem Rückgang der Belastung aus den Kläranla- 
gen infolge eines geringeren Phosphatanfalles und 
gesteigerter Reinigungsleistung der Kläranlagen zu 
verdanken. Beim Stickstoff ist dieses Ziel nicht er- 
reicht worden. Zwar konnte der Eintrag aus Kläranla- 
gen um etwa 50 % reduziert werden, eine Verminde- 
rung der Gesamtbelastung wurde nicht erreicht. Das 
liegt daran, daß die diffusen Einträge aus der Land- 
wirtschaft nicht in dem erforderlichen Maße gesenkt 
worden sind. 


8.2 Industrielles Abwasser 

Im Nordsee-Einzugsgebiet liegen zwei größere indu- 
strielle Direkteinleiter, die biologisch abbaubares Ab- 
wasser einleiten. Hier erfolgt die Abwasserbehand- 
lung entsprechend den national geltenden Rechts- 
vorschriften. 


8.3 Landwirtschaft 

Ein besonderer Schwerpunkt des Gewässerschutzes 
der kommenden Jahre wird eine umfassende Redu- 
zierung des Stickstoffeintrages in die Gewässer sein. 
Die Einhaltung der Zielvorgaben für die Nährstoffe 
wird sich allein durch die Beseitigung der Punktquel- 
len nicht realisieren lassen. Die Höhe der diffusen 
Emissionen wird zu 40-60 % durch Einträge aus Ent- 
wässerungssystemen verursacht. Es müssen daher 
alle Maßnahmen zur Verminderung der Stickstoff-, 
insbesondere der Nitratauswaschung aus landwirt- 
schaftlichen Flächen genutzt werden. Hierzu gehö- 
ren zum Beispiel auch eine der guten landwirtschaft- 
lichen Praxis entsprechende Düngung, der natur- 
nahe Gewässerausbau, die Anlage von Gewässer- 
randstreifen und vieles andere mehr. Das Kläranla- 
genprogramm kann einen entscheidenden Beitrag 
zur Verminderung von Stickstoffeinträgen in Gewäs- 
ser leisten und wird daher fortgesetzt. 


8.4 Naturpark Mecklenburgisches Elbetal 

Verglichen mit anderen großen Flüssen Mitteleuro- 
pas konnte sich der Elbestrom deutlich mehr seines 
ursprünglichen Charakters eines lebendiges Stromes 
bewahren. Zwischen den Deichen erreicht der Strom 
eine Breite von bis zu 2 Kilometern. In den von Hoch- 
wässern geprägten Talauen begünstigte die Abge- 
schiedenheit der innerdeutschen Grenze eine relativ 
ungestörte Entwicklung von Flora und Fauna. Über- 
flutungen können auch im Sommer auftreten. 

Zur Entlastung der Deiche wurden auf einer Fläche 
von 2 050 ha Flutpolder eingerichtet. Überflutetes 
Grünland bestimmt jetzt das Landschaftsbild. Der 
Naturpark Mecklenburgisches Elbetal erstreckt sich 
von Boizenburg im Nordwesten bis Polz bei Dömnitz. 
2 274 ha Grünland werden im Rahmen der natur- 
schutzgerechten Grünlandbewirtschaftung staatlich 
gefördert. 7% der Naturparkfläche sind als Natur- 
schutzgebiete ausgewiesen. 


9. Niedersachsen 

9.1 Allgemein 

Das Land Niedersachsen ist in ganz besonderem 
Maße auf die ökologische Überlebens- und Regene- 
rationsfähigkeit der Nordsee angewiesen; die nieder- 
sächsische Landesregierung fühlt sich daher dem 
Nordseeschutz besonders verpflichtet. Niedersach- 
sen vor von Anfang an in die Nordseeschutz -Konfe- 
renzen eingebunden und hat die Beschlüsse mit vor- 
bereitet. In den vergangenen Jahren hat Niedersach- 
sen mit erheblichen Zuschüssen und Investitionen 
dafür gesorgt, daß die Verschmutzung der See nicht 
weiter gewachsen ist. Über die Beschlüsse der Inter- 
nationalen Nordseeschutz-Konferenzen hinaus hat 
das Land weitere Anstrengungen auf dem Gebiet des 
Gewässerschutzes unternommen, um die Schadstoff- 
xmd Nährstoffeinträge in die Nordsee drastisch zu ver- 
ringern und die ökologische Funktion der Nordsee 
und des Küstenraumes nachhaltig zu verbessern. 

9.2 Gewässergüte der Binnengewässer 

Über die Flüsse werden die größten Schadstoff- und 
Nährstofffrachten der Nordsee zugeführt. Ziel ist es 
daher, die noch weitgehend natürlich erhaltenen 
oder naturnahen Gewässer so zu schützen, daß sich 
die Gewässergüte nicht verschlechtert und die ande- 
ren Gewässer so zu verbessern, daß eine Annähe- 
rung an naturnahe Gegebenheiten wieder erreicht 
wird. Die niedersächsische Gewässergütekarte zeigt 
auf, daß fast 50 % der Fließgewässer die Gewässer- 
güteklasse II und besser erreicht haben. Solche Ge- 
wässer entsprechen hinsichtlich ihrer Güte damit an- 
nähernd den ursprünglich vorhandenen Gegeben- 
heiten. Das gesteckte Ziel, diese Güteklasse über- 
wiegend zu erhalten, muß aber noch weiter verfolgt 
werden. Hierzu dienen gezielte Abwasseraktionspro- 
gramme sowie Maßnahmen, die die Struktur ausge- 
bauter Gewässer verbessern und ihre eigendynami- 
schen Gestaltungskräfte aktivieren und unterstützen. 

9.3 Belastung der Gewässer 
über die Atmosphäre 

Über die Luft gelangt ein Großteil der für die Nord- 
see relevanten Schadstoffe direkt oder indirekt über 
die Gewässer in das Meer, so z. B. Schwefeldioxid 
(SO 2 ), Stickoxide (NOx), Staub und Blei. Andere 
Schadstoffe aus dem Bereich der organischen Ver- 
bindungen, deren jährliche Frachten zwar nicht so 
hoch sind, die aber als besonders problematisch 
gelten, gelangen sogar zum überwiegenden Teil 
(80-95%) über die Atmosphäre in die Nordsee. Zu 
ihnen gehören Trichlorethen (Tri), Lindan (HCH), 
Polychlorierte Biphenyle (PCB) und die Trichlor- 
ethan. Die wesentlichen Emittenten für SO 2 , NOx 
und Staub sind Kraftwerke (u. a. industrielle Groß- 
feuerungsanlagen), industrielle und kommunale 
bzw. gewerbliche Anlagen, Kleinfeuerungsanlagen 
sowie der Kraftfahrzeugverkehr. Langzeituntersu- 
chungen der Luftüberwachung in Niedersachsen 
zeigen allerdings landesweit eine Abnahme dieser 
Stoffe mit Ausnahme der Stickoxide. 
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9.4 Abwasserbehandlung/ 

anlagenbezogener Gewässerschutz 

Die Bemühungen, die Gewässer von Belastungen 
aus Abwässern und aus dem Umgang mit wasserge- 
fährdenden Stoffen möglichst freizuhalten, sind vor- 
angekommen. Schwerpunkt der Bemühungen waren 
der Bau von kommunalen Abwasseranlagen und da- 
bei insbesondere die Nachrüstung vorhandener Klär- 
anlagen, die Umsetzung des Standes der Technik bei 
der gewerblichen industriellen Abwasserentsorgung 
sowie die Verbesserung der Vorsorge gegen Stoffver- 
luste aus Anlagen zum Umfang mit wassergefähr- 
denden Stoffen. 

In Niedersachsen sind landesweit gut 90 % der rund 
7,7 Mio. Einwohner an insgesamt rund 630 kom- 
munale Kläranlagen (ab einer Ausbaugröße von 
1 000 EW) angeschlossen. Die übrigen Einwohner 
entsorgen ihr Abwasser über Kleinkläranlagen oder 
gleichwertige Systeme. 

Niedersachsen hat die Richtlinie 91/271/EWG über 
die Behandlung von kommunalem Abwasser mit Ver- 
ordnung von 23. Oktober 1997 umgesetzt, soweit die 
Richtlinie nicht bereits bundesrechtlich umgesetzt 
war. Niedersachsen entwässert insgesamt in die 
Nordsee, welche die Kriterien für empfindliche Ge- 
biete erfüllt. Die Umsetzung der Anforderungen an 
eine weitergehende Abwasserbehandlung erfolgt 
daher landesweit. Mit dem niedersächsischen Nach- 
rüsteprogramm hat die Landesregierung die erfor- 
derlichen Maßnahmen gestützt. 

Die Nachrüstung kommunaler Kläranlagen mit einer 
Ausbaugröße von mehr als 10 000 EW mit einer Stufe 
zur Reduzierung der Nährstoffe Stickstoff und Phos- 
phor ist weit vorangeschritten, wenn auch noch nicht 
alle betroffenen Kläranlagen den gesetzlichen Min- 
destanforderungen entsprechen. Insbesondere bei 
den Kläranlagen mit mehr als 50 000 EW haben sich 
die Planungs- und Genehmigungsphasen als lang- 
wierig erwiesen. 

Beim Abbau von Phosphor erreichen niedersäch- 
sische Kläranlagen eine Reinigungsleistung von ins- 
gesamt 93%, beim Stickstoff liegt die Reinigungs- 
leistung bei insgesamt rund 80% bezogen auf den 
„Sommerbetrieb". In die Betrachtung wurden alle 
rund 630 kommunale Kläranlagen mit 1 000 EW und 
mehr einbezogen. 

Bezogen auf das Jahr 1987 sind die Phosphoreinträge 
aus Kläranlagen in Gewässer von 11,6 t/d auf 2 t/d 
und die Stickstoffeinträge von 70 t/d auf 26 t/d redu- 
ziert worden. Damit sind die Nährstof feint rage aus 
dem Herkunftsbereich Abwasser um etwa 80 % und 
60% vermindert worden. Bezogen auf das Jahr 1985 
wird die Verminderung schätzungsweise 5 Prozent- 
punkte höher liegen. 

Gefährliche Stoffe sind vorrangig am Ort des Anfalls 
des Abwassers oder vor seiner Vermischung zu ver- 
meiden oder zu vermindern. Dieser Ansatz wird mit 
den Mindestanforderungen der Abwasserverord- 
nung des Bundes verfolgt und wasserrechtlich umge- 
setzt. Der Ansatz gilt sowohl für Direkteinleiter als 
auch für Indirekteinleiter. Einleitungen und Abwas- 
ser mit gefährlichen Stoffen in die Kanalisation unter- 


liegen der niedersächsischen Indirekteinleiterverord- 
nung vom 10. Oktober 1990. 

9.5 Reduzierung diffuser Beiastungen 
aus der Landwirtschaft 

Die Bemühungen zur Reduzierung der Pestizid - 
einträge kommen ebenfalls nur langsam voran. Die 
Pestizide gelangen zum überwiegenden Teil nach 
Verdunstung der in der Landwirtschaft ausgebrach- 
ten Pflanzenschutzmittel über die Atmosphäre in die 
Gewässer und in die Nordsee. 

9.6 Bilanzierung der Nährstoff- 
und Schadstoffeinträge in die Nordsee 

Eine Bilanzierung der Nährstoffeinträge in die Nord- 
see zeigt, daß insbesondere bei den Phosphatfrach- 
ten eine Verringerung zu verzeichnen ist. Dies ist im 
wesentlichen auf die Phosphatfällungsstufen in den 
Klärwerken sowie die Einführung phosohatfreier 
Waschmittel zurückzuführen. Auch bei den Stick- 
stoffbelastungen ist eine Reduzierung erreicht wor- 
den, die allerdings noch nicht die Größenordnung 
wie bei Phospat erreicht hat. 

Eine Bilanzierung der Schadstoffeinträge in die 
Nordsee zeigt, daß insbesondere bei einigen Schwer- 
metallen sowie organischen Chlorkohlenwasserstoff- 
verbindungen eine drastische Reduzierung erreicht 
werden konnte (z. T. weit über 90 %). 

9.7 Schadstoffminderung 

In Kenntnis des mit der Problematik von endokrin 
wirksamen Stoffen verbundenen Diskussionsbedar- 
fes zu Themen des Arten- und Gewässerschutzes, 
hat das Niedersächsische Umweltministerium im Mai 
1997 gemeinsam mit dem WWF ein internationales 
Hearing zu diesem Thema veranstaltet, welches in 
Fachkreisen auf große Resonanz gestoßen ist. 

Auf der Grundlage des vom Fraunhofer-Institut für 
Toxikologie und Aerosolforschung im Aufträge des 
Niedersächsischen Umweltministeriums erstellten 
Berichtes „Umweltrelevante Textilhilf s- und Ausrü- 
stungsstoffe" hat der BMU einen Bericht vorgelegt, 
wie die Freisetzungsmenge biologisch schwer ab- 
baubarer Textilhilfsmittel auf dem Wege der Substi- 
tution durch umweltverträglichere Stoffe reduziert 
werden kann. Auf der 44. UMK 1995 wurde das BMU 
gebeten, als einen ersten Schritt eine Abstimmung 
mit den hauptsächlich betroffenen Ländern und den 
Verbänden der Textilindustrie durchzuführen mit 
dem Ziel, den Anhang zur 38. Rahmen- Ab wasser- 
VwV möglichst schnell einzuführen. Weiterhin wurde 
das BMU gebeten, zusammen mit den Ländern und 
den Verbänden der Textilhilfsmittel-Hersteller in Ver- 
handlungen einzutreten mit dem Ziel, eine ökolo- 
gische Bewertung der Mittel zu erstellen, die es den 
Anwendern ermöglicht, besonders umweltverträg- 
liche Stoffe auszuwählen, insbesondere hinsichtlich 
der gewässerökologischen Bedeutung. 

Zur Umsetzung der Beschlüsse hat das BMU mit der 
Durchführung von Gesprächen begonnen, im Rah- 


130 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11224 


men derer auch Konzepte zur Bewertung verschiede- 
ner Textilhilf s- und Ausrüstungsstoffe entwickelt 
wurden. Als Ergebnis hat das BMU 1997 zwei Selbst- 
verpflichtungen erhalten: 

a) des Verbandes der Textilhilfsmittel-, Lederhilfsmit- 
tel-, Gerbstoff- und Waschrohstoff -Industrie e.V. 
(TEGEWA) und 

b) des Gesamtverbandes der deutschen Textilverede- 
lungsindustrie (TVI). 

Während die TEGEWA ihren Mitgliedsfirmen emp- 
fiehlt, die von diesen hergestellten und in Verkehr 
gebrachten Textilhilfsmittel in Eigenverantwortung 
einem dreistufigen Klassifikationskonzept zuzuordnen, 
empfiehlt der TVI seinen Mitgliedsfirmen, nur solche 
Mittel einzusetzen, die von den Herstellern nach dem 
Konzept in Klasse 1 („wenig abwasserrelevant") ein- 
gestuft sind. Die Arbeiten stellen einen Einstieg in die 
ökologische Bewertung der Textilhilfsstoffe dar. 

9.8 Schiffahrt 

Nach wie vor gehen erhebliche Beeinträchtigungen 
noch immer von der Schiffahrt aus. Neben regelmä- 
ßigen betriebsbedingten Verschmutzungen sind es 
vor allem auch die Schiffsunfälle, die zu einer ständi- 
gen Gefährdung der Nordsee und des Wattenmeeres 
führen. 1995 haben der Bund und die fünf Küstenlän- 
der eine Verwaltungsvereinbarung zur Bekämpfung 
von Meeresverschmutzungen geschlossen, die neben 
Öl auch andere Schadstoffe (Chemikalien) umfaßt. 

Durch die Deutsche Bucht verläuft eine der meist be- 
fahrenen Schiffahrtsrouten der Welt. Vor diesem Hin- 
tergrund haben die Umweltminister der Küstenlän- 
der auf der 34. UMK-Norddeutschland am 17. April 
1997 in Schwerin den Bund gebeten, jederzeit ausrei- 
chende Schleppkapazität vorzuhalten, die geeignet 
ist, alle in der Deutschen Bucht verkehrenden Schiffe 
auch bei Sturm zu halten und die Vorsorgemaßnah- 
men für die Notschleppkapazität mit den Küstenlän- 
dern abzustimmen. 

9.9 Schiffsentsorgung 

Als einen wesentlichen Beitrag zum Schutz der Nord- 
see vor Verunreinigungen hat Niedersachsen, basie- 
rend auf dem 1991 abgeschlossenen gemeinsamen 
Demonstrationsvorhaben der Küstenländer, die ko- 
stenlose Schiffsentsorgung bis heute beibehalten. 
Für 1998 sind hier Haushaltsmittel in Höhe von ca. 
1,8 Mio. DM für die Schiffsölentsorgung und ca. 
0,5 Mio. DM für die Entsorgung der hausmüllähn- 
lichen Schiffsabfälle in den niedersächsischen See- 
häfen im Landeshaushalt vorgesehen. Insbesondere 
die in Niedersachsen jährlich erhobene Anzahl der 
ölgetöteten Seevögel ist ein Indikator für die Wirk- 
samkeit dieser Maßnahme. Daneben unterstützt das 
Land alle Initiativen zur Einführung eines no-special- 
fee-Systems, wie es die inzwischen angenommenen 
HELCOM-Guidelines für den Ostseeraum vorsehen. 

Die Niedersächsische Umweltministerium hat sich in 
ihren im Juni 1996 geführten Gesprächen mit der 
EU-Kommissarin Frau Bjerregard der DG XI (Um- 
welt) und den Herren Bolt und Erdmenger von der 


DG VII (Verkehr) aktiv für eine Harmonisierung 
der Seeschiffsentsorgung eingesetzt. Niedersachsen 
wertet diese Gespräche als Wegbereiter für die ge- 
plante EU-Richtlinie „ Schiff sentsorgung/Haf enauf- 
fanganlagen". Im Rahmen eines zweiten EU-Besu- 
ches in Brüssel im November 1997 hat Frau Ministe- 
rin Griefahn nochmals die Gelegenheit wahrgenom- 
men, im Hinblick auf die o. g. EU-Richtlinie mit 
Nachdruck das Erfordernis eines no-special-fee- 
Systems zu unterstreichen. Gemäß Landtagsbeschluß 
vom 17. September 1997 wird die o. g. kostenlose 
Schiffsentsorgung in Niedersachsen solange fortge- 
führt, bis entsprechende verbindliche Regelungen 
z. B. auf EU-Ebene vorliegen. 


10. Nordrhein- Westfalen 

10.1 Kommunale Abwassereinrichtungen 

Unter Berücksichtigung der Beschlüsse der 2. INK 
hat das Land Nordrhein-Westfalen im Jahre 1988 
bereits ein eigenes Gewässerschutzprogramm zur 
Sanierung, Umrüstung und zum Neubau von Kläran- 
lagen und Kanalisationen mit Investitionen in einem 
Gesamtumfang von rd. 29 Mrd. DM für Maßnahmen 
zur Reduzierung des Nährstof fein träges (Nitrifizie- 
rung, Denitrifizierung und Entphosphatierung), die 
Erstellung neuer Kläranlagen, die Verbesserung be- 
stehender Kläranlagen und den Bau neuer Kanalisa- 
tionen auf gestellt. Rd. 11 Mrd. DM sind für die Sanie- 
rung bestehender Kanalisationen vorgesehen. 

Ziel des Gewässerprogramms NRW war die Verrin- 
gerung der Schadstofffrachten, vor allen der Pflan- 
zennährstoffe Phosphor und Stickstoff. Das Gewäs- 
serprogramm NRW diente somit der Umsetzung der 
Beschlüsse der Internationalen Nordseeschutzkonfe- 
renzen. Inzwischen stellt sich die Situation der kom- 
munalen Abwasserbehandlung in NRW wie folgt dar: 

Von den 17,97 Mio. Einwohnern Nordrhein-West- 
falens sind heute über 94,5% an die öffentliche 
Abwasserbehandlung angeschlossen. Das Abwasser 
von 5,5% der Bevölkerung, vorwiegend im länd- 
lichen Raum, wird dezentral in Kleinkläranlagen be- 
handelt, die eine mechanisch -teilbiologische Reini- 
gung ermöglichen. 

885 von 893 kommunalen Abwasserbehandlungsan- 
lagen sind mit biologischen Behandlungsstufen aus- 
gerüstet. Nur noch in 8 kleineren Anlagen wird das 
Abwasser ausschließlich mechanisch gereinigt. Bezo- 
gen auf Einwohnerwerte bedeutet dies, daß lediglich 
0,1 % des Abwassers mechanisch behandelt wird. 

Die kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 
werden derzeit in NRW flächendeckend für eine wei- 
tergehende Nährstoffelimination umgerüstet. 

Um den Anforderungen an das Einleiten von Abwas- 
ser gern. Anhang 1 der Abwasserverordnung vom 
21. März 1997 zu genügen, müssen alle Abwasserbe- 
handlungsanlagen > 10 000 EW mit einer Stickstoff- 
elimination, d. h. Nitrifikation und gezielter Denitrifi- 
kation ausgerüstet sein. Entsprechend dieser „Min- 
destanforderung" müssen in NRW insgesamt 382 An- 
lagen mit einer Stickstof felimination aus gestattet 
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sein. Darüber hinaus wird die Stickstof felimination 
aber auch in kleineren Abwasserbehandlungsanla- 
gen reahsiert, wenn dies aus Gründen der Gewässer- 
qualität erforderlich ist. Es ist das allgemeine wasser- 
wirtschaftliche Ziel, überall in NRW Fließgewässer 
zu erhalten, die mindestens die Gewässergüteklasse 11 


aufweisen. Im Einzeliali werden deshalb weiter- 
gehende Anforderungen an Abwasserbehandiungs- 
anlagen gestellt. Es kann daher von der Einführung 
einer flächendeckenden Stickstoffelimination ge- 
sprochen werden. Den bis 1996 erreichten Entwick- 
lungsstand zeigen Büd 1 und Tabelle 1. 


Bild 1 


Kommunale Abwasserbehandlungsanlagen mit Stickstoffbehandlung in NRW 
nach Größenklassen - Stand 1996 


Gesamtzahl : 893 Anlagen 

Anzahl der davon 382 Anlagen > 10.000 EW 

Anlagen 



< 1.000 <-5.000 <-10.000 <-100,000 > 100.000 


Größenklassen EW 


□ Abwasserbehandlungsanlagen - 433 Anlagen, davon 122 Anlagen > 10.000 EW 
ohne Stickstoffbehandlung 

Hausschließlich Nitrifikation - 130 Anlagen, davon 49 Anlagen > 10.000 EW 


t Nitrifikation und Denitrifikation - 330 Anlagen, davon 211 Anlagen > 10.000 EW 


In Bild 1 sind, aufgefächert nach Größenklassen, die Abwasserbehandlungsanlagen aufgeführt, bei denen 1996 der Ausbau der 
Kläranlagen eine Stickstoffelimination (d. h. Nitritikation und Denitrifikation) ermöglicht. Ende 1996 waren insgesamt 130 Anla- 
gen zur ausschließlichen Nitrifikation (ohne Denitrifikation) und 330 Anlagen zur Nitrifikation und Denitrifikation ümgerüstet. 
Darin enthalten sind 119 Anlagen der Größenklasse < 10 000 EW, die aufgrund weitergehender Anforderungen zur Stickstoffelimi- 
nation umgerüstet wurden. 


Tabelle 1 


Doppelstickstoffbehandlung in NRW 
-Stand 1996- 



Anzahl der Anlagen 
> 10 000 EW 

Ausbaugröße 

Mio. EW 

Bemerkung 

ohne Stickstoffbehandlung 

122 

9 

Umrüstung zur Nitrifikation und 
Denitrifikation erforderlich 

ausschließlich Nitrifikation 

49 

2,7 

Umrüstung zur Denitrifikation 
erforderlich 

Nitrifikation und Denitrifikation 

211 

16,4 

Stand der Technik 

Gesamt 

382 

28,1 
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Gemäß Anhang 1 der Abwasserverordnung ist in 
allen Abwasserbehandlungsanlagen > 10 000 EW eine 
Phosphorelimination durchzuführen. Dies betrifft 43 % 
aller nordrhein -westfälischen Abwasserbehandlungs- 
anlagen. Wie bei der Stickstoffelimination wird auch 
die PhosphoreUmination bei kleineren und somit bei 
wesentlich mehr Kläranlagen realisiert. Insgesamt 
wird derzeit in 460 Abwasserbehandlungsanlagen 
eine Phosphorelimination durch geführt. 134 Anlagen 
davon (Größenklasse <10 000 EW) sind aufgrund 


weitergehender Anforderungen mit einer Phosphore- 
limination ausgestattet worden. 

Bei fast allen Abwasserbehandlungsanlagen (455 von 
460) wird die Phosphorelimination nüttels einer chemi- 
schen Fällung durchgeführt. Lediglich bei 5 Anlagen 
findet ausschließlich und bei 106 Anlagen zusätzlich 
noch eine biologische Phosphorelimination statt. 

Bild 2 und Tabelle 2 zeigen den inzwischen erreich- 
ten Entwicklungsstand: 


Bild 2 


Kommunale Abwasserbehandlungsanlagen mit Phosphorelimination in NRW 

-Stand 1996- 


Anzahl der 
Anlagen 



< 1 .000 <=5.000 <=1 0.000 <=1 00.000 > 1 00.000 

Größenklassen EW 


□ Abwasserbehandiungsaniagen - 893 Anlagen, davon 382 Anlagen > 10.000 EW 
■ Phosphorelimination ^ 460 Anlagen, davon 326 Anlagen > 10.000 EW 


Tabelle 2 


Doppelphosphorelimination in NRW 
-Stand 1996 - 



Anzahl der Anlagen 
> 10 000 EW 

Ausbaugröße 
Mio. EW 

Bemerkung 

ohne Phosphorelimination 

56 

1,3 

Umrüstung zur Phosphorelimination 
erforderlich 

mit Phosphorelimination 

326 

26,8 

Stand der Technik 

Gesamt 

382 

28,1 
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10.2 Industrielle Abwasserfoeseitigung 

Durch zeitnahe Umsetzung der Mindestanforderun- 
gen der Abwasserverordnung zu § 7 a WHG in die 
wasserrechtlichen Bescheide wurden in NRW im in- 
dustriellen Bereich entscheidende Reduzierungen 
der eingeleiteten Mengen an Prioritäten Stoffen und 
an Nährstoffen innerhalb des 10- Jahreszeitraums 
1985 bis 1995 erreicht. In den drei in die Nordsee 
entwässernden Flußgebieten Rhein, Weser und Ems 
vmrden die Frachten an SchwermetaUen wie Cad- 
mium, Quecksilber und Blei um 70-80% gesenkt, 
die Frachten an chlororganischen Einzelstoffen bis 
auf Ausnahmen um 90%. Wie bei den koirununalen 
Einleitungen ist auch bei den industriellen Direktein- 
leitungen eine deutliche Verminderung der Nähr- 
stof ff rächten seit 1985 festzustellen. Die Frachten der 
anorganischen Stickstoffverbindungen verminderten 
sich jeweils um ca. 50 %, bei Gesamtphosphor ergibt 
sich eine Verminderung um ca. 80%. Die Mehrzahl 
der Einleitungen, insgesamt 366 nordrhein- westfäli- 
sche Direkteinleiter, erfolgt in das Gewässersystem 
des Rheins, d. h. 225 (61 %) liegen im nordrhein- 
westfälischen Rheineinzugsgebiet, 29 (8%) befinden 
sich im Gebiet der Maas, welche außerhalb NRW in 
den Rhein mündet, 51 liegen im Einzugsbereich der 
Weser und weitere 47 (13%) bzw. 14 (4 %) im Gebiet 
von Ems bzw. Issel. Mit den o. g. Frachten sind die 
Reduzierungsziele der 3. INK für NRW erreicht. 

10.3 MaBnahmen Im Bereich der Landwirtschaft 

Im Berichtszeitraum wurden in NRW eine Reihe be- 
reits in der Vergangenheit eingeleiteter Programme 
fortgesetzt und durch neue Maßnahmen gezielt in 
ihrer Wirkung ergänzt. 

Konzentrationspunkt aller Maßnahmen zur Minde- 
rung von Nitrat- und Pflanzenschutzmitteleinträgen 
sind die lokalen und regionalen „Kooperationen 
Landvnrtschaf t/Wasserwirtschaft", die im Anschluß 
an die 12 -Punkte- Vereinbarung vom 9. Juli 1989 
flächendeckend im Lande gegründet wurden. Der- 
zeit existieren über 100 Kooperationen, zu deren Un- 
terstützung mehr als 50 spezialisierte Wasserschutz- 
berater bei den Landwirtschaftskammem - finanziert 
von den Wasserversorgungsunternehmen - einge- 
stellt wurden. In den Kooperationen werden lokale 
bzw. regionale Probleme identifiziert und bewertet, 
Quellen und Eintragspfade festgestellt sowie die zur 
Eintragsminderung notwendigen Maßnahmen fest- 
gelegt und durchgeführt. Zur Durchführung stellen 
sowohl die Wasserversorgungsuntemehmen als auch 
das Land Fördermittel bereit, die jeweils durch 
Eigenmittel der Landvdrte ergänzt werden. 

Ein Schwerpunkt der Maßnahmen liegt auf der Inve- 
stitionsförderung für den Bau ausreichend dimensio- 
nierter GüUelagerstätten, wodurch eine Ausbringung 
der Gülle ausschließlich zu Zeiten des höchsten 
Pflanzenbedarfs ermöghcht werden soll. Darüber 
hinaus wird emissionsarme Gülle -Verteiltechnik 
(z. B. Schleppschlauchverteiler) gefördert, die es den 
Landvnrten ermöglicht, die Gülle gleichmäßig auf 
alle im Betrieb vorhandenen Kulturen auszubringen 
und somit eine Überversorgung bestirrunter Kulturen 
zu vermeiden. Darüber hinaus werden Zuschüsse 
für die umweltschonende Ausrüstung von Pflanzen- 


schutzgeräten rrüt z. B. Einspülschleusen, Reini- 
gungseinrichtungen und elektronischen Dosierhilfen 
gewährt. Auch im Bereich des Gartenbaus werden 
Maßnahmen zur Reduzierung des Aufwandes an 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln, wie etwa Geräte 
zur plazierten Unterfuß-Reihendüngung nach dem 
CULTAN- Verfahren bezuschußt. 

Insgesamt wurden im Rahmen der genarmten Investi- 
tionsprogramme seit 1990 von Seiten des Landes För- 
demüttel in Höhe von 14 Mio. DM zur Verfügung ge- 
stellt, die zu Gesamtinvestitionen in Höhe von 66 Mio. 
DM geführt haben. So vmrden bis 1997 mehr als 900 
Schleppschlauchverteiler zur Gülleausbringung, über 
290 Güllebehälter imd ca. 760 Pflanzenschutzgeräte in 
Kooperationsgebieten bezuschußt. 

Zur Unterstützung der in den Kooperationen tätigen 
Landwirte bei der Umsetzung der Anforderungen 
der Düngeverordnung wurde aktuell nochmals ein 
Förderschwerpunkt für den Bau von GüUebehältem 
aufgelegt. Hier stehen innerhalb von 2 Jahren noch- 
mals ca. 6 Mio. DM zusätzlich zur Verfügung, die zur 
Zeit rege in Anspruch genommen werden. 

Insbesondere in den veredelungsstarken Regionen 
des Niederrheins und des Münsterlandes stellt die 
Umsetzung der Düngeverordnung die Landwirtschaft 
vor erhebliche Probleme. In vielen Betrieben gilt es, 
vorhandene Nährstoffüberschüsse deutlich zu redu- 
zieren bzw. für einen überbetrieblichen Gülleaus- 
gleich zu sorgen. Zur Unterstützung und Beschleu- 
nigung der erforderlichen Anpassungsmaßnahmen 
werden in einem Projekt „Beispielsbetriebe optimier- 
tes Nährstoffmanagement" in 40 Praxisbetrieben mo- 
dellhaft Maßnahmen erprobt und für die Praxis de- 
monstriert, mit denen kurzfristig die vorhandenen 
Nährstoff Überschüsse reduziert werden können. 

Der Optirrüemng der Stickstoffdüngung insbesondere 
im Maisanbau dient ein in verschiedenen Kooperatio- 
nen durchgeführtes Programm zur späten -Boden - 

probe in Mais. Es soll dazu beitragen, insbesondere 
die Überdüngung von Maisflächen mit Gülle zu ver- 
meiden. Die Akzeptanz dieses Projektes in der Land- 
vnrtschaft ist als außerordentlich hoch zu bezeichnen. 

In den viehdichten Regionen hat sich die Einrichtung 
sogenannter „Güllebörsen" zum überbetrieblichen 
Nährstoffausgleich zwischen Veredelungsbetrieben 
und Marktfruchtbaubetrieben seit längerem be- 
währt. Insbesondere durch die Verbesserung der Aus- 
bringungstechnik und die Einschaltung spezialisier- 
ter und schlagkräftiger Lohnunternehmen ist die Be- 
reitschaft von Ackerbaubetrieben deutlich gewach- 
sen, organische Dünger von Nachbarbetrieben an- 
stelle zugekaufter Mineraldünger im Betrieb einzu- 
setzen. Hier bedarf es jedoch in Zukunft noch weite- 
rer Anstrengungen, da die Anforderungen der Dün- 
geverordnung dazu führen, daß mittelfristig überre- 
gionale Nährstof fexporte aus den Veredelungsregio- 
nen in die Ackerbauregionen den überbetriebhchen 
Nährstoffausgleich vor Ort ergänzen müssen. 

Um die Beratung der Landwirte und der Koopera- 
tionen ständig mit dem neuesten Erkenntnisstand 
sicherzustellen, werden im Rahmen eines seit nun- 
mehr ca. 10 Jahren existierenden Forschungsschwer- 
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Punktes zur umweltverträglichen und standortgerech- 
ten Landwirtschaft Projekte zur Reduzierung von 
Nährstoff- und Pflanzenschutzmitteleinträgen gezielt 
an die nordrhein -westfälischen Universitäten und Ge- 
samthochschulen vergeben. Die dort entwickelten bzw. 
weiterentwickelten Maßnahmen werden anschließend 
in enger Kooperation mit den Landwirtschaftskam- 
mem und den Gewässerschutzberatem in die Praxis 
getragen. Zu nermen sind hier beispielsweise Projekte 
zur nährstoffreduzierten Fütterung, zum Einsatz von 
Nützlingen in Ackerbau- und Unter glaskulturen, zur 
Reduzierung des PSM-Eintrages über Erosion und In- 
terflow durch Anlage verschieden gestalteter Puffer- 
streifen sowie zur plazierten Stickstoffdüngung nach 
dem CULTAN- Verfahren im Gemüsebau. 

Fortschritte im Bereich der Minderung von Pflanzen- 
schutzmitteleinträgen in Oberflächengewässer zeich- 
nen sich aktuell infolge eines Projektes zur Minde- 
rung von Hofabläufen ab (Einträge aus der Reini- 
gung und Wartung von Feldspritzen auf befestigten 
Hofflächen). Verschiedene Lösungsansätze zur Min- 
derung dieser Punktquellen wurden entwickelt und 
werden aktuell an die landwirtschaftliche Praxis ins- 
besondere in Gebieten mit Trinkwassergewinnung 
aus Oberflächengewässem herangetragen. 

Im Gebiet der Stevertalsperre wird darüber hinaus 
ein Schwerpunktprogramm zur Minderung von Her- 
bizideinträgen durch sog. „Wirkstoff management'' in 
Zusammenarbeit mit Unternehmen der Pflanzen- 
schutz-Industrie durchgeführt. Hierbei wird ange- 
strebt, die in einigen Untereinzugsgebieten zu ver- 
zeichnende, vergleichsweise hohe Belastung mit ver- 
schiedenen Harnst off herbiziden (Isoproturon, Chlor- 
toluron) durch Austausch dieser Produkte gegen 
neue, wirksamere und weniger austragsgefährdete 
Herbizide zu minimieren. 

Ergänzend zu den Maßnahmen der Kooperationen 
wurden in den vergangenen Jahren die Kontrollen 
des Pflanzenschutzdienstes hinsichtlich illegaler An- 


wendungen von Pflanzenschutzmitteln (z. B. Atrazin) 
deutlich verstärkt. Inzwischen läßt sich feststellen, 
daß infolge dieser Kontrollen nur noch in seltenen 
Einzelfällen Verstöße zu verzeichnen sind. Dennoch 
werden die Kontrollen fortgesetzt. 

Allgemein gilt auch in Nordrhein-Westfalen, daß Ex- 
tensivierungs- und Stillegungsprogramme der EG kon- 
sequent für den Gewässerschutz genutzt und durch 
ein Gewässerrandstreifenprogramm ergänzt werden. 


1 1 . Rheinland-Pfalz 

11.1 Kurzdarstellung der Abwasserbeseitigung 

Allgemeines 

ln den Nachkriegs jahren konnte der Bau von Kanali- 
sationen und Kläranlagen trotz vielfältiger Bemühun- 
gen nicht mit der rasanten Wirtschafts entwicklung 
Schritt halten. In den 60er Jahren begann deshalb in 
Rheinland-Pfalz die systematische finanzielle Förde- 
rung der Erstausstattung von Gemeinden mit Abwas- 
seranlagen. Nachdem bis in die 80er Jahre insbeson- 
dere die größeren Städte und Gemeinden an zentrale 
Abwasserbehandlungsanlagen angeschlossen wor- 
den waren, lag der Schwerpunkt der Investitionen in 
den vergangenen Jahren in der Erstausstattung des 
ländlichen Raumes sowie auch in der Nachrüstung 
der größeren Kläranlagen hinsichtlich der Nährstoff- 
entfemung, 

11.2 Anschlußgrad 

Die jahrzehntelangen Bemühungen haben mittler- 
weile zu einem sehr hohen Anschlußgrad an Kanali- 
sationen und Kläranlagen und als Folge davon auch 
zur erfreulichen Verbesserung der Gewässergüte ge- 
führt. 


Entwicklung der AnschluBgrade der Bevölkerung an Abwasseranlagen In Rheinland-Pfalz 

von 1965 bis 1996 


an die Kanalisation — an Kläranlagen 

» 



1965 1970 1975 1980 1985 1990 1995 1996 
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Der Ausbau von Abwasseranlagen hat somit zu 
einem Anschlußgrad der Einwohner an die Ka- 
nalisation von etwa 97% und an kommunale; Ab- 
wasserbehandlungsanlagen von etwa 94 % ge- 
führt. Das Abwasser von 92 % der Einwohner 
wird mechanich-biologisch gereinigt (Stand Ende 
1995). 


11.3 Ausbausrtuation 

Das Land Rheinland-Pfalz ist ländlich strukturiert; ca. 
70% der Gemeinden haben weniger als 1000 Ein- 
wohner, 

Dieses Merkmal spiegelt sich auch in der Größen- 
klassenverteilung der derzeit 905 kommunalen Klär- 
anlagen wider. 


Anzahl und AusbaugröBe der Kläranlagen in Rheinland- Pfalz nach Größenklassen 

-Stand Ende 1996- 



<2.000 2.000 bis 10.000 > 10.000 bis 100.000 >100.000 

EW EW EW EW 


Ausbaugröße 
Anzahl der Anlagen 


Trotz der Vielzahl kleiner Kläranlagen entfallen je- 
doch nur ca. 5% (340 000 EW) der Gesamtausbau- 
kapazität von über 7 Mio. EW auf die Anlagen unter 
2 000EW. 

11.4 Reinigungsleistung 

Das hohe Ausmaß der Reinigungsleistung der Klär- 
anlagen verdeutlicht die nachfolgende Abbildung. 


Danach wird in den Kläranlagen die organische Bela- 
stung des Abwassers zu über 97% (Basis: BSB 5 ) eli- 
miniert. Von den Nährstoffen wird der Phosphor be- 
reits heute zu mehr als 82% vermindert. Die Reini- 
gungsleistung hinsichtlich der Stickstoffe wurde und 
wird durch den konsequenten Ausbau bestehender 
Kläranlagen in den Jahren 1997 und 1998 von ca. 
68 % (Stand 1996) noch maßgeblich gesteigert wer- 
den können. 
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Reinigungsleistung der Kläranlagen in Rheinland-Pfalz ab 2 000 EW 

-Stand 1996- 



organlsche Belastung organische Belastung Phosphor, gesamt Stickstoff, gesamt 
(Basis: BSB5) (Basis: CSB) 


Jahreszu- und -ablauffrachten für Gesamt- Stickstoff nach Größenklassen 

- Stand 1996- 



<2000 


2000 bis > 1 0.000 > 1 00.000 

10.000 bis EW 

EW 100.000 

EW 
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Jahreszu- und -ablauffrachten für Gesamt-Phosphor nach Größenklassen 

-Stand 1996- 



< 2.000 2.000 bfs > 10.000 bis >100.000 

EW 10.000 EW 100.000 EW EW 


Erläuterungen zu den Abbildungen auf Seite 138 unten und Seite 139 oben: 


BSBs, CSB 

BSBs 

CSB 

N 

P 

Stickstoff, Phosphor 
EW ■ 


Maß für die organische Belastung des Abwassers 

Biochemischer Sauerstoffbedarf in 5 Tagen 

Chemischer Sauerstoffbedarf 

Stickstoff 

Phosphor 

Parameter für die Nährstoffbelastung des Abwassers 

Einwohnerwert: Abwasserbelastung, die durch einen Einwohner hervorgerufen wird 
bzw. die entsprechende Belastung aus Industrie und Gewerbe 


11.5 Stickstoffreduzierung bei der Industrie 

Darüber hinaus wurden durch die stetige Umsetzung 
der branchenbezogenen Anforderungen nach § 7a 
WHG in den vergangenen Jahren im Bereich der ge- 
werblich-industriellen Abwasserbehandlung erheb- 
liche Wassereinsparungen und Schadstoffreduzie- 
rungen erreicht. 

Mit einer Vielzahl innerbetrieblicher Rückhaltemaß- 
nahmen, Verfahrensumstellungen und optimierter 
Abwasserreinigung konnten - insbesondere in der 
für Rheinland -Pfalz besonders relevanten Chemi- 
schen Industrie - die Stickst off einträge drastisch re- 
duziert werden. 

Im Zeitraum von 1985 1997 wurden die Einträge an 
Ges amt- Stickstoff um ca. 80 % verringert. 

11.6 Investitionen 

Im Land Rheinland -Pfalz wurden bis Ende 1997 im 
Bereich der kommunalen Abwasserbeseitigung Inve- 
stitionen in Höhe von ca. 11 Mrd. DM getätigt. 

Künftig sind unter konsequenter Ausschöpfung 
der Kosteneinsparungsmöglichkeiten, insbesondere 
durch Umsetzung der Grundsätze zur Niederschlags- 


wasserbewirt Schäftung, noch ca. 1,8 Mrd, DM für 
Maßnahmen der Erstausstattung und ca. 100 Mio. für 
die Nährstoffentfemung bestehender Kläranlagen er- 
forderlich. Investiert wurden im Bereich der Nähr- 
stoffentfemung bisher rund 400 Mio. DM. 

12. Saarland 

(Enwohner: 1,08 Mio./2 570 km^ 

12.1 Überörtliche Abwasserbeseitigung 

Im Saarland erfolgt die überörtliche Abwasserbeseiti- 
gung nach dem im Juni 1987 aufgestellten Plan zur 
Abwasserableitung und -behandlung im Saarland- 
Abwasserbeseitigimgsplan. Dieser Plan wurde 1994 
modifiziert. Die ursprünglich für die Durchfühmng 
des Baues von Haupts ammlem und Kläranlagen vor- 
gegebenen drei Dringlichkeitsstufen wurden auf ge- 
geben und die Dringlichkeiten an die Richtlinie des 
Rates über die Behandlung von kommunalem Ab- 
wasser (91/271/EWG) angepaßt. 

Nach dem fortgeschriebenen Abwasserbeseitigimgs- 
plan besteht noch ein Investitionsbedarf für den 
überörtlichen Abwasseranlagenbau von rd. 2,88 
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Mrd. DM (Preisstand 1993). Diese Investitionen glie- 
dern sich in: 


Hauptsammlemeubau 

Kläranlagenneubau 

Hauptsammlemachrüstung 

Kläranlagennachrüstung 


1 241 Mio. DM 
515 Mio. DM 
560 Mio. DM 
572 Mio. DM. 


Zwischen 1994 und 1997 wurden zur Bereitstellung 
einer Kläranlagenkapazität von 268 000 EW 314 Mio. 
DM investiert. 1997 waren etwa 147 000 Einwohner- 
werte an diese Anlagen angeschlossen, davon unmit- 
telbar an der Saar 119 000 EW. 


Die durchschnittlichen Eliminationsraten betrugen, 
bezogen auf die zusätzlich angeschlossenen Einwoh- 
nerwerte beim BSB5 92%, beim Gesamtstickstoff 
63 % und beim Gesamtphosphor 84 %. 


Verringerung der Bodenerosion und des Eintrages 
von chemischen Pflanzenbehandlungs-, Schädlings- 
bekämpfungs- und Düngemitteln in Gewässer sind 
bepflanzte Rückhalteeinrichtungen (einschl. Ufer- 
randstreifen) wiederherzustellen oder neu anzule- 
gen. 

Nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser 
ist zurückzuhalten und zu versickern oder über Mul- 
den in ein oberirdisches Gewässer einzuleiten. Na- 
tumahe Rückhalteeinrichtungen und Versickerun- 
gen über die bewachsene Bodenzone sind zu bevor- 
zugen. 

Schädlich verunreinigtes Regenwasser ist in geeig- 
neten, naturnah gestalteten Einrichtungen zurückzu- 
halten, zu behandeln und/oder gedrosselt in das 
öffentliche Kanalnetz abzuleiten. 


12.2 Innerörtliche Abwasserbeseitigung 

Für den Anschluß von Kleineinleitungen an das öf- 
fentliche Abwasserbeseitigimgssystem und an Klein- 
kläranlagen sind nach groben Schätzungen noch In- 
vestitionen von etwa 100 Mio. DM erforderlich. 

Weitere Abwassermaßnahmen, die vor allem das Ka- 
nalisationsnetz und die Niederschlagswasserbehand- 
lung in den Gemeinden betreffen, erfordern Investi- 
tionen in der Größenordnung von etwa 2 Mrd. DM. 

Zur hydraulischen Entlastung von Kläranlagen und 
zur Steigerung der Leistungsfähigkeit der Kläranla- 
gen ist das Femhalten bzw. Herausnehmen von 
Fremdwasser aus den Kanalnetzen eine prioritäre 
Aufgabe der Gemeinden. 

1 2.3 Niederschlagswasserbehand lung 

1995 wurde der Abwasserbeseitigungsplan mit dem 
Niederschlagswasserbewirtschaftungskonzept er- 
gänzt. Mit diesem Konzept werden folgende Ziele 
verfolgt: 

- Vermeidung bzw. Reduzierung hydraulischer und 
stofflicher Gewässerbelastungen und der damit 
verbundenen Eigenschaftsänderungen des Gewäs- 
sers, 

- Erhöhung der Reinigungsleistung der Kläranlagen 
durch geringere hydraulische Belastungen im Re- 
genwetterfall, 

- Verminderung des Sanierungs- und Nachrüstungs- 
aufwandes von Kanal- und Mischwasserentla- 
stungssystemen, 

- Grundwasseranreicherung, 

- Optimierung des Kosten-Nutzen- Verhältnisses 
beim Abwasseranlagenbau und -betrieb und 

- Stabilisierung der Abwassergebühren. 

Das Ableiten von Niederschlagswasser aus Außen- 
bereichen und das Einleiten von Niederschlagswas- 
ser in das Kanalnetz sind grundsätzlich zu vermei- 
den. Der auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 
niedergehende Regen ist durch eine umweltbewußte 
Landbewirtschaftung an Ort und Stelle zurückzuhal- 
ten und/oder zu versickern. Zur Vermeidung bzw. 


12.4 Finanzierung 

Die Finanzierung der überörtlichen Abwasseranla- 
gen erfolgt auf der Basis der Richtlinie für die Ge- 
währung von Finanzhilfen des Saarlandes für den 
Bau von Abwasseranlagen zur Erhaltung und Ver- 
besserung der Gewässergüte. 

Gefördert werden die Finanzierungskosten für Inve- 
stitionen für den Neubau und die Nachrüstung 
(Erweiterung, Verbesserung) von Abwasseranlagen 
sowie von Anlagen zur Beseitigung des Klärschlam- 
mes durch die Gewährung von Zinsvergünstigungen 
für Kredite. Ausgenommen hiervon sind Maßnah- 
men, die Bestandteil des innerörtlichen Entwässe- 
rungssystems sind. Die förderbaren Kosten werden 
anhand der spezifischen Kosten in Abhängigkeit der 
Ausbaugröße der Kläranlagen nach Kostenrichtwer- 
ten ermittelt. 

Die finanzielle Förderung der kommunalen Maßnah- 
men für die Niederschlagswasserbehandlung und für 
Maßnahmen der Fremdwasserentflechtung und früh- 
zeitigen Fremdwasservermeidung erfolgt nach der 
Richtlinie für die Gewährung von Zuwendungen für 
Maßnahmen zur ökologischen Optimierung der Ab- 
wassereinleitung und -behandlung. 

Danach werden Maßnahmen der Niederschlagswas- 
serbehandlung mit 50% der förderbaren Kosten. 
Maßnahmen zur Entflechtung oder zur Reduzierung 
der Einleitung von Fremd- und Niederschlagswasser 
in öffentliche Abwasseranlagen wurden bis 1997 mit 
45% der förderbaren Kosten unterstützt. Diese För- 
derquote erhöht sich um 10%, werm der Zuwen- 
dungsempfänger seine Berechnung der Abwasser- 
gebühr zumindest auf der Grundlage des Trinkwas- 
serverbrauchs und der abflußwirksamen versiegel- 
ten Flächen vomimmt. Fördert der Zuwendungs- 
empfänger auch noch die dezentrale Rückhaltung 
von Niederschlagswasser, die Dachbegrünung oder 
die oberirdische Ableitung oder Versickerung von 
Niederschlagswasser, erhöht sich der für die Ent- 
flechtungsmaßnahmen gewährte Zuschuß um wei- 
tere 15%. 

Die förderbaren Kosten werden pauschal ebenfalls 
anhand von Kostenrichtwerten ermittelt. 
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13. Freistaat Sachsen 

Mit hohem Personaleinsatz wirkt Sachsen in der 
Arbeitsgemeinschaft für die Reinhaltung der Elbe 
und ihren Ausschüssen mit, die insbesondere die 
Arbeitsgruppen der Internationalen Kommisssion 
zum Schutz der Elbe mit Informationen bedienen. 
So hat die Arbeitsgruppe Aktionsprogramme der 
IKSE, die unter dem Vorsitz des BMU steht, den 
Entwurf eines umfassenden Bricht es über die Er- 
füllung des Aktionsprogramms Elbe mit Abrech- 
nungstermin 31. Dezember 1997 erstellt und der ge- 
meinsamen Beratung der Delegationsleiter und der 
Arbeitsgruppe K der IKSE am 5. Mai und 6. Mai 
1998 in Prag präsentiert. Darin sind umfassende 
und länderspezifische Informationen zu den erfolg- 
ten Maßnahmen in den Elbe -Anliegerländern zum 
Schutz der Elbe und damit für die Nordsee ent- 
halten. 


14. Sachsen-Anhalt 


14.1 Ausgangslage 

Das Land Sachsen- Anhalt hatte nach dem Jahr 
1989 bezüglich des Eintrages von Schadstoffen in 
die Gewässer eine denkbar schlechte Ausgangs- 
position. 

Der Anschlußgrad der Bevölkerung an eine öffent- 
liche Kanalisation betrug 1990 ca. 66%, der an eine 
kommunale Kläranlage ca. 56%. Vorhandene Kanal- 
netze waren überaltert bzw. überlastet oder sanie- 
rungsbedürftig. 

Etwa 15% des Abwassers der damals rd. 2,9 Mio. 
Einwohner wurde unbehandelt in die Gewässer ein- 
geleitet, ca. 51 % des Abwassers erfuhr eine mecha- 
nische, lediglich 34 % zusätzlich eine biologische Rei- 
nigung. Der Anteil der weitergehenden Abwasser- 
behandlung durch eine 3. Reinigungsstufe konnte 
vernachlässigt werden. 

Die direkten bzw. indirekten Einleitungen der 
Industrie enthielten ein erhebliches Schadstoff- 
potential. 


14.2 Gefähriiche Stoffe 

Nachdem in den Jahren 1990 und 1991 durch 
Produktionseinschränkungen und -Stillegungen 
enorme, teilweise sprunghafte Verbesserungen der 
Wasserbeschaffenheit in den Gewässern Sachsen- 
Anhalts eingetreten sind, war diese Entwicklung 
in den meisten Gewässern im Jahr 1993 abge- 
schlossen. 

Die bis 1996 wirksam gewordenen Abwasserbehand- 
lungsmaßnahmen relevanter industrieller Abwasser- 
einleiter trugen zu einer weiteren Verringerung des 
Schadstoffeintrages auch bei den 36 gefährlichen 
Stoffen aus der Liste der vorrangig zu behandelnden 


Schadstoffe (Anlage 1 A der Erklärung der Minister 
der 3. INK) bei. 

Die Auswirkungen dieser Maßnahmen auf die Was- 
serbeschaffenheit ist bei den Fließgewässem deutlich 
zu erkermen und durch Konzentrationsrückgänge 
nachweisbar. Da ein direkter Vergleich zwischen 
1985 und 1995 in Sachsen- Anhalt nicht möglich ist, 
ergibt ein Vergleich dieser Stoffe in der Wasserphase 
der Elbe an der Meßstelle Sandau zwischen 1992 
und 1996 bei fast allen Stoffen eine Verringerung um 
50%. Etliche Stoffe befinden sich unterhalb der 
Nachweisgrenze. 

Jedoch sind etwa zwei Drittel der größeren Fließge- 
wässer Sachsen-Anhalts noch immer kritisch bela- 
stet. Dabei verlagern sich die Schwerpunkte in der 
Gewässerbelastung von Sauerstof fhaushalt, der or- 
ganischen Belastung und des Nährstoffgehaltes, zu 
toxischen organischen Spurenstoffen und zu Schwer- 
metallen/Metalloiden. 

Erfahrungen hinsichtlich der Auswirkungen von 
Hochwassersituationen der letzten Jahre auf die 
Gewässergüte machen deutlich, daß an die Sedi- 
mente der Gewässer noch ein erhebliches Schad- 
stoffpotential gebunden ist, das durch Mobilisie- 
rung in Richtung Nordsee bewegt werden kann. 
Schwerpunkte dieser Ablagerungen sind in Wei- 
ßer Elster, Wipper, Saale, Mulde, Elbe und Ilse zu 
sehen. 

Seit 1995 werden daher neben der regelmäßigen Über- 
wachung der Gewässer des Landes durch den gewäs- 
serkxmdlichen Landesdienst (verankert im Wasser- 
gesetz des Landes Sachsen-Anhalt) auch die Sedi- 
mente der o. g. Rießgewässer untersucht. Neben der 
Fließgewässerüberwachung wird durch ein umfang- 
reiches Abwasseruntersuchungsprograrrun durch die 
Behörden und die Einleiter selbst eine verstärkte Kon- 
trolle bezüglich der gefährlichen Stoffe vorgenommen, 
xim rechtzeitig Gewässerschutzmaßnahmen ergreifen 
zu können. 


14.3 Nährstoffe 

Obwohl im Land Sachsen -Anhalt seit 1990 ca. 
3 Mrd. DM in Anlagen für die Abwasserbeseiti- 
gung investiert worden sind, besteht noch immer 
ein erheblicher Nachholbedarf. Dafür werden 
nochmals Aufwendungen in Höhe von ca. 6 Mrd. 
DM notwendig sein. Davon werden ca. 1,6 Mrd. 
DM in den Kläranlagenneu- bzw. -ausbau flie- 
ßen. Für die Errichtung und den Ausbau von Orts- 
netzen und Verbindungsleitungen werden ca. 
4,4 Mrd. DM einzusetzen sein. Nach bisherigen 
Ermittlungen sind damit ca. 6 100 km Ortskanali- 
sation und ca. 2 700 km Überleitungen zu finan- 
zieren. 

Im Zeitraum von 1990-1996 wurden 178 Kläranlagen 
mit einer Gesamtkapazität für etwa 2,5 Mio. EW neu 
errichtet bzw. so ximgebaut und erweitert, daß sie 
den gesetzlichen Anforderungen entsprechen. Dabei 
gestaltet sich die Struktur der kommunalen Abwas- 
serbehandlungskapazitäten wie folgt: 
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Größenklasse der Anlagen 
nach Einwohnerwerten 

Anzahl der Kläranlagen 

angeschlossene Einwohner (Mio.) 

1990 

1995 

1996 

1990 

1995 

1996 

kleiner 1 000 EW 


170 

189 


0,05 

0,06 

1 000 bis 5 000 EW 

wurde 

105 

105 

wurde 

0,13 

0,14 

5 000 bis 20 000 EW 

nicht 

40 

48 

nicht 

0,23 

0,25 

20 000 bis 50 000EW 

erfaßt 

25 

32 

erfaßt 

0,49 

0,48 

50 000 bis 100 000 EW 


7 

7 


0,17 

0,28 

über 1 000 000 EW 


11 

10 


0,82 

0,82 

Insgesamt 

287 

358 

391 


1,89 

2,03 


Der Anschlußgrad der Bevölkerung an die öffentliche Das Niveau der kommunalen Abwasserbehandlung 
Kanalisation betrug 1996 76,2 %. gestaltet sich wie folgt: 


Reinigungsstufe 

1990 

1995 

1996 

unbehandelt 

14 , 8 % 

7,8% 

7,5% 

Mechanik 

51 , 1 % 

49,3% 

31 , 6 % 

Biologie 

33 , 6 % 

26 . 4 % 

22 , 5 % 

3. Reinigungsstufe 

0 , 5 % 

16 , 5 % 

38 , 3 % 

Einwohner im Land Sachsen- Anhalt (Mio.) 

2,89 

2,8 


Anschlußgrad an KA 

56 , 1 % 

69,2% 



Die Sanierung der Abwasserbehandlung des Landes 
erfolgt nach einem Sanierungsprogramm. Dabei ist 
in einem ersten Schritt die Sanierung vorhandener 
Abwassereinleitungen bei Kommunen mit einer Ab- 
wasserlast größer 10 000 EW in Angriff genommen 
worden. 

Der Neu- und Ausbau von Kläranlagen hat in Sach- 
sen-Anhalt zu einer weiteren Verringerung der orga- 
nischen und Nährstoffbelastung der Fließgewässer 
beigetragen. 

Die früheren Hauptlieferanten an Nährstoffen und 
organischen Einträgen (Schwarze Elster, Mulde, 
Saale und der Großraum Magdeburg) führen bei 
Einmündung in die Elbe, als Haupt ader Sachsen- 
Anhalts, kaum mehr zu einer Frachterhöhung. 

Dieser positive Trend läßt sich auch bei einem Blick 
in die Tabelle der Klassifikation der größeren Fließ- 
gewässer des Landes erkennen, obwohl es im Jahr 
1996 bedingt durch geringere Abflüsse abschnitts- 
weise zu Verschlechterungen von der Güteklasse II 
bis III zu III und von der Güteklasse III zu III-IV kam 
(Tabelle Seite 143). 

Die positive Entwicklung wird beispielsweise auch 
dadurch dokumentiert, daß seit 1993 der Sauerstoff- 
gehalt der Elbe ausgeglichen ist. Die mittleren Sauer- 


stof fkonzentrationen bewegten sich 1996 zwischen 
9,6 und 10,4 mg/I. Dennoch ist trotz des Belastungs- 
rückgangs der letzten Jahre in den Fließgewässern 
ein relativ hoher Nährstoffgehalt zu verzeichnen, 
was in den Sommermonaten zur Algenmassenent- 
wicklung führt. 

Der Bau weiterer Kläranlagen und Kanalnetze oder 
deren Erweiterung bzw. Sanierung wird nach wie vor 
von der Höhe der dafür verfügbaren Mittel abhän- 
gen. 

Die in einer Höhe von ca. 3 Mrd. DM bis zum Jahr 
1996 getätigten Investitionen im Abwasserbereich 
wurden mit Zuwendungen von Land, Bund und EG 
in Höhe von 1 Mrd. DM gefördert. 

Die folgenden bedeutenden bereits im Bau befind- 
lichen Kläranlagen werden zur weiteren Verringe- 
rung des Nährstoffeintrages in die Elbe und damit 
in die Nordsee aus dem Gebiet Sachsen- Anhalts bei- 
tragen. 

- Fertigstellung 1997 


Kläranlage Dessau/Roßlauf 

120 TEW 

Kläranlage Weißenfels 

60TEW 

Kläranlage Zeitz 

40 TEW 

Kläranlage Quedlinburg 

30 TEW 
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1989/90 

1994 

1995 ‘) 

1996’) 

LAWA-Gewässergüteklasse 

Fluß 

km 

Anteil 

in% 

Fluß 

km*) 

Anteil 
in % 

Fluß 

km*) 

Anteil 
in % 

Fluß 

km 

Anteil 

in% 

I 

unbelastet bis 

sehr gering belastet 

8 

0,5 

5 

0,3 

5 

0,3 

5 

0,3 

I-Il 

gering belastet 

22 

1,4 

39 

2,6 

39 

2,6 

40 

2,6 

11 

mäßig belastet 

128 

8,4 

481 

31,6 

536 

35,2 

496 

32,6 

Il-lll 

kritisch belastet 

498 

32,7 


61,6 

896 

53,9 

950 

62,4 

III 

stark verschmutzt 

661 

43,3 

58 

3,3 

45 

2,9 

22 

L4 

III-IV 

sehr stark verschmutzt 

93 

6,1 


0 

0 

0 

10 

0,7 

IV 

übermäßig verschmutzt 

115 

7,6 

2 

0,1 

1 

0,1 

0 

0 


*) bezogen auf 1522 Fliißkilometer 
bezogen auf 1523 Flußkilometer 

Daten auf der Basis detaillierter Untersuchungen überarbeitet 


Fertigstellung 1998 

Kläranlage Halle/S.-Nord 

150 TEW 

Kläranlage Halle/S .Tafelwerder 

120 TEW 

Kläranlage Aschersleben 

32 TEW 

Kläranlage Köthen 

40 TEW 

Kläranlage Schönebeck 

31 TEW 

Fertigstellung 2000 

Kläranlage Magdeburg 

325 TEW 


14.4 Diffuse Einträge 

Nach wie vor haben Nährstoff einträge aus der Land- 
wirtschaft einen nicht unerheblichen Anteil an der 
Stickstoff- und Phosphorbelastung der Gewässer. 

Zur Verminderung dieser Einträge wurden im Was- 
sergesetz des Landes Sachsen- Anhalt 1993 die recht- 
lichen Voraussetzungen geschaffen, um erforderliche 
Nutzungsbeschränkungen bei Gewässerschonstrei- 
fen und Überschwemmungsgebieten für die Land- 
wirtschaft durchzusetzen. Wurden Einschränkungen 
für die Landwirtschaft nach diesem Gesetz noch 
durch den Ermessensspielraum der Wasserbehörden 
geregelt, so ist nach der Novellierung im Jahr 1997 
im Gewässerschonstreifen u. a. gesetzlich verboten: 

- Grünland in Ackerland umzubrechen, 

- Dünge- und Pflanzenschutzmittel auszubringen, 

- wassergefährdende Stoffe, einschließlich organi- 
sche Dungstoffe zu lagern oder abzulagern, 

- eine intensive Beweidung ohne Einvernehmen mit 
der Naturschutzbehörde vorzunehmen. 


15. Schleswig -Holstein 
15.1 Allgemeines 

Der Schutz von Nord- und Ostsee ist unverändert 
eine zentrale Aufgabe der schleswig-holsteinischen 
Umweltpolitik, die sich auf viele Teilbereiche er- 
streckt. Ziel ist es, die Belastungen aus Schleswig- 


Holstein soweit zu verringern, wie dies heute tech- 
nisch möglich und wirtschaftlich vertretbar ist. Dar- 
über hinaus sollen mit einer Vielzahl von Program- 
men und Einzelmaßnahmen Chancen für ökolo- 
gische Verbesserungen und Entwicklungen eröffnet 
werden, die direkt oder indirekt dem Schutz von 
Nord- und Ostsee zugute kommen. Dabei konnten in 
der Vergangenheit durch enge Kooperationen inner- 
halb der Verwaltung auf allen Ebenen und mit einem 
hohen Engagement auch außerhalb der Verwaltung 
beachtliche Erfolge bei der Verminderung der Bela- 
stungen und beim Schutz der marinen und der ter- 
restrischen Ökosysteme erreicht werden. Aufgrund 
der räumlichen Gegebenheiten und der praktische 
deckungsgleichen Anforderungen für den Schutz 
von Nord- und Ostsee und der internationalen 
Zusammenarbeit der jeweiligen Anliegerländer 
(1.-4. INK/HELCOM-Empfehlungen) bestehen hin- 
sichtlich der landesspezifischen Umsetzungen und 
der dazu erforderlichen Programme keine Unter- 
schiede zwischen beiden Meeresgebieten. Die zur 
Umsetzung der Internationalen Nordseeschutzkonfe- 
renzen durchgeführten Programme und Maßnahmen 
dienen deshalb gleichzeitig auch dem Schutz der 
Ostsee und erstrecken sich auf beide Einzugsgebiete, 
soweit sie nicht von vornherein regional begrenzt 
sind, wie z. B. auf den Schutz des Wattenmeeres. 


15.2 Abwasserbehandlung/ 

Kommunales Abwasser 

Die von den Internationalen Nordseeschutzkonferen- 
zen ausgehenden Forderungen zur drastischen Ver- 
ringerung der Nährstoff einträge (P/N) als Vorbedin- 
gung für die Verminderung übermäßiger Eutrophie- 
rung konnte am schnellsten über abwasser-techni- 
sche Maßnahmen (Netzerweiterungen, Erhöhung 
des Anschlußgrades) und über den schrittweisen 
Ausbau aller Kläranlagen im gesamten Einzugsge- 
biet von Nord- und Ostsee in Richtung gezielter 
Nährstoff Zurückhaltung erreicht werden (Phosphor- 
enimination/Nitrifikation/Denitrifikation). Der Ein- 
stieg in die gezielte Nährstoffelimination erfolgte in 
Schleswig-Holstein flächendeckend bereits 1988 
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mit dem Phosphorsofortprogramm. Dem schloß sich 
1989 das Dringlichkeitsprogramm an^ mit dem die 
38 größten schleswig-holsteinischen Kläranlagen (82 % 
des Abwasseranfalls) mit der modernsten verfügba- 
ren Technologie zur Phosphor- und Stickstoffenimi- 
nation sowie zur Schwebstoff entnähme nachgerüstet 
wurden. Die zur Teilnahme an diesem freiwilligen 
Sonderprogramm und damit als Voraussetzung zur 
Mitfinanzierung durch das Land im Kläranlagenab- 
lauf geforderten Überwachungswerte - zunächst als 
Richtwerte - von: 

Gesamtstickstoff <10 mg/1 bei Temperaturen im 
biolog. Reaktor von > 12 '"C 

Gesamtphosphor <0,5 mg/1 

absetzbare Stoffe < 5 mg/1 Trockensubstanz 

lagen dabei deutlich über den noch heute bundes- 
weit geltenden Anforderungen nach der entspre- 
chenden Abwasserverordnung des Bundes. Die Ein- 
haltimg dieser verschärften Werte im Ablauf der je- 
weiligen Kläranlage erforderte zunächst noch erheb- 
liche Forschungs- und Entwicklungsarbeit. Schles- 
wig-Holstein konnte über die Förderung dieser Ent- 
.wicklungsarbeiten unter Beteiligung von verschiede- 
nen Hochschulinstituten einen deutlichen Beitrag 
zur Weiterentwicklung der kommunalen Abwasser- 
reinigungstechnik und zur Fortschreibung der natio- 
nalen Regelwerke leisten. 

Die im Rahmen dieses Programms inzwischen ge- 
bauten Anlagen erfüllen aufgrund ihres hohen Stan- 
dards bereits heute auch mittel- bis langfristig er- 
kennbare künftige Anforderungen, so daß die übli- 
che Praxis der ständigen Nachrüstung und Anpas- 
sung von Kläranlagen an die technische Entwicklung 
zumindest für die nächsten 10 bis 15 Jahre bei diesen 
Anlagen entfällt. 

Das Dringlichkeitsprogramm aus dem Jahre 1989 
wurde zwischenzeitlich mit dem* Programm „Ausbau 
kommunaler Kläranlagen mit Anschlußwerten von 
mehr als 10 000 EW entsprechend den Anforderun- 
gen der Richtlinie des Rates vom 21. Mai 1991 über 
die Behandlung von kommunalem Abwasser 
(91/271/EWG)" fortgeschrieben. Damit und mit der 
dazu ergangenen „Landesverordnung über die 
Beseitigung von kommunalem Abwasser (Kom- 
AbwVO)" vom 1. Juli 1997 wird die von der EU auch 
zur Umsetzung der INK-Beschlüsse erlassene Richt- 
linie über die Behandlimg von kommunalem Abwas- 
ser konsequent umgesetzt. 

Unter die EU-Richtlinie fallen in Schleswig-Holstein 
67 Anlagen. Nachdem davon bereits 33 Anlagen im 
Rahmen des Dringlichkeitsprogramms des Landes 
nachgerüstet werden und zusätzlich weitere 12 Anla- 
gen 1995 mit Einrichtungen zur P- und N-Elimination 
ausgerüstet wurden, ist sichergestellt, daß die über- 
wiegende Zahl der Kläranlagen in Schleswig-Hol- 
stein die Anforderungen der EU-Richtlinie richth- 
nienkonform bis zum 31, Dezember 1998 erfüllen. 
Die übrigen Anlagen befinden sich dann in einem 
fortgeschrittenen Baustadium. Damit nimmt Schles- 
wig-Holstein eine Spitzenstellung bei der Umsetzung 
der EU-Richtlinie ein. 


Mit dem Abschluß dieses Programms sind jedoch die 
Möglichkeiten zur Verminderung der Nährstoffein- 
träge aus Punktquellen weitgehend ausgeschöpft. 
Das Schwergewicht wird damit künftig bei der Ver- 
minderung der Einträge aus diffusen Quellen und so- 
mit im Bereich Landwirtschaft liegen. 

15.3 Gewerbliches Abwasser 

Gewerbliches Abwasser hat in Schleswig-Holstein 
im Vergleich zum kommunalen Abwasseranfall eine 
erheblich geringere Bedeutung. Das Schwergewicht 
auf diesem Gebiet lag dabei in den letzten Jahren bei 
der Vorbehandlung von gewerblichem Abwasser vor 
Einleitung in kommunale Kanalisationsnetze (Indi- 
rekteinleiter). Die Erfassung der Betriebe wurde in- 
zwischen abgeschlossen. Für einen Großteil der Ein- 
leitungen wurden die nach der Indirekteinleiterver- 
ordnung erforderlichen Einleitungserlaubnisse erteilt 
und damit auch Art und Umfang der Vorbehandlung 
geregelt, so daß die Möglichkeiten der Schadstoffzu- 
rückhaltung auf diesem Wege inzwischen ebenfalls 
weitgehend ausgeschöpft sind. 

15.4 Belastungen über die Atmosphäre 

Schad- und Nährstoffeinträge in Nord- und Ostsee 
über die Atmosphäre (naß und trocken) zählen nach 
wie vor zu den größten Belastungspfaden. Auch 
wenn sich die Luftemissionen aus Schleswig-Hol- 
stein aufgrund der vorherrschenden Windrichtung 
nicht direkt auf die Niederschlagswasserbeschaffen- 
heit über der Nordsee aus wirken, bedeutet die kon- 
sequente Umsetzung emissionsrechtlicher Regelun- 
gen indirekt auch eine Belastungsreduzierung der 
Meeresgebiete von Nord- und Ostsee durch vermin- 
derte luftseitig bedingte Einträge über die Binnenge- 
wässer. Die Immissionssituation hat sich in Schles- 
wig-Holstein nach Untersuchung der lufthygieni- 
schen Überwachung des Landes für ein Großteil der 
in diesem Zusammenhang relevanten Schadstoffe im 
Laufe der vergangenen Jahre spürbar verbessert. 

Eine Reduzierung konnte jedoch nicht für Stickstoff- 
oxyde festgestellt werden. Dies entspricht dem all- 
gemeinen überregionalen Trend. Er läßt auch für 
Schleswig-Holstein den Rückschluß zu, daß hinsicht- 
lich der Stickstoffimmissionen die erfolgreiche Um- 
setzung der Großfeuerungsanlagen vor Ort zumin- 
dest teilweise durch das steigende Verkehrsaufkom- 
men kompensiert wurde. Hauptquellen anthropo- 
gener Stickstoffemissionen bleiben nach wie vor die 
Feuerungsanlagen Industrie und Gewerbe, der 
Hausbrand und weiterhin als größte Emittenten der 
zunehmende Verkehr und die Landwirtschaft. 

15.5 Einträge über Binnengewässer/ 

Schutz der Binnengewässer 

Ein bedeutsamer Anteil der Nährstoffeinträge aus 
Schleswig-Holstein in die Küstengewässer von Nord- 
und Ostsee erfolgt über die einmündenden Gewäs- 
ser. Die Schadstoffzurückhaltung auf diesen Ein- 
tragspfaden ist deshalb ebenfalls ein Beitrag zur Ver- 
minderung der Belastung der Küstengewässer und 
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damit zum Schutz vor Nord- und Ostsee. Im Sinne 
eines integrierten Umweltschutzes geht es hierbei 
nicht ausschließlich um stoffliche Aspekte, sondern 
um die Regeneration der Gewässerökosysteme ins- 
gesamt. Diesem Ziel dienen die in Vorbereitung be- 
findlichen Förderprogramme: 

- integrierter Fließgewässerschutz, 

- integrierter Seenschutz, 

- Wiedervemässung von Niedermooren. 

Zielrichtung des integrierten Fließgewässerschut- 
zes ist die leitbildorientierte Entwicklung einzelner 
Gewässersysteme. Die Planungen konzentrieren 
sich dabei auf die Wiederherstellung der Durchgän- 
gigkeit, die Verbesserung der Gewässerbettstruk- 
turen, die weitgehend eigendynamische Entwick- 
lung der Gewässer und die Rückgewinnung ehe- 
maliger Überschwemmungsflächen. Die auf diesem 
Wege erreichte Verringerung der Abflußleistung 
führt gleichzeitig zu einer deutlichen Verringerung 
des Nährstofftransportes (N/P) und damit zu einer 
Verringerung der Nährstoffeinträge in die Küsten- 
gewässer Eine vergleichbare Konzeption wurde für 
den integrierten Seenschutz entwickelt. Auch hier 
geht es um eine deutliche Verringerung diffuser 
Nährstoffeinträge und damit letztlich auch um die 
Verminderung des Nährstofftransportes bis in die 
Küstengewässer 

Eine weitere gezielte Stickstoffzurückhaltung soll mit 
dem Programm zur Wiedervemässung von Nieder- 
mooren über gezielte Wasserstandsanhebungen er- 
reicht werden. 

Die nach den Kläranlagen-Ausbauprogrammen be- 
reits angelaufenen bzw. in Vorbereitung befindlichen 
Förderprogramme zeigen zudem, daß sich die Ver- 
minderung der Nährstoffeinträge in Nord- und Ost- 
see zunehmend von den Punktquellen zum flächen- 
haften Gewässerschutz entwickelt. 


15.6 Bilanzierung der Nährstoffeinträge 

Seit 1977 werden die jährlichen Nährstof feinträge 
aus dem schleswig-holsteinischen Nordseeeinzugs- 
gebiet ermittelt. Gmndlage dafür sind Abflußmes- 
sungen in vier Haupteinzugsgebieten sowie regel- 
mäßige Gewässergütebeprobungen. Seit 1991 wer- 
den dafür sowohl monatÜche Einzelkonzentrationen 
als auch monatliche Abflußspenden zugmndegelegt. 
Auf diese Weise werden 70 % des gesamten oberirdi- 
schen Einzugsgebiets erfaßt. Die Einträge für die 
Jahre 1977 bis 1996 sind in der nachfolgenden 
Tabelle aufgelistet. 

Erkennbar wird daraus eine deutliche Verringemng 
des Phosphoreintrages im Laufe der Jahre; demge- 
genüber sind vergleichbare Erfolge bei der Vermin- 
demng der Stickstof feinträge nicht zu belegen, hier 
besteht eine starke Abhängigkeit von den jeweiligen 
Niederschlägen und damit von landwirtschaftlichen 
Einträgen. 

Das Land Schleswig-Holstein war bestrebt, den Er- 
kenntnisstand auf diesem Gebiet zu erweitern, um 
zusätzliche Einsatzpunkte für weitere Vermeidungs- 


Tabelle 1 

Ermittelte Einträge an Gesamtstickstoff (N) und 
Gesamtphosphor (P) aus dem gesamten Einzugsgebiet 


Jahr 

Gesamt-N 

t/a 

Gesamt-P 

t/a 

Jahresabfluß 
Mio. mVa 

1977 

7 569 

442 

1084 

1978 

8515 

568 

1521 

1979 

9 776 

757 

1595 

1980 

11038 

946 

2 158 

1981 

9 776 

820 

2 408 

1982 

6 307 

505 

1474 

1983 

8 515 

631 

1683 

1984 

7 569 

347 

1556 

1985 

7 884 

536 

1795 

1986 

6 623 

599 

2 115 

1987 

7 569 

536 

1759 

1988 

7 920 

706 

2 160 

1989 

4 373 

323 

1 233 

1990 

6 206 

299 

1441 

1991 

6 747 

306 

1506 

1992 

6 633 

248 

1449 

1993 

7 216 

222 

1660 

1994 

9 391 

398 

1998 

1995 

6 761 

264 

1587 

1996 

2 772 

107 

690 


Strategien zu entwickeln. Diesem Ziel diente u. a. das 
vom Umweltbundesamt geforderte Forschungsvor- 
haben „ Nährstof fbelastungen in Marschgewässem" 
sowie eine Reihe weiterer Forschungsarbeiten zur 
Erfassung und Beeinflussung diffuser Nährstoffein- 
träge. 

1S.7 Maßnahmen in der Landwirtschaft 

Die landwirtschaftliche Nutzung trägt über diffuse 
Einträge in erheblichem Umfang zur Belastung der 
Küstengewässer \md danüt von Nord- und Ostsee 
bei. Die Verminderung dieser diffusen Einträge ist 
daher ein wichtiger Teilaspekt des Schutzes von 
Nord- und Ostsee. Im Sinne der Beschlüsse der 
4. INK und der vorausgegangenen Nordseeschutz- 
konferenzen sind folgende Maßnahmen hervorzu- 
heben: 

- nextensive Landbewirtschaftung durch Umstel- 
lung/Beibehaltung des ökologischen Landbaus, 
dies erfolgt bis Ende 1997 auf 297 Betrieben, die 
eine Fläche von 15 748 ha bewirtschaften, 

- extensive Landbewirtschaftung durch Umstel- 
lung/Beibehaltung extensiver Grünlandnutzung 
(7 462 ha), 

- konjunkturelle Flächenstillegung (jährlich rd. 
63 000 ha), 

- Umsetzung der Verordnung über die Grundsätze 
der guten fachlichen Praxis beim Düngen (Dünge- 
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VO) mit Schwerpunkt bei der landwirtschaftlichen 

Beratung hinsichtlich 

- noch bedarfsorientierter Düngung der Kultu- 
ren, 

- Verlagerung der Wirtschaftsdüngerausbrin- 
gung in das Frühjahr, 

- Nutzung von emissionsarmen Ausbringungs- 
techniken mit guter Verteilungsgenauigkeit, 

- weitere Intensivierung der Beratung beim Einsatz 

von Pflanzenschutzmittel mit Schwerpunkten: 

- Erarbeitung imd praxisgerechter Einsatz des 
Schwellenwertprinzips, 

- MinderungA^erminderung von Pflanzenschutz- 
mitteleinträgen in die Oberflächengewässer bei 
der Ausbringung imd vor allem der Säuberung 
der Geräte, 

- flächendeckende Einrichtung von Prüfstellen 
für Pflanzenschutzgeräte, so daß An/Abfahrts - 
wege der Gerätehalter praxisgerecht sind und 
die gesetzlich vorgeschriebene Kontrollpflicht 
mit Akzeptanz der Gerätehalter wahrgenom- 
men werden kann. 

- weitere Förderung von integrierten Anbauver- 
fahren bei allen Ackerbaukulturen. 

Es hat sich gezeigt, daß insgesamt in Schleswig-Hol- 
stein mit geringerem Pflanzenschutzmitteleinsatz so- 
wie Düngemitteleinsatz steigende Erträge erreicht 
werden, d. h. der Einsatz dieser Betriebsmittel auf- 
grund der stetig gestiegenen Sachgründe der An- 
wender über Beratung und Ausbildungsmaßnahmen 
zeigt erste positive Effekte, die sich letztlich auch in 
einer Verminderung der Nähr- imd Schadstoffein- 
träge in die Nordsee auswirken. 

15.8 Schiffsentsorgung 

Anlagen und Einrichtungen zur Übernahme von 
Schiffs abfällen sind in allen schleswig-holsteinischen 
Häfen vorhanden. Die Entsorgung erfolgt bisher 
nach dem Verursacherprinzip, d. h. die Abrechnung 
erfolgt auf privatwirtschaftlicher Basis und für jeden 
Einzelfall. Schleswig-Holstein unterstützt jedoch die 
Einrechnung der Entsorgungskosten in die Hafenge- 
bühren nach dem „no special fee" System, wie es in- 
zwischen für die Ostsee von der Helsinki-Komirüs- 
sion empfohlen wurde, um so ein Höchstmaß an An- 
reiz für die Nutzung der in den Häfen vorhandenen 
Auffanganlagen zu schaffen. Schleswig-Holstein hat 
sich daher von Anbeginn für eine Übertragung die- 
ses Systems auch auf die relevanten Nordseehäfen 
ausgesprochen, um Wettbewerbsverzerrungen auf 
diesem Wege von vornherein auszuschließen. Einer 
im Einvernehmen zwischen BMU und Schleswig- 
Holstein eingerichteten und von Schleswig-Holstein 
geleiteten Arbeitsgruppe ist es unter Einbeziehung 
aller davon betroffenen Kreise gelungen, die gegen 
eine solche Entsorgungskonzeption bestehenden 
Widerstände insbesondere in Kreisen der Schiffahrt 
und Transportwirtschaft abzubauen und eine ge- 
meinsame Position zur Entwicklung einer entspre- 
chenden Richtlinie der Europäischen Gemeinschaft 
zu erarbeiten. Gemäß der vom Bundesrat vorgenom- 


menen Regelungen zur Begleitung derartiger Richt- 
linien durch die Länder obliegt dem Land Schleswig- 
Holstein die Koordinierung der Länderpositionen zu 
dieser Richtlinie. 

15.9 Substitution von Tributyizinn- und anderen 
organozinnhaltigen Antifouling-Anstrichen 
auf Schiffen 

Schleswig-Holstein unterstützt aktiv die Arbeiten zur 
Entwicklung nicht- toxischer Alternativen für Anti- 
foulinganstriche auf Organozinn- und Kupferbasis. 
Ein besonderer Schwerpunkt liegt dabei auf der Wei- 
terentwicklung der Produktinnovation Chitosan für 
den Bereich der ökologischen Naturfarben ein- 
schließlich von Sportboot- Antifoulinganstrichen. Ziel 
dieses Projektes ist es, die in Naturfarben als Löse- 
mittel gebräuchlichen Terpene zu ersetzen. Dabei 
werden auch Chitosanformulierungen im Hinblick 
auf ihre Antifouling-Eigenschaften getestet. Dieses 
Projekt wird auch von der Deutschen Bundesstiftung 
Umwelt (DBU) finanziell gefördert. 

Darüber hinaus beteiligt sich Schleswig-Holstein ge- 
meinsam mit Niedersachsen und Hamburg seit dem 
Frühjahr 1998 an einem länderübergreif enden Pro- 
jekt zur Praxiserprobung nicht- toxischer Versuchsbe- 
schichtungen. Damit werden erstmals die neuen 
TBT-freien Schutzanstriche unter Praxisbedingungen 
und irüt wissenschaftlicher Begleitung getestet. 

15.10 Monitoring und Überwachung 

Schleswig-Holstein beteiligt sich an der konzeptio- 
nellen Weiterentwicklung der Monitoringprogramme 
und führt die dazu auf sein Gebiet entfallenden Ar- 
beiten durch. Dies gilt sowohl für die Weiterentwick- 
lung des Bund-Länder-Meßprogramms Nordsee 
(BLMP) in den Küstengewässem als auch für die im 
Rahmen der Trilateralen Wattenmeerkonferenz ab- 
gesprochenen Beobachtungs- und Meßprogramme 
im Wattenmeer. Beide Programme erfordern einen 
hohen finanziellen Aufwand und binden darüber 
hinaus in großem Umfang Personal sowohl bei der 
Datenerhebung als auch bei der späteren Auswer- 
tung. 

Darüber hinaus führt das Land Schleswig-Holstein 
vom Frühjahr bis zum Herbst ein hubschrauberge- 
stütztes Überwachungsprogramm zur Algenfrüher- 
kennung in der Nordsee und seit einiger Zeit auch in 
der Ostsee durch, um Algenentwicklungen frühzeitig 
zu erkennen und im Hinblick auf die Beeinträchti- 
gung der Badewasserqualitäten zu beurteilen. Zu- 
gleich sind diese Aktivitäten Teil der internationalen 
Bemühungen, die Erkenntnisse über die Ursachen 
ungewöhnlicher Algenentwicklungen zu verbessern 
um daraus ggf. auch Rückschlüsse für Vermeidungs- 
strategien entwicklen zu können. 

15.11 Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer 

Zum Schutz des Wattenmeeres und speziell der zum 
Nationalpark Wattenmeer gehörenen Gebieten wer- 
den seit Jahren besondere Anstrengungen unter- 
nommen. Hierbei erfolgt eine enge Abstimmung mit 
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den angrenzenden Gebieten in den Niederlanden 
und Dänemark. Die dabei getroffenen Verabredun- 
gen zur Durchführung eines grenzüberschreitenden 
Monitorings-Programms werden gegenwärtig ziel- 
strebig umgesetzt. 

Zu den weiteren Schutzstrategien gehören: 

- Einrichtung eines Nationalparkservices mit einem 
hauptamtlichen Informations- und Betreuungs- 
dienst zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwi- 
schen den im Nationalpark tätigen Organisationen 
und Verbindung des Naturschutzes und der Tou- 
rismuswirtschaft. Hierzu zählt auch das 1996 ein- 
geführte Besucherinformationssystem mit speziel- 
len Informationsangeboten für die Besucher des 
Nationalparkes, um hierdurch das Verständnis für 
den Schutz der sensiblen Bereiche im Wattenmeer 
zu verbessern. 

- Ausbau der Ötosystemforschung Wattenmeer 

1996 wurde als Ergebnis der jahrelangen Ökosy- 
stemforschung im Wattenmeer ein Synthesebe- 
richt dieses interdisziplinären Großforschungspro- 
jektes vorgestellt. Teil der daran enthaltenen Ar- 
beitsergebnisse der an der Erstellung des Berich- 
tes beteiligten Wissenschaftler und Wissenschaft- 
lerinnen sind auch eine Reihe wissenschaftliche 
begründeter Vorschläge zur Weiterentwicklung 
des Nationalparks, die gegenwärtig auf breiter Ba- 
sis mit der Bevölkerung diskutiert werden. 

- Beendigung der Strandbeparkung 

Gemeinsam mit der Gemeinde St. Peter Ording 
konnte ein Konzept zur Beendigung der jahrzehn- 
telangen Strandbeparkung erarbeitet werden, um 
die aus dieser Nutzung resultierenden Beeinträch- 
tigungen zu vermeiden. 

- Miesmuschelmanagement 

Für den schleswig-holsteinischen Teil des deut- 
schen Wattenmeeres konnte mit den Fischern eine 
Vereinbarung zum Schutz der dort befindlichen 
Wildmuscheln und Muschelkulturflächen erreicht 
werden. 

- Vorlandmanagement 

Mit den für den Küstenschutz zuständigen Stellen 
konnte ein langfristiges Konzept zur naturverträg- 
lichen Vorlandentwicklung verabredet werden. 
Auf den als Vorrangflächen für natürliche Ent- 
wicklung ausgewiesenen Gebieten werden künf- 
tig technische Maßnahmen nicht, bzw. nicht mehr 
stattfinden. Die damit verbundenen Veränderun- 
gen und Entwicklungstendenzen werden im Rah- 
men eines Monitoring-Programms beobachtet und 
dokumentiert. Insgesamt wird auch davon eine 
Stärkung des Ökosystems Wattenmeer erwartet. 

- Umsetzung der FFH-Richtlinie im Wattenmeer 

Schleswig-Holstein hat 1996 dem BMU den Natio- 
nalpark „ Schleswig-Holsteinisches Wattenmeer" 
mit angrenzenden Salzwiesen (150 m-Streifen im 
Kreis Nordfriesland) zusammen mit 21 weiteren 
Gebieten im Nordseeküstenbereich einschließlich 
des Helgoländer Felssockels als Beitrag zum 
Schutzgebietssystem Natura 2000 benannt. Die 


darin aufgeführten Gebiete nehmen insgesamt 
eine Fläche von 294 340 ha ein. Alle diese zusam- 
menhängenden Gebiete sind aufgrund der Le- 
bensraum- und Artenvorkommen gemäß Anhang I 
und II der FFH-Richtlinie und unter Berücksichti- 
gung des Kohärenzkriteriums als Gebiete gemein- 
schaftlicher Bedeutung geeignet und wurden we- 
gen ihrer besonderen ornithologischen Bedeutung 
gleichzeitig als besondere Schutzgebiete nach der 
EU-Vogelschutzrichtlinie vorgeschlagen. 


16. Freistaat Thüringen 

16.1 Thüringer Kommunalabwasserverordnung 

Die Thüringer Verordnung zur Umsetzung der Richt- 
linie 91/271/EWG über die Behandlung von kommu- 
nalem Abwasser trat am 7. November 1997 nach Ver- 
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt des 
Freistaates Thüringen (G VBl. S. 368) in Kraft, 

Artikel 5 Abs. 1 der Richtlinie verpflichtet die Länder 
zur Ausweisung empfindlicher Gebiete gemäß den 
in Anhang II der Richtlinie festgelegten Kriterien. 
Die Nordsee erfüllt diese Bedingungen bereits, wie 
insbesondere die Veröffentlichungen der Oslo- und 
Paris Kommission und der Bericht der Bundesregie- 
rung über die Umsetzung der Beschlüsse der 3. Inter- 
nationalen Nordseekonferenz (3. INK) belegen. Nach 
Artikel 5 Abs. 5 der Richtlinie gelten in den Wasser- 
einzugsgebieten empfindlicher Gebiete dieselben 
Anforderungen, wie in einem empfindlichen Gebiet. 
Da das gesamte Gebiet Thüringens zum Einzugsge- 
biet der Nordsee gehört, werden die Anforderungen 
wie in empfindlichen Gebieten gestellt. 

Im Freistaat Thüringen haben 39 gemeindliche Ge- 
biete größer 10 000 Einwohnerwerte (EW) den Anfor- 
derungen einer weitergehenden Abwasserreinigung 
mit Nährstoff eleminierung für Phosphor und/oder 
Stickstoff bis zum 31. Dezember 1998 zu genügen. 
Davon verfügen bereits 30 Gemeinden über eine den 
Anforderungen entsprechende Abwasserbehand- 
lung. Für 9 Gemeinden muß die Abwasserbehand- 
lungsanlage entsprechend angepaßt werden. 

Von der zweiten Frist, bis zum 31. Dezember 2005 
biologische Abwasserbehandlungsanlagen zu er- 
richten, sind in Thüringen 103 gemeindliche Gebie- 
te zwischen 2 000 und 10 000 EW betroffen. Davon 
haben bereits 33 eine solche Anlage errichtet. Von 
den noch 70 zu errichtenden Anlagen befinden sich 
derzeit 12 im Bau und 18 in unmittelbarer Vorberei- 
tung. 

16.2 Stand der Nährstoffeleminierung 
in Thüringen 

In den letzten Jahren wurde durch den Bau und 
die Rekonstruktion von Abwasserbehandlungsan- 
lagen mit weitergehender Reinigungsleistung die 
Nährstoffeliminierung wesentlich erhöht. Im Jahr 
1995 wurde ein Frachtabbau bei Phospor von 69,5 % 
und bei Stickstoff von 57,5 % erreicht. Durch weitere 
abwassertechnische Maßnahmen konnte die Lei- 
stung der Nährstof feliminierung 1997 bei Phospor 
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auf 82,1 % und bei Stickstoff auf 61,8 % erhöht wer- 
den. In den nächsten Jahren ist vor allem bei Stick- 
stoff eine weitere Frachtreduzierung zu erwarten, 
da große Kläranlagen wie Erfurt, Weimar und Jena 
ihre Ausrüstung zur Stickstoffeüminierung anpas- 
sen. 


16.3 Umsetzung der Richtlinie 91 /676/EWG 
(Nitratrichtlinie) 

Die noch erforderliche Umsetzung der Nitratrichtlinie 
hinsichtlich Bauweise und Fassungsvermögen von 
Anlagen zum Lagern und AbfüUen von Jauche, 
GüUe, Festmist und Silagesickersäften (JGS- Anla- 
gen) erfolgt anhand der LAWA- Mustervorschrift in 
Form einer Ergänzung der Thüringer VAwS. Die 
LAWA Must er- VO wurde zwischenzeitlich durch das 
BMU zur Notifizierung an die EG -Kommission wei- 
tergeleitet. 

Der Verordnungsentwurf und die entsprechende Ver- 
waltungsvorschrift befinden sich derzeit in der Anhö- 


rung, mit dem Inkrafttreten der geänderten Thür- 
WAws und ThürWAwS ist ab März 1998 zu rechnen. 


16.4 Maßnahmen zur Reduzierung 
gefährlicher Stoffe 

1 . Stand der Erhebung der Einleiter gefährlicher Stoffe 

Im Rahmen der Erfassung der Abwassereinleiter von 
EG-geregelten Stoffen (EU -Richtlinie 76/464/EWG 
und Tochterrichtlinien) sowie der Verpflichtung der 
neuen Bundesländer über den bisherigen Erfüllungs- 
Stand der Anpassung der Abwassereinleiter zu be- 
richten, erfolgt seit dem Jahr 1994 eine jährliche Zu- 
sammenfassung der erteilten Sanierungsanordnun- 
gen (SAG) für bestehende Abwassereinleitungen so- 
wie deren Umsetzungsfristen. Die Entwicklung beim 
Stand der Erfassung der Abwassereinleiter, unter- 
schieden in Anforderungen erfüllt bzw. nicht erfüllt, 
sowie der Stand der Sanierungsanordnungen, ist für 
die Jahre 1994 und 1997 in der nachfolgenden 
Tabelle dargestellt. 



1994 

1997 

Erfassung 

Direkt- 

Einleiter 

Indirekt- 

Einleiter 

Gesamt 

Direkt- 

Einleiter 

Indirekt- 

Einleiter 

Gesamt 

abwasserrelevante Unternehmen 

69 

58 

127 

71 

84 

155 

Unternehmen, 

die die Anforderungen erfüllen 

31 

36 

67 

57 

69 

126 

Unternehmen, 

die die Anforderungen nicht erfüllen .... 

davon 

38 

22 

60 

14 

15 

29 

T InfpmphTTipn mit S AO 1 2/1 994 

8 

0 

8 

- 

- 

- 

Unternehmen mit SAG 12/1995 

12 

2 

14 

- 

- 

- 

Unternehmen mit SAG 12/1996 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Unternehmen mit SAG 12/1997 

1 

2 

3 

4 

2 

6 

Unternehmen mit SAG 12/1998 

- 

- 

- 

3 


3 


21 

4 

25 

7 

2 

9 

Überarbeitung 

von wasserrechtüchen Bescheiden 

3 

10 

13 

1 

3 

4 

Sonstige Unternehmen 
(Privatisierung, unbestimmte Rechts- 
verhältnisse, Zergliederung von Groß- 
betrieben in viele kleine Nutzer u. ä.) .... 

14 

8 

22 

6 

10 

16 


Die Sanierungsanordnungen enthalten die Anforde- 
rungen nach § 7a Wasserhaushaltsgesetz (WHG), so- 
wohl für Direkt- als auch für Indirekteinleitungen. 
Die vorgegebenen Sanienings Zeiträume von 2 bis 
3 Jahren konnten aus wirtschaftlichen Gründen nicht 
in jedem Fall gehalten werden, so daß in Einzelfällen 
die Sanierungsfristen verlängert werden mußten. 


2. Regelungen für Indirekteinleitungen 

Die Genehmigungspflicht zur Indirekteinleitung ist 
im Freistaat Thüringen durch § 59 Abs. 1 Thüringer 
Wassergesetz (ThürWG) vom 10. Mai 1994 (GVBl. 
S. 445), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. De- 
zember 1995 (GVBl S. 413) bestimmt. Es ist vorgese- 
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hen, in der noch im Entwurf vorliegenden Thüringer 
Indirekteinleiterverordnung (ThürlndEV) die Aus- 
nahmen von der Genehmigungspflicht nach § 59 
Abs* 2 ThürWG, die Pflicht der Anzeige nach § 59 
Abs. 3 ThürWG sowie die Tätigkeit und Zulas- 
sung von sachverständigen Stellen zu regeln. Die 
ThürlndEV wird voraussichtlich ab Mitte 1998 in 
Kraft treten. 

16.5 Maßnahmen Im Bereich der Landwirtschaft 

Zur Reduzierung der Einträge von Nährstoffen und 
Pflanzenschutzmitteln in die Gewässer und in Böden 
werden in Thüringen vielfältige Maßnahmen für die 
Beratung sowie Förderprogramme für die landwirt- 
schaftliche Praxis angeboten. 

Wesentliche Ansätze sind hier Exten^ivierungsmaß- 
nahmen in der Landwirtschaft. Ziel ist die Weiterent- 
wicklung von boden- und umweltschonenden Pro- 
duktionsverfahren. Alle Fördermaßnahmen sind im 
„Programm zur Förderung von umweltgerechter 
Landwirtschaft, Erhaltung der Kulturlandschaft, Na- 
turschutz und Landschaftspflege" (KULAP) gebün- 
delt. Grundlage dieses Programms ist die Verord- 
nung (EWG) Nr. 2078/92 vom 30. Juni 1992. 

Zuwendungen erhalten landwirtschaftliche Unter- 
nehmen, die sich in einem Zeitraum von fünf Jahren 
verpflichten, bestimmte Produktionsweisen einzuhal- 
ten imd Pflegemaßnahmen durchzuführen. 

180 000 ha (= 20 %) der landwirtschaftlichen Fläche 
werden nach diesen Grundsätzen bewirtschaftet. Im 
Programmteil D des KULAP werden Demonstrations- 
vorhaben und Weiterbildungsmaßnahmen gefördert. 


Hier werden vorwiegend Maßnahmen unterstützt, 
die der Anwendung umweltgerechter landwirtschaft- 
licher Produktionsverfahren dienen. 

Im Wirtschaftsjahr 1996/97 wurden für das Förder- 
programm KUIAP Thüringen insgesamt 68 080 305 
DM verausgabt. Die Ausgaben schließen die nicht 
durch den EAGFL, Abt. Garantie kofinanzierten 
Maßnahmen und die über die erstattungsfähigen 
Höchstbeträge hinausgehenden Zahlungen ein. 

Das „Förderprogramm zur Einführung des integrier- 
ten umweltgerechten Pflanzenschutzes" hat das Ziel, 
den Aufwand von PSM einzuschränken. Um entspre- 
chend Vorgehen zu können, sind die Bonituren der 
Bestände und die Ermittlung des Schädlingsbefalles 
unter Einbeziehung der Schadschwelle einzelner 
Fruchtarten wichtige Voraussetzungen. 

In Verbindung der Erkenntnisse des Programmes 
„Integrierter Pflanzenschutz 2000" wird der Einsatz 
von PSM-Aufwandmengen reduziert. Bisherige Un- 
tersuchungen des Grund- und Trinkwassers bestäti- 
gen die geringen Belastungen des Wassers in Thürin- 
gen. 

Um die Wasserqualitäten in Wasserschutzgebieten 
zu erhöhen, werden Vereinbarungen zwischen den 
Wasserversorgungsunternehmen und Landwirt- 
schaftsbetrieben mit dem Ziel einer flächendecken- 
den standortangepaßten Wirtschaftsweise abge- 
schlossen. Hauptinhalte dieser Vereinbarungen sind 
die Reduzierung des Düngemittelaufwandes um 
20% bei Stickstoff, die Nmin -Untersuchungen im 
Frühjahr und Herbst sowie die gezielte Begrünung 
von Stillegungsflächen. 
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